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Miniſterpräſident und Bundeskanzler 
(1866-870). 


I. Beendigung des Konflikts. 


weifellos war Bismarck bis zur großen Entſcheidung 
des Jahres 1866 im Sinne der üblichen Partei— 
gruppierung ein konſervativer Mann. Die große 
Mehrzahl der Zeitgenoſſen, insbeſondere auch ſeiner 
Landsleute, haben in ihm nur den Verteidiger des 
Beſtehenden und zwar des Beſtehenden im Sinne 
des Veralteten, Verkommenen, nicht mehr Berech— 
tigten geſehen. Und doch kann für geſchichtliche Der 
trachtung kein Zweifel beſtehen, daß die Tätigkeit 
dieſes konſervativen Politikers ihr eigentliches Gepräge bis dahin durch 
Niederbrechen und Einreißen, Zerſetzen und Zerſtören erhalten hatte. Allein 
ſo war es ihm möglich geworden, die überlebten hiſtoriſchen Gebilde zu 
befeitigen, den Bundestag und was auf ihm beruhte: Öfterreichs deutſche 
Stellung und das Machtfpielen, die Selbſtherrlichkeit und Selbſtgerechtig⸗ 
keit der deutſchen Mittel- und Kleinſtaaten. Er hatte den Boden freigelegt für 
Neubauten; jetzt mußte der ſchaffende Staatsmann ſich betätigen. 
Oberflächliche Betrachtung kann der Wandel als ein Zwieſpalt in der 
Natur des Mannes erſcheinen; er ift überaus häufig von Zeitgenoſſen und 
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von Späteren ſo aufgefaßt worden. Und doch umſchließt die zwei Naturen 
in der Bruſt des Helden eine ſie beherrſchende Einheit. Er kannte als 
höchſtes und letztes Ziel nur Deutſchlands ſtaatlichen Zuſammenſchluß, 
die Entwicklung ſeines Volkes zu Macht und Größe, zu Glück und 
Wohlfahrt, die allein auf feſter ſtaatlicher Ordnung ſicher ruhen können. 
Der Weg dahin aber lag klar vor ſeinem Blick. Er konnte nur durch⸗ 
meſſen werden in Fühlung mit den Zeitgedanken, im Anſchluß an fie. 

Die aber waren beherrſcht nicht nur von dem Verlangen nach national 
begründeten und abgegrenzten, ſondern auch nach liberal regierten Staats— 
gebilden. Für ſie waren Volkstum und Volkswille die führenden Ge— 
walten im ſtaatlichen Leben. Niemals hat Bismarck dieſen Gedanken vorbe— 
haltlos zugeſtimmt; er war viel zu wenig doktrinär, um ſich als Staatsmann 
je auf unverbrüchliche Grundſätze feſtzulegen. Aber er wußte längſt, daß er 
ohne Beachtung, Berückſichtigung, ja Benutzung der Zeitſtrömungen nicht 
regieren könne, unter keinen Umſtänden in prinzipientreuem, unentwegtem 
Widerſtande gegen ſie. Es galt, die Schätze, die im Beſtehen des preußiſchen 
Staates für Deutſchlands Zukunft bereit lagen, die gefeſtigte Krongewalt, die 
ſtraffe Staatszucht, lebendig zu erhalten, ſie für unſer ganzes Volk wirkſam, 
vorbildlich zu machen. Über ſie hat Bismarck in der Folgezeit ſchützend ſeine 
Hand gehalten; ſoweit ſie nicht gefährdet wurden, hat er nicht nur dem 
nationalen, ſondern auch dem liberalen Gedanken genügend Bewegungsfrei— 
heit gegönnt, befruchtend auf unſer Volksleben zu wirken, vor allem in der 
Grundfrage, der geſicherten, geordneten Mitarbeit an der Regierung von 
Staat und Reich. 

Die erſte und vornehmſte Aufgabe, die zur Löſung ſtand, Voraus— 
ſetzung aller weiteren Erfolge, war die Wiederherſtellung des gegenſeitigen 
Vertrauens zwiſchen Preußens Regierung und Volk. 


Ein engliſches Sprichwort ſagt: „Nichts hat beſſeren Erfolg als der 
Erfolg.“ Auch die Erfahrung von 1866 belegt ſeine Richtigkeit. Bismarck 
hat noch anderthalb Jahrzehnte ſpäter im Reichstage daran erinnert, was 
geſchehen wäre, hätte der Krieg mit einer Niederlage geendet. „Die alten 
Weiber hätten Sie zu Hauſe mit Beſenſtielen totgeſchlagen“, hatte ihm 
„einer ſeiner Kameraden“ auf dem Schlaͤchtfelde von Königgrätz geſagt. 


Beendigung des Konflikts. A 


Jetzt begrüßte ihn allgemeiner Jubel. Zu ſehr war Preußens Volk von 
ſoldatiſchem Geiſt durchdrungen, als daß nicht ſchon der Krieg an ſich 
auf ſeine politiſchen Anſichten umgeſtaltend hätte wirken ſollen. Nun die 
Siege! Die Politik des ſo heftig bekämpften Miniſters hatte eine glänzende 
Rechtfertigung erfahren. Im Hinblick auf die auswärtigen Verwicklungen 
war das Abgeordnetenhaus am 9. Mai auf Antrag des Staatsminiſteriums 
aufgelöſt worden. Am Tage von Königgrätz wurde neu gewählt. Der ent— 
ſcheidende Sieg konnte noch keine Wirkung äußern; gleichwohl zeigte das 
neue Haus eine völlig veränderte Zuſammenſetzung. Die konſervative Partei, 
in der Konfliktszeit auf u Mitglieder zurückgegangen, ſtieg auf mehr als 
100; nahezu die Hälfte der Abgeordneten konnte als regierungsfreundlich 
gelten. Man ſtand der Volksvertretung ganz anders gegenüber als bisher. 
Der Gedanke der Verſöhnung drängte ſich beiden Teilen wie von ſelber 
auf. Es iſt aber nicht leicht geworden, ihn in geeigneter Form durchzu— 
führen. 

Bismarck hat von vornherein einen Ausgleich als Frucht der zu er— 
ringenden kriegeriſchen Erfolge in Ausſicht genommen. Gegen die Kabinctte 
hatte er zu den Waffen gegriffen; nun ihr Widerſtand gegen die Einigung 
Deutſchlands unter Preußens Führung niedergeſchlagen war, hatte der gegen 
Preußens Volk gebrauchte Zwang ſeinen Zweck erreicht. An ſeine Stelle 
mußte, wollte man zum Ziele gelangen, das Einvernehmen treten. Nur ſo 
war es möglich, haltbare ſtaatliche Ordnung zu ſchaffen. 

Dieſe Überzeugung war auch im Miniſterium vertreten. Von der Heydt, 
der am 5. Juni an Bodelſchwinghs Stelle die Leitung der Finanzen über— 
nommen hatte, war nur unter der Bedingung eingetreten, daß ein Ausgleich 
mit der Volksvertretung geſucht werde. Er hat dann ſelbſt die Form ent— 
worfen, in der nach feiner Meinung Indemnität beim Landtag nachzuſuchen 
ſei, iſt aber mit ſeiner Vorlage, in der zugeſtanden war, daß die in der 
Konfliktszeit gemachten Staatsausgaben der geſetzlichen Grundlage entbehr— 
ten, auf Widerſtand bei den Kollegen geſtoßen. Die Mehrheit der Miniſter 
legte Gewicht darauf, daß das Recht der Regierung, auch ohne verfaſſungs— 
mäßig zuſtande gekommenes Budgcet geſetzlich feſtgelegte, fortlaufende Aus— 
gaben zu leiſten, ein Recht, das heute ernſtlich nicht mehr beſtritten wird, 
ausdrücklich gewahrt, kein „Schuldbekenntnis“ abgelegt werde. 
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Dem entſprach ein Thronrede-Entwurf des Miniſters des Innern, Eulen— 
burgs. Beide Vorlagen ſind ins Hauptquartier gegangen, und der König 
hat ſich noch vor Nikolsburg auf Bismarcks Rat für den liberalen von der 
Heydts entſchieden. Da die Gegner ſich damit aber nicht zufrieden gaben, 
ſondern unter der Führung des Juſtizminiſters von der Lippe erneut Vor⸗ 
ſtellungen an den König richteten, auch führende Konſervative, darunter Kleiſt— 
Netzow, widerſprachen, iſt der König in feinem Entſchluſſe wankend geworden. 
So iſt es auf der Heimfahrt von Prag nach Berlin im Eiſenbahnwagen zu 
der „viele Stunden langen Unterredung“ mit dem Könige gekommen, von 
der Bismarck in den „Gedanken und Erinnerungen“ erzählt. Er vertrat die 
Anſchauung, daß im Nachſuchen der Indemnität nicht ein Schuldbekenntnis 
liege, ſondern eine Aufforderung an die Volksvertretung, die Handlungsweiſe 
der Regierung als „richtig und pflichtnäßig“ anzuerkennen. Der König 
erwies ſich Bismarcks Vorſtellungen zugänglich. Aber noch als Greis er⸗ 
innerte ſich dieſer, daß die Unterredung für ihn „ſehr angreifend war, weil 
ſie ſtets in vorſichtigen Formen geführt werden mußte“. Der Kronprinz, 
der zugegen war, beteiligte ſich nicht an dem Gedankenaustauſch, ließ aber 
durch den „leichtbeweglichen Ausdruck ſeines Mienenſpiels ſein volles Ein⸗ 
verſtändnis“ mit Bismarck erkennen, deffen dringender Wunſch es war, die 
Frage im Einvernehmen mit dem Thronfolger beantwortet zu ſehen. 

Für Bismarcks Haltung iſt die Überzeugung maßgebend geweſen, daß 
der „nationalen Politik die Sehnen durchſchnitten, die Bahn deutſcher 
Politik verſchüttet“ fein würde, wenn man jetzt nicht zu einer Verſtändigung 
mit der Volksvertretung gelangte. Die Waffen hatten geleiſtet, was allein ſie 
leiſten konnten; der weitere Ausbau des Werkes konnte nur durch „mora— 
liſche Eroberungen“ vollzogen werden. Hatte Preußens Führer bisher als 
deren Gegner, deren Verächter gegolten, fo ſollte Deutſchland Gelegenheit 
gegeben werden, umzudenken. 

So konnte die Thronrede, mit welcher der König am 5. Auguſt den Land— 
ag eröffnete, das erlöſende Wort ſprechen, das weithin im Lande Widerhall 
weckte und den erfochtenen Siegen erſt die rechte Weihe gab. Es ward 
daran erinnert, daß in den letzten Jahren kein Staatshaushalt vereinbart 
worden ſei, und ausdrücklich anerkannt, daß die Staatsausgaben dieſer Zeit 
der geſetzlichen Grundlage entbehrten, aber auch hervorgehoben, daß man nach 
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gewiſſenhafter Prüfung in pflichtmäßiger Überzeugung unter dem Zwange einer 
„unabweisbaren Notwendigkeit / gehandelt habe; „man hege das Vertrauen, 
daß die jüngſten Ereigniffe dazu beitragen werden, die unerläßliche Ver⸗ 
ſtändigung inſoweit zu erzielen, daß der Regierung in bezug auf die ohne 
Staatshaushaltsgeſetz geführte Verwaltung die Indemnität erteilt werde“. 

Die am 14. Auguſt eingebrachte Vorlage wurde am 3. September mit 
230 gegen 75 Stimmen angenommen, allerdings nicht ohne daß Bismarck 
Anlaß gefunden hatte, gegenüber verſuchter Unterſchiebung falſcher Motive 
darauf hinzuweiſen, daß „dem Miniſterium viele Vorwürfe gemacht worden 
ſeien, der der Furchtſamkeit noch nicht“. Der Adreſſe, mit der das Haus 
der Abgeordneten die Thronrede beantwortete, hatten nur 5 Mitglieder ihre 
Zuſtimmung verſagt. 

Der Geiſt der politiſchen Verſöhnlichkeit, der hier wirkſam wurde, hat 
auch fernerhin Bismarcks Verhalten geleitet. Der geſunde Wirklichkeits⸗ 
finn, unerläßliche Vorbedingung alles durchgreifenden Schaffens, war in 
dem Begründer deutſcher Einheit zu lebendig, als daß er ſich von Partei⸗ 
anſchauungen hätte gefangen nehmen laſſen. Mehr als es den bisherigen 
Helfern und Geſinnungsgenoſſen manchmal erwünſcht und richtig ſchien, faſt 
ängſtlich iſt Bismarck bemüht geweſen, den durchkämpften Konflikt ver⸗ 
geſſen zu machen und neuen Zwiſtigkeiten vorzubeugen. Sein Kollege, der 
Miniſter des Innern, Graf Eulenburg, hat in dieſer Zeit über ihn geäußert: 
Bismarck iſt gar nicht wieder zu erkennen. Die dümmſten Fragen und Ein⸗ 
wendungen beantwortet er mit unermüdlicher Geduld und mit, ich kann nur 
ſagen, kindlicher iebenswürdigkeit. Er iſt ein zu merkwürdiger Menſch“. Des 
Mannes unvergleichliche Fähigkeit, fein Handeln ausſchließlich dem einen 
Ziele dienſtbar zu machen, hat an den Erfolgen der nächſten Jahre, an dem 
Ausbau des vergrößerten Preußens zum Deutſchen Reiche einen kaum zu 
überſchätzenden, gar nicht hinweg zu denkenden Anteil. 
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2. Beginn der Neuordnung. 


a hat in den Gedanken und Erinnerungen erklärt, daß er in dieſen 
Jahren äußerlich mit den Verhältniſſen Preußens zu den neu er— 
worbenen Provinzen und den übrigen norddeutſchen Staaten, innerlich aber 
mit der Stimmung der auswärtigen Mächte und der Erwägung ihrer politi— 
ſchen Verhältniſſe beſchäftigt geweſen ſei. Daß das Erreichte nur etwas 
Vorläufiges ſein konnte, war klar, ebenſo aber auch, daß eine weitere Aus⸗ 
dehnung preußiſch⸗deutſcher Macht in größerem oder geringerem Umfange auf 
europäiſchen Widerſtand ſtoßen werde. Ihn in Schranken zu halten, war die 
zu löſende Aufgabe, Vorbedingung ihrer Löſung aber, Zweifel an der inneren 
Feſtigkeit der neuen Bildung im Auslande möglichſt wenig aufkommen zu 
laſſen. So entſchloß ſich Bismarck, „jeden Schachzug im Innern darauf 
zu prüfen, ob er den Eindruck der Solidarität“ im Auslande fördern oder 
ſchädigen könne; das iſt ihm die Richtſchnur für die Politik der nächſten 
Jahre geworden. Das zarte Pflänzlein einheitlichen geſamtdeutſchen Staats⸗ 
gefühls hat ſich ſo unter ſeiner behutſamen Pflege zum ſtarken Baum ent⸗ 
wickelt und nach und nach in unſerem Volke alle anderen politiſchen Über: 
zeugungen und Empfindungen überſchattet. 

Sicher lag ſein Gedeihen auch weiten Kreiſen am Herzen, die Bismarcks 
Gegner geweſen waren. Aber die Meinungsverſchiedenheiten über den ein⸗ 
zuſchlagenden Weg waren durch den Erfolg, der vorläufig in ſeinem Sinne 
errungen worden war, keineswegs ausgeglichen. Die Richtung, welche die 
Einigung hatte herbeiführen wollen auf Grund eines gleichmachenden Volks⸗ 
willens, hatte kaum eine erhebliche Schwächung erfahren und beharrte in 
dieſer Bahn auch, als der Zuſammenſchluß zunächſt erfolgen ſollte auf Grund 
freiwilliger oder erzwungener Verſtändigung der Kabinette. Sie neigte nach 
wie vor zu ſcharfem Vorgehen gegen Sonderrechte und Sondereinrichtungen 
der Einzelſtaaten und gegen Anſprüche ihrer angeſtammten Herren. Im 
Landtag kam das zum Ausdruck, und Bismarck mußte wiederholt mahnen, 
von den Bundesſtaaten nicht mehr Opfer zu fordern als unerläßlich. Er 
dachte die Schwierigkeiten der Verbindung „auf deutſche Art zu überwinden, 


Beginn der Neuordnung. 9 


durch Schonung der Eigentümlichkeiten und allmähliche Eingewöhnung, 
nicht, wie es bei romaniſchen Völkern üblich, mit einem Schlage “/. Gerade 
unter den Männern, die leidenſchaftlich gegen den „Bruderkrieg“ geredet 
hatten, fanden ſich Kritiker, denen das Maß der Ausnutzung des Sieges 
gegen die Überwundenen nicht genügte. Bismarck hatte im Landtag die 
Weisheit zu lehren, daß die Politik nicht die „Aufgabe der Nemeſis habe, 
fondern zu tun, was für den Staat eine Notwendigkeit ſei“. Er mußte 
nörgelndem Tadel der grundſätzlichen Gegner die zuverſichtliche Erwartung 
entgegenhalten, daß „eine ſpätere Geſchichte“ anerkennen werde, daß „die 
Benutzung der Siege eine ziemlich kühne war“, und mußte daran erinnern, 
daß man ſich mit Recht um ſo ſchwerer entſchließe zu „einer Ausbeutung des 
Sieges, die nicht mehr den Charakter des Mutes, ſondern den der Wag⸗ 
halſigkeit trage“, je größer die geficherten Errungenſchaften ſchon ſeien. Er 
hatte ſich in derſelben Weiſe zu wehren wie in Nikolsburg, nur nach der 
entgegengeſetzten Seite hin. 


Dem Landtage iſt die Frage des Wahlgeſetzes für den zu begründenden 
Norddeutſchen Bund vorgelegt worden. 

Sie war durch die einleitenden Schritte, die gleichzeitig mit der Loslöſung 
Preußens vom Deutſchen Bunde getan waren, vor der Offentlichkeit ſchon 
gewiſſermaßen entſchieden. Am 10. Juni 1866 hatte Bismarck den deutſchen 
Regierungen, am 14. dem Bunde mitteilen laſſen, daß die Beruſung einer 
deutſchen Geſamtvertretung auf Grund des Reichswahlgeſetzes vom 12. April 
1840 geplant werde; am 16. Juni war eine Aufforderung an die Staaten 
Norddeutſchlands ergangen, die nötigen Anordnungen zutreffen für die Durch 
führung der Wahl. Das Reichswahlgeſetz vom 12. April 1849 gewährte 
ein allgemeines und direktes Wahlrecht für alle unbeſcholtenen Bürger des 
damals geplanten deutſchen Reiches. 

Wenn Bismarck ſo in entſcheidender Stunde auf die Tätigkeit des Frank⸗ 
furter Parlaments zurückgriff, die er doch ſo nachdrücklich wie nur möglich 
bekämpft hatte, ſo beſtimmte ihn dazu zunächſt die Tatſache, daß die Reichs⸗ 
verfaffung von 1849 zeitweiſe von zahlreichen und insbeſondere von faſt allen 
denjenigen Regierungen anerkannt worden war, deren Vereinigung jetzt in 
Frage ſtand. Auf die Zuſtimmung der Regierungen zu den von ihm ge— 
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planten Neuerungen legte Bismarck aber nicht nur zu Anfang, ſondern auch 
weiterhin und mit Recht ein Hauptgewicht. Sie kamen jetzt in die Lage, 
verwerfen zu müſſen, was ſie früher gebilligt hatten, wenn ſie Widerſpruch 
erheben wollten. Das iſt denn auch in erwähnenswerter Weiſe nicht geſchehen. 

Beſtimmend aber war nicht nur Rückſicht auf die Regierungen, ſondern 
auch auf das deutſche Volk. Soweit es liberal dachte — und das tat doch die 
große Mehrheit aller derjenigen, die zur Bildung einer öffentlichen Meinung 
mitwirkten —, hing es an der Verfaſſung von 1849. Daß ihre Durch⸗ 
führung durchkreuzt worden war, galt dieſen Kreiſen fortgeſetzt als ein fi chweres 
Unrecht und ein großes Unglück, das unſerem Volke widerfahren war. Wenn 
jetzt der Boden anerkannt wurde, aus dem dieſe Verfaſſung gewachſen war, 
anerkannt wurde von dem Staatsmanne, der nicht ohne Grund als ihr ge⸗ 
ſchworener Gegner gegolten hatte, ſo mußte das verſöhnend wirken, die 
Neigung zur Mitarbeit, die Hoffnung auf eine trotz allem gedeihliche Weiter⸗ 
entwicklung beleben. 

Es kam aber noch etwas Weiteres hinzu. Bismarck hatte die Erfahrung 
machen müſſen, daß die von ihm am 21. April 1849 empfohlene Anderung 
des preußiſchen Wahlrechts auf die Dauer nicht die erwartete Wirkung 
hatte. Sie hatte zwar mehr und mehr die von ihm herbeigewünſchte „Ariſto⸗ 
kratie der Intelligenz“ ans Ruder gebracht, aber gerade dieſe Volkskreiſe 
erwieſen ſich als von den politiſchen Zeitideen beherrſcht, wurden die Träger 
der Oppoſition. Das demokratiſche Wahlrecht der Reichsverfaſſung konnte 
auch andere Schichten der Bevölkerung emporbringen und hat das tatſächlich 
getan. Das glaubte Bismarck jetzt nicht fo ſehr fürchten zu ſollen, begrüßte 
es eher. Seine Vorſtellungen vom Volksgeiſte waren zumeiſt begründet auf 
Bekanntſchaft mit der ländlichen Bevölkerung, insbeſondere jener der alten 
preußiſchen Provinzen, und haben ſich von der ſo geformten Auffaſſung nie 
völlig gelöſt. Er ſah da vor allen Dingen, und mit gutem Recht, den königs⸗ 
treuen Sinn und den Preußenſtolz, der in feinen bäuerlichen Landsleuten 
lebte. Zwiſchen dem Gutsherrn und ſeinen Hinterſaſſen, zwiſchen ſich und 
den neben ihm ſitzenden freien Bauern hatte er als echter oſtelbiſcher Junker 
beſten Schlages einen tieferen Gegenſatz niemals entdecken, nie auch empfinden 
können. Großſtadt⸗ und maſſenhafte Induſtriebevölkerung hatte er nie kennen 
gelernt; es gab das ja auch noch nicht, als er ſich zum Manne auswuchs. 
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Was er in der Aachener Zeit von gewerblichem Leben geſehen hatte, war ganz 
anderen Schlages, trägt heute noch ein anderes Gepräge. So konnte er ſich 
der Vorſtellung hingeben, in der vollen Teilnahme des kleinen Mannes an 
allen politiſchen Rechten möglicherweiſe ein Heilmittel zu finden gegen die 
Schäden, die er kennen gelernt und ſich gewöhnt hatte, beſonders ſchmerzlich 
zu empfinden. Schon im April 1866 hat er ſeine Auffaſſung mit den Worten 
gekennzeichnet: „Ich darf es wohl als eine auf langer Erfahrung begründete 
Überzeugung ausſprechen, daß das künſtliche Syſtem indirekter und Klaſſen⸗ 
wahlen ein viel gefährlicheres iſt, indem es die Berührung der höchften Ger 
walt mit den geſunden Elementen, welche den Kern und die Maſſe des Volkes 
bilden, verhindert. In einem Lande mit monarchiſchen Traditionen und 
loyaler Geſinnung wird das allgemeine Stimmrecht, indem es die Einflüffe 
der liberalen Bourgeoiſieklaſſen beſeitigt, auch zu monarchiſchen Wahlen 
führen, ebenſo wie in Ländern, wo die Maſſen revolutionär fühlen, zu an⸗ 
archiſchen“. 

Dieſe Überzeugung iſt in der Folgezeit nicht immer in Bismarck lebendig 
geblieben. Unter ſeinen beſten Anhängern und Mitarbeitern haben zu allen 
Zeiten nicht wenige ihre Richtigkeit beſtritten, und die Anſichten über den 
Wert unſeres Reichstagswahlrechts gehen bis auf den heutigen Tag weit 
auseinander. Als Quelle alles Heils kann man es preiſen, als Quelle alles 
Unheils verurteilen hören. In den „Gedanken und Erinnerungen“ hat Bis⸗ 
marck rückwärts blickend bemerkt, daß er 1866 „kein Bedenken getragen 
habe, die damals ſtärkſte der freiheitlichen Künſte, das allgemeine Wahlrecht, 
mit in die Pfanne zu werfen, um das monarchiſche Ausland abzuſchrecken 
von Verſuchen, die Finger in unſere nationale Omelette zu ſtecken“. Er 
fügt hinzu, daß „er nie gezweifelt habe, daß das deutſche Volk, ſobald es 
einſehe, daß das beſtehende Wahlrecht eine ſchädliche Inſtitution ſei, ſtark 
und klug genug fein werde, fich davon frei zu machen. Kann es das nicht, 
ſo iſt meine Redensart, daß es reiten könne, wenn es erſt im Sattel ſitze, 
ein Irrtum geweſen“. Das deutſche Volk iſt bis jetzt nicht in die Lage, 
auch nicht einmal in ernſte Verſuchung gekommen, dieſe Probe auf ſeine 
Stärke und Klugheit anzuſtellen, und ſeit dem 4. Auguſt 1914 ſind Zweifel 
berechtigt, ob es jemals in eine ſolche Lage kommen wird. Was wir an 
dieſem Tage und ſeitdem erlebten, gibt die beruhigende Zuverſicht, daß wir 
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auf Grund des allgemeinen Wahlrechts einen Reichstag beſitzen, der zwar 
keineswegs erfreulich zuſammengeſetzt iſt, der aber wie ein Mann bereit iſt, 
Einheit und Freiheit von Reich und Volk zu verteidigen. So lange das der 
Fall iſt, wird das deutſche Volk ſchwerlich „einſehen“, daß das beſtehende 
Wahlrecht eine „schädliche Inſtitution“ ſei; es wird wohl vorziehen, ſich 
weiter mit ihm zu behelfen. Hätte Bismarck unſere gegenwärtige Feuerprobe 
erlebt, er möchte ſich mit dieſem Mangel ſeines Werkes wieder ausgeſöhnt 
haben. Gegenüber ausgeſprochenen Verdächtigungen iſt mit Nachdruck 
darauf hinzuweiſen, daß Bismarck ſich niemals durchaus abfällig über das 
allgemeine Wahlrecht ausgeſprochen hat. Wir haben bis jetzt keinen Anlaß, 
es als eine verhängnisvolle Wendung unſerer Geſchichte zu beklagen, daß 
der Begründer unſeres Reiches anknüpfte an die Bewegung von 1848/49, 
der er ſelbſt fo feindlich gegenüber geftanden hatte, in der aber das Herzblut 
unſeres Volkes pulſierte, und der er nun ſelbſt mit klarem Blick und ge— 
ſchickter Hand einen der Eckſteine ſeines neuen Werkes entnahm: 


Die Mittel- und Kleinſtaaten haben den vorbereitenden Schritt zur Be⸗ 
rufung einer norddeutſchen Volksvertretung gutgeheißen, ohne ſich erſt noch 
mit ihren Landesvertretungen ins Benehmen zu ſetzen. Preußen, das die 
Reichsverfaſſung nie anerkannt hatte, war in einer anderen Lage. Um hier 
Gültigkeit zu erlangen, mußte das Reichswahlgeſetz mit dem Landtage ver 
einbart werden. 

Gerade gegen die Angriffe der Linken, deren Wortführer beſonders Schuber 
Delitzſch und Virchow waren, mußte der Miniſterpräſident hier feine Vorlage 
verteidigen. Man hielt nicht zurück mit Anerkennung der errungenen Er⸗ 
folge, fand aber, daß ſie nicht konſequent durchgeführt, wiederum in Kabi⸗ 
netts⸗ ſtatt in Volkspolitik ausgelaufen ſeien. Man vermißte die Feſtlegung 
von „Grundrechten“, tadelte, daß zu große Rückſicht auf die Regierungen 
genommen worden ſei; anſtatt eines bloßen Wahlgeſetzes hätte dem preußi⸗ 
ſchen Landtag ein Verfaſſungsentwurf für den zu gründenden Bund vor 
gelegt werden ſollen; Verhandlungen mit den Regierungen könnten nicht an 
die Stelle der Beratung in den preußiſchen geſetzgebenden Körperſchaften 
treten. Virchow ſchlug Ablehnung der Vorlage vor und forderte die Ein⸗ 
bringung eines Verfaſſungsentwurfs für den Norddeutſchen Bund. 
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Mit überlegener Sachlichkeit hat Bismarck dieſe Kritik zurückgewieſen. 
Er legte dar, daß man die Reichsverfaſſung nicht im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe fertig machen könne, und hob hervor, daß der materielle Widerſtand 
der zu vereinigenden Regierungen wohl nicht groß ſei, er „den rechtlichen 
aber nicht ſo gering anſchlagen könne“. Gegenüber der vorhandenen Nei— 
gung zu gewaltſamer Einordnung alles Widerſtrebenden blieb er der beſon— 
nene Staatsmann, der ſchonſam an das Beſtehende anknüpft, es nur hin⸗ 
wegräumt, wo es wirklich im Wege ſteht. Er hatte vollen Erfolg. Selbſt 
ein Antrag auf Gewährung von Tagegeldern wurde am 12. September mit 
152 gegen 124 Stimmen verworfen, weil er geeignet ſchien, das Einver— 
nehmen der Kabinette zu gefährden. 

Das Jahr 1860 hat Preußen einen Gebietszuwachs gebracht, wie es ihn 
in gleicher Bedeutung noch nicht erlebt hatte, da die Erwerbungen von 1813 
nur zum Teil neu, zum Teil auch Austauſchbeſitz waren. Staatsumfang 
und Bevölkerungszahl waren ziemlich um ein Viertel des bisherigen Be⸗ 
ſtandes gewachſen. Die Einzelheiten der Neuerwerbungen fanden auch im 
preußiſchen Volke nicht überall Billigung; uicht allein der König hat Land⸗ 
gewinn ſüdwärts gewünſcht. Andrerſeits ſind mancherlei Einwände er— 
hoben worden gegen die Entthronung der regierenden Häufer in Hannover, 
Kurheſſen und Naſſau. Bismarck iſt darin aber feſt geblieben. Oſten und 
Weſten der preußiſchen Monarchie drängten nach einer territorialen Ver— 
bindung; der Staat blieb gefährdet, fo lange fie nicht geſichert war. 1866 
batte das erwieſen. Den Hinweis auf die Teilung Sachſens im Jahre 
1815 lehnte Bismarck ab. Im hannoverſchen und auch im heſſiſchen Fürſten— 
baufe ſah er dauernd gefährliche Nachbarn, auch wenn fie nur im Beſitz 
der Hälfte ihres Landes geblieben wären. 

Die Bevölkerung der annektierten Gebiete hat ſich verhältnismäßig raſch 
in die neuen Verhältniſſe hineingefunden. Das änderte aber nichts an der 
Tatſache, daß zunächſt für den vollen Anſchluß an Preußen nicht allzuviel 
Stimmung vorhanden war. In der Freien Reichs- und deutſchen Bundes: 
hauptſtadt Frankfurt fehlte ſie ganz; ſehr wenig war ſie bei den Schleswig⸗ 
Holſteinern verbreitet, die ſich ihres Herzogs beraubt ſahen „mehr in Hannover. 
Hier hatte unter Bennigſens und Miquels Führung die liberale und nationale 
Opposition gegen die Regierung Georgs V. eine Partei geſchaffen, die den An— 
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ſchluß an Preußen vor allem als einen Fortſchritt in deutſchem Sinne anſah. 
Ihr ſtand aber ein nicht minder ſtarker ſtramm welfiſcher Volksteil gegenüber, 
der im Anſchluß an die Katholiken des Königreichs und ihren Führer Windt⸗ 
horſt, den bisher einflußreichſten Miniſter Georgs V. ſich bald feſt organiſierte. 
Ihr Widerſtand fußte vor allem auf dem „Rechts boden“, der ein Kriegs und 
Eroberungsrecht ausſchließen ſollte, und es half gegenüber dieſen Starren, 
die beſonders im Adel und unter den Geiſtlichen zahlreich waren, dem 
Miniſterpräſidenten nicht allzuviel, wenn er mit dem Reichtum an ſicheren 
und jederzeit verfügbaren Geſchichtskenntniſſen, der ihn nicht nur vor allen 
ſeinen Gegnern, ſondern auch vor allen Staatsmännern überhaupt ausge- 
zeichnet hat, den ſchlagenden Nachweis führte, daß die Krone Hannover 
ihr Herrſchaftsgebiet mindeſtens in gleichem Umfange wie Preußen durch 
Gewalt zuſammen gebracht habe. Nur in Kurheſſen und Naſſau fand ſich 
eine Bevölkerungsmehrheit, die, verdroſſen über langjährige Mißregierung, 
den Übertritt zu Preußen als eine Art Erlöſung begrüßte. Naſſau war, 
abweichend von den beiden anderen Staaten, ein richtiger Mittelſtaat von 
Napoleons Gnaden. 

Das Geſetz über die Vereinigung des Königreichs Hannover, des Kurs 
fürſtentums Heſſen⸗Kaſſel, des Herzogtums Naſſau und der Freien Stadt 
Frankfurt mit der preußiſchen Monarchie iſt am 7. September vom preu— 
ßiſchen Abgeordnetenhauſe mit 273 gegen 14 Stimmen gutgeheißen worden; 
am 1. Oktober 1867 ſollte die preußiſche Verfaſſung in den neuen Landes⸗ 
teilen in Kraft treten. An dem gleichen Tage, da dieſer Erfolg errungen 
wurde, hat Bismarck einen Geſetzentwurf über die Vereinigung der Herzog⸗ 
tümer Holſtein und Schleswig mit der Monarchie vorgelegt und um „raſche 
Erledigung, vielleicht durch ſummariſche Behandlungsweiſe, in der Schluß: 
beratung“ gebeten. Die Bitte iſt erfüllt, ſchon am 12. September dem 
Regierungsantrage gemäß beſchloſſen worden. Aber es geſchah doch nicht, 
ohne daß Kritik an Bismarcks Verfahren geübt und der Angegriffene 
genötigt worden wäre, ſeine deutſche Politik noch einmal in längerer Rede 
zu rechtfertigen, ſie gegen den von Tweſten erhobenen Vorwurf zu verteidigen, 
daß ſie des Rechtsgrundes entbehre, und über den Artikel 5 des Prager 
Friedens über Volksabſtimmung in Nordſchleswig, den Napoleon verlangt 
und durchgeſetzt hatte, aufzuklären; er habe „Sr. Majeſtät unumwunden 
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dazu geraten, wie die Vermittlungsvorſchläge uns vorgelegt wurden à prendre 
ou à laisser, einzufchlagen und anzunehmen und nicht wie ein verwegner 
Spieler das Ganze nochmals aufs Spiel zu ſetzen“. 

Am 25. September erhielt der bisherige „Freiheitsfeind“ einen weiteren 
Beleg, daß er Boden in der Zweiten Kammer hatte. Es handelte ſich um 
einen Antrag der Regierung auf Gewährung eines Kredits von 60 Millionen 
Talern „zur Deckung der Koſten des Krieges gegen Öfterreich und in 
Deutſchland“ durch Aufnahme einer Staatsanleihe oder Ausgabe von Schatz⸗ 
anweiſungen. Das Geld ſollte der Regierung zur Hand ſein, wenn Ge— 
fahren drohten. Die Bewilligung erſchien nicht geſichert. Bismarck wurde 
verſtändigt, daß ſein perſönliches Erſcheinen den gewünſchten Erfolg herbei— 
führen werde. In kurzer Anſprache hat er den Abgeordneten auseinander⸗ 
geſetzt, daß „die Vorlage weniger vom rechnungsmäßigen als vom politiſchen 
Standpunkte aufzufaſſen ſei “. Er wies auf die europäiſche Lage hin, ohne 
ſie doch irgendwie näher zu kennzeichnen „zu einer Zeit, wo Schweigen das 
richtigſte Mittel iſt, die Gefahren zu beſchwören, wo jede Ausſprache von 
Seiten der Regierung einer verdeckten oder offenen Herausforderung der 
Gefahr ähnlich ſieht “ Das Vertrauen, um das er bat, wurde ihm bis 
weit in die Reihen der Linken hinein gewährt. Die Forderung ward mit 
230 gegen 83 Stimmen, im Herrenhauſe einſtimmig bewilligt. 
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3. Begründung des Norddeutſchen Bundes. 


. 20. September hatte Bismarck am Einzuge der aus dem Felde heim⸗ 
l kehrenden Truppen teilgenommen; zwiſchen Moltke und Roon ritt er vor 
dem Könige durch das Brandenburger Tor und die Linden entlang. Am 26., 
am Tage nach der erfolgreichen Landtagsſitzung, iſt er in Urlaub gegangen, 
erholungsbedürftig. Sein Legationsrat von Keudell machte ihm den Vor⸗ 
ſchlag, „für den Winter in den Süden, etwa an die Riviera“, zu gehen, 
um dann im Frühjahr für die Errichtung des Norddeutſchen Bundes zu wir— 
ken“. Er erhielt die Antwort: „Das iſt gut gemeint, aber unpraktiſch. 
Man muß das Eiſen ſchmieden, ſo lange es glüht. Es iſt nicht wahrfcheinlich, 
daß im Frühling noch dieſelbe patriotiſch gehobene Stimmung vorhanden 
ſein wird wie jetzt, wenn ſie nicht bald ſtoffliche Nahrung erhält, wenn die 
aufgeregten Leute nicht bald recht viel zu tun bekommen. In Pommern 
ſagen die Frauen, wenn die Stunde der Entbindung naht: Jetzt muß ich 
meiner Gefahr fteben‘. Das iſt gegenwärtig mein Fall. Wenn ich nicht 
ganz abgehe und ein anderer die Sache macht — ich weiß dazu allerdings 
niemand vorzuſchlagen —, dann muß ich es darauf ankommen laſſen, ob ich 
zugrunde gehe oder nicht; dann kann ich nicht ein halbes Jahr ſpazieren 
gehen, ſondern ich muß an die Ramme, ſobald meine ruinierten Nerven 
einigermaßen zuſammengeflickt ſind. Ich will deshalb auf einige Wochen 
an die Oſtſee gehen“. 

Er reiſte zunächſt zum Vetter von Bismarck Bohlen auf Karlsburg bei 
Greifswald. Am 30. September ſchrieb die Gattin von dort an Keudell: 
„Herr v. Thile möchte den König bitten, Edwin zu veranlaſſen, ſich das 
Reden zu verkneifen“. Manteuffel hatte ſich anläßlich von Landtagsverhand⸗ 
lungen einmal wieder in ſeiner Sechsfußmanier vom 26. September 1865 
über Nordſchleswig ausgelaſſen. Am 6. Oktober kamen die Gatten nach 
Putbus auf Rügen, ganz wohl, „gingen auch fröhlich zu Bett, wurden aber 
ſchon nach zwei Stunden aufgeweckt von den furchtbarſten Qualen, die mein 
armer geliebter Bismarck in dem allerſchrecklichſten Magenkrampf litt, den 
er ganz plötzlich bekommen; ich weiß durchaus nicht wovon“. Der Fürſt 
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holte ihn herüber in ein Gartenhaus, das er ſelbſt mit ſeiner Familie bewohnt 
hatte, als das Schloß abgebrannt war. Und nun folgten lange Wochen 
banger Sorgen. Schon in Karlsburg hatte Bismarck ſich ſchlechter gefühlt, 
als da er noch in Berlin war; es fehlte der unmittelbare Zwang zur An⸗ 
ſpannung, den fein erſchöpfter Organismus brauchte. Es kamen wieder 
Zeiten „wie in Hohenfelde“, nicht in ſo ſchwerer, dauernder Krankheit, aber 
mit völligem Zuſammenbruch der Nerven. Weniger als damals konnte der 
Kranke die Politik ganz abſchütteln; ſie ging ihm nach. Die Verband: 
lungen mit den deutſchen Staaten waren noch keineswegs abgeſchloſſen. 
Selbſt der in den deutſchen Angelegenheiten bervanderte Savigny, „ein wahrer 
Schatz für mich“, konnte ſeinem Meiſter nicht alles recht machen. An den 
Schriftleiter der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung, der ſich auch fonft un: 
beſonnener Artikel ſchuldig machte, diktierte er anläßlich eines Ausfalls gegen 
den badiſchen Miniſter Freydorff die Mahnung: „Braß muß den Klein 
ſtaaten, die wir gewinnen wollen, nicht immer die Großmachtsfauſt unter die 
Naſe reiben“. Die unlösbare Fühlung mit den Vorgängen in Berlin ſorgte 
für fortdauernde größere und kleinere Erregungen. Doch genas der Kranke 
allmählich; er war nicht bettlägerig, konnte täglich etwas ſpazieren gehen, fühlte 
ſich aber über die Maßen matt. „Weder Wein noch Zigarren ſchmecken 
ihm.“ Noch am 6. November klagt die Gattin: „Wenn der geliebte Bismarck 
nur erſt wieder rauchen und Wein trinken könnte“. Doch wurden die täg⸗ 
lichen Gänge und Ausflüge länger; auch vor der Jagd brauchte er bald 
nicht mehr zurückzuſchrecken. Aber dann kamen die Anſprüche der Geſellig⸗ 
keit. „Die Inſulaner ſind rappeltoll nach feinem Anblick und quälen Putbus 
um Diners mit Bismarck; es iſt doch gräßlich, daß der Arme ‚nirgends 
ſei Ruh hat“, ſchrieb die Gattin am 8. November: „Ich ängſtige mich halb: 
tot, daß er um den 15. nach Berlin zurück will, gleich in die Arbeit hinein, 
und doch noch gar nicht Kraft genug dazu hat“. 

Er hat ſich doch 14 Tage länger halten laſſen; am 1. Dezember hat er die 
Geſchäfte in Berlin wieder übernommen. 

Dort nahmen ihn aber die Amtspflichten bald wieder voll in Anſpruch. 
Am 3. Januar ſchrieb die Gräfin: „Man dankt Gott, wenn der Tag beginnt 
und ſchließt ohne erhebliche Sorgen, und freut ſich über jede Jagd, die das 
Haupt der Familie vom Schreibtiſch reißt und den armſeligen Nerven Er— 
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friſchung bringt. Die Woche vor Weihnachten gab's ſo viele norddeutſche 
Bundes- und Miniſterſeſſionen und Diners mit dieſen wundervollen Ge⸗ 
ſpielen bei König und Kronprinzen, daß der arme Bismarck wieder ganz 
matt von allen Anſtrengungen und ich in großer Angſt um ihn war. Dann 
fuhr er am zweiten Feiertag zu Dietze-Barby und von dort nach Meisdorf zu 
Aſſeburg und kehrte Sonntag abend ſo munter zurück, daß alle Sorge ver⸗ 
weht war. Leider fand fi) am Montag ein gründlicher juſtizminiſterieller 
Arger wegen Hannover, der aber in einer noch fpät abgeſchmetterten ſtrengen 
Weiſung an Voigts⸗Rhetz“ (den Generalgouverneur in Hannover) „und 
in Silveſterpunſch ertränkt wurde“. 


Die nächſten Monate haben beſonders der Geſtaltung des Norddeutſchen 
Bundes gedient. Es wurde ihm noch vor ſeiner Begründung ein weiteres 
Ziel geſteckt. Die Thronrede, mit welcher König Wilhelm am 9. Februar 
1867 den Landtag verabſchiedete, ſchloß mit den Worten: „Ich werde es 
als den höchſten Ruhm meiner Krone anſehen, wenn Gott mich berufen 
hat, die Kraft meines durch Treue, Tapferkeit und Bildung ſtarken Volkes 
zur Herſtellung dauernder Einigkeit der deutſchen Stämme und ihrer Fürſten 
zu verwerten“. Dieſes Ziel iſt nicht einen Augenblick mehr aus den Augen 
verloren worden. 

Bis zum 21. Oktober 1866, an welchem Tage als letzter der Friede mit 
Sachſen zum Abſchluß kam, waren alle norddeutſchen Staaten in einem 
vorläufigen Bündnis geeinigt, das bis zum 18. Auguſt des nächſten Jahres 
Gültigkeit haben follte. Am 15. Dezember 1866 verſammelten ſich ihre 
Bevollmächtigten in Berlin, über den Verfaſſungsentwurf zu beraten. In 
der Eröffnungsrede erklärte Bismarck es als ſelbſtverſtändlich, daß „den 
einzelnen Regierungen Beſchränkungen ihrer Unabhängigkeit zum Nutzen 
der Geſamtheit zugemutet“ werden müßten, gab aber dem feſten Vertrauen 
Ausdruck, daß „der einmütige Wille der verbündeten Fürſten und Freien 
Städte, getragen von dem Verlangen des deutſchen Volkes, feine Sicher— 
heit, feine Wohlfahrt, feine Machtſtellung unter den europäiſchen Nationen 
durch gemeinſame Inſtitutionen dauernd verbürgt zu ſehen, alle entgegen? 
ſtehenden Hinderniſſe überwinden werde“. Sein Vertrauen iſt gerecht? 
fertigt, die Einigung den Regierungen aber auch erleichtert worden. 
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Noch in Putbus, um die Mitte des November, hat Bismarck ſich über 
die Grundzüge der Bundesverfaſſung in einem längeren Diktat ausgelaffen, 
das nach Berlin ging; dort iſt ihre Geſtaltung dann fortgeſetzt Gegenſtand 
ſeines Nachdenkens geweſen. Aber erſt am Nachmittag des 13. Dezember 
begann die Niederſchrift des Entwurfs auf Grund eines neuen Diktats an 
Lothar Bucher „teils im Wortlaut, teils in Anweiſungen zur Ausarbeitung“, 
dem dieſer dann in der folgenden Nacht „mit Einſchaltung miniſterieller 
Vorarbeiten“ die endgültige Form gab. Am 14. nachmittags lag die Nieder⸗ 
ſchrift dem Kronrat vor, „wurde in der Nacht gedruckt und am 15. den 
Bevollmächtigten zugeſtellt “; während ſie ſchon verſammelt waren, wurden 
noch eben fertig gewordene Abzüge verteilt. Es iſt ein Beiſpiel Bismarck 
ſcher Arbeitsweiſe. 

Die Vorlage konnte ſicheren Erfolg haben, weil die Grundgedanken zu 
voller Klarheit ausgereift waren. Es lagen, als Bismarck in Putbus die 
Sache zu geſtalten anfing, Entwürfe vor. Bismarck iſt ſeinen eigenen Weg 
gegangen, unbeirrt von Doktrinen, nur von dem einen Gedanken erfüllt, dem 
neuen Werke innere Kraft und dadurch Dauer zu ſichern. Er vermied alles, 
was ihm als ſtaatsrechtlicher Formelkram erſchien. Sein Auge war allein 
auf Schaffung und Sicherung von Macht gerichtet, die ſtark genug wäre, 
den Zuſammenhalt zu verbürgen, möglichſt wenig fühlbar aber in allem, was 
dafür in Betracht kam. Dieſes Ziel konnte nur erreicht werden in tunlich⸗ 
ſtem Anſchluß an das Beſtehende, vor allem in ſorgfältigſter Schonung der 
überlieferten monarchiſchen, überhaupt der einzelſtaatlichen Ordnung. 

Wie dem deutſchen Volke, ſo hat Bismarck auch den Regierungen gegen⸗ 
über an Vorhandenes angeknüpft. Hatte die Reichsverfaſſung von 1849 
den Boden hergeben müſſen, auf dem die neue deutſche Volksvertretung ſich 
zuſammenfinden ſollte, fo der Deutſche Bund die Grundlage für die Macht⸗ 
verteilung unter den einzelnen Staaten. Sie behielten in der neuen Bundes⸗ 
verfaffung genau fo viel Stimmen, wie ſie im Plenum des Bundestages 
gehabt hatten; Preußen eignete ſich die der einverleibten Staaten an. So 
bekam es 17 Stimmen, denen 26 nichtpreußiſche gegenüberſtanden. Es 
konnte alſo, obgleich ihm ziemlich , aller Norddeutſchen angehörten, ſeine 
Genoſſen im Bunde mit den eigenen Stimmen nicht majoriſieren, was 
ja ein wirkliches Bundesverhältnis unmöglich gemacht hätte. Die Ge— 


* 
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fahr, überſtimmt zu werden, erſchien Bismarck nicht bedrohlich. Der 
ganze Entwurf iſt getragen von dem Beſtreben, der führenden Macht den 
genügenden Einfluß zu ſichern, um nötigenfalls den Zuſammenhalt zu er— 
zwingen, den einzelnen Gliedern aber als ſelbſtändigen Staatsweſen neben 
dieſer Notwendigkeit die möglichſte Bewegungsfreiheit zu laſſen. Es war 
die denkbar geſchickteſte Verbindung fortſchrittlicher und beharrender Ger 
danken, die hier Wirklichkeit wurde, die Arbeit des Genius, der deutſche 
Verhältniſſe kannte und ſich in Art und Weſen ſeines Volkes eingelebt 
hatte wie kaum je ein anderer. 

Die norddeutſche Bundesverfaſſung hat nur auf wenigen Gebieten ſtaat— 
lichen Lebens volle Einigung gebracht, im Kriegsweſen, in der Vertretung 
gegenüber dem Auslande, in Poſt und Telegraphie und in der Handels 
flagge. Es war das unbedingt Notwendige; alles übrige, was wünſchens⸗ 
wert ſein konnte, blieb der weiteren Entwicklung überlaſſen. Bismarck wollte 
bewußt zunächſt nur einen richtigen Bundes, keinen monarchiſchen Einheits 
ſtaat. Die Beratungen der Regierungsvertreter hat das außerordentlich er—⸗ 
leichtert. 


Am 24. Februar 1867 konnte in Berlin der konſtituierende norddeutſche 
Reichstag zuſammentreten. Bismarck war ſelbſt zweimal gewählt, in ſeinem 
heimatlichen Bezirke, den beiden Jerichowſchen Kreiſen, gleich im erſten 
Wahlgange mit großer Mehrheit, in Elberfeld in einer Stichwahl. Er hat 
für Jerichow angenommen. 

Die Thronrede, mit welcher der König die Verſammlung eröffnete, wies 
auf die Schwierigkeiten bei der Entſtehung der Vorlage hin und mahnte 
zur Zurückhaltung in ihrer Kritik. Die durchaus vorherrſchende Stimmung 
der Verſammelten war national, für den Zuſammenſchluß. Die Mahnung 
war doch nicht überflüſſig. Allzuweit gingen die Anſchauungen noch aus ein⸗ 
ander, und zu wenig waren ihre Vertreter gewöhnt, ſie großen, allgemeinen 
Zielen mit ſicherer Unterſcheidung unterzuordnen. 

Schon im Landtage war trotz der Erfahrungen des letzten Jahres die 
Heeresfrage wieder aufgetaucht. Die ſtattliche Mehrheit, die ſich bei der 
Indemnitätsvorlage zur Ausſöhnung mit der Regierung bereit gefunden hatte, 
war keineswegs geſchloſſen der Meinung, daß nun die Frage der Heeres— 
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organiſation auch endgültig geregelt ſei. Ziemlich die Hälfte der Abgeord— 
neten neigte nach wie vor der Anficht zu, daß über das bloße Geldbewilli— 
gungsrecht hinaus die Formation des Heeres ſelbſt auf eine geſetzliche Grund: 
lage zu ſtellen ſei, dachte alſo den Streit wieder aufzunehmen gerade an dem 
Punkte, wo er begonnen hatte, an einem Punkte, in dem Preußens König 
weder nachgeben konnte noch wollte. Die Prinzipien drohten wieder auf 
einander zu ſtoßen. Am 14. Dezember 1866 hat das Haus der Abgeordneten 
mit 14 Stimmen Mehrheit einen Beſchluß gefaßt, nach welchem die von 
der Regierung für die Neuausſtattung des Heeres in der bisher umſtrittenen 
Form geforderten 44 Millionen Taler nur bewilligt wurden mit dem Vor⸗ 
behalt, daß man damit auf eine geſetzliche Regelung der Heeresorganiſation 
nicht verzichte. Nicht ohne Mühe ward ein Ausgleich gefunden, der es er— 
möglichte, am 18. Dezember einen geſetzmäßig vereinbarten Etat zu verab⸗ 
ſchieden, den erſten, der ſeit Beſtehen der preußiſchen Verfaſſung rechtzeitig 
zuſtande gekommen iſt. 

So konnte es nicht überraſchen, daß auch im konſtituierenden norddeut— 
ſchen Reichstage die Heeresfrage bald ein Kampfgebiet wurde. Sie iſt das 
auch weiterhin in den deutſchen Volksvertretungen geblieben. So erklärlich 
es geſchichtlicher Betrachtung iſt, daß parlamentariſche Machtbeſtrebungen 
ſich gerade hier beſonders häufig und nachdrücklich verſuchen, fo bedenklich, ja 
gefährlich war und iſt dies für unſer Staatsweſen, das inmitten von Groß⸗ 
mächten emporwachſen mußte und ſich zu behaupten hat, das allein mit den 
Waffen hat begründet werden können und allein auf ſie geſtützt ſich halten 
kann. In der Generaldiskuſſion über die Verfaſſung ging Bismarck am 
11. März auch auf dieſe Frage ein. Es iſt die berühmte Rede, die mit den 
Worten ſchloß: „Setzen wir Deutſchland ſo zu ſagen in den Sattel! Reiten 
wird es ſchon können“. Es machte jetzt doch mehr Eindruck als in der 
Konfliktszeit, wenn Bismarck erklärte, daß ſich ſolches Beginnen „gegen die 
Fundamente der Sicherheit und der ſtaatlichen Exiſtenz“ richte, daß die 
Bundesarmee nicht abhängig werden dürfe von einem jährlichen Votum. 
In Erinnerung an ſeine Schönhauſer Kämpfe mit dem Hoch waſſer der Elbe 
hatte er „den Eindruck eines Deich verbandes, in welchem jedes Jahr nach 
Kopfzahl darüber abgeſtimmt werde, ob die Deiche bei Hochwaſſer durch— 
ſtochen werden ſollen oder nicht. Aus ſolchem Deichverbande würde er ein— 
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fach ausſcheiden. Da wäre ihm das Wohnen zu unſicher, und er würde ſich 
der Gefahr nicht hingeben, daß einmal diejenigen, die die Wirtſchaft mit freier 
Weide wünſchen, über diejenigen, die mit beſtellten und waſſerfreien Ackern 
wirtſchaften, die Oberhand gewännen und alle durch eine Waſſerflut zu⸗ 
grunde gingen“. Er fragte, was man denn „einem Invaliden von König— 
grätz antworten werde“, wenn dieſer nach dem Ergebnis des großen Krieges 
frage; ob er wohl zufrieden ſein werde mit dem Beſcheide, daß das Recht 
der Volksvertretung „gerettet ſei, jedes Jahr die Exiſtenz der Armee in 
Frage zu ſtellen“. 

Die Verſammlung hat ſich bereit gefunden, die Friedenspräſenzſtärke 
bis zum Schluß des Jahres 1871 auf ein Prozent der Bevölkerung feſt— 
zulegen und die Mittel bis dahin mit 225 Taler für den Kopf zu be 
willigen. Die Ausdehnung der preußiſchen Wehrpflicht auf das geſamte 
Norddeutſchland bedeutete ein Anwachſen der wehrpflichtigen Bevölkerung 
von noch nicht 20 auf nahezu 30 Millionen. Das ſchien eine Erleichterung 
zu rechtfertigen. Die Landwehr zweiten Aufgebots iſt in der norddeutſchen 
Bundesverfaſſung weggefallen; die Heerespflicht iſt auf zwölf Jahre herab: 
geſetzt worden, ſieben Jahre Präſenz und Reſerve und fünf Jahre Landwehr, 
ohne geſetzliche Rückwirkung jedoch auf den preußiſchen Staat, der ſeine 
gefteigerte Macht nicht ohne befondere Laſten genoſſen, das im franzöſiſchen 
Kriege auch zu fühlen bekommen hat. 


Die Heeresfrage war altüberliefert. Nicht nur aus Preußens Ver— 
faſſungsleben, ſondern auch aus dem der kleineren deutſchen Staaten, ja aus 
der geſamteuropäiſchen Entwicklungsgeſchichte heraus übertrug ſie ſich auf 
Deutſchlands Volksvertretung, um nicht wieder aus ihr zu verſchwinden. 
Ein anderer roter Faden, der den Reichstagsverhandlungen bleiben ſollte, 
ward neu eingeflochten in Geſtalt der Forderung nach verantwortlichen 
Bundesminiſterien. 

Nicht nur die linksſtehenden Männer, ſondern auch die Liberalen von 
ausgeprägt nationaler Richtung, die in Fragen der großen Politik ſich Bis- 
marcks Führung fügten, Bennigſen, Miquel, Lasker, vertraten ſie mit über⸗ 
zeugtem Nachdruck. Dem entſprechenden Antrag hat ſich Bismarck mit 
größter Entſchiedenheit widerſetzt. Es war ihm klar, daß die Leitung des 
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Bundes in Preußens Hand bleiben mußte, und daß ſich das nur ermöglichen 
ließ, wenn der preußiſche Miniſterpräſident nicht nur ſelbſt höchſter Bundes⸗ 
beamter war, ſondern als ſolcher auch die einzelnen Verwaltungsleiter der 
Bundesangelegenheiten beſtimmte und anwies, eine Einſetzung dieſer zu 
ſelbſtändiger Verantwortlichkeit nicht ſtattfand. 

Die Frage erhielt für ihn ihre Wichtigkeit vor allem durch ihre Ver⸗ 
bindung mit der auswärtigen Politik. Wie er einſt abgelehnt hatte, Miniſter⸗ 
präſident zu ſein, ohne zugleich das Auswärtige zu leiten, ſo forderte er als 
Inhaber dieſer Stellung maßgebenden Einfluß auf die Leitung des Bundes. 
Wie bisher in ſeiner Auffaſſung der Aufgabe Preußens, ſo war und blieb 
auch in den Fragen, welche die neue Staatsbildung ſtellte, unerſchütter⸗ 
lich herrſchend die Überzeugung, daß Deutſchlands Zukunft von nichts ſo 
ſehr abhängig ſei wie von einer richtigen Handhabung der auswärtigen 
Politik. Schlagend hat er dem am 27. März gegen Lasker Ausdruck ge⸗ 
geben: „Der Herr Vorredner hat mir zwar ſchmeichelhaftes Vertrauen 
für die auswärtige Politik, aber gemäßigtes Mißtrauen in bezug auf meine 
Vorliebe für die Entwicklung der Volksfreiheit ausgeſprochen. Er tut mir, 
glaube ich, in letzter Beziehung unrecht. Ich habe niemals in meinem Leben 
geſagt, daß ich der Volksfreiheit mich feindlich entgegenſtellte, ſondern nur 
geſagt und natürlich unter der Vorausſetzung rebus sic stantibus: Meine 
Intereſſen an den auswärtigen Angelegenheiten ſind nicht nur ſtärker, ſon⸗ 
dern zur Zeit allein maßgebende und fortreißende, ſo daß ich, ſoviel ich 
kann, jedes Hindernis durchbreche, welches mir im Wege ſteht, um zu dem 
Ziele zu gelangen, welches, wie ich glaube, zum Wohle des Vaterlandes 
erreicht werden muß. Das ſchließt nicht aus, daß auch ich die Überzeugung 
des Vorredners teile, daß den höchften Grad von Freiheit des Volkes, des 
Individuums, der mit der Sicherheit und gemeinſamen Wohlfahrt des 
Staates verträglich iſt, jederzeit zu erſtreben, die Pflicht jeder ehrlichen Regie⸗ 
rung iſt “. 

Bennigſens Antrag auf Einführung verantwortlicher Bundesminiſterien 
iſt mit 140 gegen 124 Stimmen abgelehnt worden. 

Im verfaſſunggebenden Reichstag hat ſich Bismarck zum erſtenmal 
amtlich über das allgemeine Wahlrecht ausgeſprochen. Seine Einführung 
erregte Bedenken bis in die linksliberalen Kreiſe hinein; wäre es nicht von 
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Bismarck vertreten worden, es wäre kaum Geſetz geworden. Am 28. März 
hat er in die Verhandlungen mit einer längeren Darlegung eingegriffen. 
Er hat den ausgeſprochenen Verdacht zurückgewieſen, daß man „in Ver— 
bindung mit den Maſſen ein Komplott gegen die Freiheit der Bourgeoiſie 
zur Errichtung eines cäſarianiſchen Regiments beabſichtigt“. Er hat erklärt, 
man habe einfach genommen, was vorgelegen, und wovon „man glaubte, 
daß es am leichteſten annehmbar ſein würde, weitere Hintergedanken nicht 
gehabt /. Er „kenne kein beſſeres Wahlgeſetz“; man werde jedes annehmen, 
„deſſen Vorzüge nachgewieſen werden“. Damals hat Bismarck die un— 
endlich oft wieder hervorgeholten ſcharfen Außerungen über das preußiſche 
Dreiklaſſenwahlſyſtem getan: „Ja, meine Herren, wer deſſen Wirkung 
und die Konſtellationen, die es im Lande ſchafft, etwas in der Nähe beob— 
achtet hat, der muß ſagen, ein widerſinnigeres, elenderes Wahlgeſetz iſt 
nicht in irgend einem Staate ausgedacht worden“. Die folgende Einzel— 
kritik enthält ſicher unleugbare Wahrheiten; aber es iſt unverkennbar, daß 
dieſe Worte geſprochen ſind in der lebendigen Erinnerung an die durch— 
fochtenen, aufreibenden Kämpfe der Konfliktsjahre, und daß ſie um ſo weniger 
Beweiskraft haben, je mehr ſie herangeholt werden von Leuten, die grund— 
ſätzlich radikale Doktrinen vertreten. Einem Antrag Fries, der geheime 
Stimmenabgabe verlangte, hat Bismarck nicht widerſprochen; er ward an— 
genommen. So kam der Norddeutſche Bund in den Beſitz des liberalſten 
Wahlrechts, das damals irgend ein auf monarchiſcher Grundlage ruhendes 
Staatsweſen beſaß. 

In eben dieſer Rede ſprach Bismarck ſich auch über die beantragte Er— 
richtung eines Oberhauſes aus. Er erklärte fie für ein „jedem Konſervativen 
willkommenes Prinzip“; ein Oberhaus ſtelle einen „Hemmſchuh“ dar, „an 
der Staatsmaſchine angebracht, um an abſchüſſigen Stellen ein zu raſches 
Fortgleiten zu hindern“. Er lehnte es aber für den Bund ab mit Gründen, 
die noch heute Gültigkeit haben. In Geſtalt des Bundesrats beſtehe ein 
Oberhaus, dem der König von Preußen als primus inter pares ſelbſt an— 
gehöre. Man könne dieſes Oberhaus nicht vervollſtändigen durch Perſonen, 
die keine Landeshoheit beſitzen, auch kein anderes neben ihm errichten. Das 
würde anſtatt des berechtigten Zweikammerſyſtems ein Dreikammerſyſtem 
ergeben. 
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Am 17. April 1867 konnte Bismarck vor verſammeltem Reichstag die 
Erklärung abgeben, daß die verbündeten Regierungen die Bundesverfaſſung 
nach den Beſchlüſſen der Abgeordneten angenommen hatten. Der Nord— 
deutſche Bund war begründet; am 1. Auguſt ſollte ſeine Verfaſſung in 
Kraft treten. Die Thronrede, mit der König Wilhelm noch ſelbigen Tages 
den verfaſſunggebenden Reichstag ſchloß, konnte vollberechtigt ſagen, daß 
man „die weitere Entwicklung mit Zuverſicht der Zukunft überlaſſe“. 
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4. Die Luxemburger Frage. Dotation. Varzin. 


A in dieſem vorbereitenden Reichstag iſt ſchon eine Frage der aus? 
A wärtigen Politik zur Verhandlung gekommen. 

Das Großyerzogtum Luxemburg war ſeit 1815, das Herzogtum Limburg 
ſeit 1839 Glied des Deutſchen Bundes; das Großherzogtum gehörte auch 
zum deutſchen Zollverein, feine Hauptſtadt war Bundesfeſtung und hatte 
als ſolche eine preußiſche Beſatz ung. Der Landesherr, der König der Nieder— 
lande, war aber nicht aufgefordert worden, für dieſes ſein Beſitztum dem 
Norddeutſchen Bunde beizutreten. Am 18. März wurde die Stellung des 
Großherzogtums von dem ſächſiſchen Demokraten Schraps unter heftigen 
Ausfällen auf die preußiſche Politik zur Sprache gebracht, und ein anderer, 
bundes freundlicher Sachſe, von Carlowitz, äußerte Zweifel über die Haltung 
der ſüddeutſchen Staaten bei einem Zuſammenſtoß Frankreichs mit Nord- 
deutſchland. 

Die Frage hatte, als fie fo aufgeworfen wurde, einen hochpolitiſchen 
Charakter. Napoleon hat ſeine Verſuche, doch noch einen Ländergewinn zu 
erlangen, nach dem Fehlſchlag des Auguſt 1866 ſchon nach wenigen Wochen 
wieder aufgenommen. Er ſuchte eine Verſtändigung mit Bismarck über 
eine Erwerbung Luxemburgs und Belgiens, jenes als Entſchädigung für 
Preußens Vergrößerung, dieſes um den Preis ſeiner Zuſtimmung zum Zu⸗ 
ſammenſchluß Nord⸗ und Süddeutſchlands; zu gemeinſamer Sicherung des 
Planes bot er ein Bündnis an. Er wünſchte Preußens Vermittlung, den 
König der Niederlande zur Abtretung Luxemburgs geneigt zu machen. Bis— 
marck hat ausweichend geantwortet; weder zu einem Bündnis, noch zur 
Vermittlung werde ſein König zu bewegen ſein, allenfalls zur Neutralität. 
Der Kaiſer möge ſelbſt mit dem König der Niederlande verhandeln. 

Solche Verhandlungen hatten begonnen und wurden in der Preſſe er⸗ 
örtert, als die Sache im Reichstag zur Sprache gebracht ward. Bismarck 
konnte den erſten Redner über Preußens Beziehungen zu den Niederlanden 
beruhigen und feſtſtellen, daß auf die Zugehörigkeit Zuremburgs und Lim⸗ 
burgs zu Deutſchland weder Verzicht geleiſtet, noch ein Anſpruch erhoben 
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worden ſei. Die Bedenken über die Haltung Süddeutſchlands konnte er 
zerſtreuen, indem er erklärte, daß „diejenigen Beziehungen zwiſchen Nord— 
und Süddeutſchland, die er neulich nur anzudeuten ſich erlaubt habe, bereits 
ſeit dem Friedensſchluß vertragsmäßig verbürgt ſeien“. Unmittelbar darauf, 
am 20. und 23. März, ſind die gelegentlich der Friedensverhandlungen im 
Auguſt des vorigen Jahres mit Bayern, Württemberg und Baden abge 
ſchloſſenen Schutz- und Trutzbündniſſe, die deren bewaffnete Macht im 
Kriegsfall unter Preußens Oberbefehl ſtellten, im Staatsanzeiger veröffent— 
licht worden. Sie waren dem franzöſiſchen Hofe nicht mehr unbekannt, er 
regten die politiſchen Kreiſe in Paris aber nicht wenig. Carlowitz, der Luxem— 
burg in den Bund einbeziehen wollte, erwiderte Bismarck, daß, wenn es 
ihm gelingen werde, den Großherzog dazu geneigt zu machen, er ſich vielleicht 
werde ſagen können, eine europäiſche Frage geſchaffen zu haben, ob etwas 
Weiteres, bleibe abzuwarten. 

Die Verhandlungen zwiſchen Paris und dem Haag haben noch im 
März zu einer Vereinbarung geführt, nach welcher der König der Nieder— 
lande die Abtretung des Großherzogtums gegen eine Geldentſchädigung zu— 
ſagte. Die öffentliche Meinung in Deutſchland war zu erregt, als daß der 
leitende Staatsmann ſie hätte unbeachtet laſſen können; ſo erklärte er ſich 
bereit, am 1. April eine Interpellation über dieſe Verhandlungen zu beant—⸗ 
worten, die Bennigſen ſtellen wollte; vielleicht hat er ſie ſelbſt angeregt. 
Es war mit ihr die Anfrage verbunden, ob die Regierung entſchloſſen ſei, 
die alte Verbindung des Großherzogtums mit Deutſchland und insbeſondere 
das preußiſche Beſatzungsrecht auf jede Gefahr hin dauernd ſicherzuſtellen. 

Am genannten Tage erſchien Benedetti bei Bismarck, wünſchte Glück 
zum Geburtstag und erklärte zugleich, daß er eine wichtige Mitteilung zu 
machen habe; es handelte ſich um die amtliche Mitteilung über den fran— 
zöſiſch⸗niederländiſchen Vertrag. Bismarck war gerade im Begriff, in den 
Reichstag zu gehen, und forderte Benedetti auf, ihn zu begleiten. Auf dem 
Wege durch den Garten des Auswärtigen Amtes und die Königgrätzer nach 
der Leipziger Straße, wo damals an der Stelle des jetzigen Herrenhauſes 
das Reichstagsgebäude lag, erzählte Bismarck dem Botſchafter, daß er 
gehe, um eine Interpellation über Luxemburg zu beantworten. Er ließ ihn 
wiſſen, was er ſagen werde: „Ich denke zu antworten, der Regierung ſei 
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allerdings bekannt, daß ſolche Verhandlungen ſchweben; der König der 
Niederlande habe über unſere Auffaſſung der Sache angefragt. Unſere Ant— 
wort habe dahin gelautet, zunächſt wären wohl die anderen Großmächte zu 
befragen; auch müßten wir auf die öffentliche Meinung in Deutſchland 
Rückſicht nehmen. Ob nun im Haag ein Vertrag abgeſchloſſen oder nicht, 
ſei uns unbekannt. Ich ſei deshalb nicht in der Lage, auf die zweite Frage 
mit ja oder nein zu antworten, glaube aber, daß keine fremde Macht zweifel— 
loſe Rechte deutſcher Staaten beeinträchtigen werde /. Er fügte hinzu: „Auf 
dieſe Weiſe kann der Anlaß zu einem Bruch vermieden werden; wenn ich 
aber ſagen müßte, ich wiſſe, daß ein Abtretungsvertrag geſchloſſen ſei, dann 
wäre bei der hochgradigen Erregung der Gemüter im Reichstage eine Ex— 
ploſion zu erwarten, deren Folgen verhängnisvoll werden könnten“. 

Man war an der Tür des Reichstagsgebäudes angekommen. Auf Bis— 
marcks Frage: „Wollen Sie mir bei dieſer Sachlage jetzt noch eine kurze 
Mitteilung machen“, antwortete Benedetti: „Nein“. 


Die Interpellation, die von Bennigſen in glänzender Rede unter jubelndem 
Beifall des Hauſes begründet wurde, iſt entſprechend beantwortet worden. 
Bismarck wies noch darauf hin, daß das Großherzogtum Luxemburg durch die 
Auflöſung des Bundes ſeine volle Souveränität wiedererlangt habe, daß 
es nicht wünſchenswert ſei, einen fremden Machthaber als Glied des Bundes 
zu haben, und daß im Großherzogtum die höheren Schichten der Bevölkerung 
den Anſchluß nicht wünſchten aus Abneigung gegen Preußen und ſeine Er— 
folge, die unteren nicht aus Unluſt, die Laſten auf ſich zu nehmen, die 
„eine ernſthafte Landesverteidigung notwendig mit ſich führe“. Der Redner 
nahm auch Anlaß, der Anerkennung zu gedenken, die der Miniſter Rouher 
in der franzöſiſchen Kammer der preußiſchen Politik gezollt habe, daß ſie 
„die Empfindlichkeit der franzöſiſchen Nation zu ſchonen ſuche“, und fügte 
hinzu, daß man „zu einer ſolchen Politik Anlaß gefunden habe und finde 
in der gerechten Würdigung der Bedeutung, welche die freundſchaftlichen 
Beziehungen zu einem mächtigen und ebenbürtigen Nachbarvolke für die 
friedliche Entwicklung der deutſchen Frage haben müſſe“. 

Die Schwierigkeiten, die der zweite Teil der Anfrage bot, umging Bismarck: 
„Der Wortlaut dieſes zweiten Teiles iſt ein ſolcher, wie er einer Volksver— 
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tretung, die auf dem nationalen Boden ſteht, wohl anſtehen mag; er gehört aber 
nicht der Sprache der Diplomaten an, wie ſie in Behandlung internationaler 
Beziehungen, ſo lange dieſelben im friedlichen Wege erhalten werden können, 
geführt zu werden pflegt’. Daß er das Anerbieten der niederländiſchen 
Regierung, bei Verhandlungen zwiſchen Preußen und Frankreich zu ver— 
mitteln, abgelehnt habe mit der Bemerkung, daß „Verhandlungen dieſer 
Art nicht ſchwebten“, ward mit großer Befriedigung vernommen. Der 
Schluß aber erntete, fo vornehm zurückhaltend die Ausdrucksweiſe war, 
freudigen Beifall: „Die verbündeten Regierungen glauben, daß keine Macht 
zweifetloſe Rechte deutſcher Staaten und deutſcher Bevölkerungen beein— 
trächtigen werde; ſie hoffen imſtande zu ſein, ſolche Rechte zu wahren und 
zu ſchützen auf dem Wege friedlicher Verhandlungen und ohne Gefährdung 
der freundſchaftlichen Beziehungen, in welchen ſich Deutſchland bisher zur 
Genugtuung der verbündeten Regierungen mit ſeinen Nachbarn befindet. 
Sie werden ſich dieſen Hoffnungen um ſo ſicherer hingeben können, je mehr 
das eintrifft, was der Herr Interpellant vorher zu meiner Freude andeutete, 
daß wir durch unſere Beratungen das unerſchütterliche Vertrauen, den un: 
zerreißbaren Zuſammenhang des deutſchen Volkes mit ſeinen Regierungen 
und unter ſeinen Regierungen betätigen werden“. 

Bismarck hatte wiederum die erhebende und ſtärkende Genugtuung, daß 
ſein Vertrauen auf ſeines Volkes nationale Empfindungen berechtigt war. 

Der franzöſiſch⸗niederländiſche Vertrag iſt unter dem Eindruck dieſer 
Reichstagsverhandlung nicht zur Vollziehung gekommen; Frankreich hat 
dem Abſchluß des „europäiſchen“ Handels ohne jeden eigenen Vorteil zu— 
geſtimmt. Auf Vorſchlag Rußlands hat vom 7. bis n. Mai in London 
eine Konferenz der Mächte ſtattgefunden, die den Vertrag von 1839 unter⸗ 
zeichnet hatten, vermehrt durch Italien, das auf ſeinen Wunſch zugezogen 
wurde. Es ward vereinbart, daß das neutraliſierte Luremburg von Preußen 
geräumt, die Feſtung aber geſchleift werde. Von deutſcher Seite war ſtrenge 
der Rechtsboden feſtgehalten worden; nach der Auflöſung des Bundes 
konnte es Bundesfeſtungen nicht mehr geben. 

Bei Freunden und Gegnern hat das weithin in Deutſchland Mißbillis 
gung gefunden. Man war der Meinung, daß eine paſſende Gelegenheit, 
mit Frankreich abzurechnen, unbenutzt geblieben ſei; vaterländiſcher Sinn 
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fühlte ſich enttäuſcht, gekränkt. Die Gegner Preußens verſäumten nicht, es 
laut und lärmend der Schwäche zu zeihen, des Zurückweichens, wo es die 
nationale Ehre und deutſches Recht hätte verteidigen ſollen. Im erſten wirk— 
lichen Reichstage des Norddeutſchen Bundes hat der junge Bebel, einer der 
vier Sozialdemokraten der Verſammlung, ſich zum Wortführer dieſes Vor⸗ 
wurfs gemacht, den „Verluſt Luxemburgs“ beklagt. In Ausführungen, die 
überaus klar in Bismarcks Seele blicken laſſen, hat dieſer erwidert. Er 
hat die Rechtslage betont. Sie war der Grund, daß „wir vermieden, dieſe 
Frage bis aufs Nußerſte zu treiben, und ich glaube, Se. Majeſtät der König 
hat ſich den Dank der deutſchen Nation dadurch erworben, daß er der für 
einen krieggewoͤhnten Monarchen, für ein kriegeriſches Volk naheliegenden 
Verführung, die öffentliche Meinung aufzuregen und feinem bisher ſieg— 
reichen Heere von neuem das Signal zum Kampfe zu geben, widerſtanden 
hat auf die Gefahr hin, von ſolchen, welche ihn aus dem Standpunkt wie 
der Herr Vorredner angreifen, verdächtigt zu werden. Dadurch, glaube ich, 
hat Se. Majeſtät ſich den Dank des deutſchen Volkes erworben, wie das 
auch hier von einer den Regierungen entgegenſtehenden Seite“ — es war 
der Fortſchrittsmann Franz Ziegler, der vor Beginn des 60er Krieges ſeinen 
Breslauer Wählern zugerufen hatte: „Das Herz der Demokratie iſt alle— 
mal da, wo die Fahnen des Landes wehen“ — „im Anfange der Diskuſſion 
anerkannt worden iſt, indem die Mäßigung, die in dieſem Falle gezeigt wor— 
den iſt, gerühmt wurde. Die deutſchen Fürſten haben die Gewohnheit, ihre 
Heere in den Krieg zu führen oder zu begleiten, und infolgedeſſen auch in 
erhöhtem Maße das Bedürfnis, auf dem Schlachtfelde und im Lazarette 
dem Krieger in das brechende Auge ſehen zu können, ohne ſich fagen zu 
müſſen: Dieſen Krieg hätte ich mit Ehren vermeiden können“. 

Gegen Keudell hat Bismarck ſich damals geäußert: „Man darf nicht 
Krieg führen, wenn es mit Ehren zu vermeiden iſt; die Chance günſtigen 
Erfolges iſt keine gerechte Urſache, einen großen Krieg anzufangen.“ Dar 
über, daß Bismarck niemals daran gedacht hat, eine Beſitzergreifung Luxem⸗ 
burgs durch Frankreich ruhig hinzunehmen, können Zweifel nicht beſtehen. 
Die Annahme ſchlüge ſeiner ganzen früheren wie ſpäteren Haltung ins Ge⸗ 
ſicht; durch Redewendungen, die er gebraucht hat, kann man ſie nicht be⸗ 
legen; ſie gehören ins diplomatiſche Handwerk. Nicht nur den Norddeut⸗ 
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ſchen Bund, ſondern auch die ſüddeutſchen Staaten und ſelbſt Oſterreich 
hat Bismarck ins Feld zu führen gedacht und die nötigen Vorbereitungen 
getroffen. Daß die von außen drohende Gefahr die innere Einigung er— 


leichterte, das Zuſtandekommen der Verfaſſung förderte, bedarf keiner weiteren 
Darlegung. 


Vom 6. bis 14. Juni 1867 hat Bismarck im Gefolge des Königs, wel⸗ 
cher der Einladung des Kaiſers zur Weltausſtellung Folge leiſtete, in Paris 
zugebracht. Auch der Kronprinz war Teilnehmer der Reiſe. Es war da⸗ 
mals, daß Kaiſerin Eugenie ihren Eindruck von der Begegnung in die 
Worte faßte: „Es iſt eine imponierende Naffe, die teutoniſche“. Bismarck 
wurde vom amtlichen Frankreich mit der gewohnten Freundlichkeit emp- 
fangen. Der Marſchall Vaillant ſagte ihm nach einigen Tagen: „Wiſſen 
Sie, daß Sie einen ausgezeichneten Eindruck auf uns machen? Jeder— 
mann ſagt: Wahrhaftig, das iſt ein guter Kamerad (bon bougre) “/. Als 
Bismarck nach der großen Parade dem Marſchall ſeine Bewunderung der 
ſchönen Truppen ausſprach, erwiderte dieſer: „Vielen Dank, Herr Graf! 
Aber Ihr Preußen ſeid neben uns zu groß geworden; wir müſſen eines 


Tages die Degen kreuzen“. Bismarck antwortete lächelnd: „Kreuzen wir 
ſie alfo 


Am 5. Dezember 1866 hat das Ab 
frag der Regierung 1 
die ſich im letzten Kr 
Namen der in Ausſi 


geordnetenhaus dem Könige auf Anz 
„Millionen Taler als Dotation für Männer bewilligt, 
iege ein beſonderes Verdienſt erworben hätten. Die 
cht Genommenen waren von den Regierungsvertretern 
wohl in der Kommiffionsberatung, nicht aber im Geſetzentwurf genannt 
worden; es waren die fünf Generale Roon, Moltke, Herwarth v. Bitten— 
feld, Steinmetz, Vogel von Falkenſtein. Die Kommiſſion fügte die Namen 
in den Entwurf ein und glich die gebotene Zurückhaltung des Miniſterprä⸗ 
ſidenten dadurch aus, daß ſie ſeinen Namen als erſten in die Liſte ſetzte; 
entſprechend hat das Haus beſchloſſen. Der König hat dem leitenden Staats— 
mann am 12. Februar 1867 400 000 Taler aus der Summe zugewieſen: 
„Im Rückblick auf den entſcheidenden Wendepunkt, an welchen die Ger 
ſchicke Preußens durch die ruhmwürdigen Kämpfe des vergangenen Jahres 
gelangt ſind, wird es den ſpäteſten Geſchlechtern unvergeſſen ſein, daß die 
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Erhebung des Vaterlandes zu neuer Macht und unvergänglichen Ehren, 
daß die Eröffnung einer Epoche reicher und mit Gottes Hilfe ſegensvoller 
Entwicklung weſentlich Ihrem Scharfblicke, Ihrer Energie und Ihrer ger 
ſchickten Leitung der Ihnen anvertrauten Geſchäfte zu danken war“. Der 
König fügte der Überweifung den Wunſch hinzu, daß die Dotation „durch 
fideikommiſſariſche Anordnungen zu einem Grund- oder Kapitalbeſitze be— 
ſtimmt werde, welcher mit dem Ruhme Ihres Namens auch Ihrer Familie 
dauernd erhalten bliebe“. 

Solcher Anerkennung gegenüber konnte Bismarck es über ſich ergehen 
laſſen, daß der Berliner Magiſtrat den Antrag des Oberbürgermeiſters 
Seydel, ihn zum Ehrenbürger der Hauptſtadt zu ernennen, am 22. Juni 
ablehnte. 

Nichts konnte Bismarcks Neigungen mehr entſprechen als des Königs 
an die Auszeichnung geknüpfter Wunſch. Unmittelbar nach Schluß des 
Reichstags, in den Tagen vom 18. bis 24. April, beſuchte er Varzin, das 
damals im Kreiſe Schlawe lag, ſpäter auf Bismarcks Betreiben zum 
Kreiſe Rummelsburg geſchlagen worden iſt, zu dem auch Reinfeld gehörte. 
Die Herrſchaft war im Beſitz des Grafen Blumenthal; am 23. April hat 
Bismarck fie von ihm erworben. So wurde er ſelbſt anſäſſig in der Gegend, 
„wo man allnächtlich die Wölfe und die Kaſſuben heulen hört“. Reinfeld 
liegt 25 Kilometer weiter öſtlich. 

Gegen Ende Juni iſt er zum erſten Male zu längerem Aufenthalt auf ſein 
neues Beſitztum gereiſt; nach Beſchaffung einer erſten Einrichtung hat er die 
Seinigen nachkommen laſſen und bis zum 2. Auguſt dort geweilt. Gleich am 
27. Juni ſchreibt er der Gattin: „Daß ich vor Deiner Herkunft nochmals in 
Berlin erſcheine, glob' ich ſchwerlich. Schildere nur meine Stimmung ſo ange⸗ 
griffen, daß ich den ſichtlichen Erſatz der Kur nicht durch die Strapazen 
dieſer Reiſe gefährden könnte.“ Die ausgedehnte Herrſchaft liegt an der 
Wipper und zu beiden Seiten ihres ſich hinſchlängelnden Tales. Von den 
landſchaftlichen Schönheiten der hinterpommerſchen Seenplatte fehlt ihr 
kaum eine. Vor allem entzückte Bismarck der reiche Waldbeſtand. Er 
wurde nicht müde, ihn zu Fuß und zu Pferd, „bergſteigend und ſumpf— 
watend “ zu durchſtreifen. „Es gibt doch ſehr dicke Buchen hier, auch Balken 
und Blöcke, Wüſteneien, Schonungen, Bäche, Moore, Heiden, Ginſter, 
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Rehe, Auerhähne, undurchdringliche Buch- und Eichenaufſchläge und andere 
Dinge, an denen ich meine Freude habe, wenn ich dem Terzett von Taube, 
Reiher und Weihe lauſche oder die Klagen der Pächter über die Untaten 
der Sauen höre“. Er hat in dieſen Tagen mit dem Bruder Bernhard, 
der mit ihm von Kniephof herübergekommen war, um überlaſſung feines 
Anteils an dieſem Beſitztum verhandelt. Er hatte es auch dort wieder 
keizend! gefunden. „Sie laſſen mich nur niemals allein, und ich habe mir 
dort mit den Bäumen mehr zu ſagen als mit den Menſchen“. Sein Herz 
hing an der Natur; daß er ihr ſo früh entriſſen worden war, hat ihn nur 
noch mehr an ſie gekettet. Und es war die Natur des deutſchen Nordens, 
deren Reize nie vergißt, wer ſie einmal empfunden hat. Varzin iſt ihm 
für eine ganze Reihe von Jahren der Boden geworden, aus deſſen Be⸗ 


rührung ihm immer neue Kräfte für den Kampf in der großen Welt 
zuwuchſen. 
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5. Erſter norddeutſcher Reichstag. Preußiſcher Landtag 1867/68. 
Verhältnis zu den Konſervativen. 


N) m 14. Juli ward Graf Bismarck zum Kanzler des Norddeutſchen 
l Bundes ernannt. Da die ihm allein zur Verfügung ſtehenden Kräfte 
des preußiſchen Auswärtigen Amts für den neuen Betrieb nicht ausreichten, 
ſah er ſich genötigt, eine Bundeskanzlei einzurichten. An ihrer Spitze wünſchte 
er einen in Handelsſachen erfahrenen Mann bürgerlicher Herkunft; als 
ſolchen erſah er ſich den in Zollvereinsverhandlungen ſeit langem bewährten 
Rudolf Delbrück, einen Sohn des Erziehers Friedrich Wilhelms IV. und 
Wilhelms J. Er ward Präſident des Bundeskanzleramts. 

Vom 10. September bis zum 26. Oktober 1867 war der erſte nord- 
deutſche Reichstag in Berlin verſammelt. Die nationale Richtung, mit 
der Bismarck zu arbeiten wünſchte und allein arbeiten konnte, überwog. 
Doch mußte er auch hier wieder für die Autorität des Bundespräſidenten 
in Heeresſachen eintreten, andererſeits über die Beziehungen zu Süddeutſch⸗ 
land aufklären und beruhigen. Bismarck hatte bis dahin kaum eine Gelegen⸗ 
heit vorübergehen laſſen, ſeiner Meinung Ausdruck zu geben, daß er das 
Werdende nicht für etwas Fertiges und Abgeſchloſſenes halte, hatte immer 
wieder auf die in Ausſicht genommene Vereinigung mit dem Süden hin⸗ 
gewieſen, auch ſchon vor der Veröffentlichung der Schuß: und Trutzverträge 
ſein feſtes Vertrauen klar bekundet, daß er das Zuſammenſtehen von Nord 
und Süd im Falle eines Angriffs für vollſtändig ſicher halte. Artikel 71 
des Bundesverfaſſungsentwurfs nahm eine vertragsmäßige Regelung des 
Verhältniſſes zu den ſüddeutſchen Staaten in Ausſicht, wie eine ſolche ja 
auch im Prager Frieden vorgeſehen war. Die Thronrede, welche den ver⸗ 
faſſunggebenden Reichstag ſchloß, hatte ausdrücklich hervorgehoben, daß 
„die Hoffnungen, welche uns mit unſeren Brüdern in Süddeutſchland ger 
meinſam find, ihrer Erfüllung näher gerückt“ feien, und die, welche 12 Tage 
ſpäter den preußiſchen Landtag eröffnete, ſagte offen heraus: „Der neu er⸗ 
richtete Bund umfaßt zunächſt nur die Staaten Norddeutſchlands; aber eine 
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innige nationale Gemeinſchaft wird dieſelben ſtets mit den ſüddeutſchen 
Staaten vereinigen“. 

So konnte niemand zweifelhaft ſein, daß Bismarck den gegenwärtigen 
Zuſtand als einen vorübergehenden anſah. Gleichwohl mußte er auch im 
erſten Reichstag das Vertrauen neu befeſtigen. Gegenüber Zweifeln an dem 
Wert der Bündniſſe, die laut wurden, trat er mit der größten Entſchiedenheit 
für die Vertragstreue der ſüddeutſchen Regierungen ein. Er konnte ſich auf ein 
perſönliches Erlebnis berufen: „Ich erinnere mich ſehr genau, daß ein Mann 
von deutſcher Geſinnung und lange Zeit der Gegner Preußens, Freiherr 
von der Pfordten, in dem Augenblicke, als ich ihm bei den Friedensver⸗ 
handlungen erklärte, daß wir auf die beabſichtigten Erwerbungen im rechts⸗ 
mainiſchen Franken verzichteten unter der Bedingung, daß das ihm dem 
Prinzip nach bekannte Bündnis von Bayern angenommen werde, daß der 
Freiherr von der Pfordten unter der lebhafteſten Betätigung ſeiner inneren 
klärte, hieran ſähe er, wie ſehr meine 
verleumdet würden, und wie ein deutſches Herz in 
meinem Buſen ſchlage ſo gut wie in dem ſeinigen“. Da bemerkt worden 
war, daß die ſüddeutſchen Staaten wohl die Vorteile des Zollvereins ge⸗ 
nießen, die Luſt der Bündniſſe aber vielleicht nicht tragen möchten, erwiderte 
Bismarck, daß die wirtſchaftliche Gemeinſchaft mit der Wehrgemeinſchaft 
Hand in Hand gehe; er werde ſofort die Zollverträge kündigen, wenn die 
Bündniſſe in Frage geſtellt würden. 

Auch im preußifchen Landtage, der vom 15. November 1867 bis zum 
29. Februar 1868 tagte, mußte Bismarck ſeine deutſche Politik des ſchonen— 
den Maßhaltens, des behutſamen Weiterbauens verteidigen. Es ward ein 
Antrag geſtellt, daß der Etat des preußiſchen Auswärtigen Amtes auf den 
Norddeutſchen Bund übernommen und die innerhalb des Bundes be⸗ 


ſtehenden preußiſchen Geſandtſchafts⸗ und Konſulatspoſten aufgehoben wer⸗ 
den möchten. Virchow tadelte heftig 


tig, daß der Etat mit Penſionen für 
fremde Staatsdiener belaſtet w erde, die ehemals die heftigſten Feinde Preußens 
geweſen ſeien. Er konnte ſich nur „zwei Möglichkeiten denken. Entweder 
iſt trotz aller Gloire des Norddeutſchen Bundes noch nicht der Zeitpunkt 

‚das Ausland zur Anerkennung des Nord— 


gekommen, wo wir imſtande ſind 
deutſchen Bundes zu bringen, anſtelle der preußiſchen Geſandten nord— 
* 
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deutſche zu ſetzen, oder man könute meinen, die finanzielle Grundlage des 
neuen Bundes ſei eine ſo enge, daß es unmöglich iſt, auf die Schultern des 
Bundes die Diplomatie zu legen; wenn das letztere der Grund fein follte, 
ſo muß ich ſagen, daß ich im Intereſſe Preußens die Dauer des Nord— 
deutſchen Bundes möglichſt abgekürzt zu ſehen wünſchte“. Er fügte ev 
läuternd hinzu, daß die Abkürzung ja durch eine Erweiterung zu einem geſamt⸗ 
deutſchen Bunde erfolgen könne. 

Auch auf dieſen verbiſſenen Erguß perſönlicher Abneigung und völliger 
politiſcher Urteilsloſigkeit hat Bismarck mit ſtaatsmänniſcher Ruhe geant— 
wortet. Er betonte es als ſein Hauptbemühen, die Empfindlichkeit der 
Bundesgenoſſen nicht zu verletzen; ſie hätten einen Anſpruch auf tunlichſte 
Achtung vor ihren überlieferten Hoheitsrechten; Mangel an ſolcher Achtung 
hätte 1849/50 entſcheidend zum Mißlingen der Unionspläne beigetragen. 

Zwei Tage ſpäter (1. Dezember) bot der am 18. Juli zwiſchen Preußen 
und Waldeck geſchloſſene Vertrag, der die Verwaltung des Fürſtentums 
dem großen Nachbarſtaat übertrug, ohne doch die Stellung des Landes— 
herrn irgendwie anzutaſten, Gelegenheit, nochmals auf dieſe Verhältniſſe 
einzugehen. Mehr in der Richtung auf Einheit zu erſtreben, als man be⸗ 
dürfe, das habe ſich, erklärte Bismarck, nach ſeiner Überzeugung noch 
immer als politiſcher Fehler herausgeſtellt. Man müſſe ſich ſtreng an die 
Bundesverfaſſung halten und deren Durchführung überall, wo die Aus⸗ 
legung zweifelhaft ſein könne, weitherzig und mit wohlwollender Billigkeit 
handhaben. Er beſtritt entſchieden, daß, wie der Abgeordnete Tweſten be⸗ 
hauptete, die Eriſtenz der Kleinſtaaten, wie dieſer Vertrag erweiſe, als Glieder 
des Bundes eine Unmöglichkeit fei. Im Namen der Bundesverfaſſung ver 
wahrte er ſich dagegen: „Wir haben die Eyiſtenz dieſer Kleinſtaaten ver— 
faſſungsmäßig garantiert, alſo iſt fie möglich. Er mahnte, an der Zahl der 
beſtehenden Souveränitäten nicht zu rühren, „keine Spur von Geluüſt zu zei⸗ 
gen, ſie zu vermindern“. Er wandte ſich gegen den „preußiſchen Partikula⸗ 
rismus“, der die Laſten beklage, die das Königreich für Waldeck übernehme. 
Er glaubte die Sprache wieder zu vernehmen, die er acht Jahre lang im 
Bundestage zu Frankfurt gehört habe. Vorteile zu ernten, ſei jeder gern bereit 
geweſen; bei nationalen Einrichtungen habe man ſogleich über Laſten geklagt; 
ohne ſolche könne aber nationale Freiheit, nationale Ehre nicht beſtehen. 
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Ahnliche Gedankengänge wiederum darzulegen, gaben die Verhandlungen 
Anlaß, die Anfang Februar 1868 über die Deckung der dem Könige von 
Hannover und dem Herzoge von Naſſau vertragsmäßig gewährten Ab⸗ 
findungsſummen aus dem der Regierung bewilligten 60 Millionen-Fonds 
und die Ausſtattung der Provinz Hannover mit einem beſonderen Provin⸗ 
zialvermögen geführt wurden. Der Urheber des Krieges von 1866 vertrat 
auch hier möglichftes Entgegenkommen gegen die entthronten Fürſten; man 
dürfe ihnen „nicht mehr Nachteile zufügen, als die Sicherſtellung der na⸗ 
tionalen Geſamtpolitik bedinge . Die Opfer zu verlangen, die „Preußen 
zu ſeiner Sicherheit, zur Erfüllung ſeines deutſchen Berufs nicht entbehren 
könne“, fei feine Pflicht geweſen, „Eroberungen oder Gewinne außerhalb 
dieſes höheren nationalen Zwecks zu ſuchen, habe den politiſchen Zielen 
Preußens fern gelegen“. Er erklärte, daß noch nach Nikolsburg erwogen 
worden ſei, ob die Abfindung etwa in der Form der Rückgabe von ger 
wiſſem Landbeſitz, wie einſt bei Heinrich dem Löwen und dem Erneſtiner 
Johann Friedrich, erfolgen könne, aber daß eine Abfindung zu leiſten ſei, 
darüber ſeien Zweifel nicht gekommen, würden auch deutſcher Denkweiſe und 
deutſchem Staatsbrauch fremd geweſen ſein. Er betonte, daß die auswär⸗ 
tige Politik der Regierung Ves als ihre Aufgabe betrachte, diejenigen Em⸗ 
pfindungen, die in Deutſchland und außerhalb Deutſchlands durch die neue 
Ordnung der Dinge verletzt ſeien, nach Kräften zu verſöhnen“. Die Ent— 
ſtellung einer feiner Außerungen veranlaßte ihn, nochmals entſchieden der Be⸗ 
hauptung zu widerſprechen, die er ſchon gleich bei ihrem erſten Auftauchen 
am 27. Januar 1863 beſtritten hatte, daß er jemals geſagt habe: „Macht geht 
vor Recht“. Er wollte nicht, daß aus einem ſeiner Worte jetzt wieder wie 
damals „durch die Geburtshilfe des Herrn Vorredners“ (Tweſten) „ein 
fliegendes Wort gemacht werde“. Er hat in der Reichstagsſitzung vom 


18. März 1869 noch einmal Gelegenheit genommen, die Behauptung zurück⸗ 


zuweiſen. 
Die Gewährung eines Provinzialfonds an die Provinz Hannover, der 
ihr aus ihrem angeſammelten beträchtlichen Landesvermögen zufließen ſollte, 
ſtieß auf Widerſtand bei Angehörigen faſt aller Parteien. Man ſah darin 
eine Zurückſetzung der alten Provinzen, die man nicht „als Stiefkinder ber 
handeln laſſen wollte“. Bismarck mußte ausführen, daß es ſich nicht um 
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einen Verſuch handele, Sympathien zu gewinnen, ſondern darum, daß 
man den Entwicklungsgang des hannoverſchen Landes, wie er von der frü— 
heren Regierung in Ausſicht geſtellt war, nicht unterbreche. Er verſäumte 
auch nicht, darauf hinzuweiſen, wie die Vernachläſſigung der Landesver— 
teidigung, der Hannover die Anſammlung der Summe verdankte, ſich ſelbſt 
ſtrafe. Begütigend wirkte, daß er die Abficht ausſprach, der provinziellen 
Selbſtverwaltung weitere Ausdehnung zu geben, was dann in der Folgezeit 
geſchehen iſt. Die Vorlage wurde aber nur mit fünf Stimmen Mehrheit 
und gegen die Konſervativen Geſetz. Dem Vertreter des Wahlkreiſes Nau— 
gard⸗Regenwalde, Dieſt-Daber, der deren Haltung begründete, erwiderte 
Bismarck: „Wenn der Herr Vorredner ſich vor böfen Worten der Wähler 
in ſeinem Kreiſe fürchtet, wenn er nach Hauſe kommt, ſo empfehle ich ihm 
dafür nur das Rezept, zu ſagen, er habe mit mir geſtimmt, und ich bin ſicher, 
man wird ihm verzeihen“. 

Es war nicht die erſte offene Differenz mit den alten Parteifreunden. Schon 
im Dezember 1866 hatte er im Herrenhauſe gegen Kleiſt-Retzow ſelbſt be— 
merkt: „Verfaſſungsleben iſt ein beſtändiger Kompromiß“ und einen Monat 
ſpäter gegen feinen einftmaligen Gönner Senfft-Pilſach: „Ein großer Staat 
regiert ſich nicht nach Parteianſichten “. Wenn er ausfprach, daß „der Menſch 
fortſchreitet und mit der Entwicklung durch die Geſchichte fortſchreiten muß“, 
und daß „es ein trauriger Ruhm iſt, immer nur an denſelben Anſichten wie 
vor fünfzig Jahren feſtzuhalten“, und er „ſich glücklich ſchätze, nicht zu den 
Leuten zu gehören, die mit den Jahren und mit den Erfahrungen nicht ler— 
nen“, ſo waren dieſe Wahrheiten und Mahnungen zwar zunächſt an ſeine 
radikalen Kritiker gerichtet, aber fie forderten doch auch nach anderer Rich 
tung volle Beachtung. Es war aber natürlich, daß er durch Gegenſatz zu den 
Konſervativen innerlich viel empfindlicher getroffen wurde als durch Kampf 
mit den gewohnten Gegnern. „Er dachte ernſtlich daran zurückzutreten, da 
mit ſolchen Freunden nicht zu regieren ſei“. Die nervöſen Leiden ſtellten ſich 
mit erneuter Heftigkeit ein: „Fußleiden, Gallenergüſſe, Neuralgie im Geſicht“. 
Er hat noch am Tage der Abſtimmung, am 6. Februar 1868, Urlaub auf un— 
beſtimmte Zeit erbeten und erhalten, Berlin allerdings nicht verlaſſen. 

Die alten Parteigenoſſen haben den Zuſammenſtoß nicht minder ſchmerzlich 
empfunden. Sie fühlten ſich in ihrer großen Mehrzahl ſo wenig ſchuldig wie 
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Bismarck ſelbſt. Sie vermißten die Rückſichten, die ſie als feine alten Freunde 
und langjährigen Stützen glaubten beanſpruchen zu können, die nötigen Er— 
Öffnungen über feine Abſichten, gelegentlich auch die orientierende Verſtändi⸗ 
gung über unabänderliche königliche Entſchließungen. Sie nahmen Anſtoß 
an feinem lebhafteren Verkehr mit den Führern der Liberalen, fühlten ſich 
unverdient zurückgeſetzt. Dem Kanzler und Minifterpräfidenten aber fehlte 
es an Zeit und Kraft, neben den übrigen Erforderniſſen ſeiner Stellung auch 


dieſen Wünſchen zu genügen, fortgeſetzt die herkömmliche Verbindung mit 
der Partei zu unterhalten. 


Ein Mittelsmann, der ſie hätte ſichern können, hat ſich nicht gefunden. 
Bismarcks Jugendkee 


endfreund und langjähriger Vertrauter Moritz Blanckenburg 
hat die Löſung der alten Beziehungen ſchmerzlich beklagt; er genoß großes 
Anſehen bei den Parteifreunden, konnte und mochte ſich aber über gelegent⸗ 
liches Eingreifen hinaus der Löſung der Aufgabe nicht widmen. Eifrig iſt 
Noon in dieſen Jahren bemüht geweſen, auszugleichen. Beide Männer 
fanden an Bismarck auszuſetzen, waren aber durchdrungen von der Unent— 
behrlichkeit des ‚stoßen Zauberers“, der noch Größeres zu vollbringen habe. 
Daß der Führer der Konſervativen, Bismarcks und der Seinigen Freund 
Graf Eberhard Stolberg, Präſident des Herrenhauſes, im Juli 1869 Ober⸗ 
präfident von Schleſien wurde, hat erſchwerend gewirkt. Die Beziehungen 
wurden in dieſen Jahren mehr und mehr unbefriedigend. Die alten Ger 
fährten fühlten ſich gekränkt, verletzt. Bismarck war unwillig, daß ſie ihm 
nicht ohne weiteres folgten. Es war ihm klar, daß er nur in engerer Füh— 
fung mit den Liberalen das deutſche Ziel erreichen werde. Den Konſervativen 
wie bisher perſönlich nahe zu bleiben, hinderte ihn nicht wirkliche Entfrem⸗ 
dung; die Aufgabe überſtieg ſein phyſiſches Können. 

Es iſt daher völlig verkehrt, von einem inneren Wandel in dieſer Zeit zu 
reden. Was der Führer zur deutſchen Einheit wollte, war und blieb das 
gleiche. Die Mittel, es durchzufegen, mußten wechſeln. Er hatte dem preu⸗ 
ßiſchen Staate die unentbehrlichen Machtmittel erſtreiten müſſen im Kampfe 
mit einer liberalen Oppoſition. Weiter kommen konnte er jetzt nur, wenn 
er die gemäßigteren Gegner zu dauernder Gefolgſchaft gewann. Denn die 
Anſchauungen, die ſie vertraten, waren doch diejenigen, die in den führen⸗ 
den Schichten der Geſamtheit des deutſchen Volkes den breiteſten Boden 


40 Miniſterpraͤſident und Bundeskanzler (1866-1870). 


hatten. In ſeiner Grundauffaſſung war und blieb Bismarck ein konſerva⸗ 
tiver Mann; darüber können ſeine Handlungen auch für die Folgezeit keine 
Zweifel laſſen. Es war ihm aber klar, daß Preußen und Deutſchland ihrer 
Beſtimmung nicht entgegengeführt werden konnten durch Einſchwören auf 
Parteigrundſätze. Er war angewieſen auf das Vertrauen, das Preußen, 
das Deutſche ihm auch ohne ſolches Verpflichten ſchenken mochten. Nur 
ſo konnten ſie ihm eine Stütze, er ihnen ein Führer ſein. Er iſt in die Lage 
gekommen, dieſes Vertrauen bald von der einen, bald von der andern, nicht 
ſelten auch von beiden Seiten beanſpruchen zu müſſen. Die Erfolge von 1866 
hatten ihn aus dem beſtgehaßten zu einem vielgeprieſenen Manne gemacht. 
Sich einigermaßen in dieſer Stellung zu behaupten, war die unerläßliche 
Vorbedingung für weiteres Gelingen. Sie ſtellte geradezu übermenſchliche 
Anforderungen an ſeine Kraft. Sie war auch ohne Schroffheiten gar nicht 
zu erfüllen, und ſo iſt mancher, der feine Perſönlichkeit gegen den Gewaltigen 
glaubte einſetzen zu müſſen, irre an ihm geworden, zu dem Urteil gelangt, 
dem Manteuffel zu Beginn ſeiner Schleswiger Tätigkeit Anfang Oktober 
1865 anläßlich feiner Verwaltungsſtreitigkeiten mit dem Miniſterpräſidenten 
in einem Briefe an Roon mit den Worten Ausdruck gab: „Graf Bismarck 
kann nur Maſchinen oder politiſche Gegner erzeugen“. 


Kämpfe um die innere Fortentwicklung. Aut 


6. Kämpfe um die innere Fortentwicklung. 


ie Regierungstätigkeit der nächſten Zeit zeigt in allen Fragen, in deren 
— Beantwortung Parteigegenſätze mitfpielten, weit mehr das Bemühen 
zu hemmen als vorwärts zu treiben. Auch die verſöhnte Oppoſttion verzichtete 
nicht auf das Beſtreben, Verfaſſung und Verwaltung in Bund und Staat 
in ihrem liberalen Sinne auszubauen oder umzugeſtalten. In der Frühlings- 
ſeſſion des Norddeutſchen Reichstags 1868 mußte Bismarck zum Antrag 
Waldeck auf Gewährung von Tagegeldern Stellung nehmen. Er war Öeg- 
ner von Diäten. In dieſer Frage ſchwebten ihm engliſche Verhältniſſe als 
Muſter vor. Demokratiſchen Anſchauungen war in der Bundesverfaſſung 
mehr Rechnung getragen als irgendwo ſonſt in Europa in einem monarchi— 
ſchen Staatsweſen. In der Diätenloſigkeit ſah Bismarck ein Gegengewicht 
gegen allzu großen Einfluß der Maſſen und hat demgemäß ſeinen Verfaſſungs⸗ 
entwurf geſtaltet. Er iſt Zeit ſeines Lebens bei dieſer Auffaſſung geblieben; 
das ſpätere Abweichen von ihr hat ſicher das Machtverhältnis zwiſchen 
Volksvertretung und Regierung zugunſten der erſteren verſchoben. Dem 
Antrag gegenüber verzichtete Bismarck, „auf die Gründe, welche für oder 
gegen Diäten ſprechen können, von neuem einzugehen“; er warnte nur vor 
zu raſchem Rütteln an der Verfaſſung. Er wies darauf hin, daß die ganze 
Bundesverfaſſung, wie fie vorliege, ein Kompromiß ſei. „Wir haben nach— 
gegeben, Sie haben nachgegeben. Kaum ſitzen Sie darin, ſo wollen Sie das, 
was Sie mit der einen Hand gegeben haben, mit der anderen zurückziehen. 
Das iſt kein Spiel, wie wir es vorausgeſehen und verſtanden haben, und 
auf das wir uns werden einlaffen können. Wer das Anſehen der Kompro—⸗ 
miſſe nicht ehrt, der iſt für eine konſtitutionelle Verfaſſung überall nicht reif; 
denn das Verfaſſungsleben beſteht aus einer Reihe von Kompromiſſen; dieſe 
heute zu geben und morgen zurückzunehmen, iſt keine konſtitutionelle Politik“. 
Der Antrag Waldeck wurde doch nur mit 97 gegen 92 Stimmen ab⸗ 
gelehnt. 
Mit aller Entſchiedenheit bekämpfte Bismarck fortgeſetzt den Verſuch, 
die Entwicklung der Verteidigungsmittel des Landes abhängig zu machen 
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von der Erweiterung der parlamentariſchen Rechte; er lehnte es ab, „das 
Recht zu erkaufen, das Land zu verteidigen“. Einen Geſetzentwurf über die 
Verantwortlichkeit der Beamten der Bundesſchuldenverwaltung zog er zu— 
rück, weil ein Amendement Tweſten-Miquel zur Annahme gelangte, das die 
Beamten nicht nur der Regierung, ſondern auch dem Reichstag verant— 
wortlich machte. Ihm drängte ſich ſofort der Zuſammenhang auf, in dem 
dieſer Zuſatz zur Regierungsvorlage mit der Bundesanleihe zum Zweck des 
Ausbaus der Marine ſtand, die in der letzten Seſſion bewilligt worden und 
mit deren Durchführung der Bundeskanzler beauftragt worden war. 

In gleicher Weiſe ablehnend verhielt er ſich gegenüber den Beſtrebungen, 
die ſich auf Beeinfluſſung der auswärtigen Politik richteten. Er wollte nicht 
antworten, als im Dezember 1868 im Abgeordnetenhauſe angefragt wurde, 
ob die beſtehende Kartell-Konvention mit Rußland vom Jahre 1857 nach 
ihrem Ablauf erneuert oder durch eine ähnliche erſetzt werden würde. Daß 
die Interpellation überhaupt geſtellt werden konnte, bezeichnete er als „einen 
Beweis von dem großen Unterſchied, der zwiſchen der Auffaſſung der Herren 
Interpellanten über die Pflichten und Aufgaben des auswärtigen Dienſtes 
und der meinigen herrſchen muß“. Er wies darauf hin, daß ihm „zugemutet 
werde, mit vollem Bewußtſein eine ſtrafbare Handlung zu begehen“. Denn 
das würde es fein, wenn ein Beamter des Auswärtigen Miniſteriums Mit⸗ 
teilungen machen wollte über deſſen Abſichten. Eine Handlung, die er als 
Chef des Miniſteriums diſziplinariſch oder gar gerichtlich zu verfolgen haben 
würde, traue man ihm ſelber zu: „Ich muß es im Prinzip ein für allemal — 
die Ausnahmefälle können nur ſehr ſelten ſein — ablehnen, über ſchwebende 
Verhandlungen mit auswärtigen Mächten, über bevorſtehende Verhand— 
lungen mit auswärtigen Mächten öffentlich Auskunft zu geben; denn es liegt 
ja auf der Hand, daß, wenn man vorher und in verpflichtender Weiſe die 
Stellung der Königlichen Regierung zu den zu verhandelnden Fragen feſt— 
gelegt hat, von eigentlichen Unterhandlungen in dem einen oder dem anderen 
Sinne, von irgend einer Verwertung der Sache für das Intereſſe des Landes 
nicht mehr die Rede ſein kann“. Er unterließ es dabei nicht, auf die Neigung 
der Abgeordneten hinzuweiſen, das autokratiſche Rußland zu bekämpfen, die 
darin zutage trete, daß man die gleichen Beſtimmungen in Konventionen 
mit anderen Staaten nicht bekrittele. 
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Im Reichstage des nächſten Jahres forderte Tweſten auf, in Veröffent⸗ 
lichungen, wie ſie nach dem Muſter der engliſchen Blaubücher faſt in allen 
Ländern üblich geworden ſeien, Auskunft zu geben über die Leitung der aus⸗ 
wärtigen Politik. Bismarck antwortete: „Sobald die Befriedigung des 
ausgeſprochenen Bedürfniſſes ein weſentliches Element bilden ſollte, um uns 
gegenſeitig in einer friedlichen und zufriedenen Stimmung zu erhalten, will 
ich verſuchen, ihm Rechnung zu tragen “. Unter allgemeiner Heiterkeit meinte 
er: „Sollten die Herren darauf beſtehen, ſo werde ich verſuchen, für das 
nächſte Jahr etwas Unſchädliches zuſammenzuſtellen“, fügte aber hinzu, er 
ſchrecke vor der Arbeitslaſt einigermaßen zurück. Er erinnerte daran, daß 
in bewegten Zeiten amtliche Veröffentlichungen ſtets raſch und in größerer 
Zahl binausgegeben worden ſeien: „Da wurden Depeſchen Schlag auf 
Schlag täglich in den amtlichen Blättern veröffentlicht. Solche Momente 
werden jedesmal wieder eintreten, wenn brennende Fragen vorliegen, da 
nach der heutigen Situation Europas, nach dem heutigen Stande der Zivili⸗ 
ſation es unmöglich iſt, aus heimlichen, vielleicht ſpäter aus der Geſchichte zu 
erratenden Kabinettsgründen große politiſche und vielleicht ſogar kriegeriſche 
Aktionen vorzunehmen. Man kann nur noch aus nationalen Gründen, aus 
Gründen, welche in dem Maße national ſind, daß ihre zwingende Natur 
von der großen Mehrheit der Bevölkerung anerkannt wird, Krieg führen, 
weniaſtens meiner Auffaſſung nach. Sie können daher, wenn wir anfangen, 
Deveſchen amtlich zu veröffentlichen, es faſt immer als ein Symptom einer 
ziemlich ernſten Situation anſehen. Es iſt der Ausdruck des Wunſches, 
daß das Publikum Kenntnis davon nehme, wie die Sachen liegen, weil wir 
entſchloſſen find, dieſelben weiter zu verfolgen auf die Gefahr hin, daß wir 


der Beteiligung der öffentlichen Meinung in ihrer vollen Kraft bedürfen 
werden“. 


In den vier Jahren 
reichiſchen Kriege 
von der öffentlich 
geordneten grund 


zwiſchen ſeinem Regierungsantritt und dem öſter⸗ 
hat Bismarck kaum je Gelegenheit gehabt, ſeine Auffaſſung 
en Behandlung auswärtiger Angelegenheiten vor den Ab— 

ſätzlich darzulegen; hier iſt es geſchehen. Er hat an 05 
feſtgeyalten, ſo lange er Staat und Reich lenkte. Er war jederzeit bereit, 
nationale Wünſche und Strömungen in feine Berechnungen einzuftellen. 
Er beſaß eine faſt untrügliche Fähigkeit, ſie zu erkennen und in ihrer Kraft 
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und Nachhaltigkeit richtig einzuſchätzen, feste auch Vertrauen auf ſie; aber 
fie blieben immer doch nur Mittel und Werkzeuge zur Verwendung in ſeiner 
Hand. Die ſtaatsmänniſche Tat behielt er ſich ſelber vor, ließ ſich zu ihr 
nicht drängen, zu vorzeitigen Kundgebungen nicht bewegen. 


Zu harten Zuſammenſtößen iſt es ſchon damals auch in Finanz- und 
Steuerfragen gekommen. 

Der Etat des Bundes war aufgebaut auf den Einnahmen aus Zöllen, 
Verbrauchsſteuern und Poſt; ergänzend kamen nach Bedarf die Matrikular— 
beiträge hinzu. Die neue Laſt dieſer Leiſtungen und der Wegfall jener Ein⸗ 
nahmen wurden in Preußen nicht ausgeglichen durch die Übernahme der 
Ausgaben für die bewaffnete Macht auf den Bund. Dazu kam, daß das 
Jahr 1867 für den Oſten der Monarchie in Folge von Mißwachs ein wahres 
Notjahr war. Die Folge waren ernſte Schwierigkeiten in den preußiſchen 
Finanzen. 

Sich eingehender mit dieſem Zweige der Verwaltung zu befaſſen, war 
nie Bismarcks Aufgabe geweſen. Es iſt bezeichnend für die Genialität des 
Mannes, daß er auch hier von vornherein den gangbaren Weg erkannte und 
dann unbeirrt durch fachmänniſche oder andere Bedenken auf ihm beharrte. 
Geleitet wurde er auch dabei von den politiſchen Erforderniſſen. Er ſagte 
ſich, daß der Bund — ſpäter das Reich — ſich nur einleben könnten, wenn 
fie das ſtaatliche Sonderleben möglichſt wenig ſtörten. Dazu war es not 
wendig, fie finanziell tunlichſt | elbſtändig zu machen, die Matrikularbeiträge, 
bei deren Erhebung nach der Kopfzahl der Bevölkerung auf deren verſchie— 
dene Leiſtungsfähigkeit in den einzelnen Staaten keinerlei Rückſicht genommen 
war, nach Kräften einzuſchränken, möglicherweiſe ſie ganz entbehrlich zu 
machen. Das konnte allein geſchehen durch Steigerung der dem Bunde 
verfaſſungsmäßig zuſtehenden Einnahmen, der Zölle und Verbrauchsſteuern, 
und durch Eröffnung von Einnahmen, die ſich aus dem wachſenden und 
mehr und mehr ſich einheitlich geſtaltenden Verkehr ergeben konnten. 

Es erwuchs aus dieſer Auffaſſung alsbald ein ſcharfer Konflikt mit dem 
„Goldonkel“ von der Heydt, der 18481862 ſowohl im Kabinett Dans 
teuffel wie unter Hohenzollern das Handels, unter Hohenlohe dann das 
Finanzminiſterium verwaltet hatte. Zurückgetreten, als Bismarck die Ge⸗ 
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ſchäſte übernahm, hatte er ſich doch willig finden laſſen, feine fachmänniſche 
Tüchtigkeit in deſſen Dienſt zu ſtellen, als beim Ausbruch des Krieges 
Bodelſchwinghs Leitung der Finanzen verſagte. Zwei Tage nach König 
grätz war er ins Miniſterium eingetreten und hatte es verſtanden, die er— 
forderlichen Mittel ohne Inanſpruchnahme des Geldmarktes bereitzuſtellen. 
Jetzt ging er nicht mit Bismarck einig; er hatte den König ſelbſt und das 
ganze Miniſterium für ſich. Er hielt es für richtig, die Fehlbeträge aus vor: 
handenem Staatsvermögen zu decken; Bismarck ſuchte dauernd zu helfen, 
die Gelegenheit zu benutzen, um die Notwendigkeit erhöhter Einnahmen all— 
gemeinem Verſtändnis näherzubringen. Aus Varzin ſchrieb er im Oktober 
1808 an von der Heydt: „Es ſcheint mir überhaupt keine gute Wirtfchaft, 
vom Kapital zu zehren; dann aber würde durch eine ſolche Maßregel die 
Sachlage bemäntelt und die fehlerhafte Politik derer, welche uns hindern, 
die Zoll- und Bundeseinnahmen zu erhöhen, nicht in das richtige Licht 
geſetzt. Daß die Oppoſition auf Verminderung des Staatsvermögens und 
auf Verhinderung der Bewilligung dauernder Einnahmen des Staates ber 
dacht iſt, wundert mich bei dem Mangel an politiſchem Inſtinkt, der dieſelbe 
auszeichnet, keineswegs; dieſen Herren liegt der Gedanke, daß fie ſelbſt ein: 
mal für den Staat verantwortlich fein konnten, noch zu fern. Wer aber 
die Politik als Staatsmann und als Patriot handhaben will, darf meines 
Erachtens ſich auf dergleichen nicht ohne dringende Not einlaſſen. Das rich— 
tige Auskunftsmittel für uns iſt Tabak, Petroleum, Gas, Zucker, Brannt- 
wein uſw. Auf dem Wege dazu verlieren wir ein volles Budgetjahr, viel— 
leicht zwei, wenn wir uns jetzt herbeilaſſen, mit dem Staatsvermögen als 
Palliativ vor den Riß zu treten“. Er wünſchte nicht „den Notſtand der 
Finanzen durch eine mehr öſterreichiſche als preußiſche Maßregel zu über⸗ 
brücken“, ſondern „ſtrengſtes Feſthalten an dem altpreußiſchen Grundſatze, 
daß die laufenden Ausgaben durch laufende Einnahmen gedeckt werden und 
daß die laufenden Ausgaben auf die Höhe der vorhandenen Deckung be— 
ſchränkt bleiben müſſen, ſolange nicht Gefahr des Vaterlandes eine Ab— 
weichung von dem Satze rechtfertigt“. 

Entſprechende Vorlagen ſind dem Reichstage im Frühling des nächſten 
Jahres gemacht worden. Sie gingen nicht durch, obgleich Bismarck ſeine 
ganze Beredſamkeit für ſie aufbot. Es zeigte ſich wiederum das Beſtreben, 
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die Gelegenheit zur Erweiterung der parlamentariſchen Rechte zu benutzen. 
Der preußiſche Finanzminiſter ſollte die Leitung der Finanzen des Bundes 
als verantwortlicher Bundesminiſter übernehmen. Auch beim Heerweſen 
ward wieder der Hebel angeſetzt. Man wollte den Fehlbedarf durch Erz 
ſparniſſe am Militär decken. Bismarck dachte nicht daran, „Regierungs⸗ 
rechte für Geldbewilligung zu verkaufen“; er warnte davor, „im Publikum 
die Meinung zu verbreiten, daß die Ausgaben für die Armee unproduktive 
Ausgaben ſeien. Wie ein Dach vor dem Wetter ſchützt, ein Deich vor 
Überſchwemmung, fo ſchützt auch unſere Armee unſere Produktivität in ihrem 
ganzen Umfange“. Es war eine der Wendungen, in deren richtigem Gebrauch 
er Meiſter war, wenn er bemerkte: „Ich bin überzeugt, die Herren würden 
an dieſem Bau nicht ſo oft rütteln, wenn ſie nicht ganz ſicher wären, daß 
ſie ihn nicht einreißen“. 


In der Reichstagsſeſſion von 1867 kehrte auch, von Tweſten und Graf 
Münſter vertreten, von Abgeordneten aller Parteien unterſtützt, der Antrag 
auf verantwortliche Bundesminiſterien wieder. Bismarck wurde, wie Keu— 
dell erzählt, als er dieſen Antrag zu Geſicht bekam, von einem Magenkrampf 
befallen. Er bekämpfte ihn am 16. April in einer längeren Rede zunächſt 
wieder mit einem Hinweis auf die Neuheit der Verfaſſung, an der ſo raſch 
zu rütteln nicht ratſam ſei; er ſah in ihm eine Mißtrauenskundgebung gegen 
die bisherige Tätigkeit des Bundesrats, deſſen Ausſchüſſe die Regierung 
handhabten. „Ein ähnlicher Antrag auf Schmälerung der Rechte des 
Reichstages, wie ſie hier in bezug auf die Rechte des Bundesrats beab⸗ 
ſichtigt wird, würde einen Sturm der Entrüſtung erregen, gegen die die 
ſchüchterne Abwehr der Mitglieder des Bundesrats gar keinen Vergleich 
aushalten würde“. Sehr nachdrücklich betonte er die Tendenz der Unifikaz 
tion, die in dem Antrage liege; er ziele auf Einſchränkung der Rechte und 
des Einfluſſes der Einzelſtaaten, ihrer Bevollmächtigten zum Bundesrat. 
Das habe nicht nur für die norddeutſchen, ſondern auch für die ſüddeutſchen 
Regierungen Bedeutung: „Es bedeutet nach Süddeutſchland hin ſoviel, 
als wenn man ſagen wollte: auf euch rechnen wir ſowieſo nicht mehr; wir 
ſchließen unſer norddeutſches Staatsweſen ab, ohne weiter auf euren Beitritt 
zu warten“. Er wies auf die partikulariſtiſchen Neigungen des Südens hin; 
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den Partikularismus wollte er aber nicht mehr beeinträchtigen als unbedingt 
nötig. Er ſah in ihm eine „Baſis der Schwäche, aber auch nach einer 
Richtung eine Baſis der Blüte Deutſchlands“. Er gab gerne zu, daß die 
Bundesverfaſſung „eine ſehr unvollkommene“ ſei. „Sie iſt nicht bloß in 
der Eile zuſtande gekommen, ſondern auch unter Verhältniſſen, in denen der 
Baugrund ein ſehr ſchwieriger war wegen der Unebenheiten des Terrains, 
das doch benutzt werden mußte. Wir können die Geſchichte der Vergangen⸗ 
heit weder ignorieren, noch können wir, meine Herren, die Zukunft machen; 
das iſt ein Mißverſtändnis, vor dem ich auch hier warnen möchte, daß wir 
uns einbilden, wir könnten den Lauf der Zeit dadurch beſchleunigen, daß wir 
unſere Uhren vorſtellen. Mein Einfluß auf die Ereigniſſe, die mich getragen 
haben, wird zwar weſentlich überſchätzt; aber doch wird mir gewiß keiner 
zumuten, Geſchichte zu machen; das, meine Herren, könnte ich ſelbſt in 
Gemeinſchaft mit Ihnen nicht, eine Gemeinſchaft, in der wir doch ſo ſtark 
ſind, daß wir einer Welt in Waffen trotzen könnten; aber die Geſchichte 
können wir nicht machen, ſondern nur abwarten, daß ſie ſich vollzieht. Wir 
können das Reifen der Früchte nicht dadurch beſchleunigen, daß wir eine 
Lampe darunter halten, und wenn wir nach unreifen Früchten ſchlagen, ſo 
werden wir nur ihr Wachstum hindern und ſie verderben. Ich möchte 
Ihnen deshalb doch mehr Geduld empfehlen, der Entwicklung Deutſch⸗ 
lands Zeit zu laſſen“. 

Sehr ſtark betonte er feine Abneigung gegen eine kollegialiſche Miniſter— 
verfaffung überhaupt. Er erklärte fie für „einen ſtaatsrechtlichen Mißgriff 
und Fehler, von dem jeder Staat ſobald als möglich loszukommen ſuchen 
ſollte /. Er ſprach von der Schwierigkeit, einen gleichberechtigten Kollegen 
zu überzeugen, und jeder ſei „umgeben von einer Reihe ſtreitbarer Räte“. 
Er wünſchte, genau entgegengeſetzt der Auffaſſung des Reichstags, Preußen 
möge nach dem Muſter der Bundesverfaſſung nur einen verantwortlichen 
Miniſter haben. „Wer einmal an der Spitze eines Miniſteriums geſtan— 
den hat und gezwungen geweſen iſt, auf eigene Verantwortung Entſchlie— 
ßungen zu finden, ſchreckt zuletzt vor dieſer Verantwortung nicht mehr zu— 
rück; aber er ſchreckt zurück vor der Notwendigkeit, ſieben Leute zu über— 
zeugen, daß dasjenige, was er will, wirklich das richtige iſt. Das iſt eine 
ganz andere Arbeit, als einen Staat zu regieren“. Er weigerte ſich offen, 
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einen verantwortlichen Kollegen neben ſich zu dulden: „Ich ſtütze mich auf 
mein verfaſſungsmäßiges Recht. Wie das Bundeskanzleramt ausgeſtattet 
iſt, ſo habe ich es übernommen; ein Kollege würde an demſelben Tage, 
wo er es wird, mein Nachfolger werden müſſen“. 

Seiner Rede gab Bismarck trotz der Schärfe des Widerſpruchs doch 
einen verſöhnlichen Schluß. Er fühle ſich perſönlich nicht irgendwie ver— 
letzt, da er wiſſe, daß man dasſelbe wolle, „Deutſchland diejenige Geſtal— 
tung geben — im Norden und im Süden, wenn wir können —, in der es 
am ſtärkſten und am einigſten iſt. Über die Wege, die dazu führen, können 
wir ſehr verſchiedener Meinung ſein. Bewahren wir uns aber das Be⸗ 
wußtſein, daß wir dieſem gemeinſchaftlichen Ziele mit gleicher Treue und 
mit gleicher Hingebung hüben wie drüben zuſtreben, und machen wir aus 
Meinungsverſchiedenheiten über die zu ergreifenden Mittel und Wege keine 
perſönlichen Vorwürfe! Verfallen wir nicht in den Fehler, bei jedem An— 
dersmeinenden entweder an ſeinem Verſtändnis oder an ſeinem guten 
Willen zu zweifeln“. Er erklärte zum Schluß „die engliſche Stellung 
eines Miniſterpräſidenten überall für ausreichend, um die nötige Einheit 
der Leitung herzuſtellen“, und ſchloß unter großer Heiterkeit mit der Bemer— 
kung: „Es fehlen bloß einige Miniſtertitel, und damit würde ich gar nicht 
fo ängſtlich fein‘. 

Er hätte außer auf englifche auch auf amerikaniſche Regierungsweiſe 
hinweiſen können. 

Der Antrag Tweſten-Graf Münſter wurde doch mit un gegen 100 
Stimmen angenommen. 


Inhalt und Weſen Bismarckſcher Staatsleitung werden hier in Haupt— 
zügen deutlich erkennbar. Es gibt für ihn keine maßgebenden Verfaſſungs⸗ 
formen, keine unumgänglichen konſtitutionellen Erforderniſſe. Die Form 
muß, ohne Rückſicht auf die Doktrin, ſich dem Zweck fügen. Dieſer aber 
liegt beſchloſſen in der Aufrichtung eines lebensfähigen deutſchen Staates. 
Was dieſem Ziele nähert, iſt recht, was feine Erreichung hindert, verwerf— 
lich. Es lebt aber in Bismarck das Gefühl, daß doch nur er ſelbſt ſicher 
zu ihm hinführen kann; es lebt in ihm unbezwinglich, unwiderſtehlich. 
Dem oberflächlichen oder übelwollenden Beurteiler kann es ſcheinen, als 
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wirke hier perſönlicher Ehrgeiz; den Mitlebenden und Mitſtrebenden mußte 
es vielfach fo erſcheinen. Aber es war nicht das, nicht Anmaßung oder Ruhm 
ſucht, ſondern der unbezähmbare Drang nach Vollendung eines Werkes, 
deſſen Umriſſe ihm vorſchwebten, deſſen Gefüge ſich aber nur ſuchend und 
prüfend geſtalten ließ. Die Arbeitsgenoſſen mußte er nehmen, wo ſie zu 
gewinnen waren, wo ſie ihm vertrauen, ſich ihm hingeben mochten. Es 
konnte nicht ausbleiben, daß ſie oft an ihm irre wurden, er an ihnen; ging 
doch der Weg nicht immer gerade voran. So wechſelten die Begleiter, 
auch der Führer ſchien nicht immer derſelbe zu ſein. Und doch lebte in ihm 
ein Menſchengeiſt nicht nur von übergewaltiger Kraft, ſondern auch von 
geſchloſſenſter Einheitlichkeit. 

Auch aus der beſprochenen Frage ergab ſich eine Trennung. Der Weg 
zur Geſundung der Finanzen, den Bismarck zu betreten wünſchte, hatte 
ſich zunächſt als nicht gangbar erwieſen. Aber auch von der Heydt gelang 
es nicht, der Schwierigkeiten in ſeiner Art Herr zu werden. Er ſtieß im 
preußiſchen Abgeordnetenhauſe auf Widerſtand, der ihn veranlaßte, im 
Oktober 1869 um feine Entlaſſung einzukommen. Sein rheiniſcher Lands: 
mann Otto Camphauſen trat an ſeine Stelle. Bismarck hat von der 
Heydts große Verdienſte, insbeſondere in der Kriegszeit, mit warmen 
Worten anerkannt, fein Ausſcheiden doch als eine Klärung der Lage emp- 
funden. Es war eine Zeit, in der er ſich einmal wieder am „Reſſort— 
patriotismus“ der Miniſterkollegen beſonders heftig aufregte. Ein paar 
Wochen vor der Entſcheidung ſchrieb er aus Varzin an Motley in der 
burſchikoſen Art, die er dieſem Jugendfreunde gegenüber immer beibehalten 
hat: „Ich weiß nicht, ob ich bald nach Berlin gehe, vor dem 1. Dezember 
ſchwerlich. Ich möchte gern abwarten, ob mir der Landtag nicht den Ger 
fallen tut, einige meiner Kollegen zu erſchlagen; wenn ich unter ihnen bin, 
ſo kommt die Schonung, die man mir gewährt, den andern auch zugut. 
Unſere Verhältniſſe ſind ſo ſonderbar, daß ich zu wunderlichen Mitteln 
greifen muß, um Bindungen zu löſen, die gewaltſam zu zerreißen mir 
manche Rückſichten verbieten“. Er wünſchte wieder mit Motley darüber 
zu ſtreiten, „ob Byron und Goethe in Vergleich zu ſtellen ſind“. Einige 
Tage zuvor hatte er wieder „einen Anfall von krampfartigen Magen— 
ſchmerzen mit Gallenerbrechen, wie er ihn ſeit Putbus nicht erlebte“. Er 
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mußte es ſich verſagen, zur ſilbernen Hochzeit der Schweſter zu kommen. 
„Ich hätte Dich ſo gern als Großmutter und Silberbraut im Staate ge⸗ 
ſehen und Dir das Zeugnis gegeben, daß Du die vorzeitigen Ehren des 
Alters trägſt wie unſere Roſen den heutigen Oktoberſchnee; ſie ſehen nur 
um ſo friſcher unter ihm aus. Ich hätte ſo gern ganz abgetragene Be⸗ 
trachtungen über traumhafte Flüchtigkeit des Lebens mit Dir neu aufge- 
bügelt“. Er ſpricht wehmütig über die vergebliche Jagd nach dem Glück: 
„Iſt es nur mein Fehler, daß mir die gegenwärtige Station immer unbe⸗ 
haglicher erſcheint als alle früheren, und daß man nicht aufhört, raſtlos 
vorwärts zu treiben in Hoffnung auf eine beffere Er wünſcht der 
Schweſter von Herzen, daß ſie das Feſt in „der befriedigten Stimmung 
feiere, in der man dem Zeitpoſtillion zurufen möchte: Schwager, fahr ſachte! 
Ich finde mich recht undankbar gegen Gott, daß ich zu dieſer Stimmung 
des Behagens niemals gelange und doch nach meiner eigenen Einſicht ſo 
viel Grund dazu hätte, wenn ich an Frau und Kinder denke und vor allem 
an meine Schweſter und an ſo manches andere in Staat und Haus Er⸗ 
ſtrebte und, wenn es erreicht war, nicht Gewürdigte. Ich hoffe, daß ich 
beſſer werde, wenn ich nicht mehr Miniſter bin; darauf muß ich alle ver⸗ 
tröſten, die an mir zu tragen haben“. 


7. Die weitere deutſche Einigung. Zollparlament. 


Wie Jahre zwiſchen den beiden großen Kriegen ſind vor allem Jahre 
— der Vorbereitung für den Ausbau des Bundes zu dem kleindeutſchen 
Reiche, wie es durch die Beſchlüſſe des Frankfurter Parlaments im März 
1549 feſtgelegt war. Für Bismarcks Tätigkeit blieb das der Leitgedanke. 
Im Prager Frieden war ein Bund der Südſtaaten vorgeſehen. Es war 
ein Plan, den die Fremden hineingebracht hatten; ſeine Ausführung iſt nie 
ernſtlich verſucht worden. Bismarck hat deshalb auch keinen Anlaß ge— 
habt, hindernd dazwiſchen zu treten. Er konnte verſuchen, die Verbindung 
mit dem Süden, die durch den Zollverein gegeben war, nicht nur feſtzu⸗ 
halten, ſondern weiter auszugeſtalten. Alsbald nach der Begründung des 
Norddeutſchen Bundes, am 8. Juli 1867, iſt unter den beteiligten Staaten 
ein Vertrag geſchloſſen worden über die Fortdauer des Zoll- und Handels⸗ 
vereins. Er brachte wichtige Neuerungen. Das Einfpruchsrecht der ein⸗ 
zelnen Staaten fiel weg; ein Zoll-Bundesrat zuſammen mit einem Zoll 
Parlament ſollte über die gemeinſamen Angelegenheiten entſcheiden. Die 
Verhandlungen mit auswärtigen Mächten führte Preußen. Vom 27. April 
bis 23. Mai 1868 tagte dann in Berlin das erſte Zollparlament; zu den 
207 Abgeordneten, die der Norddeutſche Reichstag zählte, traten 35 aus 
den ſüddeutſchen Staaten, gewählt auf der Grundlage desſelben Wahl—⸗ 
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rechts. Ein weſentliches Stück der norddeutſchen Bundesverfaſſung war 
damit auf den Süden übertragen. 

Die Neuerung war auch ſonſt ein ganz erheblicher Schritt vorwärts zur 
vollen Vereinigung. Sie brachte zum erſten Male Süddeutſche als An— 
gehörige einer politiſchen Körperſchaft in die preußiſche Hauptſtadt; manches 
Vorurteil iſt dort geſchwunden. War doch im allgemeinen dem Deutſchen 
des Südens der Norden des Vaterlandes viel weniger vertraut als umge— 
kehrt, iſt das wohl heute noch. Die Verhandlungen ſind auch ohne Stö⸗ 
rung verlaufen. Bismarck hat nur einmal Anlaß genommen, einzugreifen, 
da aber in bezeichnender Weiſe. Der Württemberger Probſt hatte es für an⸗ 
gezeigt gehalten, gegen eine Erweiterung der Zuſtändigkeit des Zollbundes in 
der Richtung auf einen ſtaatlichen Zuſammenſchluß zu reden und ſeine Be— 
denken mit einem Hinweis auf die auswärtigen Gegner begründet. 
Bismarck erhob ſich ſofort zu der Erklärung, daß weder er noch überhaupt 
ein Norddeutſcher irgend etwas geſagt habe, was die Bedenken des Abge— 
ordneten rechtfertige, daß es vielmehr allein und ausſchließlich in der freien Ent⸗ 
fehließung des Südens liege, ob er dem Norddeutſchen Bunde beitreten 
wolle oder nicht: „Selbſt wenn Sie den Wunſch ausſprächen, dieſe Ihre 
Selbſtändigkeit aufzugeben, ſich dem Norddeutſchen Bunde zu nähern, 
will ich lieber ſagen, ſo müßten Sie dieſen Wunſch ſchon ſo motivieren, 
daß er auf beiden Seiten dieſelbe günſtige Beurteilung fände. Sie halten 
uns für viel empreſſierter, als wir es ſind“. Er ſchloß ſeine kurze Erwide⸗ 
rung mit den Worten: „Dem Herrn Vorredner aber und allen, die das— 
ſelbe Thema mit ihm behandeln, gebe ich zu bedenken, daß ein Appell an 
die Furcht in deutſchen Herzen niemals ein Echo findet“. Lebhafter Bei⸗ 
fall folgte ſeinen Worten. 

Wenn Bismarck ſich hier ſtreng auf der Linie der Zollvereinsaufgaben 
hielt, ſo iſt das nur einer der zahlreichen Belege gerade aus dieſen Jahren, 
daß die volkstümliche Vorſtellung vom „Küraſſierſtiefel“ den Staatsmann 
Bismarck ſchlecht charakteriſiert. Er hat es meiſterhaft verſtanden, die 
Früchte reifen zu laſſen. Ruhe, Geduld und Selbſtbeherrſchung ſtanden 
ihm in der Behandlung auswärtiger Angelegenheiten, in Fragen der großen 
Politik fo gut wie unerſchöpflich zu Gebote. Der „Küraſſierſtiefel“ iſt nur 
erſchienen, wenn er am Platze, wenn er das rechte Mittel war. Es gab 
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niemand in Deutſchland, dem die deutſche Einheit mehr am Herzen ge— 
legen hätte als dem Kanzler des Norddeutſchen Bundes. Er hatte mit 
den ſüddeutſchen Regierungen die Auguſtverträge des Jahres 1866 ſchließen 
und dadurch franzöſiſcher Gefahr nach Möglichkeit vorbeugen können. Er 
wußte aber gut, daß der Entſchluß der Regierungen, im Fall der Not mit 
Preußen zuſammenzuſtehen, noch keineswegs die Willigkeit der Bevölke⸗ 
rung zu politiſchem Zuſammenleben mit Norddeutſchland in ſich begriff. 
Die Rede des Abgeordneten Probſt war dafür nur ein Beleg unter tau— 
ſenden. In Bayern war fo ziemlich alles, was katholiſch war, in Würt—⸗ 
temberg die das Land beherrſchende Demokratie, die ſpätere „ſüddeutſche 
Volkspartei“, durchaus gegen die Erweiterung des Norddeutſchen Bundes 
zu einem Deutſchen Reich unter Preußens Führung. Bismarck ſprach 
für feine Perſon lautere Wahrheit, wenn er erklärte, daß der Appell an die 
Furcht in deutſchen Herzen niemals ein Echo finde. Er hielt nicht zurück 
aus Beſorgnis vor Frankreichs Eingreifen; aber er wußte, daß eine halt—⸗ 
bare deutſche Einheit nur geſchloſſen werden könne auf Grund freier Zu— 
ſtimmung der ſüddeutſchen Bruderſtämme oder wenigſtens ihrer großen 
Mehrzahl, und er war gewillt zu warten, bis die zu haben ſein werde. 

Seiner innerſten Geſinnung gab er doch auf dem Feſtmahl Ausdruck, 
das zum Schluß der Seſſion die Mitglieder des Zollparlaments vereinigte: 
„Ich glaube, daß Sie nach der Gemeinſamkeit der Arbeit für die deutſchen 
Intereſſen die Überzeugung mit nach Hauſe nehmen, daß Sie hier Bruder— 
herzen und Bruderhände finden für jegliche Lage des Lebens.“ 


Der Übergang zur vollen Einheit ließ ſich nur erreichen, wenn der Grund⸗ 
charakter der von Bismarck angeſtrebten Neuordnung erkannt wurde, wenn 
die Überzeugung ſich verbreitete, daß er beabſichtige, die Selbſtändigkeit 
der Einzelſtaaten tunlichſt zu ſchonen, ihnen nicht mehr zu nehmen, als für 
die Zuſammenfaſſung zu einem einheitlichen Geſamtwillen unerläßlich war. 
So iſt Bismarck unentwegt bedacht geweſen, Befürchtungen in dieſer 
Richtung tunlichſt den Boden zu entziehen: „Ich habe mir in der Bun— 
despolitik, ſolange ich die Ehre habe, auf ſie einen Einfluß zu üben, als 
unverbrüchlichen Grundſatz geſtellt und mich wohl dabei befunden, daß es 
nicht ratſam iſt, die Autonomie der einzelnen Regierungen auch nur um 
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eines Haares Breite weiter zu beſchränken und zu bekämpfen, als es not- 
wendig iſt zur Erfüllung der großen nationalen Zwecke, welche dem Bunde 
obliegen“, erklärte er in der Reichstagsſitzung vom 16. März 1869. 
„Wenn wir die Bundespolitik ſo auffaſſen, daß wir im Bundesrat eben 
einfach abſtimmen, zuſammenzählen und, wo 22 Stimmen ſind, ſagen, 
der hat recht, wo nur 21, der hat unrecht, und verſuchen für Preußen zu 
feinen 17 Stimmen die nötigen dazu zu gewinnen, ja, meine Herren, dann 
wäre das Geſchäft für mich ſehr vereinfacht und viel angenehmer. Aber ſo 
behandeln wir die Sachen nicht. Jede Regierung hat das Gefühl, daß 
die Möglichkeit der Abſtimmung im Hintergrunde ſteht, und richtet das 
Maß ihres Widerſtandes danach ein. Nun liegt aber zwiſchen ſouveränen, 
verbündeten Regierungen die Sache anders als zwiſchen einzelnen Mit— 
gliedern eines Abgeordnetenhauſes; man braucht die Waffe der Majorität 
mit mehr Schonung, und ich glaube, man tut im Intereſſe der Bundes— 
politik wohl daran. Wir ſuchen die Regierungen, die mit uns nicht gleicher 
Meinung ſind, zunächſt zu überzeugen und ſuchen ihre Übereinſtimmung zu 
gewinnen; namentlich wenn gewichtige Stimmen widerſprechen, ver— 
handeln wir mit ihnen, machen Kompromiſſe und Konzeſſionen, fo lange 
wir glauben, ſie machen zu können. Erſt wenn wir glauben, das nicht 
mehr zu können, ſagen wir: dann muß die Sache zur Abſtimmung 
kommen, und es kommt unter Umſtänden auch vor, daß recht ſtarke Mino— 
ritäten überſtimmt werden, und daß Preußen vollen Gebrauch von den 
17 Stimmen, die ihm unter den 43 zu Gebote ſtehen, macht, ohne ſich an 
die entgegenſtehenden Anſichten, die zu überzeugen nicht möglich war, zu 
kehren. Daß dies aber unter allen Umſtänden geſchehe, ohne Auswahl 
zwiſchen den Sachen, um die es ſich handelt, halte ich für die Befeſtigung 
des Bundes nicht nützlich, vielmehr für ein Prinzip, welches die Konſoli— 
dierung, noch mehr aber eine Erweiterung des Bundes abſolut a limine 
ausſchließt “. 

Dieſe Darlegung ſeiner Grundſätze für die Leitung des Bundes und die 
Behandlung ſeiner einzelſtaatlichen Glieder gab Bismarck gelegentlich einer 
Debatte des Reichstags über die Unverantwortlichkeit parlamentariſcher 
Redner. Bismarck hat ſtets die Meinung vertreten, daß der Abgeordnete 
bereit ſein ſollte, die Verantwortung für ſeine parlamentariſchen Außerun⸗ 
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gen auch außerhalb des Hauſes zu übernehmen, hat ſich aber der gegentei⸗ 
ligen Auffaſſung der Mehrheiten gefügt und der Unverantwortlichkeit keinen 
ernſten Widerſtand entgegengeſetzt. Jetzt wandte er ſich gegen den Anſpruch 
des Reichstags, daß ein mit großer Mehrheit gefaßter Beſchluß auch für 
alle Landtage der Einzelſtaaten gelten ſollte. Darin ſah er einen Übergriff, 
dem er unter dem Geſichtspunkte ſeiner allgemeinen deutſchen Politik ent- 
gegentrat. In gleichem Sinne riet er im Mai von einem Eingreifen in 
die mecklenburgiſche Verfaſſungsfrage ab, dabei beſonders betonend, daß 
Mecklenburg-⸗Schwerin ſich 1866 rückhaltlos Preußen zur Verfügung ge— 
ſtellt habe. 


Im Reichstag des Jahres 1870, der vom 14. Februar an tagte, wurde die 
Erweiterung des Bundes nach Süden aus dem Kreiſe der Mitglieder heraus 
in Anregung gebracht. Die Thronrede hatte betont, daß „die Anbahnung 
der im Artikel IV des Prager Friedens vorgeſehenen Verſtändigung über 
die nationale Verbindung des Norddeutſchen Bundes mit den ſüddeutſchen 
Staaten der Gegenſtand unausgeſetzter Aufmerkſamkeit ſei“, hatte darauf 
hingewieſen, daß die beſtehenden Verträge „der Sicherheit und Wohlfahrt 
des gemeinſamen deutſchen Vaterlandes die zuverläſſigen Bürgſchaften ge 
währen, welche die ſtarke und geſchloſſene Organiſation des Nordbundes 
in ſich trage, und daß das Vertrauen, welches die ſüddeutſchen Verbün— 
deten in dieſe Bürgſchaften ſetzten, auf voller Gegenſeitigkeit beruhe“. Im 
Anſchluß an den Vertrag zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und dem 
Großherzogtum Baden über Gewährung gegenſcitiger Rechtshilfe, den 
Bismarck dem Reichstage zur Genehmigung vorlegte, ſtellte Lasker den 
Antrag, der Reichstag wolle bei Annahme des Vertrags beſchließen, zu er⸗ 
klären, er fpreche den unabläſſigen nationalen Beſtrebungen, in denen Res 
gierung und Volk des Großherzogtums vereinigt ſeien, feine dankende An⸗ 
erkennung aus, erkenne in dieſen Beſtrebungen den lebhaften Ausdruck der 
nationalen Zuſammengehörigkeit und nehme mit freudiger Genugtuung den 
möglichſt ungeſäumten Anſchluß an den beſtehenden Bund als Ziel der 
ſelben wahr. 

Baden nahm im Süden eine Sonderſtellung ein. Nationale und libe⸗ 
rale Anſchauungen hatten weiter und tiefer im Lande Wurzel gefaßt als in 
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Bayern; Abneigung gegen Preußen und Norddeutſchland war weniger vers 
breitet als in Württemberg. Wohl gehörte ein faſt ebenſo großer Bruch⸗ 
teil der Bevölkerung dem katholiſchen Glauben an wie in Bayern, aber 
beſonders im oberen Baden trug der Katholizismus eine andere Färbung 
als dort. Die Weſſenbergſchen Traditionen waren noch nicht vergeſſen. 
Obgleich das Großherzogtum 1843/49 ein Hauptſchauplatz offener Revo— 
lution geweſen war, nahm es im folgenden Jahre doch an der Unionspolitik 
teil. Es folgte eine Periode der Reaktion, aber die preußiſche „Neue Ara“ 
führte bald auch zu einer Umwälzung in Baden. Die neuen Minifter 
Roggenbach und Mathy waren Führer des deutſchen Liberalismus. Am 
14. Juni 1866 hat ſich Baden am Bundestage der Abſtimmung enthalten. 
Nur ungern hat Großherzog Friedrich, König Wilhelms Schwiegerſohn, 
ſein Kontingent marſchieren laſſen. Nach dem Kriege hatte Baden die 
norddeutſche Wehrverfaſſung angenommen. Seine Streitkräfte waren nach 
preußiſchem Muſter neu geordnet; auf Grund eines Vertrages konnten ſeit 
Herbſt 1869 Badener in Norddeutſchland, Norddeutſche in Baden ihrer 
Wehrpflicht genügen. War Anſchluß an den Nordbund auch nicht der 
allgemeine Wunſch des Landes, ſo konnte von tiefer greifender Abneigung 
noch viel weniger die Rede ſein; Regierung und Kammermehrheit waren 
dafür. So ſchien Laskers Antrag durchaus am Platze, wurde auch ſtark 
unterſtützt. Gleichwohl hat ſich Bismarck gegen ihn erklärt. 

Er ſtellte in ſeiner Rede zunächſt nachdrücklich feſt, daß dieſer Antrag 
ihm „vollſtändig fremd“ ſei, daß er ihm „überraſchend“ und „im höchſten 
Grade unerwünſcht komme“. Er beklagte ſich ſcharf über dieſen „politiſchen 
Fehler“. Der Antrag „liefert mir von neuem den Beweis, wie ſchwer es 
iſt für große parlamentariſche Verſammlungen, dasjenige Maß von Selbſt⸗ 
beſchränkung im eigenmächtigen, unverabredeten Hineingreifen in die aus— 
wärtige Politik zu erreichen, welches allein die exekutive Gewalt befähigt, 
in der ununterbrochenen und intimen Anlehnung mit den Parlamenten, wie 
wir ſie wünſchen, auswärtige Politik zu betreiben. Inſofern als ein ſolcher 
Antrag, eine ſolche Diskuſſion hier ans Tageslicht kommt ohne die min— 
deſte Verabredung mit mir, und ohne daß Sie ſich darüber vergewiſſern, 
daß die Abgabe der Erklärung, die zu geben ſie mich nötigt, mir nicht im 
höchſten Grade unerwünſcht ſei — meine Herren, in dieſer Weiſe können 
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wir keine gemeinſame Politik treiben; wenigſtens entziehen Sie mir jede 
Stütze, die Sie bereitwillig mir zu gewähren früher allerdings in Ausſicht 
geſtellt haben “. 

Er ſprach ſeine Überzeugung dahin aus, daß Baden als nationaler Poſten 
im Süden „nützlicher und förderlicher“ fei als im Lager des Nordens; er 
wies noch einmal darauf hin, daß es töricht geweſen ſein würde, Bayern 
im Jahre 1866 durch Abtrennung der fränkiſchen Lande auf ſeinen alten 
Beſtand herabzudrücken und dadurch dauernd zu entfremden: „Schreiben 
Sie es der kürzlichen Beteiligung an landwirtſchaftlichen Verhandlungen zu, 
wenn ich ein triviales Bild gebrauche, gewiſſermaßen den Milchtopf abzu— 
ſahnen und das übrige ſauer werden zu laſſen“. Er ging des breitern auf 
die Lage ein, die entſtehen würde, wenn Baden allein dem Norddeutſchen 
Bunde angeſchloſſen werde; er mahnte, nicht zu unterſchätzen, was man 
ſchon beſitze; das Haupt des Nordbundes habe in Süddeutſchland eine 
Stellung, wie ſeit Kaiſer Rotbart kein deutſcher Kaiſer fie gehabt habe; 
man möge nicht ſo auf neue Etappen drängen: „Genießen Sie doch einen 
Augenblick froh, was Ihnen beſchieden, und begehren Sie nicht, was Sie 
nicht haben“. Er machte darauf aufmerkſam, daß die Großherzoglich Heſſi—⸗ 
ſche Regierung ſich zum Eintritt in den Bund freiwillig nicht entſchließen 
werde, und bemerkte zu dem Zwiſchenruf: „Da muß man ſie zwingen“ 
kühl: „Nein, das beabſichtigen wir nicht“. 

Miquel meinte, die deutſche Frage ſei keine Frage „der höheren diplo— 
matiſchen Kunſt, ſondern ein Gegenſtand der Volkspolitik“, und mußte ſich 
von Bismarck ſagen laſſen, daß er nicht wiſſe, was der Herr Vorredner 
unter Volkspolitik verſtehe, ein Wort ſtelle bekanntlich zur rechten Zeit ſich 
ein: „Verſteht er darunter die öffentliche Meinung, die im Jahre 1866 in 
Adreſſen uns beſtürmte, dieſen Krieg nicht zu führen, verſteht er darunter 
die Verweigerung der Mittel, dieſen Krieg zu führen? Das war Volks— 
politik, wenn die Sache irgend einen Begriff hat, und ich glaube, man 
weiß es uns Dank, daß wir damals die Sache beſſer verſtanden haben als 
dieſe Volkspolitik“. Er wehrte ſich gegen Miquels Auffaſſung feiner Dar⸗ 
legungen, als ob er geſagt habe, er wolle entweder ganz Süddeutſchland 
oder nichts, betonte die Gefahr, die darin liege, daß ſolche Mißverſtändniſſe 
weiter verbreitet würden unter dem großen Publikum, das nur Zeitungen 
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ſeiner Partei leſe, und erklärte zum Schluß: „Im übrigen, ich komme un— 
gern — Sie haben mir früher vorgeworfen, daß ich, wenn die Gründe mir 
ausgingen, etwa erklärte: dann ſpiele ich nicht mehr mit; dann helfen Sie 
ſich, wie Sie können — ich komme ungern auf ein ſolches Thema; aber 
Herr von Blanckenburg, wie er ſprach,“ ler hatte zu Beginn der Debatte vor—⸗ 
geſchlagen, aus dem Laskerſchen Antrage den Satz vom möglichſt unge 
ſäumten Anſchluß wegzulaſſen, und hatte das begründet) „ſagte ganz richtig: 
verſtehen Sie die Sache beſſer, ſo müſſen Sie Bundeskanzler werden, 
ſo iſt es ganz unrichtig, daß Sie dort ſitzen, denn die öffentliche Politik 
Deutſchlaͤnds kann von den Stühlen nicht geleitet werden, ſie muß hier 
geleitet werden. Wiſſen Sie alles beffer als ich, fo ſetzen Sie ſich hierher, 
und ich werde mich auf jene Stühle ſetzen und will diejenige Kritik üben, 
die mir eine zwanzigjährige Erfahrung in den Geſchäften deutſcher Politik 
an die Hand geben wird; aber ich verſichere Sie, mein Patriotismus wird 
mich ſchweigen laſſen, wenn ich fühle, daß Sprechen zur Unzeit iſt“. 

Was Bismarck bei dieſer Gelegenheit geſagt hat, gehört zum Schäaͤrfſten, 
aber auch zum Inhalt⸗ und Wirkungsreichſten ſeiner parlamentariſchen 
Äußerungen. Die vollendete Meiſterſchaft in der Behandlung von Fragen 
der großen Politik ſpricht aus jedem Satze, ihre feſte Verankerung nicht nur 
in der Kenntnis der diplomatiſchen Lage, ſondern auch in klarſtem ge— 
ſchichtlichen Verſtändnis und in ſicherem geographiſchen und landeskund— 
lichen Wiſſen. Es iſt ihm auch gelungen, den Abgeordneten klar zu machen, 
daß der Beitritt Badens zum Norddeutſchen Bunde nicht, wie Lasker ge⸗ 
ſagt hatte, als „ein Anfang der Vollendung“, ſondern als „ein Anfang 
der Hemmung“ anzuſehen ſei. Der Antrag wurde zurückgezogen. Am 
Abend des Tages hat Bismarck geſcherzt: „Die beredten Herren ſind wie 
Damen mit kleinen Füßen; ſie ſtecken ſie in enge Stiefel und halten ſie 
einem bei jeder Gelegenheit unter die Naſe“. 


Mehrere Male hat Bismarck in dieſer Seſſion bei der Beratung des 
Entwurfs eines einheitlichen Strafgeſetzbuchs das Wort genommen, dar— 
unter dreimal gegen die Abſchaffung der Todesſtrafe, welche Forderung 
er als eine „kränkliche Sentimentalität der Zeit“ bezeichnete. Noch in den 
letzten Tagen der Seſſion mahnte er zu einheitlichem Beſchluß in der Straf— 


Die weitere deutſche Einigung. Zollparlament. 59 


rechtsfrage und wies u. a. darauf hin, daß für die Beſeitigung der Todes⸗ 
ſtrafe alle diejenigen eingetreten ſeien, die den Norddeutſchen Bund über 
haupt nicht wollten. Sie war am 1. März mit us gegen 81 Stimmen 
angenommen worden; bei der dritten Beratung am 24. Mai wurde mit 
127 gegen us Stimmen die Beibehaltung beſchloſſen. Am 15. März hatte 
Bismarck erklärt, daß er die Verſuchung begreife, in der jede Partei, welche 
glaube, über die Majorität der Verſammlung verfügen zu können, ſich 
befinde, jede wichtige, den Bundesregierungen beſonders am Herzen liegende 
und unſere nationale Aufgabe fördernde große Vorlage gewiſſermaßen als 
ein trojaniſches Pferd zu benutzen, um im Innern desſelben eine Anzahl 
Gewappneter gegen die Burg der gefamten Geſetzgebung in die Mauern 
Ilions einzuführen. Es werde dabei gerechnet auf das Maß der Liebe, 
welches die Regierungen zu ihrem eigenen Kinde haben werden, daß ie eine 
ſtarke Belaſtung lieber akzeptieren würden, als auf die Durchführung ihrer 
Vorlagen verzichten. 

Die Thronrede, mit welcher der König am 26. Mai 1870 die Seſſion 
und damit zugleich die erſte Legislaturperiode des Norddeutſchen Reichs— 
tags ſchloß, konnte auf ein reiches Ergebnis gemeinſamer geſetzgeberiſcher 
Tätigkeit hinweiſen, auf die großen Vorteile des feſtgelegten gemeinſamen 
Indigenats, auf die Bundesflotte und den Schutz der deutſchen Schiffahrt, 
die Tätigkeit der Geſandtſchaften und Konſulate für die Angehörigen des 
Bundes im Auslande, die Befreiung der deutſchen Ströme durch Ab— 
ſchaffung der Elbzölle und Regelung der Flößerei, auf verkehrsfördernde 
Poſtverträge mit Großbritannien und den Vereinigten Staaten von Amerika, 
auf die erfreuliche Entwicklung des Bundesheeres und der Bundesmarine, 
die Ordnung des Bundeshaushalts, die Förderung der Herſtellung gemein— 
ſamer Rechtsinſtitutionen und der Errichtung eines oberften Bundesgerichts⸗ 
hofes und zuletzt, aber als Wichtigſtes, auf das Zuſtandekommen eines 
gemeingültigen Strafgeſetzbuchs, das nur gelingen konnte durch beiderſeitige, 
der Volksvertreter wie der Regierungen, „Opfer an Überzeugungen“. Die 
Rede ſchloß mit der Verſicherung: „Wenn wir der deutſchen Nation mit 
Gottes Hilfe die Weltſtellung gewinnen, zu der ihre geſchichtliche Bedeu— 
tung, ihre Stärke und ihre friedfertige Geſittung ſie berufen und befähigen, 
ſo wird Deutſchland den Anteil nicht vergeſſen, den dieſer Reichstag an 
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dem Werke hat, und für den Ich Ihnen, geehrte Herren, wiederholt Meinen 
Dank ausſpreche“. 

In kurzen drei Jahren hatte der Norddeutſche Bund ſich unendlich viel 
feſter in unſerem Volke eingelebt als ſein Vorgänger, der Deutſche Bund, 
in einem halben Jahrhundert. Der maßgebende Teil des deutſchen Volkes 
war mit Bismarcks Kriegs- wie Friedensarbeit ausgeſöhnt. 


Erſchütterte Geſundheit, Verhältnis zum Könige. 61 


8. Erſchütterte Geſundheit, Verhältnis zum Könige. 


s war ein glänzender Erfolg. Aber der 
Sieger iſt ſeiner nicht recht froh geworden, 
nicht weil es noch nicht der volle Erfolg 
war, ſondern weil er nur hatte errungen 
werden können mit Aufbietung faſt auch 
der letzten Kräfte. Bismarck iſt mehr als 
einmal der Ermattung nahe geweſen, ber 
fallen von Zweifeln, ob er weiter werde 
aushalten können, ob es ihm vergönnt ſein 
werde, die Kibersg belt zum vollen Abſchluß zu bringen. Hätte nicht die 
Berührung mit dem unentbehrlichen Landleben ihn immer wieder einiger 
maßen ins Gleichgewicht gebracht, er möchte der übernommenen Laſt kaum 
gewachſen geblieben ſein. 

Noch vor Schluß der zweiten Reichstagsſeſſion, am 17. Juni 1868, iſt 
Bismarck wieder mit unbegrenztem Urlaub nach Varzin gegangen; er war 
am 29. Mai, nachdem er noch der Parade auf dem Tempelhofer Felde beir 
gewohnt hatte, plötzlich an rheumatiſcher Affektion des Rippenfells erkrankt. 
Erſt am 2. Dezember hat er nach Berlin zurückkehren können. Seine Ner— 
ven waren wieder ſchwer erſchüttert. Am 23. Juli klagte er dem Bruder: 
„Ich enthalte mich noch auf Monate aller Geſchäfte und verlerne faſt die 
ſeit Wochen nicht geübte Kunſt des Schreibens. Schlaf fehlt, ſelten über 
zwei Stunden ohne längeres Wachen dazwiſchen“. 

Als Keudell am 13. Auguſt hinauskam und einen tüchtigen Kamzleibe— 
amten des Chiffrierbureaus mitbrachte, konnte Bismarck deſſen Anweſen— 
heit nicht vertragen, weil er nach Arbeit fragte. „Sie drückt mir auf die 
Nerven. Laſſen Sie ihn nur gleich wieder nach Berlin zurückkehren“. 
Keudell fügt hinzu, daß feines Willens nie wieder ein Kanzleibeamter in 
Varzin geweſen ſei. Graf Alexander Keyſerling kam mit feiner „ſchönen, 
hochgebildeten Tochter“ auf drei Tage nach Varzin. Am zweiten Tage 
äußerte Bismarck zu Keudell: „Ich bin ſo elend, daß die Gegenwart 
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meines liebſten Jugendfreundes mir auf die Nerven fällt, ja, daß ich mich 
im ſtillen auf den Moment ſeiner Abreiſe freue“. 

In dieſem Zuſtande traf ihn ein ſtörender Unfall. Körperlich fühlte ſich 
der Kanzler nicht ſchwach. Er pflegte weite Ritte zu machen. Am 22. Auguſt 
unternahm er mit Moritz Blanckenburg, der gekommen war, ihn zu be⸗ 
ſuchen, und mit Keudell einen ſolchen Spazierritt. Blanckenburg ſchreibt 
darüber an den Onkel Roon: „Wirr ritten längs einer großen Rieſelei im 
Walde auf einem aufgeſchütteten, anſcheinend ganz ebenen und feſten Ra⸗ 
ſenwege Trab, er unmittelbar vor, Keudell hinter mir. Denke Dir mein 
Erſtarren, als ich ganz plötzlich folgendes Bild ſich vor mir abſpinnen ſehe: 
der kleine, breite Fuchs, den er ritt, tritt mit dem rechten Vorderfuß durch 
die Raſendecke, und zwar fo tief und energifch, daß er gleich, mit dem linken 
ſich vergebens ſtützend, nach einigem Stolpern mit der Naſe in der Erde 
wühlte. Natürlich flog Otto über den Hals fort und war m. E. erſt mit 
der rechten Hand und dem Geſicht an der Erde, als der zweite Akt erfolgte, 
nämlich daß der Fuchs vollſtändig „heeſterkopp“ ſchlug und mit dem dicken 
Pferderücken (10 Zentner Gewicht!) auf die bundeskanzleriſchen Schultern 
prallte. Der dritte Akt folgte aber ſo ſchnell, nämlich daß der Fuchs rechts 
abfiel und Otto ſchnell aufſprang und leichenblaß, ohne Atem, ein dumpfes 
Geſtöhn ausſtoßend, halb Gewimmer, ſich den Magen krampfhaft haltend, 
umherging. Ich war in dem Moment vom Pferde, als er aufſprang, und 
überzeugte mich bald, daß Knochen nicht zertrümmert waren, was natürlich 
mein erſter Gedanke war; auch erfolgte kein Blutſturz, auch nicht das lei⸗ 
ſeſte Blutſpucken, fo daß wir bis jetzt hoffen, daß alles ohne weitere Folgen 
abgegangen iſt. Er ritt noch Schritt '); Stunde und hatte die erſten hefti—⸗ 
gen Schmerzen, als er einen Wagen nahm. Der Arzt kann nichts finden. 
Natürlich wird dies ſeine Nerven nicht gerade ſehr ſtärken. Vorher machte 
er mir eigentlich einen guten Eindruck, wenngleich er über Schlafloſigkeit 
klagt. Er trank — wie er fagt — am Tage vor dem Sturz zum erſtenmal 
mit Appetit Sekt und rauchte drei Zigarren“. 

Dauernde Folgen hat der Unfall nicht gehabt, wohl aber Muskelſchmer⸗ 
zen zurückgelaſſen, die durch den ganzen September anhielten. „Jedenfalls 
hindert dieſer in jeder Beziehung wunderbare Vorfall die Geneſung 
der Nerven“, fügt Blanckenburg hinzu, und Roon antwortet mit dem 
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Dankesruf: „Gott ſei geprieſen, der die Hand zwiſchen die beiden Rücken 
gehalten “. 

Über Politik redete Bismarck in dieſer Zeit ungern; er war überſättigt 
von ihr. „Ein einziges Mal vor dem Sturz“, ſchreibt Blanckenburg, „fing 
er mit mir ein wenig von Politik an zu ſprechen über innere Angelegen⸗ 
heiten. Das war aber mehr wie einer, der vieles, ſehr vieles Gebrechen 
ſieht, aber keine Macht hat, es zu ändern, etwa als wenn ich über dies oder 
das räſoniere, gar nicht, als wenn er Premier und dafür ebenſo gut ver— 
antwortlich“. 


Im Herbſt begannen die Differenzen mit Heydt über die Finanzen. 
Die Tagung des Landtages brachte im Winter bewegte Debatten über 
Hannover und Kurheſſen. 

Mit dem König von Hannover war am 29. September 1867 ein Ver— 
trag geſchloſſen worden, der ihm eine Abfindung von 16 Millionen Taler 
zugeſtand. Der Vertrag ſchloß, wie Bismarck im Landtage auseinander— 
ſetzte, keine Anerkennung des Prager Friedens und des neuen Beſtitzrechts 
in ſich; aber man erwartete doch, daß Georg V. ſich ruhig verhalten, nicht 
mehr agitieren werde, „bound in honour“. Trotzdem hat der König in 
Frankreich die Welfenlegion errichten laſſen und unterhalten. Die Folge 
war eine Verordnung, durch die am 2. März 1868 das Vermögen des 
Königs mit Beſchlag belegt wurde; ſie wurde dem Landtage des nächſten 
Winters in Geſetzesform zur Genehmigung vorgelegt und mußte von Bis: 
marck ſelbſt gegen den Abgeordneten, ehemaligen hannoverſchen Miniſter, 
Windthorſt am 29. Januar 1869 in eingehenden Darlegungen verteidigt 
werden. 

Am nächſten Tage hatte er einen entſprechenden Geſetzentwurf über Be— 
ſchlagnahme des kurfürſtlich heſſiſchen Vermögens zu vertreten. Der Kur 
fürſt hatte im September des voraufgehenden Jahres ein Manifeſt an alle 
auswärtigen Mächte gerichtet. Nicht ohne ſorgfältige Überwachung hatte 
der Leiter der preußiſchen Regierung die Umtriebe der Depoſſedierten in 
ihren Einzelheiten erkunden können. Da warf man ihm im Landtage 
Spionagedienſt vor. Bismarck glaubte, „Dank zu verdienen, wenn man 
ſich dazu hergebe, bösartige Reptilien zu verfolgen bis in ihre Höhlen hin— 
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ein, um zu beobachten, was ſie treiben“. Die Nußerung hat der Bezeich⸗ 
nung „Reptilienfonds“ den Urſprung gegeben. Im Herrenhauſe hatte er 
beide Geſetzentwürfe am 13. Februar noch gegen den Widerſpruch der 
Grafen Münſter und Riedeſel zu rechtfertigen. Er wies hier darauf hin, 
daß er die Beziehungen Hannovers zu Preußen wiederholt in voller Offen⸗ 
heit mit hannoverſchen Staatsmännern beſprochen und ihnen erklärt habe, 
daß bei einem Konflikt mit Oſterreich Hannovers Stellung nur an Preu⸗ 
ßens Seite ſein könne; König Georg habe viel mehr erhalten, als er beſeſſen 
habe; trotzdem ſetze ſeine Preſſe das Verleumden gegen Preußen fort und 
hetze durch die Agitation im Auslande friedlich geſinnte Völker gegen ein— 
ander. Mit Rückſicht auf dieſe Hergänge hat die Thronrede zur Eröff⸗ 
nung des Norddeutſchen Reichstags am J. März 1869 das Vertrauen auf 
den Frieden betont, „den zu ſtören auswärtigen Regierungen die Abſicht, 
den Feinden der Ordnung die Macht fehlt“. 

Da Vortrag beim König, Miniſterialſitzungen, Konferenzen, Verkehr 
mit Geſandten faſt täglich doppelt und dreifach belaſteten, auch die Vor—⸗ 
bereitung einer neuen Kreisordnung nicht ohne Schwierigkeiten ſich vollzog, 
fühlte Bismarck ſich dem Ende ſeiner Kräfte wieder nahe. Ein Einzelvorfall 
gab den Tropfen, der das Faß zum Überlaufen brachte. Am 21. Februar 
1869 hat der Kanzler und Miniſterpräſident um ſeine Entlaſſung gebeten. 

Die endgültige Regelung der finanziellen Wünſche und Anſprüche der 
Stadt Frankfurt ſollte durch ein Geſetz geſchehen, deſſen Entwurf, nachdem 
er alle Inſtanzen ordnungsmäßig durchlaufen hatte, am 1. Februar beim 
Landtage eingebracht worden war. Gleichzeitig aber mit der Ermächtigung 
zur Einbringung des Entwurfs hatte der König den Frankfurter Magiſtrat 
wiſſen laſſen, daß er auch jetzt noch mit der Regierung Verhandlungen 
über eine vertragsmäßige Regelung der Angelegenheit führen könne. Da 
das Vorteile verſprach gegenüber der geſetzmäßigen Erledigung, hatte der 
Magiſtrat der Anregung Folge gegeben und ein Abkommen erlangt, das 
der Stadt für ihre Anſprüche eine Summe von zwei Millionen Gulden 
aus der Staatskaſſe zuſagte. Dementſprechend iſt dem Landtage ein neuer 
Geſetzentwurf vorgelegt worden. Bismarck hat das nicht hindern können. 

Er hat dem Könige ſeinen Rücktritt angeboten. Moon meldete er am 22., 
daß er unwohl ſei und nicht ausgehen, auch dem Bundesrat nicht präſi⸗ 
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dieren könne, und fügte hinzu: „Gern fpräche ich Sie heut; ich bin mit 
meinen Kräften wieder fertig; ich kann die Kämpfe gegen den König gemüt— 
lich nicht aushalten“. 

Roon hat ihn noch an demſelben Abend geſehen. Es war inzwiſchen 
eine Zuſchrift vom Könige gekommen, die Bismarck in den „Gedanken 
und Erinnerungen“ mitgeteilt hat. Sie lautete: „Überbringer dieſer Zeilen“ 
(Kabinettsrat Wehrmann) „hat mir Mitteilung von dem Auftrage gemacht, 
den Sie ihm für ſich gegeben haben. Wie können Sie nur daran denken, 
daß ich auf Ihren Gedanken eingehen könnte? Mein größtes Glück iſt 
es ja, mit Ihnen zu leben und immer feſt einverſtanden zu ſein. Wie 
können Sie Sich Hypochondrien darüber machen, daß meine einzige 
Differenz Sie bis zum extremsten Schritt verleitet. Noch aus Varzin 
ſchrieben Sie mir in der Differenz wegen der Deckung des Deffizits, daß 
Sie zwar anderer Meinung wie ich ſeien, daß Sie aber bei Übernahme 
Ihrer Stellung es Sich zur Pflicht gemacht hätten, daß, wenn Sie pflicht— 
mäßig Ihre Anſichten geäußert, Sie Sich meinen Beſchlüſſen fügen wür— 
den. Was hat denn diesmal Ihre ſo edel ausgeſprochene Abſicht von vor 
3 Monaten ſo gänzlich verändert? Es gibt nur eine einzige Differenz, ich 
wiederhole es, die in Frankfurt a. M. Die Usedomiana habe ich geſtern 
noch ganz eingehend nach Ihrem Wunſch beſprochen, ſchriftlich; die Haus— 
angelegenheit wird ſich ſchlichten; in der Stellenbeſetzung waren wir einig, 
aber die Individuen wollen nicht. Wo iſt da alſo Grund zum Extreme? 
Ihr Name ſteht in Preußens Geſchichte ſchöner als der irgend eines 
preußiſchen Staatsmannes. Den ſoll ich laſſen? Niemals. Ruhe und 
Gebet wird alles ausgleichen. Ihr treueſter Freund Wilhelm“. 

Am Morgen nach der Beſprechung ſchien es Roon doch noch angezeigt, 
den Freund zu ermahnen, ſein Antwortſchreiben „ſo zu faſſen, daß ein 
Einleiten möglich bleibt“. Er wies darauf hin, daß das „geſtern emp— 
fangene faſt zärtliche Billett den Anſpruch der Wahrhaftigkeit mache“; 
der König wolle wohl nicht, könne aber auch nicht eingeſtehen: „Ja, ich 
habe ſehr Unrecht getan und will mich beſſern“. Der Freund ſchloß ſeine 
Mahnung mit den Worten: „Es iſt ganz unzuläſſig, daß Sie die Schiffe 
verbrennen. Sie dürfen das nicht. Sie würden ſich damit vor dem Lande 
ruinieren, und Europa würde lachen. Die Motive, die Sie leiten, würden 
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nicht gewürdigt werden; man würde ſagen: Er verzweifelte, ſein Werk zu 
vollenden; deshalb ging er. Ich mag mich nicht ferner wiederholen, 
höchſtens noch in dem Ausdruck meiner unmandelbaren und treuen An— 
hänglichkeit “. 


Bismarck hat dem Rat entſprochen. Am 22. hatte er mit Moon verab- 
redet, daß beide am 24. gemeinfam zum Könige gehen wollten. Am letzt— 
genannten Tage aber meldete ſich Roon bei Bismarck unwohl und erklärte, 
„es müſſe bis morgen ausgeſetzt werden“. Zugleich fragte er, ob Bismarcks 
Brief abgegangen fei. Er erhielt ſogleich die Antwort: „Vor einer Stunde 
abgeſandt, um Aufſchub der Entſcheidung bis nach dem Reichstage bittend“. 
Der Reichstag ſollte am 4. März zuſammentreten, und die Dauer der 
Seſſion konnte auf ein Vierteljahr oder mehr veranſchlagt werden. Wenn 
Bismarck in den „Gedanken und Erinnerungen“ ſagt, daß er nach des Königs 
Schreiben und nach dem Briefe Roons vom 23. ſeinen „Antrag auf Ver— 
abſchiedung zurückgenommen habe“, ſo iſt das, ſtreng genommen, nur mit 
der zeitlichen Begrenzung richtig. Allerdings ſollte der endliche Ausgang 
ſchon in den nächſten Tagen entſchieden werden, ſo daß Bismarck wohl 
ſo erzählen durfte. 

Wir beſitzen ſein Schreiben vom 24. und des Königs Antwort vom 
26. Februar. Jenes iſt im Entwurf, von Bismarck diktiert, und in der 
endgültigen Faſſung bekannt; Bismarck hat eigenhändig geſtrichen, korri— 
giert, ergänzt. Er knüpft die Gedanken klarer und feſter, feilt an Wendun— 
gen und Ausdrücken, mildert ſie, ohne den Inhalt abzuſchwächen. Er will 
dem König erklären, wie er zu ſeinem Antrage gekommen. Eine einzelne 
Meinungsverſchiedenheit würde ihn niemals zu einem ſo ernſten und ſeinem 
eigenen Gefühle ſo ſehr widerſtrebenden Schritte beſtimmt haben. Die 
Auffaſſung ſeiner Stellung im Dienſte Sr. Majeſtät ſei noch die, welche 
er von Varzin aus bekannte; die Unzulänglichkeit ſeiner Kräfte und ſeiner 
Geſundheit für die von Sr. Maſeſtät geforderte Art des Dienſtes habe ihn 
veranlaßt, zum erſten Male in ſeinem Leben um Entlaſſung aus dem Dienſte 
zu bitten. Er habe vor drei Monaten ſeine Kräfte überſchätzt. 

Wenn er ſo die Urſachen des Verſagens in ſich ſucht, ſo unterläßt er 
doch auch nicht, ſo wahrheitsgemäß wie ehrerbietig auf das hinzuweiſen, 
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was ihn in der Handlungsweiſe des Herrn beirrt. Seine Auffaſſung von 
Dienſtpflicht ift noch die alte, „wenn auch Ew. Majeſtät im Frankfurter 
Falle nicht die Gnade gehabt haben, mich zur pflichtmäßigen Außerung 
meiner Anſicht zu berufen, bevor Allerhöchſtdieſelben Ihre Entſchließungen 
faßten. Meine Bereitwilligkeit, mich den Befehlen Ew. Majeſtät unterzu⸗ 
ordnen, nachdem Allerhöchſtdieſelben meine Gegengründe erwogen haben 
werden, iſt in dieſem Falle nicht in Frage gekommen. Die Entſchließungen 
Ew. Majeſtät ſind durch andere, dem Miniſterium nicht angehörige Organe 
vorbereitet und nach Frankfurt gemeldet worden“. 

Er ſetzt kurz und treffend die Schwierigkeiten feiner Stellung auseinan— 
der: „Die Geſamtheit der mir obliegenden Dienſtgeſchäfte iſt ſelbſt dann 
nur mit Aufwand jeder Kraft zu erledigen, wenn mir von Allerhöchſtdero 
Seite jede Erleichterung gewährt wird, welche in der Auswahl des mit— 
arbeitenden Perſonals, in dem vollſten Maße des Allerhöchſten Vertrauens 
und in der dadurch geſtatteten Freiheit der Bewegung liegen kann. Uns 
möglich aber wird die Leiſtung, wenn ſie nicht von einheitlichem Zuſammen⸗ 
wirken aller der berufenen Organe mit Ew. Majeftät getragen wird, und 
wenn Geſchäfte, welche ordnungsgemäß erledigt find, zur wiederholten Ber 
handlung unter erneutem Diſſenſe der Beteiligten gelangen müſſen. Es iſt 
an ſich leichter, Entſchließungen zu faſſen und auszuführen, als die Richtig⸗ 
keit derſelben überzeugend nachzuweiſen. Die ſchwere Hemmung, welche 
in der Friktion des künſtlichen Räderwerks eines konſtitutionellen Staates 
liegt, hat bisher den regelmäßigen Gang der Geſchäfte nicht auffällig ge— 
ſtört. Die Aufgabe, über ſchwierige Fragen die Übereinſtimmung zwiſchen 
Ew. Majeſtät und acht Miniſtern herzustellen und, nachdem fie gewonnen, 
die Fühlung mit drei parlamentariſchen Körperſchaften zu erhalten, die nö— 
tige Rückſicht auf verbündete und fremde Regierungen zu nehmen, hat bis⸗ 
her annähernd gelöſt werden können. Meines ehrfurchtsvollen Dafürhaltens 
lag die entſcheidende Vorbedingung dieſer Löſung in dem Umſtande, daß 
Ew. Majeſtät bisher niemals, ſolange ich die Ehre habe, in Allerhöchſtdero 
Dienſte zu ſein, eine nach Anhörung der Miniſter gefaßte Entſchließung 
ſpäterhin wieder in Zweifel gezogen, und daß Ew. Majeſtät für die Arbei— 
ten eines jeden verantwortlichen Reſſorts vor Feſtlegung oder Abänderung 
einer Entſchließung jederzeit den von Ew. Majeftät ſelbſt dazu verordneten 
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Rat gehört haben. Wenn in jüngſter Zeit außeramtliche Einflüſſe Ew. Ma⸗ 
jeſtät Intereſſe für einzelne lokale Fragen lebhaft anzuregen verſtanden haben, 
ohne gleichzeitig einer Verantwortlichkeit für die Geſamtheit der Geſchäfte 
unterworfen zu ſein, und wenn auf dieſem Wege Entſchließungen, welche 
Ew. Majeſtät auf Vortrag der Miniſter gefaßt und kundgetan haben, 
modifiziert werden und in erneuter Verhandlung wochenlang die Arbeits⸗ 
kraft der Miniſter in Anſpruch nehmen, ſo wird dadurch die Geſchäftslaſt 
der von Ew. Majeſtät berufenen Miniſter über die Möglichkeit der Leiſtung 
geſteigert. Auch die anſtrengendſte Arbeit hinterläßt das Gefühl, daß die 
laufenden Geſchäfte unerledigt bleiben“. 


Das Schriftftück beſpricht des weiteren die Wahrnehmung, daß des 
Königs Allerhöchſtes perſönliches Wohlwollen für jeden ſeiner Diener ge⸗ 
genüber dem ſtrengen Bedürfniſſe des Dienſtes ein zu großes Gewicht habe. 
Es belegt ſie mit längeren Darlegungen über den Geſandten am italienifchen 
Hofe, Herrn von Uſedom, und den Unterſtaatsſekretär im Miniſterium des 
Innern, Sulzer. 1859 hatte Bismarck gegenüber dem Prinzregenten der 
Nachfolgerſchaft Uſedoms in Frankfurt nachdrücklich widerſprochen; noch in 
den „Gedanken und Erinnerungen“ gedenkt er Uſedoms grober Verfehlungen 
im Dienſt: „Ein brouillon, kein Geſchäftsmann“. Jetzt erinnert er den 
König daran, daß er ſich ſeit 1804 fortgeſetzt, aber erfolglos über Uſedoms 
Pflichtwidrigkeiten beſchwere. In den „Gedanken und Erinnerungen“ erklärt 
er die Neigung des Königs zu dem Geſandten mit deſſen hoher Stellung 
im Freimaurerorden und fügt hinzu: „Indem ich jetzt nach mehr als 
20 Jahren die betreffenden Papiere wieder leſe, befällt mich eine Reue dar⸗ 
über, daß ich damals, zwiſchen meine Überzeugung von dem Staatsintereſſe 
und meine perſönliche Liebe zu dem Könige geſtellt, der erſteren gefolgt bin 
und folgen mußte. Ich fühle mich heute beſchämt von der Liebenswürdig⸗ 
keit, mit welcher der König meine amtliche Pedanterie ertrug. Ich hätte 
ihm und ſeinem Maurerglauben den Dienſt in Florenz opfern ſollen“. 

Das Eingehen auf dieſe Einzelheiten entſchuldigt Bismarck mit dem 
Wunſche, nicht in den Verdacht der Überhebung zu gelangen, die darin 
liegen würde, daß er wegen einer einzelnen Geldfrage Se. Majeſtät ver⸗ 
laſſen wolle, und ſchließt zuſammenfaſſend: „Zu meiner ehrfurchtsvollen 
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Bitte, mich des Dienſtes zu entheben, bin ich lediglich durch meine Un— 
fähigkeit veranlaßt, Ew. Maſeſtät Ihrem Willen entſprechend zu dienen. 
Die Erfahrungen der letzten Monate haben mir die freudige Zuverſicht ge⸗ 
raubt, der Erfüllung meiner Pflichten noch gewachſen zu ſein. Die an ſich 
großen Schwierigkeiten dieſer Pflichten werden durch Gegenſtrömungen 
geſteigert, gegen die anzukämpfen ich nicht die Kraft fühle. Die Kämpfe, 
welche mir im Amte oblagen, haben mir die Ungnade hochſtehender und die 
Abneigung einflußreicher Perſonen zugezogen. Mein einziges Aquivalent 
dafür hat in der Zufriedenheit Ew. Majeftät gelegen, und Allerhöchſtdieſelben 
können in Ihrer erhabenen Stellung es nicht nachempfinden, wie ſchwer 
jeder Augenblick der Unzufriedenheit, ja jede Meinungsverſchiedenheit mit 
ſeinem Königlichen Herrn auf dem Herzen eines anhänglichen Dieners 
laſtet und welchen Anteil die Gemütsbewegung ſtets an meinem körperlichen 
Leiden hat. Ew. Majeſtät wollen mit dieſer Schwäche Nachſicht haben, da 
ſie ein Ausfluß, wenn auch ein krankhafter, der Liebe zu Ew. Majeſtät Perſon 
iſt. Aber ſie macht mich unfähig, den Anſprüchen des Dienſtes in der Art, 
wie Ew. Majeftät ihn erfordern, zu genügen. Ich habe nicht das Gefühl, daß 
mir ein langes Leben beſchieden iſt, und fürchte, daß meine Organiſation zu 
ähnlicher Schlußentwicklung neigt wie die des hochſeligen Königs. Ich kann 
nicht den Anſpruch erheben, daß Ew. Majeſtät auf meine krankhaften Zuſtände 
in dienſtlichen Sachen Rückſicht nehmen. Es verſteht ſich, daß ich die Ver— 
handlungen mit dem Reichstage, der vor der Tür iſt, nach Ew. Majeftät 
Willen führen werde, wenn Allerhöchſtdieſelben mir nur die Ausſicht ge⸗ 
währen wollen, daß ich demnächſt mich zurückziehe und die Zeit, die Gott mir 
noch beſchieden, in Zurückgezogenheit der Ruhe und der dankbaren Erinne⸗ 
rung an die Gnade widme, mit der Ew. Majeftät mich beglückt haben“. 

Der König hat ſchon am 26. Februar in langem, eigenhändigem 
Schreiben geantwortet. Er iſt erfreut, daß er auf fein „ehr flüchtiges, aber 
deſto eindringlicheres Billett / die erwartete Antwort erhalten hat: „Dank, 
herzlichen Dank, daß Sie meine Erwartung nicht täuſchten“. Er erkennt 
die Triftigkeit der Hauptgründe Bismarcks an, erinnert aber daran, daß er 
ihn im Dezember bei Wiederübernahme der Geſchäfte eindringlich aufge⸗ 
fordert habe, ſich jede mögliche Erleichterung zu verſchaffen. Leider ſcheine 
es, daß eine ſolche Erleichterung nicht angängig gefunden worden ſei, nicht 
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einmal die Abbürdung Lauenburgs, das noch immer nur in Perſonalunion 
mit Preußen verbunden und deſſen beſonderer Miniſter Bismarck war les 
iſt erſt 1876 mit eigener Zuſtimmung in den preußiſchen Landesverband ein- 
getreten). Des näheren werden die Fälle Sulzer, Uſedom, Frankfurt a. M. 
erörtert; der König legt dar, daß er Bismarcks Wuünſche nicht unberück⸗ 
ſichtigt gelaſſen habe. Im Falle Frankfurt ſei ihm die Geſetzvorlage mit 
dem Begleitbericht in derſelben Stunde vorgelegt worden, in der auch ſeine 
Unterſchrift gefordert worden ſei. Er läßt gelten, was über die Schwierig— 
keiten des Inganghaltens der Staatsmaſchine geſagt war, beſtreitet aber, 
daß er es an Vertrauen zu Bismarck und den anderen Räten der Krone habe 
fehlen laſſen. „Kann ein Monarch ſeinem Premier ein größeres Vertrauen 
beweiſen als ich, der Ihnen zu ſo verſchiedenen Malen und nun auch jetzt 
zuletzt noch privat Briefe zuſendet, die über momentan ſchwebende Fragen 
ſprechen, damit Sie ſich überzeugen, daß ich nichts der Art hinter Ihrem 
Rücken betreibe? Ich ſollte glauben, daß ich mein Vertrauen kaum ſteigern 
könnte. Daß ich aber überhaupt mein Ohr den Stimmen verſchließen ſollte, 
die in gewiſſen gewichtigen Augenblicken ſich vertrauensvoll an mich wenden, 
das werden Sie ſelbſt nicht verlangen“. 

Zum Schluß kommt der König wieder auf ſeines Dieners Geſundheits⸗ 
zuſtand zurück, auf ſeine Stimmung, die er eine krankhafte nenne, auf ſeine 
Sehnſucht nach Ruhe: „Das alles verſtehe ich vollkommen; denn ich fühle 
es Ihnen nach. Kann und darf ich deshalb daran denken, mein Amt nieder 
zulegen? Ebenſowenig dürfen Sie es. Sie gehören ſich nicht allein, ſich 
ſelbſt an. Ihre Exiſtenz iſt mit der Geſchichte Preußens, Deutſchlands, 
Europas zu eng verbunden, als daß Sie ſich von einem Schauplatz zurück⸗ 
ziehen dürfen, den Sie mit ſchaffen halfen. Aber damit Sie ſich dieſer 
Schöpfung auch ganz widmen können, müſſen Sie ſich Erleichterung der 
Arbeit verſchaffen, und bitte ich Sie inſtändigſt, mir dieſerhalb Vorſchläge 
zu machen. So ſollten Sie ſich von den Staats⸗-Miniſterial-⸗Sitzungen 
losmachen, wenn gewöhnliche Dinge verhandelt werden. Delbrück ſteht 
Ihnen ſo getreu zur Seite, daß er Ihnen manches abnehmen kann. Redu- 
eiren Sie Ihre Vorträge bei mir auf das Wichtigſte uſw. Vor allem 
aber zweifeln Sie nie an meinem unveränderten Vertrauen und an meiner 
unauslöſchlichen Dankbarkeit!“ 


Erſchütterte Geſundheit, Verhältnis zum Könige. 71 


In dieſem Briefwechſel ſpiegeln ſich Weſen und Beziehungen der beiden 
Männer in wunderbarer Klarheit. Die Offenheit kann von beiden, die Ehr⸗ 
erbietung von der einen, die Herzlichkeit von der andern nicht größer ſein. 
Es ſtehen ſich zwei Charaktere von ebenbürtiger Reinheit und Sicherheit 
gegenüber, zwiſchen denen nicht immer Einklang iſt, von denen keiner aber 
den andern in ſeiner Betätigung hemmen oder gar ausſchalten möchte. Was 
Bismarck den Verkehr mit ſeinem Herrn erſchwerte, war im Grunde das— 
ſelbe, was ſeine Beziehungen zu alten und neuen politiſchen Freunden ſo 
ſchwierig geſtaltete. Alle Fäden der Leitung von Staat und Bund liefen 
in ſeiner Hand zuſammen. Wer möchte ſagen, daß er ſich einen ohne Nach⸗ 
teil für das Ganze hätte entgleiten laſſen können, wie es der König mit der 
Erwähnung von Lauenburg anzudeuten ſcheint. Waren ſie doch mehr oder 
weniger alle verknüpft mit dem einen Ziele, das ihm vor Augen ſtand. Falſches 
Ziehen auch nur eines Drahtes konnte das ganze Werk in Unordnung bringen. 

So war äußerſte Anſpannung des Handhabenden unvermeidlich, unent⸗ 
behrlich. Auch wenn die Vorſtellung der Unerſetzlichkeit weniger berechtigt 
geweſen wäre, als fie wirklich war, hätte fie ſich in dieſer Lage mit einer 
gewiſſen Naturnotwendigkeit herausbilden müſſen. Erſchwerend kam hinzu 
die Verpflichtung gefelligen und urbanen Verkehrs auch mit Perſönlich⸗ 
keiten, zu denen keine anderen als politiſche Beziehungen beſtanden und die 
nicht immer ſympathiſch waren, eine Anforderung, der Bismarck zu jeder 
Zeit und in allen Stellungen gerecht geworden iſt. Nicht lange nach dieſem 
Tiefſtand ſeiner Stimmung, eben mit dem Reichstage, mit dem er als 
letztem noch arbeiten wollte, ehe er ſich zurückzöͤge, hat er im April 1869 die 
berühmten parlamentariſchen Wochenabende begonnen. 

Der König hatte Vertrauen zu ſeinem Diener, nach den beiden erfolg⸗ 
reichen Kriegen unbegrenztes Vertrauen; er war überzeugt von feiner be 
dingungsloſen Zuverläſſigkeit. Das ſchloß aber lange noch keine blinde 
Nachfolge in ſich. König Wilhelm war von jeher gewohnt, ſich in inneren 
wie äußeren Fragen des Staatslebens ein eigenes Urteil zu bilden, zu dieſem 
Zwecke Rat zu vernehmen von mehr als einer Seite. Jedenfalls überwog 
des berufenen Dieners Rat jeden andern; aber es verſtand ſich von ſelbſt, 
daß er nicht allein und ausſchließlich entſcheidend fein konnte. Die end⸗ 
gültige Entſchließung lag doch immer, nicht nur der Form, ſondern auch 
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der Sache nach, beim Monarchen. Da konnte es nicht fehlen, daß es 
manchmal Mühe koſtete, ſie ihm in Bismarcks Sinne abzuringen, Mühe, 
die der Miniſter und Kanzler allzu ſchwer auf ſich laſten fühlte. Aber es 
war nicht anders: „Daß ich mein Ohr den Stimmen verſchließen ſollte, 
die ſich in gewichtigen Augenblicken vertrauensvoll an mich wenden, das 
werden Sie ſelbſt nicht verlangen!“ Damit mußte auch Bismarck fich zu— 
frieden geben. 

Und er hat das getan. Er iſt auf ſein Entlaſſungsgeſuch nicht zurück— 
gekommen. In einem Briefe, den Fürſt Karl Anton von Hohenzollern im 
April 1869 an feinen Sohn Karl in Rumänien ſchrieb, wird die Lage auf 
eine ſachlich richtige Formel gebracht, frei von jeder Herzensteilnahme: „Das 
Verhältnis zwiſchen dem König und Bismarck iſt gerade nicht ſehr glän— 
zend; doch iſt das Verbleiben Bismarcks im Amte eine eiſerne Notwendig— 
keit; deshalb wird es zu keiner Kriſe kommen“. Bei ſeinem Eintritt in die 
Leitung des Staates hatte der Miniſter den König von der geplanten Ab— 
dankung zurückgehalten, jetzt der König den Miniſter an ſeine Pflicht ge— 
feſſelt. Sie waren aufs neue und durch die Gewalt der Tatſachen mit ein— 
ander verbunden. 


Am 22. Juni find Reichstag und Zollparlament des Jahres 1869 ger 
ſchloſſen worden; am 1. Juli ſiedelte Bismarck wieder nach Varzin über. 
Am 23. ſchreibt er dem Bruder, daß es ihm gut gehe, er nur allnächtlich von 
2 bis 5 nicht ſchlafe. „Ich wache eigentlich erſt auf, wenn ich zwei Meilen ge— 
ritten bin.“ Er hatte den württembergiſchen Miniſter Varnbuͤler zu Beſuch, 
dem er als einem eingefleiſchten Partikulariſten wenig wohlgeſinnt war: 
„Ich trabe ihn täglich vier Stunden zu Pferde und drei zu Fuß in der Hitze 
ab und hoffe, der ſchwäbiſchen Rinde einige deutſche Keime einzuokulieren“. 
Das Befinden ließ doch fortgeſetzt zu wünſchen übrig. Er war, wie die 
Gattin ſchreibt, „noch immer mit ſeinem Muskelweſen nicht in Ordnung, 
ob neuer Rheumatismus oder Sturzerinnerung; er hat bei allen ſtärkeren 
Bewegungen immer noch recht empfindliche Schmerzen“. Thile, der in 
Berlin die Geſchäfte des Auswärtigen Amtes beſorgte und zwiſchen dort, 
Varzin und Ems „Federball ſpielte“, berichtete am 13. Auguſt an Keudell: 
„Der Chef more solito eigenſinnig, quänglig, bald in minima ohne Akten: 
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kenntnis hineintapſend, bald auf erhebliche Dinge jedes Eingehen ſtörriſch 
abweiſend. Aber was tut's? Wenn ſeine Geſundheit gehörig wiederher— 
geſtellt wird, dann können wir dreiſt fragen: „Was koſtet Europa?“ 

Daß auch Varzin mit ſeinen ländlichen Anforderungen und Zerſtreu— 
ungen ihn nur recht teilweiſe der Politik zu entziehen vermochte, war ge— 
geben. Sie beſchäftigte ihn unausgeſetzt. Gegen Ende Auguſt erregte ihn 
Roon, der an Rücktritt dachte, weil die Angehörigen der ihm unterſtellten 
Marine nicht als Preußen, ſondern als Bundesbeamte gelten ſollten. In 
einem geradezu klaſſiſchen Schreiben voll reifſter politiſcher Weisheit ſetzte 
Bismarck dem Freunde am 27. Auguſt auseinander, daß es ſich bei Errichtung 
der Bundesmarine nicht um eine Verkleinerung Preußens und ſeines 
Königs, ſondern um eine Unterordnung der ihm Verbündeten handele. Er 
ſagte ihm ſcherzend voraus, daß aus dem Kampf mit dem Könige dieſer 
als Sieger, Roon aber als Miniſter hervorgehen werde. 

Zwei Tage ſpäter war er ſelbſt in einer „analogen Lage“. Er diktierte 
ein Schreiben an Roon, weil dieſer, der ihn als Alteſter im Miniſterium 
in ſeiner Abweſenheit vertrat, eine an Bismarck gerichtete Kabinettszu⸗ 
ſchrift in Berlin gegengezeichnet hatte, in der die vom Bundeskanzler voll 
zogene Ernennung eines Hannoveraners zum Oberpoſtdirektor in Frankfurt 
a. M. beanſtandet und bemängelt wurde. Das Diktat follte in Berlin 
ins Reine geſchrieben und ſo an feine Adreſſe befördert werden. Im gleich⸗ 
zeitigen Privatbriefe an Roon aber ſchrieb er: „Ich bin totmatt und 
gallenkrank“. Er witterte „weibliche Einbläſerei“; er könne aber „weder 
mit der Poſtkamarilla noch mit Harems⸗Intriguen beſtehen. Ich habe 
ſeit 36 Stunden nicht geſchlafen, die ganze Nacht Galle geſpien, und 
mein Kopf iſt wie ein Glühofen trotz Umſchläge. Es iſt aber auch, um den 
Verſtand zu verlieren. Da mag der Kuckuck noch ralliierter Hannove⸗ 
raner ſein, wenn die Leute en bloc für minorenn erklärt werden, oder 
Bundes⸗ reſp. Poſt⸗Kanzler, wenn man mit ſolchen Abfertigungen zur 
Ruhe verwieſen wird. Wenn der Karren, auf dem wir fahren, zerſchlagen 
werden ſoll, ſo will ich mich wenigſtens vom Verdachte der Mitſchuld frei 
halten. Es iſt Sonntag; ſonſt fürchte ich, daß ich mich an Leib und Seele 
ſchädigen würde, um meinem Ingrimm Luft zu machen. Wir find viel⸗ 
leicht beide zu zornig, um die Galeere weiter rudern zu können; man muß“ 
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(ein Seitenhieb auf von der Heydt) „Herz und Gewiſſen aus bergiſch— 
märkiſchem Aktien⸗Pergament haben, um das zu ertragen. Gute Nacht. 
Wollte Gott, ich könnte ſchlafen!“ 

Gegen Ende September wünſchte Bismarck Freund Blanckenburg 
herbei, „um ſich einmal gründlich ausſchelten zu können, ſich auszu—⸗ 
ſchütten“. Roon antwortete er auf deſſen Mitteilungen aus dem „Still⸗ 
leben mit den Geſpielen“ und auf ſeine „ſchweren politiſchen Bedenken“ mit 
einem „Gemeinplatz“, fügte aber hinzu, „er habe wenigſtens 20 Bogen 
Variationen dazu, die er nicht ſchreiben möge, weil er die ſchmutzige Arbeit 
mit Tinte nicht liebe“. Roon wollte aber nur nach Varzin kommen, 
wenn er gewünſcht werde, nicht „um ſich am Phosphoreszieren ſeines 
Geiſtes zu ergötzen oder in feine neueſten politiſchen Feldzugspläne ein? 
weihen zu laſſen“. 

Es waren vor allem die Differenzen mit Heydt, die Bismarck beſchäf— 
tigten. Er wollte nichts wiſſen von einer Verdeckung des Defizits, vor 
allem nicht durch finanzielle Maßnahmen, welche die Landwirtſchaft be: 
ſchwerten; man müſſe „Steuern fordern oder Ausgaben ſtreichen“; Itzen⸗ 
plitz (der Handelsminiſter), der ſelbſt „den Fuchs nicht beißen wolle, ver⸗ 
lange, daß er brieflich den Goldonkel morde“; aber er habe ihn und die 
anderen Kollegen auf Selbſthilfe verwieſen. „Mein Verbleiben mache ich 
nicht gerade vom Ausſcheiden des vergoldeten Onkels abhängig, wenn ich 
mich auch freuen würde, ihn freiwillig, befriedigt und mit Suum cuique“ 
(dem Schwarzen Adlerorden) „ſcheiden zu ſehen“; für Heydts Perſon habe 
er „ein gewohnheitsmäßiges Wohlwollen“. Blanckenburg fand Bismarck 
„feſt entſchloſſen, unter allen Umſtänden ſich ganz auf den Bund zurückzu⸗ 
ziehen, wenn der König nicht mindeſtens Heydt entlaſſe“. Er erklärte am 
8. Oktober Bismarcks Krankheit für unheilbar, „wenn er in Varzin fort— 
fahre, fo ungeſund zu leben wie bisher. Sehr ſpätes Aufſtehen und dann 
wie ein Förſter bis 5 Uhr draußen, eſſen (und wie!) um A, 6, 7 Uhr an— 
fangend je nachdem, / Stunde Billard und dann die eigentlich nicht zu 
vermeidende Arbeit bis 10 — 1 Uhr und das bewußte kalte Nachteſſen, 
natürlich kein Schlaf bei geſtörter Verdauung“. 

Im November beendete Bismarck in Varzin eine Karlsbader Kur. Am 
20. fehrieb er an Roon: „Ich befinde mich in einem Zuſtande, den die 
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Arzte als Karlsbader Kriſis bezeichnen, und der mich vollſtändig erſchöpft; 
ich werde zur leeren Flaſche, wenn das morgen ſo beibleibt. Sitzen und 
Schreiben iſt mehr, als ich ohne Übermüdung heute leiſten kann, und der 
Königliche Herr, durch badiſche Familien-Korreſpondenz geſtachelt, ſchreibt 
mir eigenhändige Briefe, deren Beantwortung einen politiſch-hiſtoriſchen 
Doktor⸗Kurſus manu propria von mir verlangt. Dieſe badiſche Unruhe 
— es handelte ſich um den Anſchluß an den Norddeutſchen Bund — 
tölpelt in jede politiſche Berechnung ſtörend hinein. In dem Moment, wo 
Fleury“ (der franzöſiſche Geſandte) „in Petersburg die Sturmglocke über 
Nordſchleswig läutet, ſollte man die Tonart abwarten, die fie gibt“. Er 
ſchließt: „Ich ſchließe meine Kur mit heut, ſoll noch drei Wochen ſtill 
ſizen und Diät halten — in der Gänſezeit! — und hoffe dann Weih⸗ 
nachten mit Ihnen zu feiern“. 

Das war ihm doch nicht beſchieden. Sein Herbert, Saxoboruſſe in 
Bonn, erhielt auf einer Menſur im November einen Hieb über den Kopf. 
Durch Hinzutreten der Roſe wurde die Wunde bedenklich. Das hat 
Bismarck am 4. Dezember von Varzin nach Berlin und am 23. von 
dort nach Bonn geführt, wo die Gattin ſchon ſeit Anfang des Monats 
weilte. Dort feierten beide das Feſt mit dem geneſenden Sohne. Bis 
zum 14. April 1870 war der Kanzler dann in Berlin. Er ſiedelte an dieſem 
Tage wieder nach Varzin über, inmitten der Tagung des Reichstages 
und eine Woche vor dem Zuſammentritt des Zollparlaments. Er er⸗ 
krankte dort alsbald wieder bedenklich; am 17. mußte fein Arzt, Dr. Struck, 
von Berlin herbeigerufen werden; er blieb bis zum 23. „Ich war immer 
und immer, Tag und Nacht bei Bismarck,“ ſchreibt die Gattin am 11. Mai 
an Keudell; „ihn griff jedes ſelbſtgeſprochene oder gehörte Wort an, und 
ich ängſtigte mich dauernd halb tot, weil er ſeit Hohendorf noch nie fo 
krank geweſen, und ich gar nicht abſehen mochte, was daraus werden ſollte. 
Nachher, als er ſo viel Kraft gewonnen, um das Zimmer zu verlaffen, bin 
ich ſtets mit ihm gegangen und gefahren“. 

Mit dem Eintritt der Frühlingswitterung ging es doch weiter aufwärts. 
Er konnte am 21. Mai nach Berlin reiſen, fühlte ſich aber, als er am 23. im 
Reichstage zu einheitlichem Beſchluß in der Strafrechtsfrage mahnte, noch 
ſchwach. Trotzdem hat er am 25. noch die unverzuͤgliche Bewilligung eines 
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Zuſchuſſes von 10 Millionen Franken zur Gotthardbahn vertreten und iſt 
vom 1. bis 4. Juni mit ſeinem Könige nach Ems gereiſt zu einer Zuſammen⸗ 
kunft mit Kaiſer Alexander II. Am 8. vertauſchte er die Hauptſtadt wieder 
mit dem Landſitz; er hatte auf ſechs Wochen Urlaub genommen. Die 
Ruhe ſollte jäh unterbrochen werden. 


Der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg. 


I. Deutſchland und Frankreich zwiſchen den beiden Kriegen. 


Wie politiſche Stimmung während der kurzen Jahre des Norddeutſchen 

Bundes kann man wechſelndem Frühlingswetter vergleichen. Be— 
gründer und Leiter des neuen Staatsweſens konnten mit ihren Erfolgen zu— 
frieden ſein und gaben ihrer Befriedigung mit gutem Grunde Ausdruck. Auch 
im deutſchen Volke ward weithin die preußiſche Führung mit anderen Augen 
angeſehen als vor dem Zuſammenſtoß von 1866; man lebte der Hoffnung, 
nicht nur, daß dem Frühling der Sommer folgen, ſondern auch, daß er 
eine volle Ernte bringen werde. 

Aber die Auffaſſung, die ſich mit dem Geſchehenen nicht verſöhnen laſſen 
wollte, war keineswegs machtlos geworden. Sie lebte fort im geeinigten 
Norden, wo der Bundeskanzler unausgeſetzt gegen ſie auf dem Poſten ſein 
mußte, und war ſtark, ja in der Maſſe des Volkes durchaus vorherrſchend, im 
Süden. Die Kabinette dort hatten ſich in den Schutz- und Trutzverträgen 
mit Preußen dem deutſchen Gedanken gefügt; das Volk war innerlich 
lange nicht gewonnen. Es fehlte nicht an Außerungen blinden und ver— 
biſſenen Preußenhaſſes. Man zweifelte, man beſtritt, daß der eingeſchlagene 
Weg je zu einer lebensfähigen deutſchen Einheit führen könne, und hat ſich 
redlich bemüht, zu hemmen und bintanzubalten, was man nicht herbei— 
wünſchte. Wer die Jahre bewußt mit durchlebt hat, oder wer heute ihren 
Außerungen nachgeht, in dem kann kein anderer Eindruck vorwalten als der 
des unſicher Werdenden, des Auf und Ab, Hin und Her der Meinungen 
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und Strömungen, in deren wogendem Kampfe nur ein feſter und freudiger 
Glaube an Deutſchlands Zukunft feſte Stellung gewinnen konnte. 

Der Zwieſpalt in der öffentlichen Meinung wog um ſo ſchwerer, als das 
Ausland ihn mit Spannung verfolgte und überwiegend mit Hoffnungen 
und Erwartungen begleitete, die nicht ſehr freundlich für den neuen Genoſſen 
der europäiſchen Staatenwelt waren. Kaum irgendwo find Preußens Er⸗ 
folge mit ungeteilter Sympathie aufgenommen worden. Bei unſerm weſt— 
lichen Nachbarn begegneten ſie einſtimmiger Ablehnung. Da war niemand 
in Frankreich, dem die in Deutſchland ſich vollziehende Umgeſtaltung nicht 
Befürchtungen erweckte für das eigene Volk. 

Wer die Entſtehung des Deutſch-Franzöſiſchen Krieges richtig erfaſſen 
will, kann nicht anders als von dieſer Tatſache ausgehen. So gewiß in 
dem deutſchen Streben nach Einheit keinerlei Angriffstendenz gegen Frank— 
reich lag, und ſo klar das jedermann ſein mußte, der dieſe Einheitsbeſtre— 
bungen auch nur mit einiger Aufmerkſamkeit verfolgt hatte, ſo feſt waren 
alle Kreiſe Frankreichs davon überzeugt, daß ein deutſcher Einheitsſtaat nicht 
geduldet werden dürfe. Die Geſchichte bietet unendlich zahlreiche Belege 
dafür, daß überlieferte politiſche Vorſtellungen und Empfindungen im Leben 
der Völker durchaus die Oberhand behalten über ſelbſt die nächſtliegenden 
ſachlichen Beweggründe; die Art, wie Frankreich nach 1866 dem Kriege mit 
Deutſchland zutrieb, iſt einer der ſchlagendſten. 

In dieſer Bewegung iſt aber nicht Napoleon III. der Führer geweſen. 
Die Frage nach der Verteilung der Schuld am Kriege kann richtig nur 
beantwortet werden mit der Verurteilung des franzöſiſchen Volkes. Es läßt 
ſich die Auffaſſung vertreten, daß dieſes Volk nicht von jeher und zu allen 
Zeiten eroberungsſüchtig war; ſeit den Tagen der Revolution und des Korſen 
war es das gewiß. Es iſt ſeitdem das franzöſiſche Volk, nicht ſein jeweiliger 
Herrſcher geweſen, der Frankreich zum Moment der Unruhe in Europa 
gemacht hat. Napoleon III. hat 1866 wider Willen geſchehen laſſen; er 
hätte ſich gleichwohl mit der vollendeten Tatſache und wahrſcheinlich 
auch mit einer Verbindung von Süd- und Norddeutſchland abgefunden, 
wenn ſein Volk für eine ſolche Politik zu haben geweſen wäre. Aber das 
wollte in Deutſchlands Einigung nichts anderes ſehen als eine Schwächung 
Frankreichs. 
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Die Auffaſſung iſt verſtändlich genug. Erſtand in Mitteleuropa neben 
dem italieniſchen ein geeinigter deutſcher Staat, ſo war es mit Frankreichs 
führender Stellung auf dem europäiſchen Kontinent vorbei. Nicht daß ſein 
bisheriger Einfluß ohne weiteres auf die neuen Staatengebilde übergegan⸗ 
gen wäre; indem aber ſie ſich ſeiner Einwirkung entzogen und neben den 
bisher mächtigeren Nachbar traten, büßte dieſer an Anſehen ein. Daß ein 
Zuſammenſtehen der drei zahlreichſten und entwickeltſten Kulturvölker des 
europäiſchen Feſtlandes für ſie ſelbſt und für die ganze Menſchheit von un: 
endlichem Segen werden konnte, iſt kaum irgend einem der Zeitgenoffen 
zum Bewußtſein gekommen, liegt heute noch ganz und gar außerhalb 
der herrſchenden politiſchen Denkweiſe unſerer weſtlichen wie ſüdlichen 
Nachbarn. 

So haben berufene und unberufene Wortführer des franzöſiſchen Volkes 
nach 1866 keine Gelegenheit vorübergehen laſſen, Tadel, Hohn und Spott 
über den Herrſcher zu ergießen, der Italien ſich einigen und Preußen eine 
Führerſtellung in Deutſchland hatte gewinnen laſſen. Das Schüren des 
nationalen Ehrgeizes war für die Oppoſition ein bequemes und wirkſames 
Mittel, ihrer Verurteilung der napoleoniſchen Regierungsweiſe, der „Fäl— 
ſchung aller liberalen Inſtitutionen“, einen ſtarken patriotiſchen Grundton 
und damit die nötige Wucht und Schärfe zu geben. Der Kaiſer konnte 
das nicht unbeachtet laſſen; er mußte erkennen, daß es um ſeine Krone ging. 
Sie war verloren, wenn er Frankreich nicht die ungeſtüm verlangte nationale 
Genugtuung verſchaffte. 

Er mochte doch den Krieg nicht ſuchen, ihn nicht vom Zaun brechen. Er 
verfügte nicht mehr über die Zuverſicht, mit der er nach einander gegen Ruß— 
land und Oſterreich zu den Waffen gegriffen hatte. Er iſt früh gealtert; 
die Kriſis von 1866 traf ihn gebrechlichen Leibes. Doch hat er pflicht⸗ 
mäßig ſeinen Staat zum Waffengange vorzubereiten geſucht. Aber da traf 
er das franzöſiſche Volk wie König Wilhelm und Bismarck das preußiſche. 
Seine Rüſtungsvorlagen ſtießen auf Widerſtand. Man verlangte eine 
ſtarke Politik, ſtellte ſich aber ſchwierig in Bewilligung der unentbehrlichen 
Mittel. So trieb Frankreichs Volk einer Kataſtrophe entgegen, für die 
es ſehr zu Unrecht verſucht hat, allein feinen Herrſcher verantwortlich zu 
machen. 


n 
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Napoleon III. hat den Krieg, der ihm unausweichlich erſcheinen mußte, 
nicht allein durch Rüſtungen vorzubereiten geſucht. Er hat ſich auch nach 
Bündniſſen umgeſehen. 

Da kam vor allem Oſterreich in Frage. Der Kaiſerſtaat hat den Verluſt 
ſeiner deutſchen Stellung doch nicht ſo ohne weiteres verſchmerzt. Zur Leitung 
feiner auswärtigen Angelegenheiten wurde ſchon im Oktober 1866 der Freiherr 
von Beuſt berufen, der bisherige langjährige Leiter der ſächſiſchen Politik und 
als ſolcher faſt unentwegt Gegner Preußens, Bismarck durch die Konflikte der 
letzten Jahre geradezu perſönlich verfeindet. Im Februar 1867 ward er zum 
öſterreichiſchen Miniſterpräſidenten, im Juni zum Reichskanzler ernannt. Als 
im März gelegentlich des Luxemburger Handels die Verträge Preußens mit 
den ſüddeutſchen Staaten veröffentlicht wurden, ſah er ſeine Hoffnungen auf 
Wiederherſtellung näherer Beziehungen zum deutſchen Süden vernichtet. Er 
ſprach von einem Bruch des Prager Friedens und hatte ſo wenig Empfindung 
für Bismarcks ungeheures vaterländiſches Verdienſt, daß er die Abſchlüſſe 
als „ein Meiſterſtück deloyaler Handlungsweiſe“ und als „das Nußerſte, 
was an Machiavellismus geleiſtet werden könne“, bezeichnete. Ein von 
bayeriſcher Seite eingeleiteter Verſuch, Oſterreich für eine Verſtändigung 
mit dem Norddeutſchen Bunde und den ſüddeutſchen Staaten über Er— 
haltung des Friedens in Europa zu gewinnen, begegnete ſchroffer Ablehnung: 
für den Juni war eine Reiſe Franz Joſephs nach Paris verabredet. 

Da kam die Nachricht, daß des Kaifers Bruder Maximilian das meri— 
kaniſche Unternehmen, zu dem er von Napoleon verleitet worden war, mit 
dem Leben hatte büßen müſſen. Beuſts diplomatiſches Geſchick hat auch 
dieſe Schwierigkeit leicht überwunden. An die Stelle der Pariſer Reiſe trat 
ein Beileidsbeſuch des franzöſiſchen Kaiſers in Salzburg im Auguſt 1867, 
der im Oktober von Franz Joſeph in Paris erwidert wurde. Zu irgend 
welchen feſten Vereinbarungen iſt es aber gelegentlich dieſer Zuſammen⸗ 
künfte nicht gekommen, und auch die weiteren Verhandlungen haben nicht 
dazu geführt, daß eine Verpflichtung Oſterreichs, bei einem franzöſiſch⸗nord⸗ 
deutſchen Kriege zugunſten Frankreichs einzugreifen, vertragsmäßig feſtgelegt 
worden wäre. Der Leiter der ungariſchen Politik, die durch den Ausgleich 
von 1867 zu ſelbſtändiger Geltung neben der öfterreichifchen gelangt war, 
Graf Andraſſy, hat hemmend eingegriffen; der Ungar konnte einen Wieder— 


Deutſchland und Frankreich zwiſchen den beiden Kriegen. 83 
eintritt Oſterreichs in feine frühere deutſche Stellung nicht wünſchen. Aber 
die Politik der Donaumonarchie blieb doch unter Beuſts Führung auf 
Hemmung jeder Vermehrung preußiſchen Einfluſſes in Deutſchland gerichtet. 
„Das iſt Frankreichs Sache wie die unſere auf Grund der übernommenen 
Verpflichtungen“, ſchrieb Beuſt noch, als der Krieg ſchon erklärt war. Er 
war in den Zielen völlig einig mit Napoleon und dem franzöfifchen Volke: 
er wollte kein „Überfluten des Teutonismus“. 

Bei dieſer Sachlage war es von kaum zu überſchätzender Bedeutung, daß 
bald nach Beginn des Jahres 1870 auch angefangen wurde, an einer militä⸗ 
riſchen Verſtändigung der beiden Mächte zu arbeiten. Im Februar und März 
war Erzherzog Albrecht, der Sieger von Cuſtozza, in Frankreich und nahm 
Fühlung mit den militäriſchen Autoritäten; im Juni kam Napoleons Adjutant 
General Lebrun nach Wien. Es ſind Beratungen gepflogen worden über 
die wirkſamſte Art, Preußen zu bekämpfen. Der Erzherzog drängte auf ein 
franzöſiſches Vorgehen in Süddeutſchland, weil es Oſterreichs Mitwirkung 
gleichſam herausfordere; Franz Joſeph, der Lebrun am 14. Juni empfing, 
hat das gebilligt. 

Auch Italien ſuchte Napoleon zur Mitwirkung heranzuziehen. Daß ſeine 
Franzoſen 1867 den Papſt bewahrt hatten vor den Garibaldianern und nun 
fortgeſetzt Rom beſetzt hielten, ſtand zwar zwiſchen ihm und Viktor Emanuel; 
ſeiner Klerikalen wegen konnte ſich der Kaiſer ſchwer entſchließen, in dieſem 
Punkte nachzugeben. Aber Italiens König war ihm anderſeits zu großem 
Danke verpflichtet und ſah ſich nicht behindert durch nationale Antipathien 
ſeines Volkes. So mußte deutſcherſeits bei einem Kriege gegen Frankreich 
auch mit Italien als möglichem Gegner gerechnet werden. 


Daß der Kanzler des Norddeutſchen Bundes die Lage vollkommen über: 
ſchaute, braucht kaum bemerkt zu werden. Napoleons Zwangslage erkannte 
er klar. Die fortgeſetzten, faſt fieberhaften Bemühungen des Kaiſers um 
Vorteile, mit denen er Frankreich hätte beruhigen können, ſpielten ſich ja 
zum großen Teile in der Form von Verſtändigungsverſuchen mit Preußen 
über mögliche Gebietserwerbungen ab. Die franzöſiſchen Kammerverhand— 
lungen offenbarten der Welt, was Frankreichs Volk erregte. Daß es nicht 


wollte, was Bismarck als Ziel unentwegt im Auge behielt und behalten 
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mußte, was 1866 durch Frankreichs Dazwiſchentreten gehindert worden 
war, lag für jedermann offen zutage. Es war ein unverſöhnlicher Gegenſatz; 
daß er ſich ohne Krieg werde ausgleichen laſſen, wurde auf keiner der beiden 
Seiten geglaubt. Wenn man ſich von Frankreich her in Abrüſtungsvor⸗ 
ſchlägen gefiel, ſo handelte es ſich um nichts weiter als um politiſche Schach⸗ 
züge. Es wäre ein Vorteil geweſen, hätte man die überlegene preußiſche, 
jetzt allgemein norddeutſche Wehrordnung durchlöchern können. Hoffnung 
auf Erfolg ſchöpfte man aus den fortgeſetzten innerdeutſchen Verſuchen 
gegen den „Militarismus“, wie das Schlagwort unſerer jetzigen Gegner 
lautet. Unter allen Umſtänden hoffte man auf dieſe Weiſe der norddeutſchen 
Bundesleitung Schwierigkeiten zu bereiten, ihr Widerſacher zu erwecken. 
Es iſt ein Spiel, das bis auf die Gegenwart hin von allen uns feindlichen 
Mächten getrieben worden iſt, und dem es an einem gewiſſen Erfolge in 
unſerem zu politiſchem Denken erſt langſam heranreifenden Volke nie ge— 
fehlt hat. 

In einem Bericht, den Benedetti am 5. Januar 1868 feiner Regierung 
erſtattete, zeichnete er die Lage durchaus richtig. Bismarcks Ziel ſei die Eini⸗ 
gung Deutſchlands, und da habe er die ganze Nation hinter ſich; Frankreich 
müſſe ſich klar darüber werden, ob es eine Einigung Deutſchlands dulden 
könne oder nicht; je nachdem ſei Friede oder Krieg. 

Trotzdem hat es in den vier Jahren faſt vollſtändig an unmittelbaren 
Kriegsdrohungen gefehlt. Napoleon hat, wie es ſeine Lage ja auch erforderte, 
ſich angelegentlich bemüht, ſein Volk über die in Deutſchland eingetretenen 
Veränderungen zu beruhigen. In ſeinen für die europäiſche Politik faſt 
maßgebend gewordenen Thronreden hat er in dieſen Jahren fortgeſetzt voll⸗ 
tönende Friedensverſicherungen gegeben. Anderſeits hat auch Bismarck 
wiederholt hervorgehoben, daß niemand an Krieg denke, daß alle Mächte 
einig ſeien in dem Wunſche nach Erhaltung des Friedens. Es war die 
Sprache der Diplomatie, die zu ihrer berechtigten, weil unumgänglichen 
Geltung kam. 

Damit war völlig vereinbar, daß franzöſiſche Stimmen die Unverletzbar— 
keit der Ehre und Würde Frankreichs betonten, Deutſchlands Einigung als 
eine europäiſche Frage bezeichneten, während Bismarck keinen Zweifel ließ, 
daß Deutſchland fremde Einmiſchung in ſein Einigungswerk nicht dulden 
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werde. Er hat den Anſchluß des Südens nicht betrieben. Als aber die 
Öfterreichifche und die franzöſiſche Regierung nach der Salzburger Zuſammen⸗ 
kunft zu beruhigen verſuchten, gab er in einem Rundſchreiben an die Ver⸗ 
treter des Norddeutſchen Bundes nicht nur ſeiner Genugtuung Ausdruck, 
daß die inneren Angelegenheiten Deutſchlands nicht in der Weiſe, wie die 
erſten Nachrichten es vorausſetzen ließen, Gegenſtand der Beſprechungen 
geweſen ſeien, ſondern ſtellte auch feſt, daß ſich von neuem gezeigt habe, 
wie wenig das deutſche Nationalgefühl den Gedanken ertrage, die Ent- 
wicklung der Angelegenheiten der deutſchen Nation fremder Einwirkung 
oder anderen Rückſichten als den auf deutſche Intereſſen ausgeſetzt zu 
ſehen. Er berief ſich darauf, daß er alles vermieden habe, die nationale 
Bewegung zu überſtürzen, alles getan, ſie fruchtbringend, nicht zerſtörend 
wirken zu laſſen, und betonte, daß das gelingen werde, wenn das Ausland 
alles vermeide, was in Deutſchland die Befürchtung erwecken könne, es ſei 
Gegenſtand fremder Pläne. 

Bis dicht vor Ausbruch des Krieges haben die beiderſeitigen Friedens⸗ 
beteuerungen fortgedauert. Noch am 50. Juni 1870 erklärte der Leiter des 
franzöſiſchen Miniſteriums, Ollivier, im geſetzgebenden Körper: „In keiner 
Zeit war die Aufrechterhaltung des Friedens mehr geſichert als jetzt. Wohin 
man auch blickt, kann man nirgend eine Frage entdecken, die Gefahr in ſich 
bergen könnte“, und zwei Tage später verſicherte Staatsſekretär von Thile, 
der den Kanzler während ſeiner Abweſenheit vertrat, dem öſterreichiſchen 
Geſchäftsträger in Berlin „mit ſichtbarem Wohlgefallen, daß in der poli⸗ 
tiſchen Welt beinahe ausnahmsloſe tiefe Ruhe herrſche“. Die zur Zeit 
entſcheidenden Stellen betonten beiderſeits die Sicherheit des Friedens, 
zweifellos in aufrichtiger Meinung. Da brach das Feuer, das unter dünner 
Decke glimmte, plötzlich in lodernder Flamme empor, raſcher noch, als wir 
es jetzt erlebten. Wie hat das geſchehen können? 
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2. Die ſpaniſche Thronfrage und die hohenzollernſche 
Kandidatur. 


Deer Gedanke der Kandidatur eines Prinzen von Hohenzollern für den 
— ſpaniſchen Königsthron iſt ſchon aufgetaucht, als Iſabella ihn noch 
innehatte. Im Herbſt (wahrſcheinlich Oktober) 1866 ſah Frau O'Shea, 
die Witwe eines reichen, in Madrid ſeßhaften Bankiers, in Biarritz einige 
Herren zum Eſſen bei ſich, unter ihnen auch den Grafen Georg von Werthern— 
Beichlingen, damaligen preußiſchen Geſandten in Madrid, bis 1864 in Liſſa⸗ 
bon, und den ſpaniſchen Cortesdeputierten und Staatsrat Salazar y Mar 
zarredo (letzterer der Muttername). Da Iſabellas Sturz in dem Kreiſe als 
unvermeidlich angeſehen wurde, kam die Rede auf ihren etwaigen Nach— 
folger. Nachdem „alle möglichen“ Kandidaten aufgezählt und das Für und 
Wider erwogen worden war, hat Graf von Werthern geſagt, „ſie möchten 
ſuchen, ſo lange ſie wollten, auf den einzigen, ganz geeigneten würden ſie 
doch nur ganz zuletzt oder gar nicht verfallen; es ſei einer der katholiſchen 
Hohenzollern, am beſten der mit einer portugieſiſchen Prinzeſſin verheiratete 
Erbprinz Leopold“. Er war der älteſte Sohn des Fürſten Karl Anton, 
Preußens Miniſterpräſidenten der „Neuen Ara“. Von Werthern beteuert, 
daß er den Namen ganz allein von ſich aus ohne irgendwelche Fühlung 
oder Verſtändigung mit feiner Regierung genannt habe, und das iſt ficher in 
vollem Umfange wahr, zweifelhaft dagegen, ob hier wirklich zum erſten Male 
von einem Hohenzollern als zukünftigem ſpaniſchen Könige die Rede war. 

Iſabellas Regiment iſt im September 1868 zu Ende gegangen. Zu den 
Kandidaturen, die alsbald in der Preſſe erörtert wurden, gehörte im nächſten 
Monat auch ſchon die eines hohenzollernſchen Prinzen. Die Sache war 
damit weltkundig, wenn ſie auch, wie es mit Preßerörterungen zu geſchehen 
pflegt, raſch wieder aus dem Geſichtskreis verſchwand. In einem Leitartikel 
der Madrider Zeitung „Epoca“ hat Salazar am 6. Februar 1860 darauf 
hingewieſen, welche Bedeutung die Kandidatur für den iberiſchen Gedanken, 
den dereinſtigen Zuſammenſchluß Spaniens und Portugals, habe. Leopolds 
Gemahlin Antonia war die Schweſter des regierenden Königs von Por— 
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tugal, Ludwigs J.; Leopolds Schweſter Stephanie war mit deſſen Vorgänger 
und älterem Bruder Peter V. vermählt geweſen. 

Daß ein Hohenzoller möglicher, ja wahrſcheinlicherweiſe auf Wider⸗ 
ſpruch bei der franzöſiſchen Regierung ſtoßen werde, iſt ſogleich beim erſten 
Erörtern der Frage in der Preſſe wie ſonſt bemerkt worden. Man hat 
bald in Paris Anlaß gefunden, ſich näher mit ihr zu beſchäftigen. Am 
27. März berichtete Benedetti aus Berlin dorthin, daß der ſpaniſche Ge— 
ſandte in Wien, Rances y Villanueva, der bis kurz vor Iſabellas Ver⸗ 
treibung Geſandter in Berlin geweſen war, dort einen Beſuch gemacht habe, 
angeblich zu Königs Geburtstag. Er wirft die Frage auf, ob das etwa im 
Zuſammenhang ſtehe mit einer Kandidatur Hohenzollern. Rances habe 
zweimal Bismarck beſucht, zu welchem Zweck habe nicht in Erfahrung ge⸗ 
bracht werden können. Am 31. hat Benedetti auf telegraphiſche Anweiſung 
von Paris verſucht feſtzuſtellen, ob die Kandidatur des Prinzen von Hohen— 
zollern ernſthaft gemeint ſei. 

Bismarck war auf einige Tage nach Varzin gereift; fo fragte der Ge⸗ 
ſandte beim Unterſtaatsſekretär an. Thile verneinte auf das entſchiedenſte, 
daß zwiſchen Bismarck und Rances über dieſe Angelegenheit verhandelt 
worden ſei, und verſicherte auf das beſtimmteſte, daß ihm nichts von einem 
ſolchen Plane bekannt ſei; er bekräftigte das unaufgefordert mit ſeinem 
Ehrenwort. In feinem Bericht ſchenkt Benedetti den Worten Thiles auch 
unbedingt Glauben, zieht aber in Zweifel, daß Thile ſtets in Bismarcks 
Abſichten vollſtändig eingeweiht ſei. Er ward einige Tage ſpäter nach Paris 
befohlen und hat die Sache mit dem Kaiſer beſprochen, welcher der Mei 
nung war, daß man einer ſolchen Kandidatur zuvorkommen müſſe. Er hat 
feinen Geſandten beauftragt, Bismarck felbit darauf anzuſprechen. 

Das iſt geſchehen. Am 11. Mai berichtet Benedetti über ſeine Unter⸗ 
redung mit Bismarck. Der habe nicht geleugnet, daß er die Frage mit dem 
König und mit Karl Anton von Hohenzollern erörtert habe; aber beide 
hätten wenig Meinung für die Sache wegen der großen inneren Schwierig— 
keiten Spaniens; der König werde entſchieden abraten; der Fürſt fer durch 
die Erfahrungen mit dem jüngeren Sohne Karl (feit Mai 1800 Fürſt von 
Rumänien) gewitzigt, da fein Vermögen ſtark in Anſpruch genommen werde. 
Bismarck erkannte an, daß der Prinz die ſpaniſche Krone nicht annehmen 
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könne ohne Genehmigung des Königs; aber er vermied zu erklären, daß der 
König eine ſolche Genehmigung verfagen werde, obgleich Benedetti wieder 
holte Verſuche in der Richtung machte. Er kam nur immer wieder darauf 
zurück, daß die Schwierigkeiten ſehr groß ſeien, die Annahme der Kandidatur 
nicht ratſam erſcheine. Er ließ anderſeits einfließen, daß Prinz Friedrich 
Karl nicht abgeneigt geweſen ſein würde, ſein Glück zu verſuchen; es ſtehe 
ihm aber das unüberſteigliche Hindernis der Religion entgegen, das in 
Spanien ſelbſt durch eine Konverſion nicht überwunden werden könne. 
Auch würde der Prinz, ein ſo ausgezeichneter Militär er ſei, kaum Herr der 
politiſchen Schwierigkeiten werden. Näheres über dieſe Kandidatur und 
ihre Umſtände mitzuteilen, ließ ſich Bismarck nicht herbei. 

Benedetti ſetzt ſeinem Bericht hinzu, wenn man Bismarcks Worten 
glaube, müſſe man notwendig auf den Gedanken kommen, daß dem Prin— 
zen kein Anerbieten gemacht worden fei oder wenigſtens, daß er es un: 
günſtig aufgenommen habe. Tatſächlich war auch ein Anerbieten noch nicht 
gemacht. 


Die Lage wird durch die wiedergegebenen Außerungen völlig klar. Man 
würde fie ganz und gar falſch auslegen, wollte man aus ihnen herausleſen, 
daß Bismarck irgendwie an dem Aufkommen der hohenzollernſchen Kan— 
didatur beteiligt geweſen ſei. Sie iſt ohne ſein Zutun zuſtande gekommen. 
Er hat ſich aber, als ſie vorhanden war, nicht veranlaßt geſehen, ihr ent— 
gegenzuwirken. Daß er anderſeits bereit geweſen ſei, ſie zu fördern und 
zur vollen Entwicklung zu bringen, darf man feinen Außerungen im Mai 
1869 nicht entnehmen. Er handelte genau ſo, wie er in ſeiner Stellung 
mußte. Es entging ihm ſo wenig wie anderen, daß in dieſer Kandidatur 
für die franzöſiſche Regierung ein Moment der Beunruhigung lag; es kam 
ja auch ſchon in der Tatſache der Anfrage zum deutlichen Ausdruck. Aber 
er hatte nicht den geringſten Anlaß, dem Hergange dieſe Seite feiner Ber 
deutung zu nehmen oder ſie auch nur abzuſchwächen. Ja, er durfte das 
als Staatsmann gar nicht. Die Beziehungen der beiden Regierungen waren 
äußerlich korrekt; aber beide wußten, daß die Ziele ihrer Politik in einem 
Gegenſatz ſtanden, deſſen friedlicher Ausgleich wenig wahrſcheinlich war. 
Auch Benedetti gibt der Überzeugung Ausdruck, Deutſchland könne ſich 
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nicht weiter einigen ohne Frankreichs Zuſtimmung und Mitwirkung. Da 
war es Bismarcks Pflicht, keinen Vorteil aus der Hand zu geben, der geg— 
neriſchen Regierung nirgends eine Schwierigkeit aus dem Wege zu räu⸗ 
men. Auch konnte er ſeinen König nicht binden. 

Die Lage iſt von der franzöſiſchen Regierung auch richtig erfaßt worden. 
Am Tage vor der Beſprechung mit Bismarck hat der franzöſiſche Miniſter 
des Auswärtigen bei Benedetti noch telegraphiſch angefragt, ob Prinz Leo⸗ 
pold in Liſſabon geweſen ſei, und die Antwort erhalten, daß das nicht wahr⸗ 
ſcheinlich, aber mit Sicherheit nicht feſtzuſtellen ſei. Dann hat man die 
Sache ruhen laſſen. Im vollen Einverſtändnis mit ſeiner Regierung hat 
Benedetti ſich um weitere Auskunft oder Zuſagen nicht bemüht, und bis 
zu den Vorgängen in Ems, im Juli 1870, iſt die hohenzollernſche Kandidatur 
nicht wieder Gegenſtand von Beſprechungen zwiſchen franzoͤſiſchen und 
deutſchen Staatsmännern geweſen. 

Und das, obgleich der franzöſiſchen Regierung inzwiſchen bekannt wurde, 
daß die Sache anfing, feſtere Geſtalt zu gewinnen. Im September 1869 
iſt ſie an die Hohenzollern ſelbſt herangetreten. Salazar hat in Erinnerung 
an das Geſpräch von Biarritz den Grafen von Werthern in München auf⸗ 
geſucht und ihn um Einführung bei Karl Anton von Hohenzollern gebeten. 
Er hatte vom Miniſterpräſidenten, General Prim, den Auftrag erhalten, den 
Fürſten um Genehmigung einer Kandidatur des Prinzen Leopold zu bitten. 
Werthern hat den Spanier am 10. September auf die Weinburg bei 
Rorſchach am Bodenſee begleitet, wo Karl Anton ſich aufhielt. Salazar 
wurde empfangen, und das Ergebnis einer mehrſtündigen Unterredung 
war, daß der Fürſt den Antrag in Erwägung ziehen wollte. Werthern iſt 
am Abend des folgenden Tages nach München zurückgekehrt, Salazar 
in der Nähe geblieben. Er hat weiter mit dem Fürſten und nicht nur 
mit dem Erbprinzen, ſondern auch mit Karl von Rumänien verhandelt, 
der gerade anweſend war. Karl hat es abgelehnt, die Donaufürſtentümer 
mit Spanien zu vertauſchen, Leopold nach dem Zeugnis ſeines Bruders 
nicht allzuviel Neigung gezeigt, eine Abſage aber nicht erteilt. So hat Sa⸗ 
lazar die Hoffnung nicht aufgegeben. Im Gegenteil, er ſchrieb am 20. an 
Graf Werthern nach München: „Ich gehe morgen, von meiner Reiſe wohl 
befriedigt, nach Paris. Um jeden Anſchein einer Drohung gegen Frank- 
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reich zu vermeiden, werden wir uns bemühen, dem Kaiſer die Kandidatur 
annehmbar zu machen. Es bleibt dann nur noch nötig, daß König Wilhelm 
ſie annimmt“. 

Salazar iſt in Paris geweſen, und auch Prim iſt dorthin gekommen, 
von dem Salazar im Badeorte Vichy (Dep. Alliers) ſeinen Auftrag 
empfangen hatte. In einer Unterhaltung mit dem Kaiſer hat dieſer gegen 
Prim geäußert: „Warum ſollten ſie nicht an den Prinzen von Hohenzollern 
denken, der mein Verwandter iſt?“ Leopolds Großmutter, Großherzogin 
Stephanie von Baden, und Napoleons III. Mutter, Königin Hortenſe von 
Holland, waren Geſchwiſterkinder, Töchter von Claude bzw. Alexander 
Beauharnais. Bald darauf iſt auch Benedetti nach Paris gekommen. Am 
II. Oktober hat er Karl von Rumänien aufgeſucht, der dort einige Tage 
weilte, auch den Kaiſer zweimal ſah. Drouyn de l'Huys, der kurz zuvor 
aus der Leitung des Miniſteriums des Nußern geſchieden war, hat den 
Kaiſer brieflich auf die Kandidatur aufmerkſam gemacht. Allerdings war 
Leopold damals nicht der einzige Kandidat. Aber es kann nicht ernſt⸗ 
lich bezweifelt werden, daß die franzöſiſche Regierung über den Stand der 
Dinge unterrichtet war, Anlaß, ihn zum Gegenſtand von Erörterungen mit 
der norddeutſchen Bundesleitung zu machen, aber nicht gefunden hat. Prinz 
Leopold hat das im Auguſt 1870 noch ausdrücklich und mit berechtigtem 
Unwillen über das ſpätere Auftreten Napoleons hervorgehoben. 


Salazars Hoffnungen haben ſich zunächſt nicht erfüllt. In Sigmaringen 
konnte man ſich nicht entſchließen, zuzuſtimmen, ſpaniſcherſeits aber führte 
man auch noch andere Verhandlungen, insbefondere mit zwei Prinzen des 
Hauſes Savoyen. Erſt als ſie ergebnislos verlaufen waren, iſt man nach—⸗ 
drücklicher auf die hohenzollernſche Möglichkeit zurückgekommen. Mitte 
Februar 1870 ſind Briefe Prims nicht nur an den Fürſten und Erbprinzen, 
ſondern auch an den König von Preußen und Graf Bismarck gegangen. 
Damit war der Schwerpunkt der Verhandlungen nach Berlin verlegt. 
Bismarck hat jetzt beſtimmter Stellung genommen. 


Im Briefe heißt es menace a la Prusse, ich halte das für einen Schreibfehler, nicht, wie 
Feſter, Neue Beiträge zur hohenzollernſchen Thronkandidatur in Spanien S. 29 moͤchte, für be⸗ 
abſichtigt. 
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Salazar war wieder Überbringer der Briefe. Ihn zu empfangen, lehnte 
König Wilhelm ab; er wies ihn an den Kanzler. Der iſt alsbald mit großer 
Wärme für Annahme eingetreten. In einer Denkſchrift hat er dem Könige 
dargelegt, daß die Sache für Deutſchland von großer Bedeutung ſei; poli⸗ 
tiſch ſei es unſchätzbar, im Rücken Frankreichs ein befreundetes Land zu 
haben; auch wirtſchaftlich dürften ſich Spanien wie Deutſchland Vorteile 
verſprechen. Er hat die entgegenſtehenden Bedenken doch nicht zu zerſtreuen 
vermocht. Der König blieb dabei, dem Erbprinzen die Entſcheidung zu 
überlaſſen, die er nicht zu beeinfluſſen wünſche. 

Am 15. März hat dann in dieſer „höchſt wichtigen Familienangelegenheit “, 
wie Karl Anton ſchreibt, im Anſchluß an ein Herreneſſen, das der Fürſt 
einem kleinen Kreiſe gab, unter Vorſitz des Königs eine Beratung ſtattge⸗ 
funden, an der außer dem Kronprinzen und den beiden Hohenzollern Bis⸗ 
marck, Roon, Moltke, Schweinitz Geſandter in Wien), Thile und Del⸗ 
brück teilnahmen. Die Herren ſprachen ſich einſtimmig für die Kandidatur 
aus; fie fei die Erfüllung einer preußiſch-patriotiſchen Pflicht. Trotzdem hat 
Leopold am nächſten Tage „aus vielen Gründen, nach ſchweren Kämpfen“ 
erklärt, daß er ablehnen müſſe. Vom Vater iſt dann ſein dritter Sohn, 
Friedrich, vorgeſchlagen worden. Er hielt ſich gerade in Italien auf und 
wurde von dort herbeigerufen. Auf die Benachrichtigung von dieſen Her— 
gängen hat Karl aus Bukareſt geantwortet, er „hoffe noch immer, daß Leo⸗ 
pold fein letztes Wort in dieſer ſpaniſchen Angelegenheit noch nicht geſprochen 
habe /. 

Und ſo iſt es gekommen. Auch Friedrich hat nach längerem Schwanken 
am 21, April abgelehnt. Karl Anton ſchreibt am nächten Tage: „Ein großer 
hiſtoriſcher Moment iſt für das Haus Hohenzollern verloren gegangen. Hätte 
der König befohlen, ſo würde Friedrich gehorcht haben. Hiermit wäre dieſe 
Sache abgetan, und die äußerſt intereſſanten Verhandlungen können bei 
den Akten ruhig ſchlafen, bis in ferner Zukunft einmal ein Hiſtoriker die 
Geſchichte unſeres Hauſes ſchreiben wird“. 

Inzwiſchen aber hatte Bismarck die Sache in die Hand genommen. 

Am 3. April hat er den Major von Verſen, einen vielgewandten und 
auf abenteuerlichen Fahrten in Südamerika mit dem Spaniſchen vertraut 
gewordenen Reiteroffizier, unter Mitwiſſen und Billigung des Königs zu⸗ 
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ſammen mit feiner „rechten Hand“, Lothar Bucher, nach Spanien geſchickt. 
Sie ſind dort außerordentlich freundlich aufgenommen worden. Als ſie 
am 6. Mai nach Berlin zurückkehrten, hatten ſie die Überzeugung gewonnen, 
daß die Annahme der Kandidatur dringend zu empfehlen ſei. Bismarck 
weilte krank in Varzin. Verſen hat am 12. Mai dem Könige Bericht erſtattet, 
iſt dann aber angewieſen worden, in ſeine Garniſon Poſen zurückzukehren. 
Dem Monarchen erſchien der Bericht infolge des freundlichen Empfanges zu 
roſig gefärbt. Verſen durfte doch ſeine Auffaſſung noch dem Kronprinzen vor⸗ 
tragen, und dieſer hat ihm am 20. einen Brief an Karl Anton gegeben, mit 
dem er nach Düſſeldorf und, da er dort den Fürſten nicht traf, weiter nach 
Nauheim reiſte. Er hatte in Düſſeldorf aber den Erbprinzen geſprochen, 
der gewiſſer Skrupel in betreff ſeiner Verpflichtung gegen das hohenzol⸗ 
lernſche Haus und Spaniens Volk nie recht Herr geworden war. Mit 
Briefen von ihm und dem Vater konnte er zum Kronprinzen zurückkehren, 
der den Sohn völlig umſtimmen und die Sache beim Könige vertreten 
ſollte. Inzwiſchen war am 21. Mai Bismarck nach Berlin zurückgekehrt; 
er war durch Bucher wohl ſchon von allem unterrichtet. Verſen hat er jetzt 
im Reichstag geſprochen. Er hat an Karl Anton gefchrieben, daß er unge 
ſäumt auf Leopold einwirken möge, ſich im Intereſſe Deutſchlands für die 
Annahme zu entſcheiden. Am 4. Juni von Ems zurückgekehrt, hat er Bucher 
zum zweiten Male nach Spanien geſchickt, doch nur mit mündlichen Auf 
trägen und mit der gemeſſenen Weiſung, den König und die Königliche 
Regierung aus dem Spiele zu laſſen, die Sache allein mit den Hohenzollern 
zu regeln. 

In der zweiten Hälfte des Juni iſt dann in Sigmaringen der entſchei⸗ 
dende Entſchluß gefaßt worden. 

Dorthin hatte Verſen den Erbprinzen von Reichenhall geholt; auch 
Bucher war dort. Salazar iſt am 10. Juni ebenfalls gekommen. Am 23. 
konnte er mit der Zuſage der Annahme nach Madrid reiſen. 

Aus Ems, wo König Wilhelm vom 20. an weilte, war deſſen Geneh⸗ 
migung eingeholt worden; Bucher hatte Leopolds Schreiben dorthin ge⸗ 
bracht. Die Zuſtimmung war in der Form gegeben, daß der König nicht 
glaube hindern zu konnen; „er wollte nicht die Verantwortung übernehmen, 
die Annahme zu verbieten“. 


Die ſpaniſche Thronfrage und die hohenzollernſche Kandıbatur. 93 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß Bismarck vom März oder auch 
ſchon vom Februar 1870 an die Annahme der Kandidatur mit einem ge⸗ 
wiſſen Nachdruck betrieben hat. Seine Haltung war eine weſentlich andere 
als vor einem Jahre. Aus dem Zuwarten war ein tätiges Eingreifen ge⸗ 
worden. Man kann es quellenmäßig nicht belegen; aber ſolange nicht das 
Gegenteil klar erwieſen iſt, muß als eine Tatſache gelten, daß dieſe Ande⸗ 
rung im Zuſammenhang ſteht mit dem Wandel in der allgemeinen politiſchen 
Lage. Bei einem Staatsmann — und Bismarck darf nur als ſolcher be⸗ 
urteilt werden — verſteht ſich das von ſelbſt. Er hat anfangs mit der Mög⸗ 
lichkeit eines ſpaniſch⸗franzöſiſchen Bündniſſes gerechnet. In dieſem Sinne 
hat er die Revolution im September 1868 als ein „wirkſames Zugpflafter 
zugunſten des Friedens“ bezeichnet. Die Verhandlungen über ein franzö— 
ſiſch⸗öſterreichiſch⸗italieniſches Bündnis ſteigerten den Wert guter Bezie⸗ 
hungen zu Spanien; ſie verdichteten ſich im Februar 1870 zu Verſuchen, 
militäriſche Verabredungen zu treffen. Der hätte ein ſchlechter Leiter der 
preußiſch⸗norddeutſchen Politik fein müſſen, der demgegenüber ſich nicht 
bemüht hätte, die eigene Poſition zu ſtärken. Am 9. März hat Bismarck 
den Wunſch ausgeſprochen, daß die Zeitungen den verlängerten Aufenthalt 
des Erzherzogs Albrecht in Paris beachten möchten. Am 21. März berichtet 
Benedetti an ſeinen Miniſter, Bismarck habe ihm geſagt, der König habe 
viermal an einem Tage an ihn geſchrieben, weil er beunruhigt geweſen ſei 
durch eine Nachricht des Herrn von Uſedom, die den Glauben erwecke, daß 
Italien mit Frankreich geheime Verhandlungen führe, denen Oſterreich nicht 
fremd bleibe. Wenn Benedetti hinzufügt, daß das leider völlig unbegründet 
ſei, fo beweiſt das nur, wie wenig der Geſandte — nach Napoleons Brauch — 
über deffen politiſche Schritte unterrichtet war. 

Man kann entgegnen, daß ein hohenzollernſcher König auf Spaniens 
Thron keine erhebliche Stärkung der deutſchen Stellung bedeutet haben 
würde, obgleich Bismarcks Außerung, daß es „unſchätzbar ſei, im Rücken 
Frankreichs ein freundliches Land zu haben“, dem gegenüberſteht. Wer 
ſo urteilt, wird leicht auf den Gedanken kommen, daß Bismarck weniger 
eine Stärkung Deutſchlands als eine Brüskierung Frankreichs erſtrebt 
habe. Man hat ihn beſchuldigt, er habe zum Kriege reizen wollen, weil er 
von Deutſchlands militäriſcher Überlegenheit überzeugt geweſen ſei. Bei den 
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Franzoſen und zahlreichen anderen Deutſchfeinden gilt das als eine erwieſene 
Tatſache. Dem muß unbefangene Forſchung auf das entſchiedenſte wider⸗ 
ſprechen; von Beweiſen kann nicht die Rede ſein. Aber auch wenn dieſe 
Hypotheſe richtig wäre, würde ſie irgend welchen Vorwurf rechtfertigen? 
Einigung Deutſchlands und Friede mit Frankreich waren zwei völlig un? 
vereinbare Dinge. Bismarck hat ſich wiederholt gegen Vorbeugungskriege 
ausgeſprochen. Aber dieſe Bezeichnung paßt doch nur — Bismarck hat ſie 
nie anders gebraucht — auf Kriege, die begonnen werden, eine Macht ſchwach 
zu erhalten oder unſchädlich zu machen, von der man Feindſeligkeiten er⸗ 
wartet. Carthaginem esse delendam iſt das klaſſiſche Beiſpiel für einen 
Vorbeugungskrieg. 1870 handelte es ſich um einen Krieg, der nicht nur un: 
vermeidlich war, der von beiden Seiten auch ſo angeſehen wurde. Da war 
es Pflicht beider Teile, ſich den für jeden günſtigen Zeitpunkt zu ſichern. 
Wenn Bismarck das angeſtrebt und erreicht hat, ſo iſt das ſein Verdienſt, 
nicht feine Schuld. Frankreich erſtrebte mit feinen Bündniſſen das gleiche, 
hatte nur keinen Erfolg. Seine Pläne wurden von Bismarck durchkreuzt. 
Unſer Volk iſt ihm dafür zu Dank, zu größtem Dank verpflichtet. Der 
Deutſche, der die fremden Anſchuldigungen gedankenlos oder auf Grund 
krankhaften Unparteilichkeitsſtrebens nachbetet, verſündigt ſich an ſeinem 
Vaterlande. 

Man kann auf den Gedanken kommen, daß Bismarck von vornherein 
ſeine Hand im Spiele gehabt habe, daß er insbeſondere den Anſtoß gegeben 
habe zu den neuen Verſuchen der Spanier bald nach Beginn des Jahres 
1870. Irgendwelche Beweiſe ſind dafür ſchlechterdings nicht zu erbringen. 
Aber auch wenn ſie vorhanden wären, würden ſie vollen Anlaß geben, 
Bismarcks Umſicht und Geſchick zu rühmen, nicht, ſein Verhalten zu tadeln. 
Es wäre wahrlich nichts Unſtatthaftes geweſen, ſondern nur ein Beleg, daß 
er ſtaatsmänniſch zu denken und zu handeln verſtand. Er hat es während 
ſeiner Geſandtenzeit der preußiſchen Politik mehr als einmal zum ſchweren 
Vorwurf gemacht, daß ſie keine poſitiven und offenfiven Ziele habe; er hat 
darauf hingewieſen, daß es nicht genüge, ſich gegen Beſtrebungen der Gegner 
zu wehren, ſondern daß man ihnen ſelbſt Aufgaben ſtellen müffe. Die hoben: 
zollernſche Thronkandidatur bedeutete nach Bismarcks Auffaſſung für 
Deutſchland einen Vorteil. Da mußte es für ihn gleichgültig ſein, wie 
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Frankreich ſie aufnahm. Er hatte keinerlei Anlaß, Rückſicht zu nehmen auf 
eine Macht, von der er wußte, daß ſie ein unverſöhnlicher Feind der deutſchen 
Einigung war, Rückſichtnahme wäre ja doch nur als Furcht und Schwäche 
ausgelegt worden. Bismarck aber hat gerade in dieſen Tagen mit vollem 
Recht wieder und wieder betont, daß man unter keinen Umftänden die Vor⸗ 
ſtellung aufkommen laſſen dürfe, als fürchte ſich Preußen. 


3. Frankreichs Einſpruch. Die Emfer Depeſche. 


Doeſer Haltung iſt Bismarck, wie ja von ihm auch gar nicht anders er⸗ 
wartet werden konnte, auch im weiteren Verfolg der Dinge unent- 
wegt treu geblieben. Sein Tun trägt in allen großen Fragen immer den 
Charakter geſchloſſenſter Einheitlichkeit. 

Ein Zufall hat verhindert, daß der Annahme der Kandidatur alsbald die 
Wahl folgte. Salazar hatte ſeine Ankunft in Madrid für den 26. Juni 
angekündigt; eine Verſtümmelung der Depeſche machte daraus den 9. Juli. 
So waren die Cortes bis Ende Oktober vertagt worden. Ohne dieſen 
Zwiſchenfall wäre Frankreich vor eine vollendete Tatſache geſtellt worden; 
es hat ihm aber die bevorſtehende Verwirklichung des Planes als Kriegs— 
fall genügt. 

Karl Anton und Leopold haben ſtets in Abrede geſtellt, daß ihre Schritte 
in irgendwelcher feindlichen Abſicht gegen Frankreich unternommen worden 
ſeien, und an der Aufrichtigkeit dieſer Erklärungen iſt nicht zu zweifeln. Es 
iſt in Frankreich auch nicht unbekannt geblieben, daß die beſprochenen Ders 
handlungen geführt wurden und ein Ergebnis in Ausſicht ſtand. Außerungen, 
die Prim am 11. Juni in einer Sitzung der Cortes getan hat, ſind allgemein 
nicht anders aufgefaßt worden. Trotzdem glaubte der Leiter der franzöſiſchen 
Politik, ſeit dem 15. Mai der bisherige Botſchafter in Wien, Herzog von 
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Gramont, der „größte Dummkopf Europas“, wie ihn Bismarck genannt 
hat, den völlig Überrafchten ſpielen zu ſollen, als ihm amtliche Mitteilung 
zuging. 

Die iſt ihm bekanntlich in doppelter Weiſe geworden. Da die vertagten 
Cortes zu einer außerordentlichen Sitzung einberufen werden mußten, die 
Wahl vorzunehmen, ließ ſich die Sache nicht länger geheimhalten. So 
hat Prim am 2. Juli abends dem franzöſiſchen Botſchafter in Madrid, 
Mercier, Mitteilung gemacht, am nächſten Tage im Auftrage Prims der 
ſpaniſche Botſchafter in Paris, Olozaga, der franzöſiſchen Regierung. Zu— 
gleich brachte die Agentur Havas die Nachricht aus Madrid. 

In doppelter Form iſt auch Gramont ſofort an die preußiſche Regierung 
herangetreten, mittels Anfrage des franzöſiſchen Geſchäftsträgers in Berlin, 
Le Sourd, der den beurlaubten Benedetti vertrat, im Auswärtigen Amt 
bei Thile und in einem Geſpräch mit dem norddeutſchen Botſchafter in 
Paris, Freiherrn von Werther, der im Begriffe ſtand, am 5. in Urlaub 
nach Ems zu gehen, und erſucht wurde, von dort zu berichten. Ehe noch 
von einer der beiden Stellen Beſcheid kommen konnte, hat Gramont am 
6. im gefeßgebenden Körper in Beantwortung der beſtellten Interpellation 
Cochery die bekannte Erklärung abgegeben, die von „der fremden Macht 
ſprach, die einen ihrer Prinzen auf den Thron Karls V. ſetze“, und von dem 
Entſchluß der Regierung, „ihre Pflicht ohne Zaudern und ohne Schwäche 
zu erfüllen“. 

Es iſt nebenſächlich, wie dieſe Erklärung zuſtande gekommen iſt, wer ihre 
Urheber ſind, oder was zu ſolcher Schroffheit des Auftretens veranlaßt hat. 
Klar iſt, daß dieſe Verbindung von Anſchuldigung und Drohung zu einer 
diplomatiſchen Niederlage Preußens führen mußte oder zum Kriege. Dem 
gaben Mitglieder der radikalen Oppoſition in der Kammer ſogleich Aus⸗ 
druck: „Der Miniſter des Außern hat zugleich den König von Spanien 
ernannt und den Krieg erklärt“. Nur durch einen Rückzug hätte man noch 
dem Außerſten entgehen können. Einen ſolchen verbot aber Frankreichs 
innere Lage; hätte man ſich dazu entſchließen wollen, ſo wäre das dritte 
Kaiſerreich wohl unhaltbar geworden. Daß die Schroffheit hätte vermieden 
werden können, bedarf keiner Erörterung. Bismarck hat am 16. Juli in 
feiner Erklärung an den Bundesrat das Richtige geſagt: „Hätte dem franz 
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zöſiſchen Kabinett allein daran gelegen, zur Beſeitigung dieſer Kandidatur 
die guten Dienſte Preußens in Anſpruch zu nehmen, ſo hätte ſich denſelben 
in einem vertraulichen Benehmen mit der preußiſchen Regierung dazu der 
einfachſte und geeignetſte Weg dargeboten“. Aber man gefiel ſich darin, 
„das Kaudiniſche Joch für Preußen bereit“ zu halten. 

Die Ereigniſſe haben ſich bekanntlich außerordentlich raſch entwickelt. 
Gramont brannte vor Ungeduld, fie zu ſchneller Entſcheidung zu treiben. Er 
wollte durchaus die preußiſche Regierung treffen. Am 8. reiſte Benedetti 
auf ſeine Weiſung von Wildbad, wo er in Urlaub war, nach Ems; am 
nächſten Tage hatte er Audienz. König Wilhelm nahm ſofort klar Stellung. 
Er wollte keinen Krieg, aber ebenſowenig wollte er Gramont zu dem az 
wünſchten Triumph verhelfen. Benedetti mußte ſich ſagen laſſen, daß die 
preußiſche Regierung den Verhandlungen durchaus fernſtehe, daß der König 
nur als Haupt der Familie beteiligt fei, daß er ſich bei Karl Anton und 
Leopold erkundigen werde, was ſie zu tun gedächten, und die Antwort dem 
Gefandten fogleich mitteilen. 

Die Antwort hat auf ſich warten laſſen, da der Erbprinz auf einer Alpen⸗ 
reiſe war. Am u. wurde Benedetti eine zweite Audienz bewilligt. Gramont 
drängte, den König dahin zu bringen, daß er die Annahme der Kandidatur 
ausdrücklich verbiete. Natürlich gelang das nicht. Der König kam aber 
entgegen, indem er noch an demſelben Tage Werther nach Paris ſandte. 
Der Geſandte iſt dort am nächſten Mittag angekommen und gegen 3 Uhr 
bei Gramont geweſen. Zu der Unterredung iſt der ſpaniſche Botſchafter 
hinzugekommen mit der Nachricht, daß ſoeben ein Telegramm Karl Antons 
eingetroffen ſei mit der Meldung, daß Leopold von der Kandidatur zurück— 
trete, um „eine untergeordnete Familienangelegenheit nicht zu einem Kriegs: 
vorwande heranreifen zu laſſen“. Es iſt möglich, vielleicht wahrſcheinlich, 
daß dieſer Entſchluß gefaßt worden iſt auf Anraten des Königs. Er hatte 
die Annahme nie befürwortet, ſie nur geſchehen laſſen und wollte ehrlich 
den Frieden. Aber der war durch dieſes Entgegenkommen nicht mehr zu 
erhalten. 


Unmittelbar bevor Werther bei Gramont erſchienen war, hatte dieſer, 
ſchon unterrichtet von Werthers Ankunft, an Benedetti in Ems telegraphiert, 
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unter allen Umſtänden dafür zu ſorgen, daß ein Verzicht des Prinzen von 
Hohenzollern übergeben werde durch den König von Preußen. So erklärten 
er und Ollivier dem Botſchafter, daß der Verzicht des Prinzen Nebenſache 
ſei; fie verlangten einen Brief des Königs an den Kaiſer, daß Se. Majeſtät, 
indem ſie den Prinzen zur Annahme der Krone ermächtigt habe, nicht habe 
glauben können, den Intereſſen oder der Würde der franzöſiſchen Nation 
entgegenzutreten. Von einer Zuſicherung für die Zukunft iſt im Geſpräch 
noch nicht die Rede geweſen. 

Eine ſolche zu fordern, iſt aber Benedetti noch ſelbigen Abends ange⸗ 
wieſen worden. Ob und wie da Napoleon ſelber entſcheidend eingegriffen 
hat, auch wie weit er mit dem Verhalten Gramonts in den voraufgegangenen 
Tagen einverſtanden oder gar ſelbſt die treibende Kraft war, iſt eine Frage, 
die mit voller Sicherheit und Klarheit zur Zeit nicht beantwortet werden 
kann, vielleicht nie beantwortet werden wird. Es war die Forderung, die 
zum Bruche führte und führen mußte. 

Am nächſten Tage (13. Juli) ſpielten ſich die bekannten Hergänge in Ems 
ab. Am Morgen brachte ein Extrablatt der Kölniſchen Zeitung die Nach⸗ 
richt von Leopolds Rücktritt. Der König, dem es durch Abeken überbracht 
wurde, hat es ſofort dem Botſchafter zuftellen laſſen, der „ſagen ließ, daß 
er die Nachricht ſchon geſtern Abend aus Paris erhalten hätte“. Als der 
König ihm auf der Promenade begegnete, redete er ihn an und fügte, als 
Benedetti bemerkte, daß ihm das ſchon telegraphiſch aus Paris gemeldet 
fei, hinzu, daß er die Sache nun als erledigt anſehe. Der erhaltenen Weiſung 
folgend, brachte Benedetti jetzt aber die Forderung vor, daß der König be⸗ 
ſtimmt verſichere, niemals wieder ſeine Zuſtimmung zu einem ſolchen Plane 
geben zu wollen. Er wiederholte ſie dringender, als ſie abgelehnt wurde, 
bat zweimal, ihre Bewilligung nach Paris telegraphieren zu dürfen. Der 
König hat das verweigert und das Geſpräch abgebrochen. Es iſt die be 
rühmte Szene, die ſich dem Volksbewußtſein eingeprägt hat. Sie vollzog 
ſich durchaus in höflicher Form, wenn auch die Dauer und die geahnte 
Wichtigkeit des Geſprächs das anweſende Publikum aufmerkſam machten. 
Benedetti hat recht, wenn er bemerkt: „Es gab da weder Beleidiger noch 
Beleidigten“. Er iſt persönlich der Meinung geweſen, daß man mit dem 
geſchehenen Verzicht hätte zufrieden fein ſollen. 
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Im Laufe des Vormittags iſt dann Werthers Bericht über ſeine Unter⸗ 
redung mit Gramont eingetroffen. Es verlautete auch von weiteren Forde⸗ 
rungen Frankreichs betreffend die dauernde Trennung des Südens, Mainz 
und Nordſchleswig; Gramont hatte geäußert, es „gelte jetzt, die dauernde 
Verſtimmung zwiſchen Frankreich und Deutſchland zu beſeitigen“. Das 
war nicht geeignet, des Königs Stimmung zu verbeſſern. Gegen 1 Uhr kam 
aus Sigmaringen Karl Antons Brief mit näheren Nachrichten über den 
Verzicht. Der König hatte Tags zuvor Benedetti verſprochen, daß er ihn 
rufen laſſen werde, ſobald dieſer Bericht eintreffe. Er beſchloß jetzt, den 
Botſchafter nicht mehr zu empfangen; durch den Adjutanten vom Dienſt 
ließ er ihm die in Ausſicht geſtellte Mitteilung machen. Darauf hat 
Benedetti, angeſpornt durch eine neue Depeſche Gramonts, wiederum ver— 
langt, daß der König den Verzicht des Prinzen gutheiße und die Verſicherung 
für die Zukunft gebe. Durch den Adjutanten iſt ihm der Beſcheid ge 
worden, daß der König die Verzichtleiſtung billige in demſelben Sinne und 
demſelben Umfange, wie das früher mit der Annahme der Kandidatur 
geſchehen ſei, in betreff der Bürgſchaft für die Zukunft aber auf die Er⸗ 
widerung vom Vormittag verweiſe. Ein im Laufe des Nachmittags noch⸗ 
mals von Benedetti geſtelltes Geſuch um Audienz iſt abſchlägig beſchieden 
worden. 

Inzwiſchen (3 Uhr 50) war eine Depeſche nach Berlin abgegangen, die 
dort kurz nach 6 eintraf. Sie ſtellte am Schluß dem Bundeskanzler „an⸗ 
heim, ob nicht die neue Forderung Benedettis und ihre Zurückweiſung ſo⸗ 
gleich ſowohl unſeren Geſandten als in der Preſſe mitgeteilt werden ſolle “. 
Bismarck trat jetzt in volle Aktion. 


Von Sigmaringen war Bucher über Ems zu ihm nach Varzin gereiſt. 
Der Kanzler war alſo über die Annahme der Kandidatur aufs beſte unter 
richtet, wie er auch über den Gang der Unterhandlung offenbar ſtets auf 
dem laufenden erhalten worden iſt. Daß die Annahme ſo plötzlich An⸗ 
laß zum Kriege werden ſollte, kam ihm doch völlig überraſchend. Das 
brüske Auftreten Gramonts hat er nicht vorausſehen können. Selbſt wer 
ſich in der Annahme gefällt, daß er einen Kriegsfall hat ſchaffen wollen, 


N 


wird nicht leugnen können, daß ihm der Erfolg unerwartet kam. Am 20. Juni 
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äußerte er Herrn von Schlözer gegenüber, daß er einem völlig ruhigen 
Sommer entgegenſehe; auch nach Gramonts Kaiſerrede wünſchte er noch, 
daß ihm von Ems her nicht „zuviel Tinte in ſeinen Karlsbader Mühl— 
brunnen gegoſſen werde“. Aus ſeinen Außerungen über die Kandidatur 
geht mit Deutlichkeit hervor, daß ſie ihm wohl als ein Vorteil Deutſch⸗ 
lands erſchien, und daß er ſie als ſolchen nicht aus Rückſicht auf Frankreich 
aufgeben wollte, nicht aber als eine ernſtere Gefährdung des Nachbarreiches 
oder ſeiner regierenden Dynaſtie. Wenn die ſeit dem Frühling geführten 
Verhandlungen geheim gehalten worden ſind, ſo iſt das geſchehen, damit 
der Plan nicht durchkreuzt werde, nicht aber um Frankreich durch Über⸗ 
raſchung zum Kriege zu reizen. Die Angehörigen der hohenzollernſchen 
Familie und die Unterhändler ſind ehrlich der Meinung geweſen, daß die 
Kandidatur dem Kaiſer Napoleon und Frankreich nicht ernſtlich nachteilig 
oder mißfällig ſein könne. 

Gleich am 5. Juli hat Bismarck feinen König telegraphiſch gebeten, ſich 
eine ruhige Auffaſſung der Lage zu bewahren. Als Gramonts Ausfall im 
franzöſiſchen geſetzgebenden Körper bekannt wurde, war es ihm klar, daß 
es erſchwert ſei, die Sache wieder einzurenken. Er hat, wie ſein König 
in Ems, ſtets die Stellung eingenommen und hat ſie auch ſpäter immer 
vertreten, daß Preußen amtlich mit der Kandidatur nie etwas zu tun gehabt 
habe. Der König hatte als Angehöriger ſeines Hauſes, Bismarck als 
Privatmann gehandelt. In Frankreich iſt geltend gemacht worden, daß 
das Volk das nicht unterſcheide. Das war richtig; aber es traf nicht nur 
für Frankreich, ſondern auch für Deutſchland zu. Gelaͤng es, den König 
von Preußen an Stelle des hohemzollernſchen Prinzen zum Verzicht zu ber 
wegen, ſo wäre das nicht nur dem franzöfifchen, ſondern auch dem deutſchen 
Volke als ein Erfolg Frankreichs, eine Niederlage Preußens erſchienen. 
Das hatte der Leiter der norddeutſchen Politik unter allen Umſtänden zu 
vermeiden. Es wäre ein Schlag geweſen, den Preußens „deutſcher Beruf“ 
in Jahrzehnten nicht verwunden haben würde. Denn noch waren die Neider 
und Haſſer der norddeutſchen Vormacht in Deutſchland überaus zahlreich. 
Es verſtand ſich alſo von ſelbſt, daß ſie keinen Schritt zurückweichen durfte. 

Von franzöſiſcher Seite iſt immer und immer wieder betont worden, 
daß man feine Forderungen ſtellen müſſe des franzöſiſchen Volkes wegen. 
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Bismarck hätte nicht Bismarck ſein müſſen, hätte er dem nicht das deutſche 
Volksempfinden entgegengeſtellt. Die amtlichen Blätter durften ſich mäßig 
halten, um eine doch immer noch mögliche Verſtändigung nicht zu erſchweren; 
die nichtamtliche Preſſe ward von Varzin aus unermüdlich angeſpornt, 
mit mehr Selbſtbewußtſein aufzutreten, die Franzoſen und ihre Politik 
nicht zu überſchätzen, ihr zudringliches, prahleriſches, rowdymäßiges Auf— 
treten gebührend zu kennzeichnen. Am 8. Juli wurden Thile in Berlin fo: 
wie die Geſchäftsträger in Paris und London angewieſen, an dem Stand—⸗ 
punkt feſtzuhalten, daß Preußen mit der Kandidatur nichts zu tun habe, und 
auf das Ungehörige in Gramonts Auftreten hinzuweiſen. „Seine Drohungen 
verſchließen uns den Mund. Wir werden keine Händel beginnen; wollen 
aber die Franzoſen uns angreifen, ſo werden wir uns wehren, wehren, daß 
ihnen die Augen übergehen.“ 

Lebhafte Sorge erregte in Varzin, daß ſich der König trotz des Gramont⸗ 
ſchen Ausfalls in Unterhandlungen mit Benedetti einließ; er hätte ihn nach 
Bismarcks Meinung an ſeine amtlichen Berater verweiſen ſollen. Daß der 
König vermittelnd nach Sigmaringen ſchrieb und dem Geſandten verſprach, 
ihm Mitteilung von der Antwort zu machen, wollte dem Kanzler nicht gefallen. 
Gar zu leicht konnte das in Frankreich als eine Demütigung ausgelegt wer⸗ 
den. Die franzöſiſche Preſſe war in dieſen Verhandlungstagen ohnehin auf 
den Ton geſtimmt: „Preußen kneift“ und fand für dieſen Spott in Deutſch⸗ 
land nicht nur im banerifchen / Vaterland“ und im Stuttgarter „Beobachter“ 
ein Echo. Bismarck ließ nach Ems wiſſen, ſein Geſundheitszuſtand erlaube 
ihm wieder zu reifen, und er fei bereit, nach dort zu kommen. Am u. abends 
erhielt er von Ems die Aufforderung dazu. Am nächſten Morgen reiſte er. 

„Als ich durch Wuſſow fuhr, ſtand mein Freund, der alte Prediger 
Mulert, vor der Tür des Pfarrhofes und grüßte mich freundlich; meine 
Antwort im offenen Wagen war ein Lufthieb in Quart und Terz, und er 
verſtand, daß ich glaubte in den Krieg zu gehen“, erzählt Bismarck. Nach 
zehnſtündiger Reiſe war Berlin erreicht; am gleichen Tage traf Moltke aus 
Schleſien ein. Noch im Wagen, in den Hof der Kanzlerwohnung ein— 
fahrend, erhielt der Kanzler Depeſchen, aus denen er erſah, daß der König 
„mit Benedetti zu verhandeln fortfuhr, ohne ihn in kühler Zurückhaltung an 
ſeine Miniſter zu verweiſen. Während des Eſſens, an dem Moltke und 


Frankreichs Einſpruch. Die Emſer Depeſche. 103 


Roon teilnahmen, traf von der Botſchaft in Paris die Meldung ein, daß 
der Prinz von Hohenzollern der Kandidatur entſagt habe, um den Krieg ab⸗ 
zuwenden, mit dem uns Frankreich bedrohte. Mein erſter Gedanke war, 
aus dem Dienſt zu ſcheiden, weil ich nach allen beleidigenden Provokationen, 
die vorhergegangen waren, in dieſem erpreßten Nachgeben eine Demütigung 
Deutſchlands ſah, die ich nicht amtlich verantworten wollte. Dieſer Ein⸗ 
druck der Verletzung des nationalen Ehrgefühls durch den aufgezwungenen 
Rückzug war in mir fo vorherrſchend, daß ich ſchon entſchloſſen war, meinen 
Rücktritt aus dem Dienſt nach Ems zu melden. Ich war ſehr nieder— 
geſchlagen, denn ich fah kein Mittel, den freſſenden Schaden, den ich von 
einer ſchüchternen Politik für unſere nationale Stellung befürchtete, wieder 
gutzumachen, ohne Händel ungeſchickt vom Zaun zu brechen und künſtlich 
zu ſuchen. Ich telegraphierte an die Meinigen nach Varzin, man ſolle nicht 
packen, nicht abreiſen, ich würde in wenigen Tagen wieder dort ſein. Ich 
glaubte nunmehr an Frieden. Da ich aber die Haltung nicht vertreten 
wollte, durch welche dieſer Friede erkauft geweſen wäre, ſo gab ich die Reiſe 
nach Ems auf und bat Graf Eulenburg, dorthin zu reiſen und Sr. Ma⸗ 
jeſtät meine Auffaſſung vorzutragen. In gleichem Sinne ſprach ich auch 
mit dem Kriegsminiſter von Roon; wir hätten die franzöſiſche Ohrfeige 
weg und wären durch die Nachgiebigkeit in die Lage gebracht, als Händel⸗ 
ſucher zu erſcheinen, wenn wir zum Kriege ſchritten, durch den allein wir 
den Flecken abwaſchen könnten. Meine Stellung ſei ſetzt unhaltbar und das 
eigentlich ſchon dadurch geworden, daß der König den franzöſiſchen Bot—⸗ 
ſchafter unter dem Drucke von Drohungen vier Tage hinter einander in 
Audienz empfangen und feine monarchiſche Perſon der unverſchämten Be⸗ 
arbeitung durch dieſen fremden Agenten ohne geſchäftlichen Beiſtand er- 
poniert habe. Zum Rücktritt entſchloſſen trotz der Vorwürfe, die mir Roon 
darüber machte, lud ich ihn und Moltke zum 13. ein, mit mir zu drei zu 
fpeifen, und teilte ihnen bei Tiſche meine Ans und Abſichten mit“. 
So berichtet Bismarck. 


Während die Herren bei einander waren, kam aus der Kanzlei — es war 
etwas nach 6 Uhr — die Meldung, daß ein aus Ems eingetroffenes Tele⸗ 
gramm entziffert werde. Bismarck hatte inzwiſchen von Werther erfahren, 
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was ihm in Paris zugemutet worden war, und hatte die Nachricht ſofort 
mit einem ſcharfen Tadel, daß eine ſolche Mitteilung überhaupt entgegen? 
genommen worden ſei, und mit der Weiſung beantwortet, unverzüglich den 
erteilten Urlaub anzutreten. Er hatte mittags auch dem engliſchen Bot— 
ſchafter, Lord Loftus, auseinandergeſetzt, daß man ſich genötigt ſehe, von 
Gramont Erklärungen über ſeine Drohungen zu fordern. Das Telegramm 
eröffnete eine neue Möglichkeit, den Gegner zur Rechenſchaft zu ziehen und 
ihn vor die Wahl: Demütigung oder Krieg zu ſtellen. 

Der Wortlaut des Telegramms iſt unendlich oft wiedergegeben worden; 
er kann hier doch nicht entbehrt werden. Es lautete: 

„Se. Majeſtät der König ſchreibt mir: Graf Benedetti fing mich auf der 
Promenade ab, um auf zuletzt ſehr zudringliche Art von mir zu verlangen, 
ich ſollte ihn autoriſieren, ſofort zu telegraphieren, daß ich für alle Zukunft 
mich verpflichtete, niemals wieder meine Zuſtimmung zu geben, wenn die 
Hohenzollern auf ihre Kandidatur zurückkämen. Ich wies ihn zuletzt etwas 
ernſt zurück, da man à tout jamais dergleichen Engagements nicht nehmen 
dürfe noch könne. Natürlich ſagte ich ihm, daß ich noch nichts erhalten hätte, 
und da er über Paris und Madrid früher benachrichtigt ſei als ich, er wohl 
einſähe, daß mein Gouvernement wiederum außer Spiel ſei.“ Se. Majeſtät 
hat ſeitdem ein Schreiben des Fürſten bekommen. Da Se. Majeſtät dem 
Grafen Benedetti geſagt, daß er Nachricht vom Fürſten erwarte, hat Aller— 
höchſtderſelbe, mit Rückſicht auf die obige Zumutung, auf des Grafen Eulen⸗ 
burg und meinen Vortrag beſchloſſen, den Grafen Benedetti nicht mehr zu 
empfangen, ſondern ihm nur durch einen Adjutanten ſagen zu laſſen, daß 
Se. Majeſtät jetzt vom Fürſten die Beſtätigung der Nachricht erhalten, die 
Benedetti aus Paris ſchon gehabt, und dem Botſchafter nichts weiter zu 
ſagen habe. Se. Majeftät ſtellt Euer Exzellenz anheim, ob nicht die neue For— 
derung Benedettis und ihre Zurückweiſung ſogleich ſowohl unſeren Ge⸗ 
ſandten als in der Preſſe mitgeteilt werden ſollte“. 

Das Telegramm iſt von Abeken formuliert. Daß es eine Faſſung er— 
halten hat, die des Königs Unmut deutlich erkennen läßt, auch daß der König 
ſich „auf des Grafen Eulenburg und Abekens Vortrag“ entſchloſſen bat, 
Benedetti nicht mehr zu empfangen, das kann man wohl, ohne irrezugehen, 
ſchon als eine Folge der Auffaſſung Bismarcks anſehen, die in Ems durch 
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den Grafen zur Kenntnis gebracht war. Es hat zuerſt eine gewiſſe Be⸗ 
ſtürzung hervorgerufen. Bismarck ſagt von ſeinen Gäſten: „Ihre Nieder 
geſchlagenheit wurde ſo tief, daß ſie Speiſe und Trank verſchmähten“. Des 
Kanzlers Aufmerkſamkeit richtete ſich aber alsbald auf den Schluß. Er 
ſtellte Moltke einige Fragen die Kriegsbereitſchaft betreffend und erhielt die 
Antwort, daß von einem Hinausſchieben des Krieges Frankreich mehr Bor 
teil haben werde als Deutſchland. Er hat dann der königlichen Anheim⸗ 
ſtelung in der „Emſer Depeſche“ Folge gegeben. Sie lautete: 

„Nachdem die Nachrichten von der Entſagung des Erbprinzen von Hohen: 
zollern der Kaiſerlich Franzöſiſchen Regierung von der Königlich Spaniſchen 
amtlich mitgeteilt worden ſind“ (darauf legte der König wie ſein Kanzler 
Gewicht!), „hat der franzöſiſche Botſchafter in Ems an Se. Majeſtät den 
König noch die Forderung geſtellt, ihn zu autoriſieren, daß er nach Paris 
telegraphiere, daß Se. Majeſtät der König ſich für alle Zukunft verpflichte, 
niemals wieder ſeine Zuſtimmung zu geben, wenn die Hohenzollern auf ihre 
Kandidatur wieder zurückkommen ſollten. Se. Majeſtät der König hat es 
darauf abgelehnt, den franzöſiſchen Botſchafter nochmals zu empfangen 
und demſelben durch den Adjutanten vom Dienſt ſagen laſſen, daß 
Se. Majeſtät dem Botſchafter nichts weiter mitzuteilen habe “. 

Die gekürzte Depeſche enthält nichts, was nicht ſchon in der vollſtändigen 
geſtanden hätte. Sie läßt nur aus, beſchränkt ſich auf das Weſentliche: 
Die neue Forderung, die Ablehnung des Empfanges und neuer Eröffnungen. 
Dazu hatte der Kanzler ein volles Recht. Die Entſcheidung über das 
Ob und Wie der Veröffentlichung war ja in ſeine Hände gelegt worden. 
Durchaus zutreffend ſagt Bismarck, daß ihre Wirkung „kein Ergebnis 
ſtärkerer Worte war, ſondern der Form, welche die Kundgebung als eine ab⸗ 
ſchließende erſcheinen ließ “. Die urſprüngliche war ja gar nicht für die 
Offentlichkeit beſtimmt. Er hat fogar noch Schärfen des eingelaufenen Textes 
befeitigt. Es iſt weder von „zuletzt fehr zudringlicher Art“ noch von „etwas 
ernſtem Zurückweiſen! die Rede. Wenn trotzdem von einer Fälſchung ge 
ſprochen worden iſt, und die alberne Mär noch heute bei Feinden Deutſch⸗ 
lands und der Reichsgründung, beſonders im Auslande, eifrige Verbreiter 
und Gläubige findet, ſo iſt das nur ein Beleg, bis zu welchem Grade von 
Bosheit und Blindheit politiſcher und nationaler Haß führen kann. 
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Bismarck bemerkt, daß Moltke, als die „konzentrierte Redaktion“ ver⸗ 
leſen war, bemerkt habe: „So hat das einen andern Klang; vorher klang 
es wie Chamade, jetzt wie eine Fanfare in Antwort auf eine Heraus— 
forderung“. Das iſt richtig. Aber das iſt es, was Bismarck wollte und 
in ſeiner Stellung wollen mußte. Es iſt eine der glänzendſten Leiſtungen 
ſeiner ſtaatsmänniſchen Meiſterſchaft, daß er ſich dabei nicht „ſtärkerer 
Worte“ bediente, ſondern ſich begnügte, „die Kundgebung als eine ab— 
ſchließende erſcheinen zu laſſen“, nicht wie ihre Vorlage als ein „Bruchſtück 
einer ſchwebenden und in Berlin fortzuſetzenden Verhandlung“. Er „er 
läuterte “ ſogleich, daß die Übermittlung der Depeſchen an alle Geſandt— 
ſchaften, ihre Ankunft in Paris noch vor Mitternacht „den Eindruck des 
roten Tuches auf den galliſchen Stier machen“ werde und fügte hinzu: 
„Schlagen müſſen wir, wenn wir nicht die Rolle des Geſchlagenen ohne 
Kampf auf uns nehmen wollen“. Dieſer Überzeugung hat er auf der Nieder— 
ſchrift durch die plattdeutſche Randbemerkung Ausdruck gegeben: „Dat walt 
Gott und kolt Iſen “. 

Seine Gäſte „fanden die Luſt zu eſſen und zu trinken wieder“. Roon 
ſagte: „Der alte Gott lebt noch und wird uns nicht in Schande verkommen 
laſſen!“, und Moltke , trat fo weit aus feiner gleichmütigen Paſſivität heraus, 
daß er ſich, mit freudigem Blick gegen die Zimmerdecke und mit Verzicht 
auf ſeine ſonſtige Gemeſſenheit in Worten, mit der Hand vor die Bruſt 
ſchlug und ſagte: „Wenn ich das noch erlebe, in ſolchem Kriege unſere Heere 
zu führen, fo mag gleich nachher die alte Karkaſſe der Teufel holen““. Frank— 
reich ſtand jetzt unter dem Zwange, zwiſchen Demütigung oder Krieg zu 
wählen. 


Wer dieſe Vorgänge als Zeitgenoſſe mit Bewußtſein miterlebt hat, der 
weiß, was Bismarcks Vorgehen für unſer Volk bedeutete. Man hatte die 
hohenzollernſche Thronkandidatur bei ihrem erſten Bekanntwerden angeſehen 
als das, was ſie in Wirklichkeit war, eine dynaſtiſche Frage. Auch wo man 
eine kriegeriſche Auseinanderſetzung mit Frankreich für unvermeidlich hielt 
und im Intereſſe der nationalen Einigung herbeiwünſchte, zweifelte man 
doch, daß gerade dieſe Frage geeignet ſein werde, das deutſche Volk zu 
ſammeln. Gramonts Auftreten vom 6. weckte aber das Gefühl, daß für 
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Deutſchland etwas auf dem Spiele ſtehe, daß es eine nationale Ehrenſache 
ſei, vor Frankreichs Drohungen nicht zurückzuweichen. Es ſteigerte ſich 
während der Verhandlungen in Ems. Als Prinz Leopolds Verzicht bekannt 
wurde, griff in weiteſten Kreiſen eine große Enttäuſchung Platz. Was 
preußenfeindlich war, hoͤhnte und fpottete, befriedigt, ja erfreut über Preußens 
Niederlage; denn als ſolche ward der Ruͤckzug allgemein empfunden. Dem 
Verfaſſer dieſes Buches iſt es immer im Gedächtnis geblieben, wie der 
preußengegneriſche Gervinus, des Ausgangs in ſeinem Sinne ſicher, dem 
Studenten in den Heidelberger Schloßanlagen am 13. Juli ſagte: „Nun 
wollen wir fehen, was unfere enrages ſagen“. Bismarcks Depeſche hat die 
richtige Antwort gegeben. Sie bewirkte einen völligen Umſchlag der öffent⸗ 
lichen Meinung. Niemand konnte mehr zweifeln, daß auch Preußens Politik 
durch einen Willen vertreten war, daß deutſche Ehre unter ihrer Obhut 
nicht Not leiden werde. Die Wohlgeſinnten atmeten wieder auf; die Wi⸗ 
derwilligen bekamen Reſpekt. Es waren dieſe Stimmungen, welche die 
Emſer Hergänge unter dem Eindruck der Depeſche in einem Lichte erſcheinen 
ließen, in dem ſie ſich doch nicht vollzogen hatten. Im Liede „König Wilhelm 
ſaß ganz heiter“ ſpiegelt es ſich am beſten wider. 

Bismarcks Depeſche hat auch tatſächlich die Schale des Krieges zum 
Sinken gebracht. Im Miniſterrat, der in Paris am 14., nachdem die Nach⸗ 
richt von der Ablehnung einer Zukunftsverſicherung eingetroffen war, unter 
Vorſitz des Kaiſers gehalten wurde, hatte die Friedenspartei die Oberhand. 
Napoleon fand den Ausweg, auf einem Kongreß die Großmächte ſich ver 
pflichten zu laſſen, in Zukunft keinem Angehörigen ihrer Dynaſtien wieder 
die Annahme einer Thronkandidatur zu geſtatten. Man beſchloß, entſprechend 
vorzugehen. Als am Abend aber Verſendung und Veröffentlichung der 
Depeſche bekannt wurden, glaubte man Krieg führen zu müſſen. Man war 
mit einem Schlage in eine Lage verſetzt, aus der die Regierung ohne ſchwere 
Schädigung ihres Anſehens nicht mehr heraus konnte. Die gefliffentlich 
geſchürte Aufregung der Maſſen, der Straße durch die Preſſe rächte fich. 
Gramont und Ollivier haben dann am nächſten Tage ihre perfönliche Schuld 
noch dadurch vermehrt, daß ſie die Kammer gröblich täuſchten, indem ſie 
ihr vorſpiegelten, daß die Mitteilung, die in Wirklichkeit an die Vertreter 
des Norddeutſchen Bundes gegangen war, allen auswärtigen Kabinetten 
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gemacht worden fei, und daß es außer ihr, die durch die Zeitungen jeder— 
mann bekannt war, noch eine zweite gebe, die das beweiſe. Obgleich man 
über die Vorgänge in Ems durch Benedetti vollkommen unterrichtet war 
und wußte, daß er ſich in keiner Weiſe beleidigt fühlte, nahm man doch 
Bismarcks Depeſche zur Grundlage für die Darſtellung der Hergänge. 

Kein Zweifel, daß Bismarcks Formulierung der Emſer Depeſche nicht 
weggedacht werden kann aus der Reihe der Anläſſe des Deutſch-Franzöſiſchen 
Krieges, ja, daß ihr eine weſentliche Bedeutung zuzuſchreiben iſt. Kann man 
deshalb ſagen, daß er eine Hauptſchuld trägt am Kriege? 

Wer will, mag das bejahen; aber er mag beileibe keinen Tadel daran 
knüpfen. Iſt er ein Fremder, ſo beweiſt er Mangel an Verſtändnis für die 
Erforderniſſe erfolgreicher Staatslenkung, wenn ein Deutſcher, auch noch 
Mangel an vaterländiſchem Empfinden. Der Krieg mit Frankreich war un— 
vermeidlich; der Gegner hatte begründete Ausſicht, ſeine Kraft durch Bünd— 
niſſe zu ſtärken. Auch für ſeine militäriſchen Vorbereitungen hatte er von 
einem Hinausſchieben der Entſcheidung den größeren Vorteil. Den hohen— 
zollernſchen Verzicht konnte er für fein Anſehen in Europa und insbeſondere 
in Deutſchland ſelbſt als einen Erfolg buchen. Dazu kam, daß Gramonts 
Auftreten in den europäiſchen Kabinetten nirgends gebilligt wurde, Frank⸗ 
reich ſich ins Unrecht geſetzt hatte, beſonders ſeitdem es den geleiſteten Ver⸗ 
zicht als ungenügend erklärt hatte. Der Leiter der deutſchen Politik hatte 
anderſeits keinerlei Anlaß, dem Kriege aus dem Wege zu gehen oder gar 
ihn zu fürchten. Gegenüber der am 13. vorgebrachten neuen Forderung 
Gramonts bedurfte er durchaus einer Genugtuung, ſollte feine und Preußens 
Stellung nicht erſchüttert, Preußen nicht für lange Zeit unfähig gemacht 
werden, Deutſchland zur Einheit zu führen. Nicht Tadel, nein Dank, un⸗ 
auslöſchlichen Dank verdient der Kanzler des Norddeutſchen Bundes, daß 
er mit raſchem und richtigem Entſchluß die Entſcheidung herbeiführte, an 
der Deutſchlands Zukunft hing. 

Es würde übrigens falſch fein, wollte man glauben, daß die Empfindungen, 
mit denen Bismarck dem Gang der Dinge folgte, dem Könige fremd ge— 
weſen wären. Seine Friedensliebe hatte ihn bewogen, ſich mit Benedetti 
in Unterhandlungen einzulaſſen, die ſein erſter Miniſter nicht billigte. Sie 
ſind doch völlig verſtändlich, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß der König 
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in der Sache eine Familien-, nicht eine Staatsangelegenheit ſah. Er hat 
geglaubt, ihr dieſen Charakter wahren zu müſſen, auch als die franzöſiſche 
Regierung ihr einen anderen gab. Man kann darüber ſtreiten, ob der 
König oder fein Miniſter im Rechte war, und in welchem Augenblicke die 
Behandlung hätte geändert werden ſollen. Sicher iſt, daß der König das 
Ungebührliche des ihm geſtellten Anſinnens lebhaft fühlte, vielleicht nicht 
weniger lebhaft als der Kanzler. Er hat ſich darüber am 13. in Briefen an 
die Königin, die in Koblenz weilte, deutlich ausgeſprochen. Er ſchreibt, daß 
Benedetti am Morgen „immer dringender und faſt impertinent“ geworden 
und wohl inſtruiert geweſen fei, die Forderung ihm „abzupreſſen“. Über die 
von Werther berichtete Zumutung ſagt er: „Hat man je eine ſolche In⸗ 
ſolenz geſehen? Ich ſoll alſo als reuiger Sünder auftreten in dieſer Sache, 
die ich gar nicht angeregt, geführt und geleitet habe, ſondern Prim. Leider 
hat Werther nicht ſofort nach ſolcher Zumutung das Zimmer verlaſſen 
und ſeine Interlokuteure an den Miniſter Bismarck verwieſen. Leider muß 
aus dieſen unbegreiflichen procedes geſchloſſen werden, daß ſie uns coũte 
qu'il coüte herausfordern werden, und daß der Kaiſer malgré lui von 
feinen unerfahrenen faiseurs überflügelt iſt. Somit wird die Lage in wenig 
Stunden wieder ſehr ernſt“. 

Die Auffaſſung des Königs war doch nicht ſo ſehr weit entfernt von 
derjenigen, die Bismarck durch ſeine Depeſche gemeingültig gemacht hat. 


4. Bis Sedan. 


Ar 15. iſt der König unter dem brauſenden Jubel ſeines Volkes nach 
Berlin zurückgekehrt. Mit dem Kronprinzen find ihm Bismarck, Roon 
und Moltke bis Brandenburg entgegengefahren. Nachts wurde im Schloſſe 
die Mobilmachung verfügt; der 16. ſollte ihr erſter Tag fein. Er fand auch 
den Bundesrat verſammelt. Bismarck berichtete über die Hergänge. Er ver— 
fehlte nicht, auf die Mitteilungen des ſpaniſchen Miniſters in den Cortes 
am 1. Juni hinzuweiſen, und betonte ſcharf, daß die Regierung des Königs 
in keiner Weiſe beteiligt geweſen, daß aber die Beziehungen der ſpaniſchen 
Regierung zu Frankreich und des hohenzollernſchen Fürſtenhauſes zu Napo⸗ 
leon einem „unmittelbaren Benehmen der wirklich Beteiligten den ein— 
fachſten Weg eröffnet hätten“. Am 10. trat der Reichstag zuſammen. Un 
mittelbar nach feiner Eröffnung (2⅛ Uhr) erteilte der Präſident Simſon 
dem Kanzler zu einer Mitteilung das Wort. Sie war Frankreichs Kriegs— 
erklärung, die eine Stunde zuvor eingetroffen war. Am nächſten Tage er⸗ 
bat Bismarck am Schluß der Sitzung wiederum das Wort zu einer Mit— 
teilung. Er wünſchte die Aktenſtücke über die Entwicklung des Kriegsfalles 
vorzulegen. Eingangs konnte er bemerken: „Wir haben von der Kaiſerlich 
Franzöſiſchen Regierung nur eine einzige amtliche Mitteilung erhalten; es iſt 
dies die geſtrige Kriegserklärung“. In dem gleichen Sinne ſind die Ver— 
treter im Auslande unterrichtet worden. 
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So war das Nötige geſchehen, im In- und Auslande der Überzeugung 
Raum zu ſchaffen, daß Frankreich den Streit geſucht hätte, daß es „den 
Traditionen Ludwigs XIV. und des Kaiſerreichs“ treu bleibe. Mochte man 
deutſche oder franzöſiſche Sympathien haben, Deutſchlands Recht, zum 
Schwert zu greifen, konnte nirgends mehr beſtritten werden und iſt nicht 
beſtritten worden. Bismarck begnügte ſich aber nicht mit der Klarſtellung 
der jüngſten Hergänge, Frankreichs Beginnen ins rechte Licht zu ſeten. Am 
25. Juli brachte er in der Times einen Vertragsentwurf zur Veröffent⸗ 
lichung, der, von Benedetti eigenhändig geſchrieben, aus den Verhand- 
lungen des Auguſt 1866 in feinem Beſitz geblieben war. Er ſchlug ein 
Schutz⸗ und Trutzbündnis vor, nach welchem Preußen berechtigt ſein ſollte, 
die deutſche Einigung auch auf die Südſtaaten auszudehnen, dafür aber 
verpflichtet ſei, Frankreich in der Erwerbung Belgiens und Luxemburgs zu 
unterſtützen. Benedetti hat ſpäter eingeſtanden, daß er ſich damals „herbei— 
gelaſſen habe, die Kombinationen gleichſam nach Bismarcks Diktat auf 
zuſchreiben“. Er verſucht allerdings, den Inhalt anders darzuſtellen, aber die 
beigebrachten Gründe ſind zu fadenſcheinig, als daß ſie überzeugen könnten. 

Der Eindruck der Veröffentlichung war vernichtend. Daß ſie in der 
Times erfolgte, war wohl berechnet, wegen der Gefährdung Belgiens. 
Bismarck gab im Anſchluß an die Veröffentlichung feiner Überzeugung 
Ausdruck, daß auch noch während des ſchwebenden Streites eine Ver⸗ 
ſtändigung mit Frankreich möglich geweſen wäre auf der Grundlage einer 
Überlaſſung Belgiens gegen freie Hand Preußens in Deutſchland. Wenn 
je ein Krieg ſtaatsmänniſch nach allen Seiten hin wirkungsvoll eingeleitet 
und vorbereitet worden iſt, ſo war es der, welcher zur Begründung des 
Deutſchen Reiches führen ſollte. 


Der Kanzler hat am 31. Juli Berlin mit dem Hauptquartier verlaſſen: 
erſt im März follte er mit dieſem zurückkehren. In der Zwiſchenzeit hat er 
die Heimat und die Gattin nicht geſehen. 

Er ſollte und wollte wie 1866 den Hergängen des Krieges in nächſter 
Nähe folgen; ſie erfaßten ihn aber noch perſönlicher als vor vier Jahren. 

Seine beiden Söhne ſtanden als Einjährige beim 1. Garde-Dragoner⸗ 
regiment; es hatte teil an den ſchweren Reiterkämpfen, die ſich gegen 
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Abend des 16. Auguſt nördlich der Senke von Mars⸗la-Tour abſpielten. 
Früh am Morgen des 17., zwiſchen 3 und J Uhr, brach das Hauptquartier 
von Pont⸗a-Mouſſon nach dem Schlachtfelde von Rezonville auf, weil 
man eine Erneuerung der geſtrigen Kämpfe erwartete. Oben hörte Bismarck 
von großen Verluſten der 1. Garde-Dragoner und ritt querfeldein, das 
Regiment zu ſuchen. Nach vielen Fragen fand er in einem Pachthofe die 
beiden Söhne, Herbert durch einen Fleiſchſchuß am Schenkel verwundet, 
Bill, der mit ſeinem Pferde geſtürzt, ſonſt wohlbehalten war, bei ihm. Die 
Kunde hatte anfangs Schlimmeres befürchten laſſen. Des älteren Sohnes 
Wunde hat mehr zu ſchaffen gemacht, als anfangs angenommen werden 
konnte. Erſt nach Monaten iſt ſie unter der Pflege der Mutter in Nauheim 
vollſtändig geheilt. 

Bismarck war auch am 18. bei Gravelotte in der Umgebung des Königs; 
er verbrachte dort die folgende Nacht und mühte ſich um die Verwundeten. 
Seine Liebe zum deutſchen Soldaten drängt in den Briefen immer wieder 
zu kräftigem Ausdrucke. Er preiſt die hohenzollernſchen Füſiliere, von denen 
ein Bataillon bei Saarbrücken drei ganze franzöſiſche Diviſionen aufhielt: 
„Leonidas iſt ein Lump gegen unſere Füſiliere“. Er findet nach Wörth und 
Spicheren, daß „die Infanterie ſich das berſerkerartige Draufſtürzen auf 
den Feind doch etwas abgewöhnen muß, denn ſo gutes Blut wie das unſerer 
Soldaten iſt ſelten in der Welt“. Er meint am 14. Auguſt, es ſei gut, daß 
noch keine Eiſernen Kreuze ausgegeben ſeien, denn „wenn erſt einige damit 
gehen, ſo ſind die andern gar nicht mehr zu halten und ſtecken die Köpfe 
in die Mündungen der franzöſiſchen Kanonen“, und am 19.: „Geſtern viel 
Garde geblieben, viel zu tapfer die herrlichen Leute, um leben zu bleiben; es 
jammert mich faſt mehr, als der Sieg mich freut.“ Seine innige Teil- 
nahme reißt ihn zu ſcharfen Urteilen über die Führung hin. Er ſpricht von 
„Mißbrauch der todesmutigen Tapferkeit unſerer Leute“ und von „Ver⸗ 
ſchwendung der beſten Soldaten Europas“. 

Natürlich fehlte es auch an Strapazen und Entbehrungen nicht. Da 
gab es Quartiere — und nicht bloß immer für eine Nacht — mit Matratzen⸗ 
oder Strohlager, fichtenem Tiſch zur Arbeit und Strohſtuhl, mit Flaſchen⸗ 
hälſen als Leuchtern und faſt regelmäßig mit der dunkelſten Seite franzöſiſcher 
Ziviliſation, dem Fehlen jeglicher Commodite in den Wohnungen. „Sehr 
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nett iſt es hier nicht,“ ſchreibt er am 28. aus Clermont-en⸗Argonnes, „mit 
dem einzigen Binſenſtuhl; Generalſtab mit Nachtdienſt unter mir, Bureau 
mit dito über mir, 20 Leute, die in dem dünnen, ſchallenden Hauſe wohnen, 
5 ſchreiende Kinder neben mir und nicht einmal ein — — — — — man 
muß ſich daran gewöhnen, angeſichts des Publikums ſchamlos zu verfahren, 
wie es eben geht, und die Schildwachen zu bewegen, daß ſie wenigſtens 
nicht mit präſentiertem Gewehr dabeiſtehen. Verzeih dieſes Detail; aber 
es iſt die unangenehmſte der kriegeriſchen Entbehrungen“. Auch in Ver— 
ſailles wurde ſpäter das Mittageſſen beim Schein von Kerzen eingenom: 
men, die in Flaſchenhälſen ſteckten. 

Gelegentlich hat er ſich aus ſolchem Anlaß zu zornigen Äußerungen über 
die vornehmen „Schlachtenbummler“ hinreißen laſſen. „Es iſt wahrhaft 
empörend,“ ſchreibt er gleich am 8. Auguſt, „wie die fürſtlichen Zuſchauer 
jeden Platz wegnehmen und Roon und mich nötigen, unſere Arbeitskräfte 
zurückzulaſſen, damit dieſe zuſchauenden Königlichen Hoheiten mit ihren 
Dienern, Pferden und Adjutanten Platz finden.“ Aber der Humor geht 
ihm doch nicht aus, auch nicht über die leidenſchaftliche Schmäh- und Ver: 
leumdungsſucht der Franzoſen. „Die Leute müſſen mich für einen Blut— 
hund halten“, ſchreibt er am 10. Auguſt. „Die alten Weiber, wenn fie 
meinen Namen hören, fallen auf die Knie und bitten mich um ihr Leben. 
Attila war ein Lamm gegen mich“. Nach den Pariſer Zeitungen prügelte 
er ſeine Frau mit der Karbatſche, konnte kein Berliner Bürgermädchen ſicher 
davor fein, in feinen Harem verſchleppt zu werden, ſpekulierte er mit Dienſt— 
geheimniſſen an der Börſe. Geifernde blinde Wut, die von Recht und 
Wahrheit nichts mehr weiß, beſeelte das Nachbarvolk damals wie heute. 
Bismarck war natürlich der Brennpunkt ſeines Haſſes. 


Den Glanzpunkt der Erfolge brachte die Schlacht von Sedan. Der 
Kanzler war an den ihr folgenden Hergängen bemerkenswert beteiligt. 

Er hatte ſich am Abend des Schlachttages auf des Königs Befehl nach 
Donchery begeben, das abwärts von Sedan wie dieſes am rechten Maas— 
ufer gut 5 Kilometer entfernt liegt. Nahe der Landſtraße, die eines großen 
Maasbogens wegen die Verbindung zwiſchen beiden Orten links vom Fluſſe 
herſtellt, liegt, etwas näher bei Donchery als bei Sedan, Frenois. Auf der 
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Höhe über dem Orte war das Hauptquartier dem Gange der Schlacht 
gefolgt. In Dorchery ſollten die Kapitulationsverhandlungen geführt 
werden. Bismarck hat am 1. September bis 1 Uhr nachts an ihnen teil⸗ 
genommen, ohne daß es zu einem Abſchluß kam. 

Am nächſten Morgen gegen 6 Uhr ließ ſich der General Reille bei ihm 
melden, um mitzuteilen, daß der Kaiſer ihn zu ſehen wünſche und ſich bereits 
auf dem Wege befinde. „Ich ritt ungewaſchen und ungefrühſtückt gegen 
Sedan, fand den Kaiſer im offenen Wagen mit drei Adjutanten und drei 
zu Pferde daneben auf der Landſtraße /. Es war in der Nähe von Frenois 
auf halbem Wege nach Sedan. „Ich ſaß ab, grüßte ihn ebenſo höflich 
wie in den Tuilerien und fragte nach feinen Befehlen. Er wünſchte den König 
zu ſehen“. Bismarck erwiderte, daß Se. Majeſtät zur Zeit in Vendreſſe, drei 
Meilen entfernt, ſei; auf Napoleons Frage, wohin er ſich begeben ſolle, 
ſtellte ihm der Kanzler ſein Quartier in Donchery zur Verfügung. Als 
man ſich aber der Maasbrücke vor dem Orte näherte, ſcheute der Kaiſer 
„die mögliche Menſchenmenge“ und wünſchte in einem einſamen Arbeiter⸗ 
hauſe am Wege abzuſteigen. Bismarck ließ es durch den Legationsrat von 
Bismarck-Bohlen, feinen Vetter, der ihn im Felde begleitete und ihm 
nachgeritten war, beſehen und erhielt die Auskunft, daß es ärmlich und 
unreinlich ſei. N'importe, meinte der Kaiſer, trat ein und forderte Bismarck 
auf, ihm zu folgen, „eine gebrechliche, enge Stiege hinauf. In einer Kammer 
von 10 Fuß Gevierte, mit einem fichtenen Tiſch und zwei Binſenſtühlen, 
ſaßen wir eine Stunde; die anderen waren unten. Ein gewaltiger Kontraſt 
mit unſerem letzten Beiſammenſein, 67 in den Tuilerien. Unſere Unter 
haltung war ſchwierig, wenn ich nicht Dinge berühren wollte, die den von 
Gottes gewaltiger Hand Niedergeworfenen ſchmerzlich berühren mußten.“ 

Von Napoleon iſt um milde Kapitulationsbedingungen angehalten, von 
Bismarck gefragt worden, ob der Kaiſer zu Friedensverhandlungen geneigt 
ſei; beide Anregungen mußten ergebnislos bleiben. Zwiſchen 9 und 10 Uhr 
konnte Bismarck den Kaiſer mit einer Eskorte vom Leib⸗Küraſſierregiment 
nach dem Schloß Bellevue bei Frenois geleiten, wo die militäriſchen Unter 
händler die Kapitulation zum Abſchluß brachten. Bismarck ritt darauf dem 
Könige eine Meile weit bis Chehery entgegen; unterwegs traf er Moltke 
mit der genehmigten Kapitulation. Vor ihrem Abſchluß hatte der König 


Bis Sedan. 115 


den Kaiſer nicht ſehen wollen. Nachmittags beritt der Kanzler im Ge— 
folge des Königs das Schlachtfeld. Am 3. in der Frühe ging Napoleon 
„mit allen feinen Hofleuten, Pferden und Wagen nach Wilhelmshoͤhe bei 
Kaſſel ab“. 

Beim Mittagsmahl hat der König „auf das Wohl ſeiner braven Armee 
getrunken: „Sie, Kriegsminiſter von Roon, haben unſer Schwert ge— 
ſchärft; Sie, General von Moltke, haben es geleitet, und Sie, Graf von 
Bismarck, haben ſeit Jahren durch die Leitung der Politik Preußen auf 
ſeinen jetzigen Höhepunkt gebracht“. 


8* 


5. Vor Paris. 


Sen dem 19. September war Paris von den deutſchen Truppen um— 
ſtellt. Am 5. Oktober ward das Hauptquartier nach Verſailles ver⸗ 
legt. Die Zwiſchenzeit hat Bismarck in Schloß Ferrieres in „alten Roth⸗ 
ſchilds grünem Damaſt gelegen“. Verſailles ſollte ihn volle fünf Monate 
aufnehmen. Wohnung hatte er im Hauſe der Witwe Jeſſe, Rue de 
Provence 14. Für ſeine Perſon ſtanden ihm dort zwei Zimmer zur Ver⸗ 
fügung, von denen das eine als Arbeits- und Schlafraum diente. Gegen 
die Unbilden des für die Pariſer Gegend recht ſtrengen Winters ſchützte 
das Haus nur dürftig. 

Vom Siege bei Weißenburg bis zur Schlacht von Sedan verfloſſen 
genau vier Wochen; es war die Zeit überraſchend fehneller und glänzender 
Erfolge. Aber ſie hatten wohl das Kaiſertum, nicht Frankreich niederge⸗ 
worfen. Es beſtätigte ſich, was Bismarck ſchon einmal im norddeutſchen 
Reichstage bemerkt hatte, daß das Auftreten eines Feindes auf franzöſiſchem 
Boden immer Erſcheinungen hervorrufe, wie ſie ſich beim Herumſtochern 
in einem Ameiſenhaufen zu zeigen pflegen. Es vergingen faſt zwei Monate, 
bis der Fall von Metz wieder ein wirkungsvolles kriegeriſches Ergebnis 
brachte. Man mußte ſich mit dem Zurückſchlagen der Ausfälle von Paris und 
mit dem Abwehren der erſtaunlich ſchnell zuſammengebrachten Entſatzarmeen 
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begnügen, die von Weſten, Norden und Süden heranrückten. Durch alle 
die Monate blieb die Signatur der Kriegsberichte die Meldung: „Vor 
Paris nichts Neues“. Für die Daheimgebliebenen, die an die vier Wochen 
zwiſchen Langenſalza und Nikolsburg zurückdachten, war es eine nicht 
überall würdig beſtandene Geduldsprobe. 

Sie iſt auch für den verantwortlichen Leiter der Staatsgeſchäfte eine 
Prüfungszeit geweſen, mit Tagen und Wochen ängſtlichen Harrens und 
Bangens. Der Krieg war ſtaatsmänniſch wohl vorbereitet, die öffentliche 
Meinung ganz überwiegend gegen den Angreifer. Aber je länger er dauerte, 
deſto ſchwerer wurde es, die günſtige Stimmung zu behaupten. In Europa 
waren nicht viele, die Frankreich einen vollen Sieg wünſchten, aber noch 
weniger, die Deutſchland einen ſolchen gönnten. Er mußte zur vollen 
Einigung der europäiſchen Mitte und zu einer gewaltigen Steigerung 
preußiſcher und deutſcher Macht führen. Die aber ſehnten wenige herbei; 
denn es gibt, um mit Bismarck zu reden, „wenig Länder, die nach ihrer 
geographiſchen Lage und ihrem politiſchen Bedürfnis keinen Grund haben, 
antideutſche Politik zu treiben“. 

Auf Rußland durfte man noch am meiſten bauen. Man geht wohl nicht 
fehl, wenn man den Beſuch König Wilhelms bei Kaiſer Alexander in Ems 
in den Tagen vom 1. bis 4. Juni dahin auslegt, daß er beſtimmt war, die 
freundlichen Beziehungen, die zum Zarenreiche beſtanden, zu feſtigen. Das 
ward erreicht; aber es blieb doch dabei, daß Gortſchakow eine andere Politik 
vertrat als ſein Herr. Er iſt niemals Bismarcks Freund geweſen, und 
„Eitelkeit und Eiferſucht waren bei ihm größer als ſein Patriotismus“. 
War der Zar den Franzoſen wenig geneigt, ſo fühlte ſich ſein leitender 
Miniſter zu ihnen hingezogen und ſtand damit nicht allein unter feinen Lande; 
leuten. Benedetti hat noch vor dem Kriege geäußert, die Preußenfreund— 
ſchaft Rußlands werde nicht über den Zaren hinaus dauern. 

Beuſt verharrte in ſeiner alten Gegnerſchaft gegen Preußen und den 
überlegenen und glücklicheren Rivalen. „Jeder Intrige fähig, im Trüben 
zu fiſchen aus perſönlichem Ehrgeiz und aus Rachegefühl, während er das 
Gegenteil im Munde führt“, fo charakteriſierte ihn König Wilhelm ſelbſt 
1868. Oſterreich in den Krieg zu treiben, vermochte er nicht. Das hinderten, 
abgeſehen vom Widerſtand Ungarns die preußenfreundliche Haltung Ruß⸗ 
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lands und beſonders die raſchen deutſchen Siege. Aber Ziel ſeiner Politik blieb 
unentwegt, Preußen nicht an die Spitze von ganz Deutſchland gelangen zu 
laſſen. So ward Beuſt Hauptträger der Beſtrebungen, eine „kollektive 
Mediation“ herbeizuführen, durch europäiſche Vermittlung „die Forde 
rungen des Siegers zu mildern, beim Beſiegten das Gefühl der Bitterkeit zu 
lindern“. 

Für ſolche Wünſche war man auch in Italien empfänglich. Daß Rom 
dem geeinigten Königreiche durch die deutſchen Siege in den Schoß fiel, 
ward uns nicht angerechnet. Die Sympathien des engliſchen Volkes und 
der engliſchen Regierung waren mindeſtens geteilt. Das liberale Regiment 
eines Gladſtone und Granville brachte der deutſchen ſtaatlichen Neubildung 
nicht allzu große Neigung entgegen; es hat in den Tagen der Kriſis mehr 
in franzöſiſchem als in deutſchem Sinne einzugreifen verſucht. Die Erwerbs—⸗ 
welt freute ſich des guten Verdienſtes an den Kriegslieferungen und ſtärkte 
Frankreich in feinem Widerſtande. Nicht anders war die Haltung der 
Vereinigten Staaten, ſoweit ihre Bevölkerung nicht deutſchen Urſprungs 
war. Man hat in all dieſen Ländern die glänzenden Waffentaten der 
deutſchen Heere wohl mit einer gewiſſen Anerkennung, auch Bewunderung, 
aber recht wenig mit freudiger Teilnahme verfolgt. 

Die laue Stimmung gegenüber Deutſchland kühlte noch mehr ab, ja 
machte einer gewiſſen Gereiztheit Platz, als Frankreichs Kaiſertum geſtürzt 
war. Was republikaniſch dachte oder empfand, ſah jetzt in dem Kampfe 
nur noch ein Ringen der Freiheit gegen ihren grundſätzlichen Unterdrücker. 
Mit gewohntem redneriſchen Schwunge verfochten die Franzoſen dieſe Auf⸗ 
faſſung. Selbſt geiftig fo hochſtehende Führer wie Thiers verkündeten der 
Welt wieder und wieder — man tut ihnen nicht unrecht, wenn man ſagt, 
gegen beſſeres Wiſſen —, daß ihr Volk den Krieg nicht gewollt habe, daß 
Deutſchland kein Recht habe, ihn fortzuſetzen, nun ſein Urheber beſeitigt 
fei. Kaum war die republikaniſche Regierung notdürftig eingerichtet, ſo zog 
Thiers aus, „Europa zu finden“. Es gelang ihm nicht; aber er ſtieß doch 
auch bei keinem der europäiſchen Kabinette auf entſchiedene Ablehnung, in 
Wien jedenfalls auf den beſten Willen, in London nicht weſentlich anders. 
In Deutſchland ſelbſt gab es Leute, welche die Republik mit anderen Augen 
anſahen als das Kaiſerreich. 
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Für Bismarck war es von vornherein klar — und er vertrat damit die 
Anſicht der erdrückenden Mehrzahl ſeiner politiſch urteilsfähigen Lands⸗ 
leute —, daß der Zuſammenſtoß mit Frankreich den Abſchluß einer langen 
geſchichtlichen Entwicklung bedeute, daß er als glücklich beendet nur gelten 
könne, wenn er nicht allein zur vollen Einigung Deutſchlands, ſondern auch 
zur Sicherung des zu begründenden Reiches gegen franzöſiſche Angriffs⸗ 
und Eroberungsgelüſte führte. Die Erinnerungen der Jahrhunderte ſprachen 
zu deutlich. Schon in den Tagen nach Spicheren und Wörth vertrat 
Bismarck die Meinung, daß man ſich mit der Beſeitigung Napoleons nicht 
werde begnügen können. Paris war noch nicht erreicht, als er die Ver— 
treter des Norddeutſchen Bundes im Auslande wiſſen ließ, daß die Grenze 
zurückverlegt werden und Straßburg und Metz, mit denen Frankreich ſeinen 
Nachbar bedrohe, „als defenſive Bollwerke“ in deſſen Hand kommen 
müßten. Ob Republik, Kaiſertum oder Königtum, erklärte er für Frank— 
reichs Sache, aber Deutſchland bedürfe feſter Bürgſchaften einer friedlichen 
und ſegensreichen Zukunft. Es iſt eine überaus unerfreuliche Erſcheinung, 
daß von einer Seite, die es wahrlich beſſer wiſſen ſollte, in dieſen Tagen 
(Auguſt 1916) allein aus politiſchen Augenblicksgründen behauptet wird, 
Bismarck ſei gegen die Rückgabe Elſaß⸗Lothringens geweſen. 

Der Erreichung dieſes Zieles ſtanden vor allem drei Hinderniſſe im 
Wege: Die Neigung der Mächte zur Einmiſchung, die Dauer des Krieges 
erheblich über die nach Sedan angenommene Zeit hinaus und die Schwie⸗ 
rigkeit, in Frankreich ein zuſtändiges Organ für Verhandlungen zu finden. 

Schon am 12. September ſpricht der Kanzler im Briefe an die Gattin 
von den „Friedenstauben, die umherſchwirren“ und ihn „heuchleriſch an: 
girren“; einige Tage ſpäter nennt er fie „Friedens-, nicht Tauben, ſondern 
„Aaskrähen, die nach mir zu ſtoßen beginnen“. Er hatte 1800 aus Rück⸗ 
ficht auf Napoleon auf halbem Wege ſtehen bleiben müſſen; ein erzwungenes 
Aufgeben oder auch nur ernſtliches Gefährden des Kriegszieles gegen Frank⸗ 
reich bedeutete Scheitern oder langjähriges Hinausſchieben geſunder deutſcher 
Neuordnung. 

Daß die Gefahr ſtieg mit jeder Woche, um die der Krieg ſich verlängerte, 
war klar. Unabläſſig betrieb und befürwortete daher Bismarck alles, was 
geeignet ſchien, Frankreichs Widerſtand zu brechen. Er ſah ihn mit Recht 


120 Der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg. 


konzentriert in dem der Hauptſtadt. Noch ein Vierteljahrhundert ſpäter 
erinnerte er ſich, daß er „in ſchlafloſen Nächten von der Sorge gequält 
worden ſei, unſere politiſchen Intereſſen könnten nach ſo großen Erfolgen 
durch das zögernde Hinhalten des weiteren Vorgehens gegen Paris ſchwer 
geſchädigt werden“. Er drängte unausgeſetzt auf Beginn der Beſchießung 
und ärgerte ſich ſchwer über „Einflüſſe, die ihre Wirkſamkeit nicht politiſchen 
Erwägungen, ſondern Gemütseindrücken verdanken, welche die Redensarten 
von Humanität und Ziviliſation, die aus England bei uns importiert 
werden, auf deutſche Gemüter noch immer haben“. Ihm war nicht ver— 
borgen, daß England „Betätigung von Humanitätsgefühlen von allen 
andern Mächten erwartet, ſie aber ſeinen Gegnern nicht immer zugute 
kommen läßt“. Das „Mekka der Ziviliſation“ gehörte ihm zum engliſchen 
cant. Es iſt eine Auffaſſung, deren Berechtigung die allerjüngſte Ver— 
gangenheit unwiderleglich erwieſen hat. Er betonte mit gutem Grunde, daß 
Paris eine Feſtung ſei und als ſolche behandelt werden müſſe; es ſei un— 
recht, koſtbare deutſche Leben durch ſeine Schonung weiter zu gefährden. 
„Die Leute frieren und erkranken“, ſchreibt er Ende Oktober, „der Krieg 
verſchleppt ſich; die Neutralen reden uns drein, weil ihnen die Zeit lang 
wird, und Frankreich waffnet mit den Hunderttauſenden von Gewehren aus 
England und Amerika“, und Anfang Dezember: „Unſere große Pariſer 
Armee ſitzt nach wie vor ſtill, ob feſt gemauert“ oder ob ihr wie Thor ein 
weiblich Gewand die Knie umwallt“ und am Gehen hindert, Gott weiß 
es“. Auch Rückſicht auf Frankreich ſelbſt gebiete, den Widerſtand ſeiner 
Hauptſtadt zu brechen mit allen zu Gebote ſtehenden kriegeriſchen Macht— 
mitteln; den Pariſern ſelbſt werde es zugute kommen, wenn ſie durch die 
Kanonen, nicht durch Hunger bezwungen würden. 


Bismarck ſieht die Frage in ihrer politiſchen Tragweite; fie war aber zunächſt 
eine militäriſche. Und da iſt von größter Bedeutung, daß anfangs alle Miti- 
tärs einig waren über die Notwendigkeit eines artilleriftifchen Angriffs. Erſt 
Mitte Oktober kamen andere Anfichten auf, zunächſt vertreten im Hauptquar⸗ 
tier der Armee des Kronprinzen, welcher die Operationen gegen die Südfront 
der Stadt zufallen mußten, dann auch von Moltke ſelbſt. Sie ſtützten ſich 
beſonders auf die Schwierigkeit, das erforderliche Material herbeizuſchaffen. 
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Bismarck hat Bedenken geäußert gegen den Marfch auf Paris und 
deſſen Einſchließung; als am Geſchehenen aber nichts mehr zu ändern 
war, iſt er bei der urſprünglichen Meinung über die Form des Angriffs 
geblieben und mit ihm unentwegt Roon, dem die Materialbeſchaffung ja 
zunächſt oblag. Weit deutlicher und heftiger als Bismarck hat er von 
hindernder nichtmilitäriſcher Einmiſchung geredet. Er ſchreibt von „Weiber⸗ 
intrigen“ und von „ganz unberechtigten Einflüſſen ſentimentaler Damen“; 
er „ärgert ſich krank“, weil man ſeinen Vorſchlägen nicht folgt, die vom 
Könige gegebenen Befehle unter allerlei Vorwänden nicht ausgeführt werden. 
Der König iſt ſelbſt ſtets „Schießer“ geweſen, nur zeitweiſe durch die 
Meinungsverſchiedenheit der Berater in ſeinen Entſchließungen beirrt worden. 
Eine Eingabe Bismarcks vom 22. November hat ihn zu entſcheidenden 
Maßnahmen gebracht, Befehle veranlaßt, die nicht mehr unbeachtet bleiben 
konnten. Es war aber zu ſpät, als daß die Beſchießung für die Übergabe 
von Paris noch die Bedeutung hätte gewinnen können, die ihr in einem 
früheren Stadium wohl zugekommen wäre; ernſtlich begann ſie erſt im 
Januar. So iſt Paris dem Hunger erlegen. Roon ſchreibt zu Weihnachten, 
daß man das Feſt hätte zu Haufe feiern können, wenn ſchon vor acht 
Wochen Ernſt gezeigt worden wäre. Es iſt lebhaft beſtritten worden, aber 
es iſt doch kaum anders, als daß Bismarck in dieſer an ſich militäriſchen 
Frage von ſeinen politiſchen Geſichtspunkten aus wieder einmal „den Nagel 
auf den Kopf getroffen“ hatte, wie nach ſeiner Erzählung der König ſelbſt 
es ihm für 1860 bezeugt hat. 

Bismarck klagt in den „Gedanken und Erinnerungen“ über ablehnendes 
Verhalten ſeitens leitender Militärs während des franzöſiſchen Feldzuges. 
Er ſei nicht, wie 1866, zu den Generalsvorträgen von dem Könige zuge— 
zogen worden. Schwerlich liegt der Grund allein darin, daß dieſe all— 
täglich vormittags ſtattfanden, wo Bismarck, der in Verſailles beſonders 
ſpät zum Schlafen zu kommen pflegte, noch der Ruhe bedurfte. Sein Un— 
mut hat ſich während des Krieges wiederholt und gelegentlich in recht 
ſcharfen Außerungen über die „Reſſorteiferſucht“ der Militärverwaltung 
Luft gemacht, denen gegenteilige Vorwürfe gegenüberſtehen. Daß er mit 
ſeinen Klagen immer im Rechte war, mag beſtritten werden; ſicher hatte 
er aber in ſeiner Stellung Anſpruch darauf, über die militäriſchen Maß— 
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nahmen nicht nur gut unterrichtet zu ſein, ſondern auch einen gewiſſen Ein⸗ 
fluß auf fie zu üben. Der Krieg hat ſein Recht in ſich, aber er iſt und 
bleibt doch ein Mittel der Politik, und Bismarck betont mit gutem Grunde, 
daß ſtaatsmänniſche und kriegeriſche Arbeit während eines Feldzuges in 
enger Fühlung miteinander bleiben ſollten. Wenn Bismarck in den 
„Gedanken und Erinnerungen“ bemerkt, daß der Gegenſatz nur zu den 
„Halbgöttern“ beſtanden habe, ſo iſt das nicht ganz richtig. In der Be⸗ 
ſchießungsfrage iſt es auch Moltke gegenüber zu tiefergehender Verſtimmung 
gekommen. Daß Königin und Kronprinzeſſin verſucht haben, im Sinne 
einer „humaneren“ Kriegführung einzuwirken, muß als erwieſen angeſehen 
werden. Gegen Ratſchläge und Wünſche der Gattin in dieſem Sinne hat 
ſich der König in einem inzwiſchen bekannt gewordenen Schreiben nach—⸗ 
drücklich und nicht ohne eine gewiſſe Erregung gewehrt. 


Das Fehlen einer anerkannten Regierung nach Napoleons Gefangen— 
nahme machte eine Verſtändigung zunächſt unmöglich. Solange in Metz 
eine Armee ſtand, die als kaiſerlich gelten mußte, waren Verhandlungen 
mit Napoleon nicht ausgeſchloſſen. Die Frau des Marſchalls Bazaine, 
„eine ſehr reiche und ſehr ſchöne Mexikanerin“, iſt in Verſailles erſchienen, 
Bismarck für Zugeſtändniſſe an den Gemahl zu gewinnen. Roon behielt 
recht, wenn er meinte, er werde „auch wohl mit ihr fertig werden“. Metz 
hat ſich bedingungslos ergeben. Verſuche der Kaiſerin Eugenie, Unter— 
handlungen zu beginnen, konnten Erfolg nicht haben, weil ihre nominelle 
Regentſchaft irgend welche Bürgſchaft für Durchführung getroffener Ver⸗ 
einbarungen nicht bieten konnte. So blieben nur die Pariſer Machthaber 
und, als Gambetta am 8. Oktober aus der Stadt entkommen war, die 
Leitung der „Nationalen Verteidigung“, die er zunächſt in Tours, dann 
in Bordeaux ins Leben rief. 

Bismarck hat ſchon in Ferrieres Unterredungen mit Jules Favre gehabt / 
dann in den Tagen vom 30. Oktober bis 7. November mit Thiers, nach 
deſſen europäiſcher Rundreiſe faſt täglich. Sie ſcheiterten an der Ver⸗ 
ſchiedenheit des Standpunkts. Die Franzoſen wollten von Gebietsab⸗ 
tretungen nichts wiſſen, den „heiligen Boden Frankreichs nicht zerſtückelt⸗ 
ſehen, höchſtens Geld zahlen; auch verlangten ſie einen Stillſtand mit dem 
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Recht der Verproviantierung von Paris. Bismarck beharrte natürlich auf 
der Landforderung; die Verproviantierung der Hauptſtadt konnte nur zu— 
geſtanden werden, wenn beherrſchende Forts übergeben wurden. Er ſah 
in dieſen Anknüpfungen nur Scheinverhandlungen, um den Neutralen 
Gelegenheit zur Einmiſchung zu geben. Die Luft war „wieder dick“ von 
Vermittlungsverſuchen der „Europäer“. Zu einem Stillſtande unter an— 
nehmbaren Bedingungen war er bereit, um Raum zu ſchaffen für die Wahl 
einer neuen Abgeordnetenverſammlung als eines unentbehrlichen Erforder— 
niſſes einer anerkannten Regierung. 

Neben dieſen Verhandlungen liefen im Oktober und November die mit 
den ſüddeutſchen Staaten. Die Zeit für die Vollendung der deutſchen 
Einheit war gekommen. Davon war man auch im Süden durchdrungen. 
Aber für ein völliges Aufgehen in der neuen Bildung, für eine einfache 
Erweiterung des Norddeutſchen Bundes zu einem Deutſchen Reich war 
doch bei Regierung und Volk nur in Baden entſchieden Stimmung, weniger 
ſchon in Heſſen, obgleich deffen nördliches Drittel Teil des Bundes war. In 
Württemberg und Bayern glaubte man Sonderrechte wahren zu ſollen. 

Bismarck blieb den Grundſätzen treu, die ihn bei Aufrichtung des Nord— 
deutſchen Bundes geleitet hatten. Er wollte keine erzwungenen Verträge; 
insbeſondere die Bayern ſollten „gern unterſchreiben“. Ihm „lag daran, 
daß die Leute innerlich zufrieden waren“. Er hat ſich ſpäter gegenüber der 
Andeutung, daß „Preußen ſeine Stärke nicht gekannt habe“, mit der Be— 
merkung gewehrt, daß „die Anwendung dieſer Stärke in damaliger Gegen— 
wart die Schwäche der Zukunft Deutſchlands geworden wäre“, der gleichen 
Überzeugung auch ſchon am Abend des Tages Ausdruck gegeben, an dem 
man einig geworden war: „Wer einmal in der gewohnlichen Art Ge— 
ſchichte ſchreibt, kann unſer Abkommen tadeln. Er kann ſagen: „Der 
dumme Kerl hätte mehr fordern ſollen; er hätte es erlangt, ſie hätten ge— 
mußt und er kann recht haben mit dem „Müſſen“. Mir aber lag mehr 
daran, daß die Leute mit der Sache innerlich zufrieden waren; was ſind 
Verträge, wenn man muß!“ 

Für Bismarck iſt die Politik ſtets die Kunſt des Möglichen, des dauernd 
Möglichen geweſen. Was aber Dauer verſprach, das hat er fo klar er 
kannt, wie wenige vor oder nach ihm. 
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So ſind die Verträge mit den Regierungen in den Tagen vom 15. bis 
25. November zum Abſchluß gekommen; fie find vom norddeutſchen Reichs⸗ 
tag, der feit dem 24. verſammelt war, am 9. Dezember genehmigt worden. 
Als das gleiche in den Kammern der vier ſich anſchließenden Staaten ge— 
ſchehen war, gab es eine deutſche Einheit. 

Die Verhandlungen ſind nicht ohne vielerörterte Schwierigkeiten und 
Zwiſchenfälle verlaufen. Wohl am bekannteſten find die, welche ſich an 
die Umwandlung des Bundespräſidiums in eine Kaiſerwürde knüpften. 
König Wilhelm wollte Deutſchlands Einheit; aber ſie baute ſich ihm auf, 
wie es ja auch tatſächlich war, auf Macht und Größe Preußens. Das 
wollte er auch in der Form des Neuen ungern verwiſcht ſehen; ein Kaiſer 
erſchien ihm als „Charaktermajor“. 

Für Bismarck war das „Präſidium“ ein „Abſtraktum“; in dem Worte 
Kaiſer aber lag ihm „eine große Schwungkraft“. Zweifellos ging er 
da einig mit den Empfindungen des deutſchen Volkes und hatte recht, 
wenn er beſtrebt war, ſie im Titel zum Ausdruck zu bringen. Er hat 
die Entſcheidung herbeigeführt, indem er den in Verſailles anweſenden 
bayeriſchen Oberſtſtallmeiſter Graf Holnſtein am 27. November mit 
dem Entwurf eines Schreibens, das König Ludwig an König Wilhelm 
richten ſollte, nach Hohenſchwangau ſchickte. Der Graf hat die weite 
und in der Kriegszeit ſehr erſchwerte Reiſe in ſechs Tagen vollbracht. 
Bismarck betonte, daß „der deutſche Kaiſer aller deutſchen Stämme 
Landsmann, der König von Preußen ein Nachbar iſt, dem unter dieſem 
Namen Rechte, die ihre Grundlage nur in der freiwilligen übertra⸗ 
gung durch die deutſchen Fürſten und Stämme finden, nicht zuſtehen“. 
König Ludwig hat ſich einem Bismarck nicht verſagen wollen. Er bat 
Preußens König um die Annahme der Kaiſerwürde und forderte gleich⸗ 
zeitig die deutſchen Fürſten und Freien Städte auf, ſich dieſem Wunſche an- 
zuſchließen. 

„Verdruß iſt viel wie überall, wo viel unbeſchäftigte Fürſten ſind“, hat 
Bismarck inmitten dieſer Verhandlungen der Gattin geklagt; „aber ich 
härte mich ab“. Er findet „ein geputztes Diner mit allen Prinzen und 
Orden angreifend“, weil er „mit den Herren beſonnen und höflich reden 
muß“. Er hat aber nicht nur bei Diners, ſondern jederzeit ausgezeichnet 


Vor Paris. 129 


verſtanden, „beſonnen und höflich“ mit ihnen zu reden, und unſer Reich 
verdankt dem nicht zuletzt ſeine innere Feſtigkeit. 


In unmittelbarem Anſchluß an den Schritt des Bayernkönigs haben 
Bundesrat und Reichstag ſich mit der Frage beſchäftigt, ſich mit dem 
„Deutſchen Reich“ und dem „Deutſchen Kaiſer“ einverſtanden erklärt. 
Am 18. Dezember empfing König Wilhelm in Verſailles eine Abordnung 
des Reichstags unter der Führung des Präſidenten, nicht ohne inneres 
Widerſtreben und doch nicht ohne Befriedigung. Über ſeine Bedenken und 
Skrupel war Bismarck handelnd hinweggegangen. Am Weihnachtstage 
ſchickte ihm der König doch das Eiſerne Kreuz J. Klaſſe mit der Zuſchrift 
„Aus dankbarer Anerkennung des 18. Dezember 1870. 

Noch war eine weitere Meinungsverſchiedenheit auszutragen zwiſchen 
König und Kanzler, die Frage, ob „Kaiſer von Deutſchland“ oder „Deutſcher 
Kaiſer“. Geſchichtlich war keiner der beiden Titel zu belegen. Es hatte 
nie einen „Kaiſer von Deutſchland“ und nie einen „Deutſchen 
Kaiſer“ gegeben. Durch die Beſchlüſſe von Bundesrat und Reichstag 
war letzterer Titel eigentlich ſchon feſtgelegt. Wenn Bismarck für ihn ein- 
trat, ſo traf er doch auch geſchichtlich das Richtigere, da „Deutſcher König“ 
eine gebräuchliche Bezeichnung geweſen iſt. König Wilhelm konnte ſich 
gleichwohl mit dem „Deutſchen Kaiſer“ nicht befreunden; feine Zuſtimmung 
war noch nicht erlangt, als er am 18. Januar im Spiegelſaal des Schloſſes 
von Verſailles als Kaiſer ausgerufen wurde. Der Großherzog von Baden 
brachte das Hoch auf „Kaiſer Wilhelm“ aus; Bismarck erzählt, daß der 
Kaiſer, als er von dem erhöhten Platz der Fürſten heruntertrat, ihm, der 
die Proklamation an das deutſche Volk verleſen hatte und allein vor den 
Verſammelten ſtand, nicht die Hand reichte, ſondern an ihm vorüber zu 
den Generalen ging. 

Er iſt doch an dem Tage Generalleutnant geworden, und der Kaiſer hat 
nicht lange gegrollt. Unter den Starken, die das Reich begründeten, konnte 
nicht alles in ungeſtörtem Einvernehmen zuſtande kommen; zu feſt und zu 
ſelbſtändig waren die Perſönlichkeiten geprägt, jede Herrſcher in ihrem 
Kreiſe. Aber alle hatten ſie doch den Blick zu ſehr aufs Ganze gerichtet, um 
ſich nicht zu fügen, wo dieſes in Frage ſtand. Die Unterſtützung des Kron⸗ 
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prinzen hat Bismarck in der Kaiſerfrage genoſſen, nicht aber in den Ver⸗ 
handlungen um die Verträge; der Thronfolger war ein Gegner der Sonder⸗ 
ö rechte. Zwiſchen Vater und Sohn hat der Kanzler das Mögliche, das 

Dauerhafte, das Zukunftſichere zur Geltung gebracht. 

Am Tage nach der Kaiſerproklamation haben die Pariſer ihren letzten 
Ausfall verſucht. Vom 23. bis 27. Januar hatte Bismarck wieder täglich, 
an zwei Tagen ſogar zweimal, mit Jules Favre zu verhandeln; am 28. kam 
es endlich zur Kapitulation und zum Iaffenſtillſtand. Auch die Friedens— 
verhandlungen hatte Bismarck zu führen, mit Thiers und Favre in den 
Tagen vom 21. bis 25. Februar. Als der ſonſt gemeſſene und formen: 
ſichere Thiers bei der Nennung der fünf Milliarden als Kriegsentſchädigung 
aufbrauſte: „Mais c'est une indignité“, fing Bismarck an, Deutſch zu 
ſprechen, und ſchlug, da Thiers nur Franzöſiſch konnte, die Zuziehung eines 
Dolmetſchers vor, da feine Kenntnis des Franzöſiſchen nicht ausreiche. 
Thiers verſtand und mäßigte ſich. Am 26. ſind die Friedensbedingungen 
unterzeichnet worden. Am nächſten Tage wünſchte der König ſeinem Miniſter⸗ 
präſidenten Glück „zu den Prämiſſen des Friedens, den ich wiederum nur 
Ihrer Umſicht, Feſtigkeit und Ausdauer verdanke“. 

Schon am 1. März wurden die Vereinbarungen von der Verſammlung 
in Bordeaur genehmigt. An demſelben Tage erfolgte der Einmarſch in 
Paris, an dem Bismarck im Gefolge des Königs teilnahm. Am 6. konnte 
er Verſailles verlaſſen, um am 9. früh in Berlin zu ſein. Die Sehnſucht 
nach der Gattin, den Kindern und der Häuslichkeit, die Sorge um das 
Ergehen der Seinigen findet in den Briefen aus der Kriegszeit je länger, 
deſto ſtärkeren Ausdruck. Am 21. März, am Tage der Eröffnung des erſten 
deutſchen Reichstags, erhob der König den Grafen in den Fürſtenſtand. 


Es waren Monate äußerſter Anſpannung geweſen. Bismarcks getreuer 
Abeken ſchreibt: „Für den armen Miniſter gibt es eigentlich niemals Ruhe. 
Es iſt doch ungeheuer, was ein einzelner Mann alles leiſten muß; man 
muß Gott danken, daß er es alles leiſten kann. Es gehört eine faſt beiſpiel⸗ 
loſe Kraft des Geiſtes und des Wollens dazu, ſo verſchiedene Sachen 
neben einander zu führen: Diplomatie, deutſche Verhandlungen, ruſſiſche 
Vermittlung“. 
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Mitten aus einem Urlaub, den er voll zu bedürfen glaubte, war der 
Bundeskanzler hineingeriſſen worden in die verantwortungsvollſten Ge⸗ 
ſchäfte. Die glanzvollen erſten Wochen ſteigerten die Spannkraft des 
Körpers, aber die lange Zeit des Harrens in Verſailles ſtellte ſie auf eine 
harte Probe. Alle alten Leiden, vor allem quälende Schlafloſigkeit, kamen 
wieder zum Vorſchein. Bismarck führte die ſchwierigſten, auch peinliche 
Verhandlungen mit äußerer Ruhe; aber die innere Anſpannung war dafür 
um fo größer, und dem entfprach der Verbrauch an Kraft. Nach den 
Verhandlungen mit Thiers und Favre war, wie Abeken am Abend des 
25. Februar ſchreibt, „der Miniſter ſo herunter, wie ich ihn kaum je geſehen 
habe, ſelbſt in den ſchlimmſten Zeiten nicht; er hat mich tief gedauert, und 
der König, dem ich ein Bild davon zu geben hatte, ließ ihm auch ſeine 
herzlichſte Teilnahme ausdrücken. Todmüde, wie er iſt, kann er nun doch 
nicht ſchlafen“. Der bayerifche Vertrag hatte ihm „mehrere Nächte und 
viel Kraft gekoſtet “. Er hat „ſich wunderbar zuſammengenommen“, fügt 
der wackere Helfer hinzu. 

Entſprechend war oft die Stimmung. Moritz Buſch' bekanntes Buch 
„Bismarck und feine Leute während des franzöſiſchen Krieges“ läßt uns 
den Kanzler beſonders in dieſer Zeit als angeregten und unterhaltenden 
Plauderer und Erzähler erkennen; aber der trüben, verdrießlichen, ſorgen— 
vollen Stunden und Tage waren doch auch nicht wenige. Am 21. Oktober 
ſchreibt er der Gattin im zweiten Teil eines Briefes: „So weit war ich 
heute früh gekommen, und nun iſt es ſchon wieder Mitternacht. Delbrück, 
Bennigſen, König, Papiere, Telegramme und Depeſchen leſen und ſchreiben! 
Und die Herren vom Militär machen mir meine Geſchäfte erſchrecklich 
ſchwer! Sie reißen ſie an ſich, verderben ſie, und mich trifft die Ver— 
antwortung“, und am 23. ſetzt er den angefangenen Brief fort: ch 
ſchneide ab, was ich im mitternächtigen Zorn weiter geſchrieben, da die 
Poſt doch mitunter in Feindes Hände fällt und dann meine Klagen zu 
öffentlichen Anklagen werden können. Heut, am Sonntag Morgen, will 
ich auch auf das Thema nicht zurückkommen“. 

Mitte Dezember fand er ſich „gequält mit Arbeit über alles Maß, durch 
Schuld der Perſonen, nicht durch ſachliches Bedürfnis; ſonſt wollte ich 
nicht klagen /. Sehr bitter ergießt er ſich am 7. Dezember: „Wenn man 
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zu lange Miniſter iſt und dabei nach Gottes Willen Erfolge hat, ſo fühlt 
man deutlich, wie der kalte Sumpf von Mißgunſt und Haß einem all— 
mählich höher und höher bis ans Herz ſteigt; man gewinnt keine neuen 
Freunde; die alten ſterben oder treten in verſtimmter Beſcheidenheit zurück, 
und die Kälte von oben wächſt, wie das die Naturgeſchichte der Fürſten, 
auch der beſten, ſo mit ſich bringt; alle Zuneigungen aber bedürfen der 
Gegenſeitigkeit, wenn ſie dauern ſollen. Kurz, mich friert, geiſtig, und ich 
ſehne mich, bei Dir zu fein und mit Dir in Einſamkeit auf dem Lande. 
Dieſes Hofleben erträgt kein geſundes Herz auf die Dauer“. 

Auch glückliches Gelingen vermochte dieſe Stimmung nicht immer 
zu verſcheuchen. Roon fand ihn am 20. Januar „kränker, als er ſelbſt 
und andere glauben, wiewohl er ausreitet und ausfährt“, und fügt hinzu: 
„Ich hoffte, das nun glücklich gelegte Kaiſer-Ei würde ihm vorläufige Be— 
friedigung gewähren; aber es iſt leider nicht der Fall“. Am nächſten 
Tage ſchrieb Bismarck der Gattin in ſeiner Weiſe: „Dieſe Kaiſergeburt 
war eine ſchwere, und Könige haben in ſolchen Zeiten ihre wunderlichen 
Gelüſte wie Frauen, bevor ſie der Welt hergeben, was ſie doch nicht be— 
halten können. Nötige Geſchäfte greifen mich wenig an, aber die unnötigen 
verbittern“. 

Man darf doch zweifeln, daß Bismarck ſich hier ſelbſt richtig einſchätzt. 
Abeken, der dem Meiſter mit hingebender Bewunderung diente, hatte doch 
auch Verſtändnis für die Mängel und Schwächen. Er bemerkt, daß ſeine 
Natur nichts anderen überlaſſen könne, daß er immer nur ſeinem Kopfe 
folge, alles allein mache, die Sachen nie beſpreche, keinen Menſchen frage 
und doch nicht immer alles allein bedenken könne. Nicht einmal die ſpeziellen 
Militaria habe er bei den Stillſtandsverhandlungen den Militärs über— 
geben. Er fügt aber auch hinzu: „Daß Bismarck mit Nichtachtung aller 
Hinderniſſe gerade auf ſein Ziel losgeht und nur auf ſeinen Willen hört, 
darin liegt freilich ſeine Macht, und dadurch macht er oft auf die wunder— 
barſte Weiſe Fehler und Irrtümer, die ja auch bei dem allerintelligenteſten 
Menſchen mit unterlaufen, wieder gut, ja zu Staffeln und Mitteln des Er— 
folges. Es iſt eine große Sache, wenn man die Kühnheit hat, ſich um 
eigene, vergangene Fehler und Irrtümer nicht zu kümmern. Regrets kennt 
er, glaube ich, gar nicht“. 
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So iſt auch in dieſer gewaltigen Zeit, die Sehnen, Sinnen und Handeln 
des Mannes zu großartigſter einheitlicher Geſtaltung brachte, ſein Schaffen 
nicht aus einem ſeeliſchen Grunde zu erfaſſen. Schroffe Gegenſätze ruhen 
neben einander in ſeiner Bruſt. Wenn ſie alle zum Segen unſeres Volkes 
demſelben Ziele entgegenführten, ſo wird das menſchlicher Einſicht nie völlig 
verſtändlich werden. Eine höhere Gewalt griff ein, lenkte und leitete und 
erwies ſich mächtig in dieſem ihren Werkzeug. So hat es der Mitarbeiter 
aufgefaßt, deſſen Worte ſoeben ins Gedächtnis zurückgerufen wurden, und 
hat damit nicht nur der eigenen Meinung Ausdruck gegeben, ſondern eine 
dauernde Wahrheit ausgeſprochen. Unter ſolcher Leitung iſt Bismarck 
Schöpfer eines Werkes geworden, ohne das man ſich ein deutſches Volk 
nicht mehr denken kann, ohne das es auch nicht möglich iſt, iſt das geworden 
über alle Hinderniſſe hinweg, die ihm die eigenen Landsleute, die ihm die 
Fremde entgegentürmten. Deutſchland wird ſein, wie er es mit Gottes Hilfe 
auf die Füße ſtellte, oder es wird nicht ſein. Dieſe Wahrheit erkennt die 
Gegenwart; ſie durchdringt ihr Denken und Empfinden und feſtigt ſie in 
dem Glauben, daß Gott nicht untergehen laſſen kann, was er gnädig hat 
ſchaffen wollen. „Welch eine Wendung durch Gottes Führung!“ 


Reichskanzler. 


I. Neue Aufgaben. 


Wer den Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieg mit Bewußtſein durchlebte, wird 
noch heute mit Gefühlen des Glückes der jubelnden Begeiſterung 
gedenken, die er immer und immer wieder weckte, im Beginn, in den Glanz— 
tagen ſeines Verlaufes, in ſeinem endlichen glücklichen Abſchluß. Die lang 
erſehnte Einheit war erſtritten, ein Deutſches Reich begründet. 

Die Nachfahren, die von dieſen Hergängen und denen der Folgezeit 
hören, werden verſtehen, daß die helle Freude, die im ganzen Volke lebendig 
war, ſich in ruhige Zufriedenheit wandeln mußte, nicht aber ſo leicht, daß 
ſie ſich unerwartet raſch in weiten Kreiſen des deutſchen Volkes in Unmut 
und Verdroſſenheit verkehrte, in Vergnügen am Tadeln und Mäkeln. Die 
Tatſache ſteht für den Mitlebenden feſt und iſt auch der Nachwelt durch 
Zeugniſſe aller Art genügend beglaubigt. Was Vaterlandsliebe in lodernder 
Begeiſterung mit den Waffen errungen hatte, bedurfte in mühſamer, lang— 
wieriger Friedensarbeit des Ausbaus und der Befeſtigung, und es konnte 
nicht anders fein, als daß da wiederum die Hauptlaſt auf die Schultern 
des Mannes fiel, der in raſchem Fortſchreiten ſein Volk mitgeriſſen hatte 
zu den drei Kriegen, durch die mit ſteigendem Einſatz und mit ſteigendem 
Gewinn die Fundamente des Neubaus gelegt worden waren. 

Allzu verſchieden waren doch die Grundanſchauungen, aus denen heraus 
die deutſche Einheit von den einzelnen erſtrebt worden war und jetzt aus— 


134 Reichskanzler. 


geſtaltet werden ſollte. Die politiſchen Hauptſtrömungen des 19. Jahr⸗ 
hunderts waren national und liberal. Das nationale Ziel war erreicht; ſo 
trat naturgemäß das liberale in den Vordergrund. Die Bundesverfaſſung, 
jetzt Reichsverfaſſung, war auf dieſem Boden geworden; die Einzelſtaaten, 
das Deutſche Reich wurden konſtitutionell regiert. Der Liberalismus aber 
hatte, ſeinem Urſprunge entſprechend, weſteuropäiſches Gepräge; konſti⸗ 
tutionelles Regiment bedeutete für ihn parlamentariſches. Dem ſtand die 
deutſche dynaſtiſche Tradition im Wege, insbeſondere die der ſtarken 
preußiſchen Monarchie. Daß der Baumeiſter des Reiches gar nicht anders 
konnte, als ſie mit ſeiner gewaltigen Perſönlichkeit vertreten, war gegeben. 
Aus dieſem Gegenſatz waren die Konfliktsjahre geboren. Die kurze Zeit 
des Norddeutſchen Bundes hatte ihre Spuren nicht verwiſchen konnen; 
der Gegenſatz verpflanzte ſich ins Reich. 


Die Kernfrage im Streit um die Macht zwiſchen Regierung und Volks⸗ 
vertretung iſt immer die der Verfügung über das Heer geweſen und wird 
es immer bleiben. Wenn ſchon die Überlieferung der Krone jede Nach— 
giebigkeit auf dieſem Gebiete erſchwerte, ſo mußte die ausgeſetzte geographiſche 
Lage Deutſchlands ſie geradezu verbieten; denn ſie war ohne Schädigung 
der Schlagfertigkeit nicht möglich. So hat der Zankapfel der Konfliktszeit 
wie im Norddeutſchen Bund ſo auch im Deutſchen Reich ſeine Bedeutung 
nicht verloren. 

Mächtig entwickelte ſich durch die wunderbare Entfaltung der Technik 
der Weltverkehr. Er ſtellte auch der Leitung des deutſchen wirtſchaftlichen 
Lebens neue Aufgaben. Es konnte gar nicht anders ſein, als daß die Mei⸗ 
nungen über ihre Löſung auseinander gingen, um ſo weiter und ſchärfer, je 
größer die Werte waren, um deren Verluſt oder Gewinn es ſich handelte. 
Die Reichsleitung des Kanzlers glaubte auch hier andere Bahnen wandeln 
zu müſſen, als feſtgewurzelte und weitverbreitete, zeitweiſe faſt allgemein 
herrſchende Anſchauungen für richtig hielten. Auch daraus ergaben ſich 
ſchwere Kämpfe. 

Der Gegenſatz klein- oder großdeutſch hatte Jahrzehnte bewegt. Er be⸗ 
ruhte nicht zuletzt auf der Verteilung der Bekenntniſſe. Nun war das 
Kaiſertum ein evangeliſches geworden. Seine Begründung entſchied ſich, 
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als eben die katholiſche Kirche in der Erklärung des Unfehlbarkeitsdogmas 
ihre Kräfte feſter zuſammengefaßt hatte. Sie ſtand dem neuen Staats— 
weſen ſelbſtbewußt gegenüber; es war doch nicht das, was die Mehrzahl 
der deutſchen Katholiken gewünſcht oder erſtrebt hatte. Sie glaubte ſich 
ihm gegenüber vorſehen, ihre Rechte, ihre Anſprüche eiferſüchtig wahren zu 
müſſen. Die Verſchiedenheit des Bekenntniſſes ſchien noch einmal Deutfch- 
land in zwei getrennte Lager ſpalten zu ſollen. 

Mächtig hatte der geſteigerte Verkehr auf die Entfaltung ſtädtiſchen und 
induſtriellen Lebens gewirkt. Er hatte in früher nie gekanntem Maße 
Arbeitermaſſen räumlich zuſammengeführt und unter gleiche Lebensbedin— 
gungen gebracht. Daß ſich daraus Mißſtände ergeben hatten, war zwei— 
fellos; ſie konnten um fo weniger überſehen werden, als die Möglich—⸗ 
keit engeren Zuſammenſchluſſes der ſich bedrängt Fühlenden gegeben war. 
Schon dem norddeutſchen Reichstag hatten Sozialdemokraten angehört. 
Streben nach politiſcher Macht zwecks Hebung der ſozialen Stellung 
ergriff mehr und mehr die Millionen des Arbeiterſtandes und führte zu 
ſchweren Konflikten mit den unerläßlichen Erforderniſſen geordneter Staats⸗ 
lenkung. 

Dazu kamen die unabweisbaren Anforderungen des preußiſchen Staats— 
weſens. Es war bisher, abgeſehen von dem kurzen 48er Zwiſchenſpiel, 
konſervativ regiert worden, konſervativ im guten, allein richtigen Sinne, der 
Fortſchritt nicht ausſchließt, ihn vielmehr als unentbehrlich erkennt und dem— 
gemäß fördert. So war Bismarck konſervativ geweſen und iſt es ſo immer 
geblieben. Nach alter Überlieferung hatte die Leitung des Fortſchritts in der 
Hand der Beamten gelegen; daran hatte auch die Einführung der Ver— 
faſſung nicht allzuviel geändert. Unverkennbar aber war, daß neue Kräfte 
im Staat emporgewachſen waren, die mit gutem Grund nach Betätigung 
verlangten. Für das Wirtſchaftsleben hatten ſie die größte Bedeutung ge— 
wonnen und drängten mit Recht auf vermehrte Geltung in der Verwaltung. 
Die Geſetzgebung konnte dieſe Forderungen nicht unberückſichtigt laſſen. 
Sie wurden aber vor allen Dingen getragen vom Liberalismus, insbeſondere 
vom Bürgertum. Gleichzeitig wurden die Beziehungen zu den Konſervativen 
erſchwert durch die unabweisbare Notwendigkeit, neue Formen zu finden 
für die Beziehungen des Staates zur Kirche. 
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So fehlte es nicht an ſchwierigen innerſtaatlichen Aufgaben, erheblich 
ſchwierigeren, als ſie älter gefeſtigten Reichen geſtellt waren. Die ger 
waltigen Erfolge hatten der Perſönlichkeit des Reichskanzlers autori— 
tatives Anſehen in ſeltenem Umfange erworben; es hat doch durch un⸗ 
geheuere Anſtrengungen geſtützt und immer wieder neu erworben werden 
müſſen, um durchzuſetzen, was dem zweifellos weiſeſten und beſten Deutſchen 
und Preußen für die Zukunft von Reich und Staat notwendig erſchien. 
Selbſt auf dem Gebiete der auswärtigen Politik, wo die überlegene Meiſter⸗ 
ſchaft hätte unbeſtritten fein ſollen, hat ſie immer aufs neue gegen Zweifel 
und Tadel zur Geltung gebracht werden müſſen. 

Sucht man nach einer einigenden Geſamtauffaſſung in dieſem Durch— 
einander von Wollen und Handeln, von Angriff und Abwehr, Unterliegen 
und Gelingen, ſo kann man ſie nur in einem finden, in der Sorge um 
den Beſtand der neuen Schöpfung. Wegweiſend für alle Zeiten, 
für alles politiſche Denken bleibt aber die Tatſache, daß dieſe 
Sorge ſich vor allem richtete auf das rechte Verhalten und 
Gebaren inmitten der vorhandenen Staatenwelt, nicht allein 
der außenſtehenden, ſondern auch der zum Reiche ſelbſt zählen: 
den. Das iſt der Leitſtern, der dem Strebenden leuchtet auf 
all den dunklen und verſchlungenen Wegen des inneren wie 
äußeren Entwicklungsganges. Da iſt nichts Wichtigeres, das 
vom Begründer des Reiches nicht an dieſem Maßſtabe ger 
meſſen worden wäre. Hier ſtellt ſich ihm immer die erſte und 
vornehmſte Frage bei allen entſcheidenden, veraͤntwortungs— 
vollen Erwägungen. 


2. Zentrumsfraftion und Kulturkampf. 


m 21. März 1871 ift der erſte Deutſche Reichstag zuſammengetreten. 
Die Wahlen waren ſchon von Verſailles aus, wenige Tage nach der 
Kaiſerproklamation, auf den 3. März ausgeſchrieben worden. Sie hatten 
ein Ergebnis gehabt, das die Wirkung des Krieges in nationalem Sinne 
nur recht teilweiſe erkennen ließ. Wäre Süddeutſchland nicht geweſen, fo 
wären die Parteien, die den Gedanken der Einigung unter preußiſcher 
Führung vertreten hatten, erheblich geſchwächt in den erſten Reichstag ein— 
gezogen; ihre Angehörigen hatten im Norden zahlreiche Mandate eingebüßt 
zugunſten von Männern, die ſich verpflichtet hatten, einer zu begründenden 
katholiſchen Partei beizutreten. Von dieſer Seite her zogen die erſten Wol— 
ken am Himmel des neuen Reiches auf. 

Wie oft iſt Bismarck in den folgenden Jahren und Jahrzehnten und 
gelegentlich bis auf den heutigen Tag verſchrien worden als ein abgeſagter 
Feind des katholiſchen Glaubens und der katholiſchen Kirche! Zweifellos 
geſchieht ihm damit bitteres Unrecht. Er war ein evangeliſcher Chriſt und als 
ſolcher katholiſchem Glauben und Kirchenweſen abhold. Das hat ihn nie 
abgehalten, ihnen überall, wo immer fie ihm näher traten, die ſchuldige Rück— 
ſicht und Ehrerbietung zu erweiſen. Von grundſätzlicher Gegnerſchaft über 
das Maß desjenigen hinaus, was ihm zur Wahrung ſtaatlicher Autorität 
notwendig erſchien, kann nicht die Rede ſein. Nie und nirgends hat er 


138 Reichskanzler. 


den katholiſchen Glauben bekämpft, nur kirchliche Einrichtungen und An— 
ſprüche, wenn er ſie als Übergriffe in das berechtigte Machtgebiet des 
Staates anſah. 

Der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg und die Begründung des Reiches fallen 
zeitlich zuſammen mit zwei tief einſchneidenden Ereigniſſen im Leben der 
Kirche. An demſelben 18. Juli, an dem in Frankreich der Krieg beſchloſſen 
wurde, ward in Rom die Lehre von der päpſtlichen Unfehlbarkeit zum Dogma 
erhoben, und noch nicht drei Wochen nach der Kataſtrophe von Sedan 
ward der weltlichen Herrſchaft des Papſtes durch das Einrücken italieniſcher 
Truppen in Rom ein Ende gemacht. Eine Wirkung dieſer Hergänge auf 
Deutſchlands katholiſche Bevölkerung konnte nicht ausbleiben. 

Bismarck hat es grundſätzlich vermieden, Einfluß auf die Verhand— 
lungen des Konzils zu ſuchen, obgleich der preußiſche Geſandte am päpſtlichen 
Stuhl, Harry von Arnim, wiederholt dazu aufforderte. Er hatte „ein leb— 
haftes Intereſſe daran, daß die Elemente des religiöſen Lebens, verbunden 
mit geiſtiger Freiheit und wiſſenſchaftlichem Streben, welche der katho— 
liſchen Kirche in Deutſchland eigentümlich ſind, auch in Rom auf dem 
Konzil zur Geltung kommen“, wollte ihnen das aber ſelbſt überlaſſen, unter 
allen Umſtänden etwaige Schritte katholiſcher Mächte abwarten. Er iſt 
von dieſer Haltung auch nicht abgewichen, als das Konzil beſchloß, auch 
dogmatiſche Fragen durch Mehrheitsbeſchlüſſe zu entſcheiden, und die Minder⸗ 
heit durch Ausſchluß von den Kommiſſtonen einflußlos machte. Er war 
der Überzeugung, der er in einem Briefe an Abeken Ausdruck gab: „Den 
Kampf über katholiſches Dogma auf dem römiſchen Terrain aufnehmen, 
hieße für uns den Leviathan im Waſſer angreifen; laſſen wir ihn aufs 
Trockene kommen, d. h. auf den Boden der praktiſchen Durchführung des 
Dogmas innerhalb des preußiſchen Staatsrechts; da find wir ihm über 
legen“. Von irgend welcher grundſätzlichen Gegnerſchaft gegen die Kirche 
und das Papſttum iſt nichts zu erkennen. Mit Ruͤckſicht auf die katho— 
liſche Bevölkerung des Staates verwandte ſich Bismarck am 8. Oktober 
1870 bei der italieniſchen Regierung für die unbehelligte Abreiſe des Papſtes 
aus Rom. 

Es wurden aber aus dieſen Kreiſen der Bevölkerung bald weitergehende 
Wünſche geäußert. 
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Im November erſchien Erzbiſchof Ledochowski von Poſen in Verſailles, 
eine deutſche Intervention in Italien zu betreiben. Am 18. Februar richtete 
Biſchof Ketteler von Mainz mit 56 katholiſchen Mitgliedern des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes eine Adreſſe an den Kaiſer, in der um Wiederher— 
ſtellung des Kirchenſtaats gebeten wurde. Die Wahlen im November hatten 
die Zahl der katholiſchen Vertreter im Hauſe bedeutend vermehrt und zur 
Bildung einer katholiſchen Fraktion geführt, dem Beginn der „politiſchen 
Parteibildung auf der Baſis der Konfeſſion“. Mit der Eröffnung des 
erſten deutſchen Reichstags trat das „Zentrum“ mit 63 Abgeordneten ins 
Leben. Die Thronrede betonte die Nichteinmiſchung in die Angelegenheiten 
fremder Völker; die vorgeſchlagene Antwort, die dieſe Erklärung nachdrück— 
lich guthieß, ward vom Zentrum heftig bekämpft. Auch vertrat es die 
Aufnahme von „Grundrechten“ in die Reichsverfaſſung zu dem Zweck, 
der katholiſchen Kirche als Kirche eine größere Freiheit der Bewegung zu 
ſichern. Schon am 1. Oktober des vorigen Jahres hatte Biſchof Ketteler 
in einem Briefe an Bismarck empfohlen, die Artikel der preußiſchen Ver⸗ 
faſſung über die Stellung der Kirche in die zukünftige Reichsverfaſſung 
aufzunehmen, ein Schreiben, das der Bundeskanzler unbeantwortet ließ. 
Bei feiner forgfältigen Rückſichtnahme auf die Verhältniſſe der Einzelſtaaten 
war es für ihn ganz ausgeſchloſſen, auf dem Wege durch die Reichsgeſetz⸗ 
gebung eine ganze Reihe von ihnen zur Anderung ihrer Verfaſſung zu 
zwingen, was notwendig geworden wäre. 


Die Verquickung mit politiſchen Fragen, und zwar mit ſolchen, die mit 
der inneren Feſtigung des Reiches im engſten Zuſammenhang ſtanden, ver— 
ſchärfte bald den Gegenſatz. Bei den Urteilen über den Urſprung des 
„Kulturkampfes“ wird heute im allgemeinen viel zu wenig beachtet, daß er 
eine jahrzehntelange Vorgeſchichte hat. Seit den Tagen des Kölner Kirchen— 
ſtreits wurde Preußen als die führende proteſtantiſche Macht von katholiſcher 
Seite heftig angefeindet, um ſo heftiger und leidenſchaftlicher, je mehr dieſe 
Macht hineinwuchs in die deutſche Vormachtſtellung. Die Nachricht von 
Königgrätz hatte dem Rheinländer Auguſt Reichenſperger, einem hoch— 
gebildeten und zweifellos deutſch fühlenden Manne, die Worte ausgepreßt: 
„Es koſtet ſehr viel Mühe, ſich in ſolche Ratſchlüſſe Gottes zu fügen“. 
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In katholiſchen Volkskreiſen fand antipreußiſche Geſinnung einen viel 
ſchärferen und derberen Ausdruck und wurde mit erfinderiſcher Rührigkeit 
durch planmäßige Hetzarbeit mittels Wort und Schrift befeſtigt und ver— 
breitet. Bismarck hat während ſeines Frankfurter Aufenthalts reichlich 
Gelegenheit gehabt, dieſe Tätigkeit und dieſe Stimmung aus nächſter Nähe 
nach verſchiedenen Seiten hin kennen zu lernen; es war die Zeit des Kampfes 
um die Konkordate in den ſüdweſtdeutſchen Staaten. Er hat ihre Vertreter 
weiterhin ſtets auf der Seite der Gegner gefunden. Die Einheit, die ge— 
wonnen worden war, war nicht die, welche dieſe Männer erſtrebt hatten. 
Nichts berechtigte anzunehmen, daß ſie ihre Hoffnungen aufgegeben hatten; 
der Begründer des Reiches konnte nur Feindſchaft von ihnen erwarten. 
Noch ehe es zuftande gekommen war, hat der Preßfeldzug begonnen. Die 
„Germania“ iſt am 1. Januar 1871 ins Leben gerufen worden. Das Ziel 
ſchien unverhüllt zutage zu treten, als die neue Partei die offenbaren Feinde 
Preußens, Welfen und Polen, unter ihre ſchützenden Flügel nahm. Der 
Hannoveraner Windthorſt ward ihr Führer; man vertrat die Anſprüche der 
Polen, die ſowohl gegen die preußiſche wie gegen die norddeutſche Ver⸗ 
faſſung proteſtiert hatten. Bismarck hat von vornherein ihre Begründung 
als „Mobilmachung gegen den Staat“ angeſehen, mußte ſie ſo auffaſſen. 

Die deutſchen Biſchöfe haben, trotz früheren Widerſtandes, ſchon Ende 
Auguſt 1870 die Angehörigen ihrer Kirche „mit vollem, rückhaltloſem 
Glauben“ zur Annahme des Unfehlbarkeitsdogmas ermahnt. Es konnte 
aber nicht ausbleiben, daß ſie vielfach verweigert wurde; der Altkatholizismus 
nahm ſeinen Urſprung. Der Staat wurde unmittelbar hineingezogen, als 
Univerſitätsprofeſſoren und Religionslehrer an höheren Schulen die An— 
erkennung ablehnten und infolgedeſſen von ihren Biſchöfen geſperrt, 
geiſtliche Amtsgeſchäfte ihnen unterſagt wurden. Schon im Sommer 1871 
find Bannſprüche für nötig befunden worden. Der Staat fand vor der 
Frage, ob er ſeine Beamten ſchützen, ob er ſie auf Geheiß der Kirche durch 
neu Angeſtellte erſetzen wollte. Die Antwort, die er zu geben hatte, konnte 
nicht zweifelhaft ſein, und die Hemmung vermehrte den Unwillen der Kirche. 
Die katholiſche Agitation in die Maſſen nahm zu an Umfang und Heftigkeit; 
ſie hat in den nächſten Jahren ihren Höhepunkt erreicht. Hinweiſe auf die 
kirchenräuberiſchen Hohenzollern, aus deren Geſchlecht der letzte Hochmeiſter 
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und zugleich Totengräber des Deutſchen Ordens entſproſſen, die nur im 
Ungehorſam gegen Kaiſer und Reich emporgekommen ſeien, waren an der 
Tagesordnung. Pius IX. hatte im Geſpräch mit Graf Tauff kirchen, der 
vertretungsweiſe die Geſchäfte an der Kurie führte, auf die Gefahren hin— 
gewieſen, die von den ſich verbreitenden kommuniſtiſchen Anſchauungen 
drohten. Fürſt Bismarck fand ſich veranlaßt, am 30. Juni 1871 dem 
Grafen zu ſchreiben, daß gerade die Organe der Kirche und die Angehörigen 
des Zentrums durch ihre Agitation die Entwicklung des Kommunismus 
begünſtigten und den Einfluß der Regierung untergrüben, die aggreſſive 
Tendenz der Partei nötige ihn zur Abwehr. 


Durch Friedrich Wilhelm IV. war 1841 eine katholiſche Abteilung im 
Kultusminiſterium ins Leben gerufen worden. Sie ſollte die Beziehungen 
zu Rom erleichtern, fand aber bald ihre Haupttätigkeit in der Regelung 
von Schul- und Kirchenſachen, ſoweit ſie das katholiſche Bekenntnis be— 
rührten. Es war ein Zugeſtändnis, das der kirchenfreundliche, gerechte und 
milde Sinn des Königs ſeinen katholiſchen Untertanen glaubte machen zu 
ſollen nach der Erregung, die im Anſchluß an den Kölner Kirchenſtreit in 
weiten Kreiſen Platz gegriffen hatte. Das Zugeſtändnis hatte ſich zu einem 
fühlbaren Schaden im Staate ausgewachſen, zu einem Organ, das die 
Kirche gegen ihn vertrat. Beſonders empfindlich hatte man das in den 
polniſchen Bevölkerungsteilen zu ſpüren bekommen. Es iſt eine unleugbare 
Tatſache, daß in unſeren Oſtmarken deutſche Gemeinden in der Zeit der 
Wirkſamkeit der katholiſchen Abteilung des Kultusminiſteriums in erheb— 
lichem Umfange durch den Einfluß der Geiſtlichkeit auf die Schule poloniſiert 
worden ſind. Bismarck hat nicht erſt in den „Gedanken und Erinnerungen“ 
in den Vordergrund geſtellt, daß in dieſen Hergängen der Anlaß gelegen 
habe zu ſeinen erſten Maßnahmen gegen den geſteigerten Einfluß der katho⸗ 
liſchen Geiſtlichkeit; er hat das gleich bei deren Beginn betont. Die Ab— 
teilung wurde durch Erlaß vom 8. Juli 1871 aufgehoben. 

Es war natürlich, daß das neuen Sturm erregte. Es verſchlug wenig, 
daß der König im Oktober in ſeiner Antwort auf eine Eingabe des Erz⸗ 
biſchofs Melchers von Köln darauf hinwies, daß die katholiſche Kirche ſich an⸗ 
erkannt in Preußen einer ſo günſtigen Stellung erfreue wie in keinem anderen 
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Lande. Die getroffene Maßnahme konnte einen unmittelbaren Erfolg gar 
nicht haben; weitere Schritte waren daher unvermeidlich. Im Dezember 
ward ein Geſetzentwurf über die Ordnung der dem Staate nach Artikel 23 der 
Verfaſſung zuſtehenden Schulaufſicht eingebracht. Er brach mit dem Grund⸗ 
ſatz der geiſtlichen Schulaufſicht und gab Anlaß zu heftigen Debatten, in 
denen am 10. Februar 1872 der Abgeordnete Mallinckrodt durch ſeine 
Außerung: „Man hat eine Perle annektiert, und wir haben die Perle in 
die richtige Faſſung gebracht“ Anlaß gab, daß fein Fraktionsgenoſſe 
Windthorſt ſeitdem als „Perle von Meppen“ je nachdem geprieſen oder 
beſpöttelt wurde. Noch ehe der Entwurf Geſetz wurde, hatte der Kultus— 
miniſter von Mühler, der den Klerikalen zuneigte, ſeinen Platz geräumt, 
und der liberale Falk war am 22. Januar an ſeine Stelle getreten. Schon 
im Dezember war auch durch Reichsgeſetz dem Strafgeſetzbuch der ſo— 
genannte Kanzelparagraph eingefügt, der den Angriffen geiſtlicher Perſonen 
auf die ſtaatliche Ordnung Schranken ſetzen ſollte; am 4. Juli 1872 folgte 
die Ausſchließung der Jeſuiten aus dem Deutſchen Reiche, weil ſie vor 
allem Rufer im Streit geweſen waren. 

Inmitten dieſer und all der folgenden Kämpfe iſt es unabläſſig Bismarcks 
Bemühen geweſen, zur Kurie ſelbſt in tunlich beſten Beziehungen zu bleiben. 
Hier galten für ihn die Geſichtspunkte der großen Politik; das Papſttum 
war und blieb für ihn eine auswärtige Macht. Seine Bemühungen ſind 
aber durch Jahre erfolglos geblieben. Im April 1872 ward Kardinal Fürſt 
Hohenlohe-Waldenburg⸗Schillingsfürſt zum Botſchafter des Deutſchen 
Reiches beim Päpſtlichen Stuhl ernannt; Arnim war Botſchafter in Paris 
geworden. Man wünſchte die Wahl eines Kardinals für dieſen Poſten in 
Rom als einen Beleg aufgefaßt zu ſehen, daß man Frieden mit der Kurie 
wolle. Der Papſt ließ aber auf die Anfrage, ob genehm, erwidern, daß 
er dem Kardinal die Erlaubnis zur Übernahme des Auftrags nicht erteilen 
könne: „Der erſte und einzige Fall, den ich erlebt, daß eine ſolche Anfrage 
verneinend beantwortet wird“, wie Bismarck am 14. Mai im Reichstage 
erklärte, als Bennigſen anfragte, ob der betreffende Poſten im Etat des 
Auswärtigen Amts nicht abgeſetzt werden könne. 

Es war dieſe Rede, in der er das Wort prägte: „Nach Canoſſa gehen 
wir nicht, weder körperlich noch geiſtig“. Er ſprach ſeine Überzeugung da⸗ 
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hin aus, daß es, bei der vom gegenwärtigen Papſte gegenüber den welt⸗ 
lichen Dingen grundſätzlich eingenommenen Stellung, einer weltlichen Macht 
nicht möglich ſein werde, ohne Schädigung ihrer Rechte zu einer Ver— 
ſtändigung zu gelangen. Er ſtellte daher in Ausſicht, daß man verſuchen werde, 
die ſtrittigen Fragen durch ſtaatliche Geſetzgebung zu ordnen. Er bedauerte 
die Ablehnung, hielt ſich aber nicht für „berechtigt, dieſes Bedauern in die 
Farbe einer Empfindlichkeit zu überſetzen, denn die Regierung ſchuldet 
unſeren katholiſchen Mitbürgern, daß ſie nicht müde werde, die Wege auf— 
zuſuchen, auf denen die Regelung der Grenze zwiſchen der geiſtlichen und 
der weltlichen Gewalt, der wir im Intereſſe unſeres inneren Friedens ab— 
ſolut bedürfen, in der ſchonendſten und konfeſſionell am wenigſten ver— 
ſtimmenden Weiſe gefunden werden könne“. 

Im November trat der preußiſche Landtag zuſammen. Die in Ausſicht 
geſtellten Geſetzentwürfe wurden nacheinander von Falk eingebracht, zu— 
nächſt ein ſolcher über den Gebrauch kirchlicher Straf- und Zuchtmittel, 
dann weitere über Vorbildung und Anſtellung der Geiſtlichen, über Aus— 
tritt aus der Kirche, über kirchliche Difziplinargewalt und die Errichtung 
eines königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. Sie waren 
nach der Meinung der Kommiſſion ohne vorgängige Anderung der Artikel 15 
und 18 der Verfaſſung nicht annehmbar. Man hat dieſe Anderung be— 
ſchloſſen, und die Entwürfe ſind, nachdem auch das Herrenhaus ſie gutge— 
heißen, im Mai 1873 Geſetz geworden, der Anfang der „Maigeſetze“. Da 
ſich unter den neuen Verhältniſſen die Erlangung der kirchlichen Trauung 
nicht ſelten ſchwierig, ja unmöglich geſtaltete, ſo ward dem nächſten Landtage 
ein Geſetzentwurf betreffend die Beurkundung des Zivilſtandes und die 
Form der Eheſchließung — Einführung der obligatoriſchen Zivilehe — ein— 
gebracht, den zu vertreten Bismarck zum 17. Dezember 1873 eigens von 
Varzin nach Berlin herüberkam; er ward am 9. März 1874 Geſetz. Am 
6. Februar 1875 iſt die obligatoriſche Zivilehe auch im Reiche in Kraft ge— 
treten. Am Tage zuvor hat Pius IX. alle dieſe Geſetze kraft feiner apoſto— 
liſchen Gewalt für ungültig erklärt, „eines edlen Volkes unwürdig, eher für 
Sklaven gemacht“. Der Streit ſpitzte ſich zu: Hie Staat, hie Kirche! 

Es iſt im Verfolg der Dinge, um Gehorſam gegen die erlaffenen Geſetze 
zu erzwingen, als notwendig angeſehen worden, beſondere „Kampfgeſetze“ 
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zu machen, fo von Reichs wegen im Mai 1874 ein ſolches, das Aufenthalts: 
beſchränkungen und Landes verweiſungen für widerſpenſtige Geiſtliche vorſah, 
in Preußen im April 1875 das Sperr- oder Brotkorbgeſetz und weiterhin 
eins, das die Orden beſchränkte, und ein anderes über kirchliche Ver— 
mögensverwaltung, Geſetze, deren ſtrikte Durchführung nicht geringe Schwie— 
rigkeiten ſchuf und zu mancherlei Härten Anlaß gab. Am 18. Juni 1875 
wurden die Artikel 15, 16, 18 der preußiſchen Verfaſſung ganz aufgehoben. 


Bismarck hat ſpäter ſtets geltend gemacht, daß er für die Einzelheiten 
dieſer Geſetzgebung und ihre Durchführung nicht verantwortlich gemacht 
werden dürfe, da ſie allein juriſtiſchen Erwägungen entſprungen ſeien. In 
der Tat hat er den Kampf in allen ſeinen Stadien ſtets als einen politiſchen 
aufgefaßt und geführt, beſtimmt, die Grenzen des ſtaatlichen Verfügungs— 
rechts vor Einbrüchen kirchlicher Gewalt zu ſichern. Gern und richtig hat 
er darauf hingewieſen, daß es ſich um einen uralten Gegenſatz handele, daß 
das Papſttum jederzeit eine politiſche Macht geweſen ſei, und daß „nicht 
um Bedrückung der Kirche, ſondern um Verteidigung des Staates“ ge— 
ſtritten werde. Dieſe tiefbegründete, wahrhaft geſchichtliche Einſicht hat 
ihm auch völlig klar gemacht, daß von der Erringung eines ewigen Friedens 
nicht die Rede ſein, daß man höchſtens einen modus vivendi, ein gegen— 
ſeitiges Anerkennen und Rückſichtnehmen erlangen könne, hat ihm aber 
dadurch in der Folge die Beendigung des Kampfes erleichtert. Von der 
Anſchauung, die ſich in dem von Virchow 1873 geprägten Worte 
„Kulturkampf“ verkörperte, die in der katholiſchen Kirche den 
unverſöhnlichen Feind aller Kultur und alles Fortſchritts ſah, 
war Bismarck weit entfernt. Dafür ſtand er geiſtig zu hoch, und ſeine 
geſchichtliche Bildung ging zu tief. 

Daß der Haß des Zentrums ſich ſteigerte, je ſchärfer die ſtaatlichen Ab— 
wehrmaßregeln wurden, und daß es Zuzug leiſtete, ſobald nur irgendwo 
Bismarckgegner auftraten, lag in der Natur der Dinge. Die grellſte Ber 
leuchtung fand die durch die Hetzpreſſe entfeſſelte Leidenſchaft in dem Ver— 
ſuch des Böttchergeſellen Kullmann, am 13. Juli 1874 in Kiſſingen den 
Reichskanzler „um der Maigeſetze willen“ zu ermorden. Sicher, daß kein 
Zentrumsmann irgendwie beteiligt war an der Anſtiftung zu dieſer Tat, 
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aber gleichwohl hatte Bismarck recht, als er am J. Dezember im Reichstage 
der Partei entgegenhielt: „Er hängt ſich an Ihre Rockſchöße“. Die Ger 
ſinnung, aus der die Tat floß, entſtammte der maßloſen Agitation, von 
der Deutſchland erfüllt war. Mußte doch eine Vorſtellung der Fuldaer 
Biſchofsverſammlung im Auftrage des Kaiſers am 9. April 1875 mit dem 
Ausdruck des „Erſtaunens und Bedauerns“ beantwortet werden, „daß 
Geiſtliche in der hohen Stellung der Biſchöfe ſich zum Organ einer Ber 
hauptung machen konnten, als ob es in Preußen eine Verleugnung des 
Glaubens ſei, die Befolgung ſolcher Geſetze zu verſprechen, welche in anderen 
deutſchen und fremden Staaten ſeit Jahrhunderten und noch heute von der 
katholiſchen Geiſtlichkeit und ihren Kirchenoberen bereitwilligſt befolgt wer— 
den, und deren Befolgung dort von katholiſchen Geiſtlichen mit heiligem 
Eide bedingungslos gelobt wird“. 

Den Liberalen war Bismarcks Kirchenpolitik noch aus anderen Gründen 
annehmbar als aus dem der Verteidigung ſtaatlichen Selbſtbeſtimmungs— 
rechts. Anders bei den Konſervativen. Für ſie bildeten nahe Beziehungen 
zwiſchen Staat und Kirche einen Grundpfeiler ihrer politiſchen, ja ihrer 
Welt⸗ und Lebensanſchauungen. Bekämpfung kirchlicher Autorität ſchloß 
für ſie die Gefahr der Schwächung ſtaatlichen Anſehens in ſich, letzten 
Endes die Auf löſung der bürgerlichen und privaten Moral. Es kam hinzu, 
daß Reformen der Verwaltung in liberalem Sinne, vor allen eine neue 
Kreisordnung, ſich als unvermeidlich erwieſen. So haben ſie dem alten 
Genoſſen nicht weiter folgen mögen. Hatte ſchon ſein erſtes Einlenken in 
neue Bahnen ſie ſtutzig gemacht, ſo ſchlug er jetzt Wege ein, die ſie nicht 
gehen wollten. Aus den Reibungen in den Jahren nach 1866 wurde jetzt 
offener Kampf. Alte Freunde wurden Gegner; zu den neuen Gefolgs— 
genoſſen hatte der Kanzler ein inneres Verhältnis nicht. Es wurde einſam 
um den Gewaltigen. Was an körperlicher und ſeeliſcher Kraft noch in ihm 
war, mußte er zuſammenraffen, durchzuhalten im Dienſte ſeines Staates 
und Volkes. Es wurde ihm um ſo ſchwerer, als er auch um den Einfluß 
auf ſeinen Herrn wiederum hart zu ringen hatte. 
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3. Überarbeitet. Kämpfe mit den Konſervativen. 


Die mancherlei Leiden, die Bismarck körperlich plagten, ſtanden in un⸗ 
unterbrochener Wechſelwirkung zu den Mühen und Erfolgen feiner 
Arbeit, kamen und gingen mit ihnen. Sie waren etwas zurückgewichen mit 
dem glücklichen Ausgang des Krieges. Luſt zu neuen Taten ſchwellte die 
Bruſt. Im Juli 1871 fand Roon den Fürſten „voll heiligen Eifers des 
Dienſtes, ganz kurbrandenburgiſchen Vaſall“. Er war am 10. Juni mit 
Moltke und Roon dicht vor ſeinem Herrn in Berlin eingeritten. Am 8. Juli 
aber ſchrieb der Kaiſer an ſeinen Kanzler: „Das Vaterland und ich verlangen 
von Ihnen gebieteriſch Ruhe“. Die Widerſtände, die zu überwinden waren, 
lähmten bald wieder die aufgepeitſchte Kraft. Die Stimmungen wechſelten 
jäh. In einem Briefe an den Bruder vom 23. Juli heißt es: „Meine amt— 
liche Stellung iſt bei allem äußeren Glanze dornenvoller als irgend jemand 
außer mir weiß, und meine tägliche Fähigkeit, alle die Galle zu verdauen, 
die mir das Leben hinter den Kuliſſen ins Blut treibt, iſt nahezu erſchöpft“. 

Ein Vertrag, den Manteuffel als Befehlshaber der Beſatzungstruppen 
in Frankreich eigenmächtig mit dem franzöſiſchen Finanzminiſter Pouyer— 
Quertier abgeſchloſſen hatte, nötigte den Kanzler, Mitte Auguſt ſeine Karls— 
bader Kur in Varzin zu unterbrechen und zum Kaiſer nach Gaſtein zu reiſen, 
wo er die Nichtbeſtätigung durchſetzte. Im Spätherbſt befiel ihn längere 
Krankheit. Am 4. Dezember konnte er zum erſten Male wieder mit der 
Familie eſſen, am 10. das erſte Mal wieder eine Ausfahrt in den Tier⸗ 
garten wagen. Gegen den Erſatz Mühlers durch Falk hatte der König 
ſchwere Bedenken; Einflüffe der nächſten Umgebung arbeiteten entgegen. 
Im Herrenhauſe erhoben ſich im März Kleiſt-Retzow, der dem Kanzler 
einſt ſo nahe geſtanden hatte, und Senfft-Pilſach gegen das Schutaufſicht⸗ 
geſetz. Bismarck beteuerte vergeblich, daß „keine Regierung je ein Intereſſe 
daran habe, mit einer Eonfervativen Partei zu brechen“, fügte allerdings 
bitter hinzu, die Partei „beſorge das mitunter ſelbſt“. 

Das Jahr 1872 war weiterhin kein gutes für ihn. Er brachte vom 18. Mai 
bis 3. September in Varzin zu und weilte, nach kurzem Aufenthalt in 
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Berlin zum Beſuch der Kaiſer von Rußland und Öfterreich, wieder vom 
19. September an dort. Am 16. Auguſt ſchrieb ihm Motley, der mit feiner 
Tochter am 26. Juli zu Bismarcks ſilberner Hochzeit in Varzin geweſen 
war, aus dem Haag: „Ein Mann, der 193 Telegramme und 86 Briefe 
an einem Tage erhält — in ſeiner Zurückgezogenheit —, kann keine prompte 
Privatkorreſpondenz unterhalten“. Selbſt die Nächſtſtehenden machte ſeine 
Reizbarkeit irre. Am 1. September berichtete Roon an Blanckenburg vom 
„Eremiten von Varzin, der alles ſelber machen will und dennoch die ſchärf— 
ſten Verbote erläßt, daß man ihn nicht beläſtige“. Als Alteſter vertrat er 
Bismarck in der Leitung des Staatsminiſteriums, meinte aber, „kaum 
länger mit ihm auskommen zu können“. 

Es war doch kein direkter Konflikt, der es zur Kriſis brachte. 

Der Widerftand des Herrenhauſes in der Frage der Kreisordnung 
ſollte gebrochen werden. Bismarck hatte ſchon lange an eine Reform des 
Hauſes gedacht; die Miniſter, mit alleiniger Ausnahme Roons, wollten 
durch einen Pairsſchub helfen. Die Liſte, die ſie dem Könige gegen Roons 
Willen am 30. November vorlegten, erhielt ſogleich die Beſtätigung. Im 
Zuſammenhang mit dieſer Frage hatte Bismarck ſchon am 13. November 
dem Könige geſchrieben, daß ſeine Kräfte ihm nicht erlaubten, die Geſchäfte 
in dem bisherigen Umfange weiterzuführen. Roon reichte am 8. Dezember 
feine Entlaffung ein. 

Fünf Tage fpäter fchrieb ihm Bismarck, daß am 15. auch er feine Ent— 
laſſung als preußiſcher Miniſterpräſident nachſuchen und nur die Leitung 
des Auswärtigen behalten werde: „Ich habe Goltz und Uſedom jahre— 
lang getragen; es wird mir aber ſauer und unwürdig im Gefühl, mich mit 
einem ſo leichtfertigen und gewiſſenloſen Egoiſten wie Harry Arnim vor 
dem Könige über mein Recht als Miniſter ſtreiten zu ſollen. Das muß ich 
tragen, wenn ich auswärtiger Miniſter bleiben und der König mich noch 
ſchneller aufreiben will, als ich ohnehin zu Grunde gehe. Im Innern habe 
ich aber den Boden, der mir annehmbar iſt, verloren durch die landes 
feindliche Deſertion der konſervativen Partei in der katholiſchen Frage. In 
meinen Jahren und mit der Überzeugung, nicht lange mehr zu leben, hat 
der Verluſt aller alten Freunde und Verbindungen etwas für dieſe Welt 
Entmutigendes, was bis zur Lähmung geht, wenn die Sorge um meine 
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Frau dazutritt, wie das ſeit einigen Monaten verſtärkt wiederkehrt. Meine 
Federn ſind durch Überſpannung erlahmt. Der König, als Reiter im 
Sattel, weiß wohl kaum, daß und wie er in mir ein braves Pferd zu⸗ 
ſchanden geritten hat; die Faulen halten beſſer aus. Die Verantwortung 
für Kollegen, auf die ich nur bittweiſe Einfluß habe, und die Verantwortung 
für ſolche Anſichten und Willensmeinungen Sr. Majeftät, die ich nicht 
teilen kann, vermag ich in meiner deprimierten Gemütsverfaſſung nicht 
mehr durchzufechten. Die meine Beſtrebungen kreuzenden Einflüffe find 
mir zu mächtig, und die ruchloſe Überhebung und politiſche Unbrauchbar— 
keit der Konſervativen hat meine Freudigkeit im Kampfe ſeit letztem Früh⸗ 
jahr gebrochen. Das Zeugnis gegen das Miniſterium, welches in Ihrem 
Abſchiedsgeſuch liegt, hat meinen ſeit Monaten keimenden Entſchluß ſchnell 
gereift.“ 

In Bismarcks Briefen führt nicht ſelten tiefe Verſtimmung das Wort; 
ſchärfer als in dieſem doch in wenigen. Harry von Arnim hatte andauernd 
verſucht, in Paris eigene Politik zu treiben und feine Auffaſſung unmittel- 
bar beim Monarchen zur Geltung zu bringen. 

Die Schwierigkeiten ſind doch in Bismarcks Sinne zunächſt über- 
wunden worden. Roon hat die volle Leitung des Miniſteriums übernommen; 
im Kriegsminiſterium, das er dem Namen nach beibehielt, ward Kameke 
die Geſchäftsführung übertragen. Bald kamen aber neue Prüfungen. 


Am 14. Januar 1873 griff der Abgeordnete Lasker, einer der Führer 
der Nationalliberalen, gelegentlich eines Geſetzentwurfs betreffend die Auf⸗ 
nahme einer Eiſenbahnanleihe von 120 Millionen Talern, den mit Eiſen⸗ 
bahnkonzeſſionen betriebenen Schwindel heftig und mit großem augen⸗ 
blicklichen Erfolge an. Seine Beſchuldigungen trafen neben dem Fürſten 
Putbus und dem Prinzen Biron von Kurland den Geheimrat Hermann 
Wagener, den ehemaligen Schriftleiter der Kreuzzeitung, jetzt vortragen? 
den Rat im Staatsminiſterium, zu dem Bismarck ſeit mehr als zwei 
Jahrzehnten in Beziehung geſtanden hatte, der ihm vielfach auch Mitar⸗ 
beiter geweſen war. In der Volkszeitung ward angedeutet, daß Bismarck 
ſelbſt an den gerügten Manipulationen nicht ganz unbeteiligt ſei, und 
Bismarck fand, daß ihn Roon als Miniſterpräſident gegen dieſen Vor⸗ 
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wurf nicht genügend decke. Es kam im Februar zu einem erregten Brief⸗ 
wechſel zwiſchen den beiden Freunden. Bismarck wollte ſich nicht ver⸗ 
dächtigen laſſen, „unredlichen Vorteil durch ſein Amt und auf Koſten des 
Staates zu ſuchen“. Er iſt während ſeiner geſamten Amtsführung pein⸗ 
lichſt bemüht geweſen, ſolchem Vorwurf auch nicht den blaſſeſten Schein der 
Berechtigung zu bieten. Er klagte bitter, „daß ſich keine Stimme eines 
Kollegen, eines Blattes, eines Freundes habe vernehmen laſſen, ihm gegen 
unverdiente und ſchwere Kränkung freiwillig beizuſtehen“. Er müſſe 
ſich in der offiziöſen Preſſe ſelbſt verteidigen. Er hatte „Andeutungen, daß 
die Angriffe der Volkszeitung aus hohen Kreiſen ſtammen“. Er bat, Ge⸗ 
duld mit ihm zu haben: „Es wird nicht auf lange nötig fein. Den Kampf 
für meinen guten Ruf will ich noch durchfechten mit der letzten Nervenfaſer, 
die Gott mir läßt“. 

Der Freund durfte auf den leidenſchaftlichen Erguß wohl mit der Bitte 
antworten, doch auch Nachſicht zu üben und ihm nicht zuzumuten, „als 
ſtumme Scheibe zu dienen, wenn es Ihnen unvermutet von der Pfanne 
brennt“. 

Mit größerer Berechtigung als gegen Roon wandte ſich Bismarck am 
20. März gegen feinen alten Gönner Senfft-⸗Pilſach, der ihn zur Demut 
und zur Buße ermahnt hatte, damit ſein großes Werk nicht Schaden leide 
und er nicht dem Gericht Gottes verfalle: „Ich hätte gern Gewißheit, daß 
Ihre mahnende Stimme auch den Ihnen naheſtehenden Gegnern der Ne 
gierung Sr. Majeſtät des Königs nicht vorenthalten werde, welchen die 
Demut unſeres Erlöͤſers, den Sie mir mit Recht vorhalten, ſo fremd ge⸗ 
worden iſt, daß ſie im zornigen Dünkel eigner Weisheit und in heidniſcher 
Parteiherrſchaft es als ihre Aufgabe anſehen, das Land und die Kirche zu 
meiſtern und die Grundlagen beider zum Vorteil ausländiſcher und dem 
Evangelium feindlicher Gewalten tatſächlich zu erſchüttern. In ehrlicher 
Buße tue ich mein Tagewerk ohne Eurer Exzellenz Ermahnung; aber wenn 
ich in Furcht und Liebe Gottes meinem angeſtammten Könige in Treue und 
mit erſchöpfender Arbeit diene, ſo wird der phariſäiſche Mißbrauch, den 
die pommerſchen wie die römiſchen Gegner mit Gottes Wort treiben, mich 
in meinem Vertrauen auf Chriſti Verdienſt dabei nicht irre machen“. Unter 
Hinweis auf Pſalm 12 Vers 4 und 5 ſchloß Bismarck mit den Worten: 
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„Ich bitte Eure Exzellenz, ſich Ihrerſeits vorzuſehen, daß Sie dem Gericht 
Gottes nicht eben durch die Überhebung Ihrer an mich gerichteten Warnung 
verfallen“, und vertraute für ſich ſelbſt dem Schluß von Pſalm 3: „Ich 
fürchte mich nicht vor viel Hunderttauſenden, die ſich umher wider mich 
legen. Auf, Herr, und hilf mir, mein Gott! Denn Du ſchlägſt alle meine 
Feinde auf den Backen und zerſchmetterſt der Gottloſen Zähne. Bei dem 
Herrn findet man Hilfe“. 

Als Edwin von Manteuffel, der Generalfeldmarſchall, ihn im November 
erinnerte, der 25. Wiederkehr des Tages zu gedenken, an dem ſein Vetter, 
der ehemalige Miniſterpräſident, unter dem Bismarck ſeine Frankfurter 
Tätigkeit begonnen hatte, in ſeine Stellung eingetreten war, lehnte Bismarck 
das ab: „Ich habe hier“ (in Varzin) „die Reden Ihres Herrn Vetters im 
Herrenhauſe geleſen. Einem Manne, der ſelbſt ausreichend die Schwierig: 
keit des Regierens in Preußen kennen gelernt hat und dennoch ſo reden 
konnte in ſeinem hohen Ehrenalter, dem kann ich keinen Gruß ſenden. Er 
iſt von der europäiſchen Höhe nicht in würdige Zurückhaltung, ſondern in 
die Fraktion der malkontenten Velleitäten herabgeſtiegen, wie Kleiſt-Retzow 
und alle die ehemaligen Präſidenten und Staatsſekretäre, die, wenn fie einen 
Stein brauchen, um den Gegner zu treffen, die clefs de voüte unſeres 
Staatsgebäudes nicht ſchonen und ihrem Unmut auf Koſten der Zukunft 
des Landes und des Thrones unbedenklich die Zügel ſchießen laſſen. Ich 
kann meinem früheren Chef weder brieflich noch perſönlich die Hand reichen, 
nachdem ich feine Herrenhausrede geleſen habe’. Dem Generalfeldmarſchall 
ſtellte er das Zeugnis aus, daß er „unter allen Umſtänden dem Kompaß 
der Pflicht und Liebe für Dynaſtie und Vaterland folge und niemals per 
ſönliche Verſtimmungen den Staat entgelten laſſe“. 

Im Dezember erinnerte Ludwig von Gerlach im Abgeordnetenhauſe 
den einſtigen Zögling an eine Rede, in der dieſer im November 1849 an 
eben dieſer Stelle die Zivilehe als „ſprachlichen und materiellen Gallizismus“ 
bezeichnet und die Hoffnung ausgeſprochen hatte, „daß das Narrenſchiff 
der Zeit an dem Felſen der chriſtlichen Kirche ſcheitern werde“, und ſchloß 
mit dem Wunſche, daß der Kanzler noch aus dem Schiff herausſpringen, an 
den Fels der Kirche ſchwimmen und auf ihm Fuß faſſen möge. Bismarck übers 
ſchüttete die ſelbſtherrliche Unfehlbarkeit des Mannes mit Hohn, betonte, daß 
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er „ſeine perfönliche Meinung dem Staatsbedürfnis unterordne und ſich nicht 
ſchäme zu lernen“, und ſchloß mit der Bitte, von ihm „auch nur einen ge— 
ringen Grad von Beſcheidenheit in Unterordnung des eigenen Urteils unter 
das Bedürfnis der allgemeinen Wohlfahrt zu lernen“. 

Bismarck blieb Sieger in dieſen Zuſammenſtößen; aber ſie zehrten an 
ſeiner Kraft. 

Er hatte inzwiſchen die Laſt der Geſchäfte wieder auf ſich nehmen müffen. 
Am 9. November 1873 war Roon die erbetene Entlaſſung erteilt worden. 
Eine gewiſſe Erleichterung bedeutete für Bismarck nur die Übertragung einer 
Vizepräſidentſchaft im Staatsminiſterium an den Finanzminiſter von Camp⸗ 
haufen. Moritz Blanckenburg, fein alter Geſinnungsgenoſſe, hatte jetzt wie 
früher abgelehnt, Landwirtſchaftsminiſter zu werden, für Bismarck eine 
Enttäuſchung. „Gefochten ſoll ſein,“ ſchrieb er am 20. November an Roon, 
„das iſt mir ſo klar, als ob Gott es mir auf deutſch direkt befohlen hätte. 
Ich ſtehe dienſtlich an der Breſche, und mein irdiſcher Herr hat keine Rück— 
zugslinie, alſo Vexilla regis prodeunt, und ich will, krank oder geſund, 
die Fahne meines Lehnsherrn halten gegen meine faktiöſen Vettern ſo feſt 
wie gegen Papſt, Türken und Franzoſen. Vermüͤde ich, fo bin ich an— 
ſchlagmäßig verwendet, und der Verbrauch meiner Perſon iſt vor jedem 
Rechnungshofe juſtifiziert“. 

In der Nacht vom 5. zum 6. März 1874 erkrankte er an einem ſchweren 
rheumatiſchen Leiden. Im Mai fand Blanckenburg, der dem Einſamen 
doch ein Freund blieb und drei Tage an feinem Krankenſtuhl und Kranken— 
bett geſeſſen hatte, ihn „geiſtig ganz friſch, körperlich völlig hinfällig, un 
fähig, allein zu ſtehen vor Schwäche“. 


4. Reichsgeſetzgebung und Liberalismus. 


a diefen Kämpfen konnte ſich Bismarck auf den gefamten Liberalismus 
ſtützen, der weder ein klerikales noch ein konſervatives Regiment wollte. 
Mit Hilfe der gemäßigteren Rechtsſtehenden verfügte er über parlamentariſche 
Mehrheiten. Aber er konnte doch nicht alles, was nach feiner Einſicht not— 
tat, im Bunde mit dem Liberalismus durchſetzen oder feſthalten. Wenn ſein 
Zuſammengehen mit dieſer Richtung den Unwillen der Konſervativen erregte, 
fo fanden die neuen politiſchen Freunde ihn vielfach zu konſervativ, ja reak⸗ 
tionär. Verbunden war man im Grunde nur durch nationale Geſinnung. 
In der weiteren Ausgeſtaltung von Staat und Reich ſtrebte man verſchie— 
denen Zielen zu, und es war natürlich, daß jede Oppoſition gegen den Reichs— 
kanzler ſich der Unterſtützung ſeiner grundſätzlichen Gegner, der Klerikalen 
und ihres polniſchen, welfiſchen, reichsländiſchen Anhangs, erfreute. So 
fehlte es auch nach der liberalen Seite hin nicht an ſchweren Hemmungen. 
Eine einheitliche, allgemeinen politiſchen Doktrinen entſprechende Politik war 
im neuen Reiche unmöglich, iſt auch ſpäter unmöglich geblieben, wird es 
vielleicht immer ſein. Der Sache hat das weniger zum Nachteil gereicht, als 
die landläufigen politiſchen Vorſtellungen anzunehmen pflegen, und auch das 
wird wohl ſo bleiben. Der Erbauer und erſte Lenker des Reichsſchiffs hat 
es mit feſter, ficherer Hand durch die Wirrniſſe von Strudeln, Klippen 
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und Untiefen, die es in Geſtalt der bunteſten doktrinären und partikulariſti— 
ſchen Mannigfaltigkeit umgaben, wohlbehalten hindurchgeſteuert. 

Den Liberalen, insbeſondere ihrem linken Flügel, lag der Ausbau der Ber: 
faſſung in weſteuropäiſchem Sinne am Herzen. „Erweiterung der Volks— 
rechte! war die Loſung. Demgegenüber hat Bismarck immer wieder dar 
gelegt, daß es falſch ſei, Regierung und Volksvertretung als zwei Körper 
mit verſchiedenen Bedürfniſſen anzuſehen: „Wir haben das gleiche Intereſſe, 
zu beſſern, wenn das Dach durchregnet“; er wollte nicht, daß gefagt werde: 
„Gib mir erſt das, dann will ich dir jenes geben“. Er ermahnte zur Ruhe 
in der Diskuſſion, da „niemand die Rechte des Reichstags in Frage ſtellen“ 
wolle. Er warnte vor der häufigen, ununterbrochenen Kritik der Verfaſſung; 
ſie ſei noch jung, müſſe, werde ſich aber auch einleben. Machterweiterung ſolle 
man „lieber auf dem Gebiete der Territorialverfaſſungen“ ſuchen. „Das 
Reich iſt wirklich“, bemerkte er im November 1875, „noch nicht genug in 
ſich verwachſen, um der Boden zu ſein, auf dem Kraftproben angeſtellt 
werden können“. 

Er hatte dabei zugleich das Volk mit den in ihm vertretenen, ſo verſchie— 
denartigen Strömungen und die Regierungen im Auge. Peinlich wachte er, 
wie ſchon im Norddeutſchen Bunde, über deren vertragmäßig zugeſtandene 
Rechte, auch über die kleinſten. Er trat für die kritiſierte Münzhoheit der 
Einzelſtaaten ein, verteidigte ſächſiſche militäriſche Beſonderheiten. „Eigen— 
tümlichkeiten, die unſerem, an ſchematiſche Regelmäßigkeit gewöhnten Auge 
unangenehm ins Geſicht treten, gehören zu den Imponderabilien“. 

Tunlichſte Schonung der beſtehenden Verfaſſung, die nun einmal ein 
Kompromiß ſei, iſt auch immer der Hauptgrund geweſen, auf den er ſich 
ſtützte bei Ablehnung von Tagegeldern, deren Einführung von 1871—1876 und 
wieder von 1884 an alljährlich von einer wachſenden Reichstagsmehrheit ge 
fordert wurde. Dem Verlangen nach verantwortlichen Reichsminiſterien 
ſetzte er noch nachdrücklicheren und tiefer begründeten Widerſtand entgegen. 
Wie im Norddeutſchen Bunde vertrat er die Meinung, daß ſie entweder 
machtlos ſein oder die Einheitlichkeit der Regierung ſtören würden. Er ver— 
wies auf Muſter, die liberalen Anſchauungen ſonſt geläufig waren; er 
wünſchte dem Reichskanzler die Machtvollkommenheit eines engliſchen ka— 
binettbildenden Miniſters oder eines Präſidenten der Vereinigten Staaten. 
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Trotz der drei ſiegreichen Kriege, die den Wert eines ſtarken, auf feſter 
Ordnung beruhenden Heerweſens unerſchütterlich hätten einprägen ſollen, 
haben auch im neuen Reiche die Streitigkeiten in Heeresfragen fortgedauert. 
Lag doch hier der eigentliche Angelpunkt des Kampfes um die Machtvertei⸗ 
lung zwiſchen Regierung und Volk. Dem Liberalismus ſchwebte die all⸗ 
jährliche Bewilligung, das Parlamentsheer, vor, feinen radikalſten Vertre⸗ 
tern aus dem Süden gar ein Milizſyſtem. Daß die Regierung von den ber 
währten Traditionen nicht laſſen wollte, verſtand ſich von ſelbſt. Ihr Vor⸗ 
ſchlag, die Friedenspräſenzſtärke nach dem Wortlaut der Verfaſſung auf 
ein Prozent der Bevölkerung feſtzuſetzen, endete 1874 mit einem Kompromiß. 
Es wurden 401 650 Mann (hinter dem Zählungsergebnis von 1871 noch um 
9000 Mann zurückbleibend) auf ſieben Jahre bewilligt. Nur mit Mühe hat 
1880 ein abermaliges Septennat mit der Präſenzziffer von 427 274, einem 
Prozent der Bevölkerung vom 1. Dezember 1875, erlangt werden können. 
Als es 1886 erneuert werden ſollte, verſagte die Volksvertretung; Auflöſung 
mußte helfen. Durch die Geſetzgebung des Norddeutſchen Bundes war die 
Heereslaſt gegenüber der bisherigen preußiſchen herabgeſetzt worden; die 
Wehrpflicht dauerte im ganzen nur noch 12 Jahre. Erſt 1888 ward ſie unter 
dem Druck der europäiſchen Verhältniſſe wieder auf die alte Höhe gebracht. 


Alle dieſe Gegenſätze konnten die innere Feſtigung und Weiterentwicklung 
des Reiches zwar erſchweren, nicht aber hindern. Allzuſehr drängten die 
Verhältniſſe auf den verſchiedenſten Gebieten zu einheitlicher neuer und 
beſſerer Ordnung, als daß nicht Reichstag und Regierung ſich hätten finden 
müſſen. Ein norddeutſches Strafgeſetzbuch war ſchon im Mai 1870 zuſtande 
gekommen; mit dem 1. Januar 1872 erlangte es unter geringen Verände— 
rungen auch für Süddeutſchland Gültigkeit. Raſch vollzog ſich die Münz⸗ 
reform auf der Grundlage der Goldwährung; mit dem Ende des Jahres 1875 
waren alle Landesmünzen mit Ausnahme eines Teils der Taler außer Kurs 
geſetzt. In dieſem Jahre wurden auch das Bankweſen und der Notenum—⸗ 
lauf geſetzlich geregelt. Bismarck iſt gegenüber den ſpäteren Anläufen, die 
auf Wiedereinführung der Doppelwährung zielten, ſtets feſt geblieben. Sein 
Gleichnis von der zu kleinen Decke, von der jeder einen möglichſt großen 
Teil an ſich zu ziehen ſucht, iſt zwar heute gegenüber der gewaltigen Stei⸗ 
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gerung der Goldgewinnung nicht mehr ganz zutreffend, war aber für die da— 
malige Lage fo richtig wie ſchlagend. Auch in dieſer ſchwierigen Frage be— 
währten ſich ſein natürlicher Verſtand, ſein klarer Blick, ſein geſundes Urteil. 

Die Reformen auf dem Gebiete der Rechtspflege fanden am 1. Ok— 
tober 1879 mit der Einführung gleichartiger Gerichtsorganiſation und einer 
gemeingültigen Zivil⸗ und Strafprozeßordnung einen vorläufigen Abſchluß; 
ſie find am 1. Januar 1000 durch das Bürgerliche Geſetzbuch gekrönt wor: 
den. Preußen verdankt der erſten Hälfte der ſiebziger Jahre vor allem die 
neue Kreis- und die neue Provinzialordnung für die fünf (ſechs) öſtlichen 
Provinzen (außer Poſen); 1876 ſind Oſt- und Weſtpreußen wieder von 
einander getrennt worden. 

Dieſe vielſeitige und weitgreifende Geſetzgebung, die ſich in der Folgezeit 
als eine wertvolle Grundlage des Zuſammenlebens im Reiche bewährt hat, iſt 
beſonders zuſtande gekommen unter ſtarker Mitwirkung der liberalen Parteien, 
vor allem der Nationalliberalen, und trägt das Gepräge dieſes Zuſammen— 
arbeitens. Die Nationalliberalen hatten im erſten Reichstage 116, im zweiten 
(feit 1874) 155 Sitze inne. Das Band, das fie mit der Regierung verknüpfte, 
ſollte ſich aber löſen. So wenig wie den Konſervativen konnte Bismarck ſich 
dauernd den Liberalen dienſtbar machen. Des Reiches Wohl hing für ihn 
nicht an der Durchführung von politiſchen Doktrinen: „Die Bequemlichkeit, 
die Wohnlichkeit, die Sicherheit des Gebäudes der Schönheit der Faſſade 
unterzuordnen, das iſt eine politiſche Richtung, für die ich nie in meinem 
ganzen Leben Sympathie gehabt habe, und wenn ich mich von Jugend auf in 
juriſtiſchen und wiſſenſchaftlichen Theorien auf Wahrung meines Stand— 
punktes hätte beſchränken wollen, ſo, glaube ich, wäre es mir nicht beſchieden 
geweſen, eine irgend bemerkbare Rolle in den Ereigniſſen der letzten Jahr— 
zehnte zu ſpielen“, erklärte er vor dem Reichstage am 3. Dezember 1875. 

Die Handels- und Wirtſchaftspolitik, die unfer Erwerbsleben fo geſtaltet 
hat, daß es heute die ſchwerſten Belaſtungsproben erträgt, iſt das Werk des 
Fürſten Bismarck, ſein eigenſtes ſo gut wie die Aufrichtung des Reiches ſelbſt. 
Nur unter den ſchwerſten Kämpfen, gegen eine Welt von Widerſachern, 
hat er ſie zur Geltung bringen können, nicht anders als zuvor den ſtaatlichen 
Zuſammenſchluß. 
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reußens und des von ihm geleiteten Zollvereins Zoll- und Steuerpolitik 

läßt ſich ihrem Geſamtcharakter nach als gemäßigter Freihandel oder 
auch als gemäßigte Schutzzollpolitik bezeichnen. Extreme Maßnahmen, wie die 
Geſchichte Englands, Rußlands, der Vereinigten Staaten ſie kennt, ſind ihr 
ſtets fremd geblieben. Die Landwirtſchaft vertrat naturgemäß freihändle— 
riſche Wünſche, Gewerbe und Induſtrie hegten ſchutzzöllneriſche. Das ber 
gann ſich für die Landwirtſchaft zu ändern in den Jahren, als Deutſchlands 
Einigung im Werden begriffen war. Die Erleichterung des Verkehrs fing 
an, die Arbeit des Landmannes hochentwickelter und dichtbevölkerter Kultur⸗ 
länder mit dem Wettbewerb von Gebieten zu bedrohen, die unter günſtigeren 
Bedingungen erzeugten. 

Bismarck iſt aber zunächſt nicht durch dieſen Wandel in neue Bahnen 
gelenkt worden, obgleich er der Landwirtſchaft perſönlich nahe genug ſtand. 
Ihn leitete auch hier die Sorge, die immer und immer wieder Antrieb ſeines 
Wollens wurde, die Sorge um die Wohlfahrt, den Beſtand des Reiches. 
Es war für ſeinen Bedarf an Geldmitteln auf die Zölle und Steuern und 
den Ertrag der Poſt angewieſen; das Fehlende mußte in Form von Ma⸗ 
trikularbeiträgen aufgebracht werden. Das Reich war Koſtgänger bei den 
Einzelſtaaten und naturgemäß in ſteigendem Maße. Das konnte die Freude 
an der Einheit, der man ſich doch nicht überall gern gefügt hatte, nicht 
mehren. Beſonders in der Bevölkerung und bei den Regierungen der weniger 
wohlhabenden Bundesglieder machte ſich der Druck fühlbar. Bismarck 
hat im März 1877 im Reichstag einmal die Außerung getan: „Die Reichs- 
flut iſt rückläufig; wir gehen einer Ebbe entgegen“. Es war ſeine Über⸗ 
zeugung, daß das Reich auf eigene Füße geſtellt werden müſſe. 

Das war nur möglich durch Steigerung der indirekten Abgaben. Er hat 
dieſe Auffaſſung ſchon am 1. Mai 1872, als im Reichstage die Aufhebung 
der Salzſteuer beantragt war, nachdrücklich vertreten. Unbekümmert um 
Popularität bezeichnete er die Redensart von der „Pfeife des armen Mannes“ 
als eine „politiſche Heuchelei“, die man für erlaubt halte und ſich und andern 
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konzediere; nur die Steuern, welche von der großen Maſſe gezahlt würden, 
könnten dem Finanzminiſter den Säckel füllen; die Reichen ſeien nicht zahl⸗ 
reich genug, den Hauptbedarf zu decken. Er hat das ſpäter wieder und wieder 
auseinandergeſetzt und auf die andern großen Reiche, vor allem auf die, welche 
fonft immer im Meinungsſtreit als Muſterländer vorgeführt wurden, Eng⸗ 
land, Frankreich, Amerika, verwieſen, die ſämtlich einen außerordentlich viel 
größeren Teil ihres Staatsbedarfs aus indirekten Steuern deckten und 
decken. 

Wenn ſo politiſche Erwägungen zunächſt in neue Bahnen führten, ſo 
traten ihnen bald wirtſchaftliche zur Seite. 

Der allgemeine Aufſchwung, der dem Kriege folgte, hielt nicht allzu lange 
an. Der Milliardenſegen iſt wohl Staatserforderniſſen dienlich geweſen, 
nicht aber in gleichem Maße der Privatwirtſchaft, wie weit auf Grund von 
Fehlgriffen, wie weit in gewiſſem Grade unvermeidlich, wird ſich kaum jemals 
entſcheiden laſſen. Die Jahre 8744876 bedeuten einen Tiefſtand des deut⸗ 
ſchen Wirtſchaftslebens und damit eine Erhöhung der Schwierigkeiten in 
der richtigen Verteilung der Steuerlaſten. Bismarck hatte der Wirtſchafts⸗ 
politik bis dahin eine nähere Aufmerkſamkeit nicht gewidmet, weder in 
Preußen noch im Norddeutſchen Bunde oder im Reich. Sein bewährter 
Mitarbeiter Rudolf Delbrück, ſeit 1867 Präſident des Kanzleramts, Bis⸗ 
marcks „rechte Hand“, war ihm Autorität in Handelsſachen. Er verfolgte 
im Einklang mit der vorherrſchend freihändleriſch gerichteten öffentlichen 
Meinung das Ziel eines allmählichen Abbaus der noch vorhandenen Schutz⸗ 
zölle. Am 1. Oktober 1873 hörte der Zoll auf Roheiſen auf; vom 1. Januar 
1877 an ſollten auch faſt alle anderen Eiſenwaren frei eingehen. Aber in 
den ſchwierigen Jahren mehrten ſich die Klagen ſo, daß ſie nicht mehr 
überhört werden konnten. Die Induſtrie wollte nicht ſchutzlos der fremden 
Konkurrenz ausgeſetzt ſein, der engliſchen, die durch Erfahrung, Einrich- 
tungen und Mittel einen mächtigen Vorſprung hatte, der amerikaniſchen, die 
hinter der Deckung einer ſperrenden Zollgeſetzgebung arbeitete. Dazu kam 
die veränderte Lage der Land- und Forſtwirtſchaft, deren Verhältniſſe dem 
Reichskanzler ſo vertraut waren. Erleichterung des Verkehrs zu Waſſer 
und zu Lande, dazu die Tarifpolitik deutſcher Eiſenbahnverwaltungen führten 
fremde Erzeugniſſe bis in die innerſten Gebiete des Reiches zu billigeren 
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Preiſen, als ſie dort hervorgebracht werden konnten. Unentbehrliche Erwerbs— 
zweige litten Not, fingen an zu verkümmern. War die landläufige Vor— 
ſtellung denn wirklich richtig, die in möglichſt verbilligtem Konſum das 
höchſte zu erſtrebende Ziel und in ihm eine ſichere Bürgſchaft für allgemeine 
Wohlfahrt ſah? Die Zweifel find langſam im Reichskanzler herangewachſen. 
Sein klarer Blick für das Tatſächliche des ihn umgebenden Lebens ſtärkte 
und mehrte ſie bald. Sein Weg fing an ſich von dem Delbrücks zu trennen. 
Der hochverdiente Mitarbeiter ſchied am 1. Juni 1876 aus dem Reichs— 
kanzleramt; der darmſtädtiſche Miniſter Hofmann trat an ſeine Stelle. 
Schutz der nationalen Arbeit durch Zuſammengehen von Landwirtſchaft und 
Induſtrie, die beide ſolches Schutzes bedurften, ward das Programm der 
Wirtſchaftspolitik Bismarcks, iſt es unentwegt geblieben, fo lange er die 
Zügel noch in Händen gehalten hat. 


Gelegentlich einer Beratung über Ausgleichsabgaben als Kampfmittel 
gegen Ausfuhrprämien fremder Länder äußerte Bismarck im Dezember 1876 
im Reichstag, daß er Zölle auf Einfuhren aus Rußland und Oſterreich, 
alſo auf landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, nicht völlig ablehne, Richters Er 
klärung gegen alle Retorſionen ſie ihm allerdings in den Verhandlungen 
über den neuen ruſſiſchen Goldzoll abſchneide. Am 13. Februar 1877 for⸗ 
derte er Camphauſen zur Ausarbeitung eines Reformentwurfs der Steuer— 
und Zollgeſetzgebung auf. Es waren 24 Millionen Matrikularbeiträge mehr 
aufzubringen. Zölle und Steuern auf Tabak, Zucker, Wein, Bier, Brannt— 
wein, Kaffee, Petroleum, Gas, alſo auf Gegenſtände des allgemeinen Ge— 
brauchs, ſollten erhöht bzw. neu eingeführt werden, dazu mäßige Schutzzölle 
gegen die Induſtrie fremder Staaten. 

Das Verlangen ſtieß im Miniſterium auf Widerſtand. Über die 
Schwierigkeit, ſein Ziel zu erreichen, hat Bismarck ſich wohl keinen Augen— 
blick getäuſcht. Aber er hatte fie bei den Volksvertretern, weniger bei den 
Kollegen erwartet. Er hat am 27. März 1877 um Entlaſſung aus allen ſeinen 
Amtern in Preußen und im Reich nachgeſucht, ein „müder Jäger“, der 
vergebens nach „Jägerburſchen“ ſucht, ihm „die Sauen zu ſtellen“. Er 
zweifelte, ob ſeine Kraft der Aufgabe gewachſen ſei; perſönliche Reibungen, 
bei denen es ſich wieder um Einflüſſe beim Kaiſer handelte, ſpielten mit. 
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Es iſt das Geſuch, das Wilhelm J. mit der Randbemerkung: „Niemals“ 
beantwortet hat. Am 10. April trat Bismarck einen laͤngeren Urlaub an. 

Doch waren damit die Hemmungen nicht beſeitigt. Gegen Ende des 
Jahres ſchrieb der Kanzler an ſeinen Staatsſekretär von Bülow: „Ich 
habe Feinde am Hofe; aber deshalb werde ich die Ehrerbietung gegen meinen 
allergnädigſten Herrn nicht verletzen. Die Hauptſache für mich iſt, daß ich 
im Staatsminiſterium Kollegen finde, welche die Maßregeln, die für die 
Sicherheit und die Intereſſen Preußens und des Reiches notwendig ſind, 
energiſch und freiwillig fördern. Mir liegt nicht am Perſonenwechſel, ſondern 
an der Sache; wenn dieſe aber nicht ausführbar iſt, ſo will ich gehen.“ 
Camphauſen gab ſelbſt zu, daß man 50 Millionen brauche; es war, nach 
Bismarcks Meinung, die Aufgabe des Finanzminiſters, nicht des Reichs— 
kanzlers, ſie zu ſchaffen. 

Das verlangte Reformprogramm fiel anders aus, als es gewünſcht war. 
An Stelle des Monopols brachte es eine Erhöhung der Steuer und des 
Zolles auf Tabak. Im Reichstag vertrat Bismarck am 22. Februar 1878 
offen das Monopol. Nach Schluß der Sitzung erklärte Bennigſen, der 
Führer der Nationalliberalen, mit dem über Eintritt ins Miniſterium ver 
handelt worden war, daß er ablehnen müſſe. Am 27. reichte Camphauſen 
feine Entlaffung ein wegen feiner „Abſchlachtung“ im Reichstag durch die 
Nationalliberalen und den Fortſchritt. Der Oberbürgermeiſter von Berlin 
Hobrecht wurde ſein Nachfolger. 

Da verſchoben unerwartete Zwiſchenfälle die Lage vollſtändig. Innerhalb 
eines Zeitraumes von drei Wochen wurde zweimal verfucht, Kaiſer Wilhelm l. 
zu töten, am u. Mai von dem Flaſchnergeſellen Hödel, am 2. Juni von 
einem Dr. Nobiling. Beide hatten ſich bei ihrem Verbrechen von ſozialiſtiſchen 
Vorſtellungen und Wünſchen leiten laſſen. Schon am 17. Mai hat die 
Regierung dem Reichstage einen Geſetzentwurf zur Abwehr ſozialdemo— 
Eratifcher Ausſchreitungen vorgelegt; er iſt am 24. mit großer Mehrheit 
abgelehnt worden. Sofort nach dem zweiten Attentat beantragte Preußen 
im Bundesrat die Auflöſung des Reichstags und die Anordnung von 
Neuwahlen; beides wurde genehmigt; die Neuwahlen ſetzte man auf den 
30. Juli an. Das Ergebnis war eine weſentlich veränderte Zuſammen⸗ 
ſetzung des Reichstags, beſonders eine Stärkung der Konſervativen, deren 
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Zahl von 78 auf 10 ſtieg. Sie bildeten jetzt zuſammen mit dem Zentrum 
eine Mehrheit. 

Die Wahlen waren unter dem Eindruck der Attentate erfolgt; für oder 
gegen Sozialiſtengeſetz war ihre Hauptloſung geweſen. Aber ſie waren doch 
auch durch die wirtſchaftlichen Fragen ſtark beeinflußt. Als im Herbſt der 
Reichstag wegen des Abwehrgeſetzes zu kurzer Tagung zuſammentrat, bildete 
ſich aus feiner Mitte (17. Oktober 1878) die „freie volkswirtſchaftliche Ver⸗ 
einigung“, die 204 Mitglieder zählte, faſt ſämtlich den beiden genannten 
ſtärkſten Fraktionen angehörig. Sie war bereit, dem Kanzler auf den neuen 
Bahnen der Steuer-, Handels- und Finanzpolitik zu folgen. 


Der Reichstag des Jahres 1879 hat volle fünf Monate, vom 12. Februar 
bis zum 12. Juli, getagt. Vom Mai an ging der Kampf um den Zoll⸗ 
tarif; er endete mit einem Siege der Regierung. Es waren Glanztage Bis— 
marckſcher parlamentariſcher Tätigkeit. 

In den für Bundesrat und Reichstag verfaßten Denkſchriften wie in 
der Ausfprache vor den Volksvertretern gehen des Kanzlers Darlegungen 
immer aufs Ganze, auf die unlösbaren Zuſammenhänge von Wirtſchafts⸗ 
und Finanzpolitik in Reich und Staat. Sein Ziel iſt: „Verminderung der 
direkten Steuerlaſt “, die ja ausſchließlich in den Einzelſtaaten fühlbar wurde, 
„durch Vermehrung der auf indirekten Abgaben beruhenden Einnahmen 
des Reiches“. Er hatte dabei die richtige Verteilung der unvermeidlichen 
Leiſtungen im Auge — „der ſchwere Steuerrock müſſe möglichſt bequem 
ſitzen! —, aber darüber hinaus und noch mehr die innigere Verſchmelzung 
der Staaten mit dem Reiche. Nach Artikel 70 der Verfaſſung ſeien die 
Matrikularbeiträge als vorübergehend gedacht; das Reich ſei ein mahnender 
Gläubiger, während es bei richtiger Benutzung der Quelle, zu denen der 
Schlüſſel durch die Verfaſſung in des Reiches Hände gelegt ſei, ein frei⸗ 
gebiger Verſorger ſein könne. Die Laſt müſſe in derjenigen Form aufgelegt 
werden, in der ſie am leichteſten zu tragen ſei, und das ſei die indirekter 
Steuern. Die Gegner führten beſonders die Belaſtung der unteren Klaſſen 
durch Auflegen auf unentbehrliche Verbrauchsartikel oder gewohnte Genuß⸗ 
mittel ins Feld. Dem gegenüber verwies Bismarck darauf, daß in Preußen 
gerade den weniger Bemittelten durch Erlaß der Klaſſenſteuer, die von den 
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Einkommen bis zu 3000 Mark erhoben wurde, 42 Millionen erſpart werden 
würden, wenn das Reich in der Lage wäre, aus ſeinen Einnahmen abzugeben. 
Er vertrat die Überweiſung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer, die durch vermehrte 
Reichseinnahmen möglich werde, an die Gemeinden, Kreiſe und Provinzen, 
um deren Bedürfniſſe zu decken, vor allem die Schul- und Armenlaſten. 

Beſonders nachdrücklich trat er für die Landwirtſchaft ein. Er verwies 
auf die ſtarke Auswanderung, die in den letzten Jahren beſonders in den land⸗ 
wirtſchaftlichen Gebieten des Oſtens Platz gegriffen hatte, in denen von Über: 
völkerung nicht die Rede ſein konnte. Er wies nach, wie das Getreide auf 
einen Preis herabgedrückt werde, zu dem es in Deutſchland nicht erzeugt 
werden könne; man benachteilige die eigene Arbeit gegenüber der fremden; 
fremdes Holz werde in Gegenden gebracht, wo das eigene im Walde vor— 
komme und die im Forſtweſen beſchäftigte Bevölkerung brotlos ſei. Er be 
ſtritt, daß der vorgeſchlagene geringe Getreidezoll (50 Pf. auf den Doppel⸗ 
zentner für Roggen, eine Mark für Weizen) vom Inlande getragen werde. 
Eine Erhöhung der Brotpreiſe werde nicht eintreten; überhaupt ſei billiges 
Brot keineswegs das erſte und oberſte Erfordernis aller Volkswohlfahrt. 
Er ſchlug herrſchenden Vorſtellungen, in deren Beſitz ſich jeder „Gebildete“ 
befriedigt fühlte, keck ins Geſicht, nicht zuletzt auf ſorgfältige und genaue Beob⸗ 
achtung der ihn umgebenden Verhältniſſe, auf den außerordentlichen Reich— 
tum ſeiner Erfahrungen geſtützt: „Ich laſſe mich auf einen Streit zwiſchen 
Schutzzoll und Freihandel überhaupt nicht ein. Die abſtrakten Lehren der 
Wiſſenſchaft laſſen mich in dieſer Beziehung vollſtändig kalt“. Von der 
Statiſtik „halte er nicht viel mehr“, ſeitdem er „näher hineingeblickt“. Er 
faßte ſeine Meinung dahin zuſammen: „Wir ſind in einem Verblutungs— 
prozeß; die Schutzzolländer wachſen im Wohlſtande, beſonders Rußland“. 

Die Reden vom 2. und 21. Mai des Jahres 1879 ſind Meiſterreden für 
die Frage der Wirtſchaftsreform. Die Überzeugungen, die ſie vertreten, ſind 
durch die nachfolgenden Tatſachen als berechtigt erwieſen worden; ihren 
unſchätzbaren Wert hat der Krieg auch dem Blödeſten klargemacht. Es iſt 
Bismarcks Verdienſt, daß Deutſchland wirtſchaftlich auf eine geſunde 
Grundlage geſtellt, das für einen kontinentalen Staat unentbehrliche Gleich— 
gewicht induſtrieller und agrariſcher Betätigung wenigſtens einigermaßen 
gewahrt wurde. 
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Am 12. Juli iſt das neue Zollgeſetz mit 217 gegen 117 Stimmen vom 
Reichstag angenommen worden. Seine Tendenz hat ſogar noch eine 
Steigerung erfahren, indem der Reichstag auch den Roggenzoll auf eine 
Mark feſtſetzte. Der Erfolg hätte nicht errungen werden können ohne das 
Zentrum, das mit der Regierung ſtimmte, weil das den Intereſſen des 
größten Teils ſeiner Wähler entſprach. Es verſtand aber, der Reform, wie 
ihr Urheber ſie meinte, einen Hemmſchuh anzulegen. Es wurde ihr die 
Frankenſteinſche Klauſel angehängt, nach welcher an die Einzelſtaaten über⸗ 
wieſen werden ſollte, was aus Zöllen und Steuern mehr als 130 Millionen 
eingehen würde. Der Bedarf des Reiches war mit dieſer Summe nicht 
gedeckt. Die Matrikularbeiträge blieben alſo beſtehen und beſtehen bis heute, 
obgleich ſie zum großen Teil durch Überweiſungen gedeckt werden. Das 
Reich ſollte doch wieder von den Einzelſtaaten abhängig, fein Vorhanden— 
ſein ihnen fühlbar gemacht werden. So wollte es die partikulariſtiſche Ten⸗ 
denz gegenüber der zentraliſtiſchen des Reichsleiters. In Dingen, bei denen 
Sonderrechte der Einzelregierungen in Frage kamen, war Pismarcf ein ab⸗ 
gefagter Feind der Unifizierung; fie in einer Form zu vertreten, in der das 
Reich zur Wohltat für die Einzelſtaaten wurde, hat er nachdrücklich ver⸗ 
ſucht, ift ihm aber nur teilweiſe gelungen. Dem wirtſchaftlichen Erfolge 
entſprach ſo nicht ganz der politiſche. Bismarck hat für die Klauſel ger 
ſprochen, weil der Entwurf nur mit ihr eine nehrheit gewinnen konnte. 


Der Sieg hatte errungen werden müſſen in ſcharfem Gegenſatz zu den 
Liberalen. Die engliſchen Vorſtellungen vom unbeſtreitbaren Segen des 
Freihandels bildeten bei ihnen faſt durchweg einen Teil der politiſchen Grund 
überzeugungen. Dazu kam, daß indirekte Steuern parlamentariſche Aufſicht 
erſchweren, der Ausbreitung parlamentariſcher Macht hinderlich ſind. Mit 
der Zeit, wo Bismarck ſchutzzöllneriſche Gedanken äußerte, 1877, ſetzt auch 
die Klage über Reaktion ein. Die umſtrittene Vorlage machte Bismarck in 
den Augen der Liberalen zum Abtrünnigen. So wiederholten ſich Erfahrun⸗ 
gen, die einige Jahre zuvor mit den Konſervativen gemacht waren. In ſeiner 
Rede vom 9. Juli 1879 hat ſich der Kanzler mit den politiſchen Freunden, 
von denen er ſich diesmal trennen mußte, ſcharf auseinandergeſetzt, dargelegt, 
daß er nicht im Dienſt einer Fraktion regieren könne. „Ich habe von An⸗ 
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fang meiner Karriere an nur einen Leitſtern gehabt: Durch welche Mittel 
und auf welchem Wege kann ich Deutſchland zu einer Einigung bringen 
und, ſoweit dies erreicht iſt, wie kann ich dieſe Einigung befeſtigen, fördern 
und fo geftalten, daß ſie aus freiem Willen aller Mitwirkenden dauernd er— 
halten wird?“ 

In engſten Beziehungen zu den wirtſchaftlichen Fragen ſtand das Eiſen— 
bahnweſen. 

Bismarck hat gewünſcht, daß die Verwaltung der Eiſenbahnen wie die 
der Poſt und Telegraphen ans Reich übergehe. Im Einvernehmen mit ihm 
hat der Württemberger Elben im Juni 1873 im Reichstag einen Antrag 
auf Begründung eines Reichseiſenbahnamtes geſtellt, der auch angenommen 
worden iſt. Aber die Entwürfe eines Reichseiſenbahngeſetzes ſcheiterten in 
den nächſten Jahren am Widerſtande der vier nächſt Preußen mächtigſten 
Bundesſtaaten; ſie bezogen aus ihren Eiſenbahnen erhebliche Einnahmen 
und fürchteten deren Schmälerung. 

Außerhalb Preußens herrſchte überall in Deutſchland faſt ausſchließlich 
das Staatsbahnſyſtem. In Preußen ſelbſt waren die ertragreichen Bahnen 
der dichter bevölkerten und verkehrsreicheren Landesteile ganz überwiegend 
im Beſitz von Privatgeſellſchaften; für den Oſten der Monarchie hatte, wenn 
er nicht ganz ohne Schienenſtränge bleiben ſollte, der Staat den Bahnbau 
in die Hand nehmen müſſen. Im März 1876 brachte Bismarck im Land⸗ 
tage einen Geſetzentwurf ein, der die Regierung ermächtigte, Eigentums— 
und ſonſtige Rechte des Preußiſchen Staates an Eiſenbahnen durch ent— 
ſprechende Verträge auf das Reich zu übertragen. Der Entwurf ward an— 
genommen trotz heftigen Widerſpruchs des Führers der Fortſchrittspartei, 
Eugen Richters. Bismarck „glaubte nicht, daß die deutſche Freiheit und Ein— 
heit auf der erſten Reichslokomotive davonfahren werde“. Im Herrenhauſe 
hat Kleiſt-Retzow dagegen geſprochen. Die Widerſtände entfloſſen ſehr 
verſchiedenen Quellen. Bismarck erachtete es „als Pflicht, zuerſt die Macht 
des Reiches, nicht die eines Großpreußentums zu erſtreben“. 

Trotz des preußiſchen Entgegenkommens hat das neubegründete Reichs— 
eiſenbahnamt aber nicht zur Geltung kommen können. Sein Leiter, Maybach, 
von dem Bismarck mit gutem Grunde viel erwartete, entſagte im Dezember 
1870 der Stellung als durchaus unbefriedigend. Für die Durchführung und 
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den Erfolg der neuen Wirtſchaftspolitik aber war es unbedingt erforderlich, 
daß Preußens Regierung Einfluß gewann auf die Tarifgeſtaltung der 
wichtigſten Verkehrsadern des Staates. Zu dieſem Ziele gab es jetzt keinen 
anderen Weg mehr als die Verſtaatlichung der Bahnen. 

Den Reichstagsdebatten über Wirtſchaftspolitik folgten im Oktober 1879 
die Wahlen für ein neues preußiſches Abgeordnetenhaus. Sie ergaben eine 
vollſtändige Niederlage der Liberalen; die Fortſchrittspartei ſank von 66 auf 
35 Mitglieder, die Fraktion der Nationalliberale von 177 auf 103; die Ver⸗ 
treter der neuen wirtſchaftlichen Ziele brachten es von 156 auf 268 Stimmen. 
Die Zeit, Anträge auf Ankauf von Eiſenbahnen zu ſtellen, war gekommen. 

Ende März 1878 hatte Maybach an Achenbachs Stelle das Handels— 
miniſterium übernommen, im nächſten Jahre das von dieſem getrennte 

tinifterium der öffentlichen Arbeiten. Unter feiner Leitung hat ſich dann in 
den nächſten Jahren die Verſtaatlichung aller wichtigeren Bahnlinien voll⸗ 
zogen. Noch während der erſten Seſſion wurden im Weiten die Köln— 
Mindener und die Rheiniſche, im Oſten die Magdeburg-Halberſtädter, die 
Berlin- Potsdam Magdeburger, die Stettiner und Hamburger Bahn vom 
Staate erworben. Da das Netz der Geſellſchaften ſich vielfach über die Landes⸗ 
grenzen hinaus auf das Gebiet kleinerer Staaten erſtreckte, erlangte Preußens 
Regierung einen ſtark geſteigerten Einfluß auf das geſamte norddeutſche 
Verkehrsweſen, der fich durch die natürliche Entwicklung weiterhin noch er— 
heblich gemehrt hat. Reichseinheit im Eiſenbahnweſen war nicht errungen, 
iſt auch heute nicht erreicht; aber für einen entſcheidenden Teil des Reichs⸗ 
gebiets war Einheitlichkeit durchgeſetzt und hat ſeitdem Fortſchritte gemacht. 


Bismarck hat um dieſelbe Zeit noch an einem anderen ſehr weſentlichen 
Punkte die wirtſchaftliche Einheit des Reiches hergeſtellt. Hamburg und Bre⸗ 
men, die beiden Augen, mit denen Deutſchland aufs Weltmeer hinausblickt, 
ſtanden außerhalb der Zolleinheit. Sie legten hohen Wert darauf, Freihäfen 
zu bleiben und dadurch im Beſitz ganz ungehinderten Verkehrs mit dem Aus⸗ 
lande. Die nicht gewollte, aber natürliche Folge war, daß ſie ſich zunächſt als 
Vertreter der Einfuhr, weniger als die der Ausfuhrintereſſen anſahen. Außer⸗ 
dem entgingen dem Reich ganz erhebliche Zoll- und Steuereinnahmen, da der 
Ausfall durch das nach der Kopfzahl geleiſtete Averſum bei der beſonders großen 
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Kaufkraft ihrer Bevölkerung nicht gedeckt wurde. Verfaſſungsmäßig war den 
drei Hanſeſtädten zugeſagt, außerhalb der Zollgrenze zu bleiben, „bis ſie 
ihren Einſchluß in dieſelbe beantragen“. Lübeck hatte einen ſolchen Antrag 
geftellt und war 1868 Glied des Zollvereins geworden. Hamburg und 
Bremen huldigten der Auffaſſung, daß die Verfaſſung ſie berechtige, den 
Anſchluß überhaupt nicht zu beantragen. 

Bismarck war anderer Meinung. Er fühlte ſich verpflichtet, einem Zu— 
ſtand ein Ende zu machen, bei dem die beiden vornehmſten Handelsplätze 
des Reiches wirtſchaftlich nicht nur vom Geſamtkörper gelöſt, ſondern zu 
ihm geradezu in Gegenſatz geſtellt waren. Am 24. Dezember 1879 richtete 
er an die Senate der beiden Städte die Anfrage, wann ſie den in Artikel 34 
vorgeſehenen Antrag zu ſtellen gedächten. Da die Antwort unbefriedigend 
ausfiel, ſchritt er zu Zwangsmaßregeln. 

Delbrück ſelbſt iſt ihm dabei als Reichstagsmitglied in den Weg getreten. 
Am 8. Mai 1880 kam der Elbſchiffahrtsvertrag mit Öfterreich zur Ver— 
handlung; Delbrück beantragte einen Zuſatz, nach welchem die Zollgrenze 
auf der Elbe nur durch Geſetz ſollte verlegt werden können. Bismarck ant— 
wortete ſcharf, die Reichsgrenze ſei Zollgrenze; der Bundesrat könne die 
Zollgrenze legen, wohin er wolle; das habe Delbrück früher ſelbſt vertreten. 
Am 14. Juni ward die Zollgrenze durch Verordnung von oberhalb Ham— 
burg an die Elbmündung verlegt, eine Erſchwerung des Hamburger Han— 
dels, welche die Stadt weder ertragen mochte noch konnte. Sie begann 
Verhandlungen und erlangte im Mai 1881 einen Vertrag, der ſich als über: 
aus vorteilhaft für den Handelsſtaat erwieſen hat. In ähnlicher Weiſe 
und mit gleichem Erfolge iſt Bremen durch Kündigung des auf Preußen 
übergegangenen hannoveriſch-bremiſchen Eiſenbahnvertrags, durch die es der 
Stadt unmöglich gemacht wurde, ihren Bahnverkehr aufrecht zu erhalten, 
genötigt worden, den Antrag auf Anſchluß zu ſtellen. 

In beiden Fällen ſchreckte Bismarck nicht davor zurück, zunächſt bittere 
Empfindungen zu wecken; nachher wußte er durch ſachliches Entgegenkommen 
ein Pflaſter auf die Wunde zu legen. Am 15. Oktober 1888 ift durch die Ein⸗ 
beziehung der beiden Städte die Zoll- und Wirtſchaftseinheit des Deutſchen 
Reiches hergeſtellt worden. Umfaſſende Freihafenanlagen ſicherten ihren 
Auslandsverkehr. Heute wiſſen ſich ihre Bewohner kaum noch in die Zeit 
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zurückzudenken, wo ſie als Privilegierte eine Sondergruppe von Deutſchen 
darſtellen zu müſſen glaubten. 

So waren die erſten Erfolge im Streben nach wirtſchafttichem Fortſchritt 
in raſchem Anlaufe erkämpft. Aber noch war es weit bis zum Ziele. Weder 
war für die Reichsfinanzen ein befriedigendes Ergebnis erreicht, noch konnte 
die Verteilung der Laſten als richtig bewirkt, der Schutz der nationalen 
Arbeit als genügend durchgeführt gelten. Bismarck hat beim weiteren Vor⸗ 
gehen neue Wege geſucht. Er hatte die Erfahrung machen müſſen, daß auch 
auf wirtſchaftliche Fragen alsbald der Parteiſtempel gedrückt wurde, und 
er lebte doch der Überzeugung, daß ſie nur auf Grund rein ſachlicher Er— 
wägungen richtig beantwortet werden konnten. So kam er auf den Gedanken, 
fachmänniſcher Einſicht zu größerem Einfluß zu verhelfen, als ihr in den 
parlamentariſchen Vertretungen zu Gebote ſtand. 

Im November 1880 ſchuf er einen preußiſchen „Volkswirtſchaftsrat“, 
zuſammengeſetzt aus 75 Vertretern aller Erwerbsſtände. Er hat ſeine Ver— 
handlungen im Januar 1881 ſelbſt eröffnet. Es war gegeben, daß die Oppo— 
fition die Einrichtung bekämpfte; fie ward als verfaſſungswidrig gebrand— 
markt. Der Reichstag lehnte es im Dezember 1881 mit 109 gegen 8z Stimmen 
ab, ſie aus einer preußiſchen zu einer deutſchen zu machen. Damit war ihr 
der Weg zu dem Ziele, das ihr geſteckt war, geſperrt. Der preußiſche Volks— 
wirtſchaftsrat iſt nur noch zweimal in Tätigkeit getreten. 

In gleicher Weiſe mißlang 1884 der Verſuch, den preußiſchen Staatsrat 
wieder zum Leben zu erwecken. Dauernd blieb aber die Übernahme des 
Handelsminiſteriums, zu dem ſich Bismarck im Auguſt 1880 entſchloß, 
„um die Verfolgung widerſprechender Anſchauungen im Reich und in 
Preußen auszuſchließen“; er iſt bis kurz vor feiner Entlaſſung preußiſcher 
Handelsminiſter geblieben. Im Reichsamt des Innern, in das ſeit dem 
Dezember 1879 das bisherige Reichskanzleramt umgewandelt war, hat er 
im November 1880 ein Reichsamt für Handel und Gewerbe errichtet. 
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D blieben Reichstag und Landtag die Körperſchaften, in denen Bismarck 
ſeine Sache durchzufechten hatte. Der Streit wurde härter und wilder 
durch die ſoziale Frage, die ſich von Jahr zu Jahr ſtärker auf drängte und ihrer 
Natur nach nicht zu trennen war von den Entſcheidungen, um die gerungen 
wurde. 

Schon der norddeutſche Reichstag hatte ſozialdemokratiſche Mitglieder 
gehabt; bei der endgültigen Entſcheidung über die Kriegsanleihe am 
21. Juli 1870 hatten Bebel und Liebknecht ſich der Abſtimmung enthalten. 
Im deutſchen Reichstag hat ſich ihre Zahl raſch vergrößert, von 2 in der erſten 
auf 13 in der dritten Legislaturperiode; 1877 wurden nahezu eine halbe 
Million ſozialdemokratiſcher Stimmen abgegeben. 

Die Aufgabe, die damit für Staat und Geſellſchaft geſtellt war, hat 
Bismarck gleich im erſten Jahre des neuen Reiches beſchäftigt. Die ſpäteren 
Hergänge haben in weiten Kreiſen des deutſchen Volkes den Eindruck hinter— 
laſſen, als ſei Bismarck ſtets nur der ſtrafende Verfolger geweſen. Damit 
geſchieht ihm bitter Unrecht. Seinem klaren Blick konnte nicht entgehen, 
daß es ſich um eine unausbleibliche Erſcheinung handelte, die ſich aus der 
Entwicklung von Induſtriezentren und Großſtädten mit Naturnotwendigkeit 
ergab. In einer Zuſchrift an den Handelsminiſter Graf Itzenplitz vom No- 
vember 1871 betont er als „einziges Mittel, der ſozialiſtiſchen Bewegung in 
ihrer gegenwärtigen Verirrung Halt zu gebieten, die Realiſierung deſſen, 
was in den ſozialiſtiſchen Forderungen als berechtigt erſcheint und in dem 
Rahmen der gegenwärtigen Staats- und Geſellſchaftsordnung verwirklicht 
werden kann“. Das iſt noch heute richtig, und Bismarck hat an dieſer 
Auffaſſung unentwegt feſtgehalten; fie entſprach feinen Lebensanſchauungen, 
ſeinen Lebenserfahrungen. Daß er nicht für „berechtigt“ hielt, was anti- 
national und antimonarchiſch war, und was ihm als ſtaatsfeindlich und 
ſtaatszerſtörend erſchien, ändert nichts an ſeinem ehrlichen, ernſten und feſten 
Willen, Mißſtänden abzuhelfen, die Lage des kleinen Mannes zu beſſern. 
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Die Attentate drängten die Pflicht der Abwehr in den Vordergrund. 
Sie konnte nur in der Form eines Ausnahmegeſetzes verſucht werden; ſo 
iſt im Oktober 1878 nach der Reichstagsauflöſung das Sozialiſtengeſetz zu⸗ 
ſtande gekommen. Es war nur als Aushilfsmaßregel gedacht, ſollte daher 
nur drei Jahre dauern. Aber Bismarck hat wiederholt Verlängerung ber 
antragt und erreicht, wenn auch nicht immer für die geforderte Friſt. Der er⸗ 
wartete Erfolg iſt nicht eingetreten. Die Zahl der ſozialiſtiſchen Stimmen 
iſt allerdings zunächſt zurückgegangen, hat ſich aber ſchon 1884 wieder über 
die von 1877 gehoben, betrug 1887 trotz der die vaterländiſchen Empfindun⸗ 
gen aufrüttelnden Septennatsfrage um die Hälfte mehr als 10 Jahre früher, 
ohne allerdings nach dem Prozentſatz nennenswert geſtiegen zu ſein. Wenn 
Bismarck ſich über die Wirkung des Geſetzes täuſchte, ſo lag das vor allen 
Dingen daran, daß er den Anteil, den bloße Agitation einer-, wirkliche 
Mißſtände andererſeits an der Bewegung hatten, nicht richtig einfchäßte ent—⸗ 
ſprechend ſeiner alten, eingelebten, echt preußiſchen Vorſtellung von der un— 
erſchütterlichen Königstreue der Maſſe der Bevölkerung. Daß die hemmende 
Geſetzgebung doch weſentlich dazu beigetragen hat, über die kritiſchen Jahre, 
in denen Gewaltſamkeiten gleichſam in der Luft lagen, hinwegzuhelfen, der 
neuen Partei das Hinüberlenken in eine geſetzliche Kampfweiſe zu erleichtern, 
kann ernſtlich nicht beſtritten werden, um ſo weniger, als die Reichsleitung 
entſchloſſen in den Weg ſozialer Reformen einlenkte, ſich gewillt zeigte, durch⸗ 
zuführen, was ihr „in den ſozialiſtiſchen Forderungen als berechtigt erſchien“. 

Schon 1871 war ein Haftpflichtgefeß zuſtande gekommen. Es ſollte den Ar⸗ 
beiter ſchützen gegen die Folgen von Unfällen, hatte aber den großen Mangel, 
daß es vom Geſchädigten den Nachweis einer Verſchuldung des Unter: 
nehmers verlangte. Im März 188 ward dem Reichstag ein Unfallverſicherungs⸗ 
geſetz vorgelegt, das an die Stelle treten ſollte. Der Entwurf war entſtanden 
aus Vorlagen, die einerſeits von einem Vertreter des Bundes der Groß— 
induſtriellen, andererſeits im Miniſterium für Handel und Gewerbe, an deſſen 
Spitze ja Bismarck ſelber ſtand, ausgearbeitet und dann in der Reichskanzlei 
durch den Geheimen Oberregierungsrat Tiedemann einheitlich geftaltet 
worden waren. Der Reichstag hat ihm in ſeiner Kommiſſion einen neuen 
Entwurf entgegengeſetzt, der von der Regierung abgelehnt wurde. So iſt 
zunächſt der beſſerungsbedürftige Zuſtand geblieben. 
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In der Rede, mit der am 15. Februar dieſe Reichstagsſitzung eröffnet 
wurde, war geſagt worden, daß „die Heilung ſozialer Schäden nicht aus— 
ſchließlich im Wege der Repreſſton ſozialiſtiſcher Ausſchreitungen, ſondern 
gleichmäßig auf dem der poſitiven Forderung des Wohles der Arbeiter zu ſuchen 
fein werde“. Die Eröffnungsrede des nächſten Reichstags (17. Nov. 1881) 
erinnerte daran und „legte der Volksvertretung dieſe Aufgabe von neuem 
ans Herz“. Der Kaiſer wünſchte, „das Bewußtſein mitzunehmen, dem 
Vaterlande neue und dauernde Bürgſchaften ſeines inneren Friedens und 
den Hilfsbedürftigen größere Sicherheit und Ergiebigkeit des Beiſtandes, 
auf den ſie Anſpruch haben, zu hinterlaſſen“. Im Verfolg dieſes Wunſches 
ward ein umgearbeiteter Unfallverſicherungsgeſetzentwurf, ein Krankenkaſſen⸗ 
geſetz und eine Vorlage über Alters⸗ und Invaliditätsverſorgung in Ausſicht 
geſtellt: „Auch diejenigen, welche durch Alter und Invalidität erwerbsunfaͤhig 
werden, haben der Geſamtheit gegenüber einen begründeten Anſpruch auf 
ein höheres Maß ſtaatlicher Fürſorge, als ihnen bisher hat zuteil werden 
können. Für dieſe Fürſorge die rechten Mittel und Wege zu finden, iſt eine 
ſchwierige, aber auch eine der höchſten Aufgaben jedes Gemeinweſens, welches 
auf den ſittlichen Fundamenten des chriſtlichen Volkslebens ſteht“. Die 
Aufgabe zu löſen, ward „der engere Anſchluß an die realen Kräfte dieſes 
Volkslebens und deren Zuſammenfaſſen in der Form korporativer Genoſſen⸗ 
fehaften unter ſtaatlichem Schutz und ſtaatlicher Förderung“ in Ausſicht gez 
nommen. 


Es iſt die berühmte „Kaiſerliche Botſchaft“. Ihre Gedanken ſind die 
Bismarcks. Es iſt ſeine Auffaſſung der ſozialen Frage, die in ihrem geſetz— 
geberiſchen Niederſchlage hier zum Ausdruck kommt in allerengſtem Anſchluß 
an die Grundgedanken hohenzollernſcher Regierungsweiſe unter deren beſten 
und ſtärkſten Vertretern. Es iſt Bismarck in dem Reſt der Zeit, in der ihm 
noch mitzuarbeiten vergönnt war, allerdings unter harter ſchwerer Arbeit und 
unter dem laſtenden Druck der Jahre, gelungen, die Grundlagen uner— 
ſchütterlich feſtzulegen, ſo daß nachher nur noch weiter gebaut und ausge— 
ſtaltet zu werden brauchte. 

Im Juni 1883 gelangte ein Reichsgeſetz über Krankenkaſſen und Kranken⸗ 
verſicherung zur Verabſchiedung. Der Reichstag des nächſten Frühlings 
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hatte ſich wieder mit dem Unfallverſicherungsgeſetz zu beſchäftigen. Es konnte 
am 27. Juni 1884 in Kraft treten. Auch hier hat Bismarck für die nötig 
gewordenen Veränderungen wieder die Leitſätze aufgeſtellt. Er iſt für aus⸗ 
ſchließlich ſtaatliche Verſicherungen eingetreten, beim Krankengeſetz allerdings 
nicht mit Erfolg. Für das Unfallverſicherungsgeſetz wurden Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften die Grundlage. Erſt unter Kaiſer Wilhelm II. konnte die ſoziale 
Geſetzgebung durch eine Vorlage über Alters- und Invaliditätsverſicherung 
„gekrönt“ werden (22. Nov. 1888); fie ward nach mannigfacher Umgeſtaltung 
in 41 Sitzungen der eingeſetzten Reichstagskommiſſion am 24. Mai 1889 
mit 185 gegen 165 Stimmen angenommen und am 27. Mai Geſetz. Auch 
in dieſem Falle mußte ſich Bismarck Waſſer in feinen ſozialen Wein 
ſchütten laſſen, wollte er etwas zuſtande bringen. Er hatte urſprünglich an 
Rentenzahlung ohne Arbeiterbeitrag gedacht, mußte das aber bald aufgeben. 

In den langen Debatten iſt natürlich auch Bismarcks perſönliche Stellung 
zum Arbeiterſtande wiederholt zur Sprache gekommen, und es hat an Vor⸗ 
würfen, ja Verdächtigungen nicht gefehlt. Einem ſolchen Angriff von 
ſeiten Windthorſts hat Bismarck am 12. Januar 1887 entgegengehalten: 
„Der Herr Abgeordnete ſagte, wir ſcheuten das Zuſammenleben mit den 
Arbeitern. Nun, meine Herren, ich ſehe gewöhnlich, in jedem Jahre glaube 
ich, mehr Arbeiter und ſpreche mehr Worte mit Arbeitern als mit anderen 
Menſchen, wenn ich den Reichstag vielleicht ausnehme. Wenn ich auf dem 
Lande bin, wo ich lange lebe, ſo gibt es keine Arbeiterwohnung, die mir un? 
bekannt wäre; die meiſten Arbeiter kenne ich perſönlich und ſpreche mit ihnen 
perſönlich, und ich ſcheue die Berührung mit ihnen gar nicht. Es gibt keinen 
Arbeiter, der, wenn ich komme, nicht auf die Schwelle tritt, mir vertraulich 
die Hand gibt, mich bittet hereinzukommen, einen Stuhl abwiſcht und 
wünſcht, daß ich mich ſetzen möchte“. 

Die Debatte ſtand unter dem Eindruck der Septennatsvorlage, deren Ab⸗ 
lehnung zwei Tage ſpäter zur Auflöſung des Reichstags nötigte. So gab 
der Reichskanzler feiner Auffaſſung noch mit den folgenden Anmerkungen 
Ausdruck: „Ich kenne die Stimmung der Arbeiter ziemlich genau. Die 
Frage, wieviel Geld das Heer koſtet, habe ich von ihnen nie berühren ge— 
hört. Das aber kann ich Sie verſichern, ſoweit ich ſie kenne, für die Sicher— 
heit des Reiches einzuſtehen mit dem Gewehr in der Hand und zu kommen 
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auf des Königs Ruf jedesmal, wo er ſie ruft, dazu find fie alle bereit jeden 
Tag und alle ohne Ausnahme. Sie beurteilen unſere Arbeiter ganz falſch, 
wenn Sie glauben, daß ſie dieſe Finaſſerien über den Gewinn von parla— 
mentariſchem Übergewicht begreifen, und daß es ihnen lieber iſt, von der 
parlamentariſchen Oppoſitionsführung, von den Herren Windthorſt und 
Richter, beherrſcht zu werden als von der Regierung des Königs. Das 
haftet bei den Leuten nicht, das kommt ihnen nicht durch die äußere Haut. 
Sie müſſen die Arbeiter nicht nach den paar Führern beurteilen, die von 
der Beredſamkeit ihre Stellung herleiten, und die ſich Arbeiter noch nennen, 
aber längſt nicht mehr find; das find nur Arbeiter in Stiftung von Un— 
frieden, aber ihr Handwerk haben ſie längſt aufgegeben; eigentliche Arbeiter 
ſind ſie nicht mehr“. Wer möchte heute behaupten, daß Fürſt Bismarck 
den innerſten Sinn des deutſchen Arbeiters falſch beurteilt hätte? Zwiſchen 
den „ehrlichen Beſtrebungen nach Verbeſſerung des Loſes der Arbeiter“ 
und der Sozialdemokratie hat Bismarck ſtets unterſchieden; ihre Führer 
ſind ihm vor allem als gewerbsmäßige und gelegentlich gewiſſenloſe Unruh— 
ſtifter erſchienen. Bebels Leichtfertigkeit im Behaupten hat er am 17. Sep— 
tember 1878 humorvoll verſpottet: „Wenn er dieſe Zuſammenſtellung von 
Wahrem und Falſchem ſelbſt erfunden hätte, nur dann hätte er vielleicht 
Talent, Korreſpondent der Times oder ſonſt einer größeren Zeitung zu werden. 
Ich nehme nicht an, daß er mit der Unwahrheit alles deſſen, was er geſtern 
geſagt hat, bekannt geweſen iſt“. 
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7. Der Verächter der Doktrin. 


N Woche und ſozialpolitiſche Fragen laſſen ſich nicht von einander 

D trennen. Die beſtimmenden Geſichtspunkte wechſeln herüber und 
hinüber. Soziale Reformen waren nur durchführbar auf dem Boden einer 
einheitlichen Wirtſchaftspolitik. So mußte der Kampf vor allem auf dieſem 
Gebiete ausgefochten werden. 

Dem Rückſchauenden werden die Gegenſätze ihrem Urſprunge und ihrem 
Weſen nach klarer, als ſie den Mitlebenden waren. Es handelte ſich doch 
vor allen Dingen um Überwindung der politiſchen Denkweiſe, die ſich von 
Weſten, insbeſondere von England her im deutſchen öffentlichen Leben 
eingebürgert hatte. Kein ruhig Urteilender kann ihren fördernden Einfluß 
verkennen; er iſt auf nicht wenigen Gebieten zu verzeichnen. Aber die Frage 
war, ob ſeine weitere Geltung in dem bisherigen Umfange Berechtigung 
hatte, und die kann der Hiſtoriker nur verneinen. Weder parlamentariſche 
Regierungsweiſe, noch Freihandel, noch Gehen- und Gewährenlaſſen im 
Erwerbsleben, „Mancheſtertum“, konnte deutſchen Verhältniſſen frommen. 
Für ſie mußten andere Wege zu geſunder Entwicklung gefunden werden. 

Nun hatten ſich aber dieſe Anſchauungen in den weiteſten Kreiſen feſt— 
geſetzt. Ihren Vertretern erſchien jedes Abweichen von ihnen als verbohrte 
Beſchränktheit oder ſtrafwürdiger Egoismus, vor allem als „Reaktion“. 
Ein Reaktionär war, wer die alleinſeligmachende Wahrheit der Freihandels⸗ 
theorien beſtritt; „Schnaps und Schweinepolitik“ betrieb, wer für die Er⸗ 
haltung einer gefunden Landwirtſchaft eintrat; als zweifelloſer Rückſchrittler 
aber entpuppte ſich jeder, der die Berechtigung der Volksvertretungen an— 
zweifelte, durch Miniſter aus ihrer Mitte zu regieren. War es doch ſo klar, 
daß jeder das Recht hatte, da in der Welt zu kaufen, wo es am billigſten 
ſei, daß ein Stand nicht erhalten werden dürfe auf Koſten der übrigen, auch 
nicht das ſich entvölkernde Land durch Benachteiligung der wachſenden großen 
Städte, und vor allem daß regiert werde von Volkes wegen und deshalb 
nicht nur für, ſondern auch durch das Volk. Bismarck hat die Einigung 
Deutſchlands durchſetzen müſſen gegen den Widerſpruch der großen Mehr⸗ 
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zahl der Deutſchen; er mußte das neue Reich in die Bahn gefunder innerer 
Entwicklung hinüberdrängen gegen den nachhaltigen, den erbitterten Wider— 
ſtand eines großen Teils ſeiner deutſchen und preußiſchen Landsleute, die 
allen Ernſtes der Meinung waren, „die Errungenſchaften der Kultur und 
Ziviliſation gegen eine rückwärtsgehende Bewegung zu verteidigen“. 

Ganz befonders iſt ihm gewaltſames Vorgehen, „diktatoriſches Regiment“, 
vorgeworfen worden. In völliger Verzerrung der Sachlage hat man von 
Hausmeiertum geſprochen; von Abſolutismus und Verfaſſungsbruch iſt die 
Rede geweſen. Man hat ſich heftig aufgeregt über das erneute Einbringen 
von Vorlagen, die vom Reichstag abgelehnt oder in einer Kommiſſton be 
graben worden waren. Bis zu den Führern der Nationalliberalen hin taucht 
immer wieder der Anſpruch auf, die Miniſter müßten zurücktreten, wenn ihre 
Vorlagen abgelehnt würden. Alle Linksſtehenden — und zu ihnen gehörte, 
ſeitdem die „Sezeſſioniſten“ ſich im Oktober 1880 von der nationalliberalen 
Partei getrennt, die „liberale Vereinigung“ gebildet und ſich gar im März 1884 
mit der Fortſchrittspartei zur „deutſchen freiſinnigen Partei“ vereinigt hatten, 
die große Mehrzahl aller Liberalen — würden Bismarcks Rücktritt mit Jubel 
begrüßt haben. Lasker gab im November 1881 ſeiner großen Genugtuung 
Ausdruck, daß Bismarck die Abſicht habe, ſich auf das Äußere zurückzu- 
ziehen. Er fand, daß bei ihm „wohl vertreten ſei, was die deutſche Nation 
an Macht und Klugheit brauche, nicht aber die ungeheuren Summen ſitt— 
licher Momente, welche eine Nation nicht entbehren könne, um zu der ganzen 
Höhe ihrer Fähigkeiten zu gelangen“. Richter hatte im Februar erklärt, der 
Reichskanzler „ruiniere ſich ſelbſt und das Land“. 

Scharf und knapp hat Bismarck ſolchen Angriffen gegenüber auf die 
Richtſchnur ſeines Handelns hingewieſen. „Ich tue nichts, als daß ich Vor— 
lagen nach meiner Überzeugung mache“. Er wollte ſich das „von den frei— 
händleriſchen Fraktionen nicht verbieten laſſen“. Er verwies auf die fo überaus 
häufige Wiederholung der gleichen Anträge im Reichstage und beſtand 
darauf, daß „der Bundesrat das gleiche Recht habe“. Er wollte nicht „mit 
ſeinen Vorlagen als Knecht in Parteidienſte irgend einer Fraktion treten “. 
Er verwies bitter auf ſeine wechſelnden Beziehungen zu den Parteien: „Sie 
ſind alle meine lieben Freunde, ſobald ich einen Pakt mit ihnen ſchließen 
will und meine Perſon und meinen Einfluß zur Verfügung einer Fraktion 
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ſtelle. Sie haben mich aber alle angefeindet bis aufs Blut, von den Konferz 
vativen bis zu den äußerſten Liberalen, das Zentrum nicht ausgeſchloſſen, 
ſobald ich ihnen den Willen nicht tue. Ich habe mit allen Fraktionen in 
meinem Leben, wie ich glaube, in Vertretung der Einheit und des Fort 
ſchritts der deutſchen Nationalentwicklung zu kämpfen gehabt und bis aufs 
Meſſer, kann ich wohl ſagen. Es iſt mir kein Vorwurf, der mich perſönlich 
kränken oder politiſch diskreditieren könnte, von irgendeiner Fraktion erſpart 
worden, mit der ich gerade im Kampfe gelebt habe“. 

Mit überlegener Ironie und doch im Plaudertone, der ihm auch in der 
Debatte zur Verfügung ſtand, hat er Laskers Anerkennung ſeiner äußeren, 
Verurteilung der inneren Politik zurückgewieſen: „Ich möchte doch wiſſen, 
warum mir der Herr Abgeordnete jedes Urteil über innere Politik abſpricht. 
Er hat gefagt, ein Mann kann nicht alles beurteilen. Ja, das möchte ich 
ihm zurückgeben. Es gibt keine Sache, über die wir nicht ſichere und 
kompetente Urteile von dem Abgeordneten Lasker hier ſchon gehört hätten. 
Sollte ich nicht das auch können, was der Herr Abgeordnete Lasker kann? 
Ich halte mich nicht für begabter als der Durchſchnitt der Menſchen, aber 
auch nicht für unbegabter. Ich glaube, was Eure Alba können, das kann 
auch Karl, nicht mehr. Der Herr Abgeordnete möge mir die Vergleichung 
mit Alba verzeihen; allein, er glaubt alles beherrſchen zu können. Er gibt 
hier ein ſicheres Urteil als Abgeordneter über jede Frage, innere und äußere; 
ſeine Reden ſind ſchneidig und vernichtend für den anders denkenden Gegner; 
fein umfaſſender Geiſt ſtellt den meinigen in den Schatten. Ich bin aber 
ſeit zwanzig Jahren als Miniſterpräſident und Kanzler genötigt, mich mit 
allen inneren Fragen zu beſchäftigen; da möchte ich ihn doch um die Nach- 
ſicht bitten, daß auch meine gegen die ſeinige weit zurückſtehende und von 
Hauſe aus geringer veranſchlagte Befähigung durch dieſe zwanzigjährige 
Schulung und Diſſiplin eine gewiſſe Gewohnheit des Urteils über dieſe 
Dinge erlangt hat, und daß ich ſein Verdikt über meine Unfähigkeit, mit 
der ich geboren bin, ja vollſtändig annehme, aber doch durch mein Amt ein 
Menſchenalter hindurch gezwungen geweſen bin, mich mit manchen Dingen 
auch im Innern vertraut zu machen; ich habe manches gehört; ich leſe mit 
Nutzen, kurz, ich habe mich gezwungenerweiſe etwas vorgebildet, auch für 
die Beſchäftigung mit der inneren Politik. Ich bin auch durch meine Ver— 
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gangenheit in der Lage geweſen, Landwirtſchaft und Fabriken zu betreiben; 
ich habe die Welt von ſehr vielen verſchiedenen Seiten ſehen können, von 
oben und aus der ländlichen Einſamkeit her: der Herr Abgeordnete kennt 
ſie nur aus der Studierſtube, und ich möchte bitten, daß er mir geſtattet, 
auch wenn ich zu weiter nichts brauchbar bin, doch der Anwalt des prak— 
tiſchen Lebens bei ihm zu ſein“. 


Unendlich oft iſt ein früherer Bismarck gegen den ſpäteren ausgeſpielt 
worden; es iſt ja fo leicht, in einem bewegten, kampferfüllten Leben Gegen— 
ſätze und Widerſprüche aufzudecken. Es hat ihn nie ernſtlich angefochten; 
er konnte es überlegen zurückweiſen: „Ich gehöre nicht zu denen, die jemals 
im Leben geglaubt haben oder heute glauben, ſie könnten nichts mehr lernen. 
Wenn mir einer ſagt: Vor 20 Jahren waren Sie mit mir gleicher Meinung; 
heute habe ich dieſelbe Meinung noch, und Sie haben eine entgegengeſetzte, 
ſo antworte ich ihm darauf: Ja, ſo klug, wie Sie heute ſind, war ich vor 
20 Jahren auch; heute bin ich klüger; ich habe gelernt in den 20 Jahren“. 
Er will ſich aber nicht damit entſchuldigen, daß man mit der Zeit fortſchreiten 
müſſe: „Für mich hat immer nur ein einziger Kompaß, ein einziger Polar— 
ſtern, nach dem ich ſteuere, beſtanden: Salus publica. Ich habe von An— 
fang meiner Tätigkeit an vielleicht oft raſch und unbeſonnen gehandelt, aber 
wenn ich Zeit hatte, darüber nachzudenken, mich immer der Frage unters 
geordnet: Was iſt für mein Vaterland, was iſt — ſo lange ich allein in 
Preußen war — für meine Dynaſtie und heutzutage, was iſt für die deutſche 
Nation das Nützliche, das Zweckmäßige, das Richtige? Doktrinär bin ich 
in meinem Leben nicht geweſen; alle Syſteme, durch die die Parteien 
ſich getrennt und gebunden fühlen, kommen für mich in zweiter 
Linie; in erſter Linie kommt die Nation, ihre Stellung nach 
außen, ihre Selbſtändigkeit, unfere Organiſation in der Weiſe, 
daß wir als große Nation in der Welt frei atmen können. Alles, 
was nachher folgen mag, liberale, reaktionäre, konſervative 
Verfaſſung, meine Herren, ich geſtehe ganz offen, das kommt 
mir in zweiter Linie, das iſt ein Luxus der Einrichtung, der an 
der Zeit iſt, nachdem das Haus feſt gebaut daſteht. In dieſen 
Parteifragen kann ich zum Nutzen des Landes dem einen oder 
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dem andern nähertreten; die Doktrin gebe ich außerordentlich 
wohlfeil: Schaffen wir zuerſt einen feſten, nach außen geſicher— 
ten, im Innern feſtgefügten, durch das nationale Band verbun— 
denen Bau, und dann fragen Sie mich um meine Meinung, in 
welcher Weiſe mit mehr oder weniger liberalen Verfaſſungs— 
einrichtungen das Haus zu möblieren ſei, und Sie werden vielleicht 
finden, daß ich antworte: ja, ich habe darin keine vorgefaßte Meinung, 
machen Sie mir Vorſchläge, und wenn der Landesherr, dem ich diene, 
beiſtimmt, ſo werden Sie bei mir prinzipielle Schwierigkeiten weſentlich 
nicht finden. Man kann es ſo machen oder ſo; es gibt viele Wege, die 
nach Rom führen. Es gibt Zeiten, wo man liberal regieren muß und 
Zeiten, wo man diktatoriſch regieren muß; es wechſelt alles; hier gibt es 
keine Ewigkeit. Aber von dem Bau des Deutſchen Reiches, von 
der Einigkeit der deutſchen Nation, da verlange ich, daß ſie feſt 
und ſturmfrei daſtehe und nicht bloß eine paſſagere Feldbefeſti— 
gung nach einigen Seiten hin habe; ſeiner Schöpfung und Kon— 
ſolidation habe ich meine ganze politiſche Tätigkeit vom erſten 
Augenblick, wo ſie begann, untergeordnet, und wenn Sie mir 
einen einzigen Moment zeigen, wo ich nicht nach dieſer Rich— 
tung der Magnetnadel geſteuert habe, ſo können Sie mir viel— 
leicht nachweiſen, daß ich geirrt habe, aber nicht nachweiſen, daß 
ich das nationale Ziel einen Augenblick aus den Augen verloren 
habe“. 

Es ſind Worte, die vielleicht nur ein Bismarck ſprechen konnte; aber es 
bleiben goldene Worte für jeden Deutſchen aller Zeiten. Und ihm hat der 
Erfolg recht gegeben. 

Heftigen Tadel hat Bismarck über ſich ergehen laſſen müſſen aus Anlaß 
der „Kaiſerlichen Botſchaft“. Man warf ihm vor, er ſchließe anders ge— 
ſinnte Männer vom Ohr des Kaiſers aus, decke ſich mit dem Königtum; 
der Kaiſer ſolle nicht ohne die verantwortlichen Miniſter reden. Man ver 
langte Beſprechung der Botſchaft im Reichstag, verwies auf England. 

Der Angegriffene blieb die Antwort nicht ſchuldig. Er lehnte engliſchen 
Brauch ab und kehrte den Spieß um. „Die Herren wünſchen das Königtum 
hinter einem Vorhang zu verdecken“. Dem Vorwurf der „miniſteriellen“ 
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feßte er den einer „konſtitutionellen Hausmeierei“ entgegen. Er ſchilderte, 
was das Königtum von der Heeresreorganiſation an alles geleiſtet habe, 
erinnerte daran, was geworden wäre, wenn die Mehrheiten die Staats— 
bildung in der Hand gehabt hätten. „Der Byzantinismus iſt in unferen 
Zeiten nie fo weit getrieben worden wie in der Anbetung der Majoritäten“. 
Er erinnerte an die Lage von 1862: „Da waren ſehr wenige, die bereit 
waren, die Deckung des Königtums, die ich damals leiſtete, zu übernehmen. 
Leſen Sie die Zeitungen Ihrer eigenen Partei! Da werden Sie finden — 
ich habe das ſchon einmal geſagt, aber Sie vergeſſen es fo raſch —, daß 
die Wohlwollenden bezüglich meiner damals von Strafford und Polignac 
fprachen, die gemeineren Blätter aber von Wollekrempeln im Zuchthauſe, 
was mein natürliches und berechtigtes Ende ſein würde. Ich ſelbſt habe 
wenigſtens geglaubt, daß man mir unter Umſtänden, wenn Gegner ans 
Ruder kämen, einen Prozeß machen würde, der mein Vermögen ruinieren 
würde. Wenn Sie auf dieſe Zeit zurückblicken, dann ſollten Sie mir doch 
nicht ſolche Vorwürfe ins Geſicht werfen, als wenn je eine Feigheit im 
Dienſte meines Herrn für meine Handlungen maßgebend geweſen wäre. 
Die Unwahrheit, die Ungerechtigkeit muß Ihnen doch die Röte auf die 
Stirn treiben, wenn Sie mir das ins Geſicht werfen. Ich möchte wiſſen, 
was haben denn die Herren ihrerſeits für Beweiſe von Mut gegeben? Sie 
haben Reden ohne Riſiko gehalten, die Sie zu gar nichts verbanden, und 
jemand, der zwanzig Jahre lang für das Königtum auf der Breſche ſtand, 
dem werfen Sie vor, er decke ſich mit dem König. Ich hoffe, den Vor⸗ 
wurf nicht wieder zu hören“. Als Widerſpruch erfolgte: „Die Herren 
ſcheinen ihn wiederholen zu wollen. Kommen Sie doch heraus! Nennen 
Sie ſich doch, wenn Sie den Vorwurf der Feigheit wieder aufnehmen 
wollen“. Auf den Ruf von links: Den Vorwurf hat niemand gemacht: 
„Alſo dann ſind Sie ja mit mir einverſtanden, daß das ein unwahrer Vor— 
wurf iſt “. 

Der ſo ſprach, der konnte auch am 26. November 1884, als wieder einmal 
über Diäten debattiert wurde, den Reichsboten die Worte entgegenſchleudern: 
„Ich habe mir von ganz Europa nicht imponieren laſſen; Sie werden die 
erſten nicht fein‘. 
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8. Volksmann, nicht Parteimann. 


Won Bismarck ſo perſönliche Angriffe überlegen abwehrte, ſo lag doch 
die weitaus größere Schwierigkeit in der Anfechtbarkeit des ver— 
tretenen Standpunkts. Er hat Geltung errungen und behauptet, aber bis 
auf die Schwelle der Gegenwart iſt nachdrücklicher Widerſpruch nicht ver- 
ſtummt. Erſt die Prüfung, die er in unſerer heutigen Lage beſteht, wird dieſe 
Wirkung, ſo muß man hoffen, haben. 

Das Wohl unſeres Volkes war für Bismarck nicht vorzugsweiſe oder 
gar ausſchließlich das der Beſitzenden, ſondern weit mehr das der breiten 
Maſſen; er hat beides nie von einander getrennt, wie es nicht von einander 
getrennt werden darf. Da aber lag der Einwand allzu nahe, daß die an⸗ 
geſtrebte neue Wirtſchaftsordnung die Lage des kleinen Mannes verſchlechtere. 
Die Klagen über „Brotwucher“ ſind ja nicht mehr verſtummt; die „Pfeife 
des armen Mannes“ iſt unentwegt verteidigt, das „Agrariertum“ ebenſo 
hartnäckig bekämpft worden bis auf die Gegenwart herab. 

Bismarck hat dem gegenüber mit ſtaunenswerter Sachkenntnis die Anſicht 
vertreten, daß das Ausland die Getreidezölle trage, und daß, ſoweit ſie 
wirklich die Brotpreiſe erhöhen würden, der Arbeiter in der Lage ſei, die 
vermehrte Belaſtung auf den Arbeitgeber abzuwälzen. Er hat ſich nicht irre⸗ 
machen laſſen in der Überzeugung, daß ausreichende, ſicher und gleichmäßig 
fließende Mehrung der Reichseinnahmen, deren Notwendigkeit niemand ber 
ſtreiten konnte, in der Hauptſache nur zu erreichen ſei auf dem Wege in⸗ 
direkter Beſteuerung, insbeſondere durch Auflegen auf Bedarfs⸗ und Genuß⸗ 
artikel der breiten Maſſen, daß der Arbeiter auch ſie auf die Arbeitgeber 
abwälzen könne und werde, daß endlich die Landwirtſchaft eines Schutzes 
notwendig bedürfe und eines ſolchen wert ſei. Er hat dieſe Überzeugungen 
in der Hauptſache zum Siege geführt, und Deutſchland verdankt dieſem 
Siege einen wirtſchaftlichen Aufſchwung, wie ihn frühere Zeiten nicht er⸗ 
lebt haben, und gerade die weniger Bemittelten haben an dieſem Auf— 
ſchwunge den vornehmſten Anteil gehabt. 
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Wenn Bismarck für indirekte Steuern eintrat, ſo geſchah das nicht, ohne 
eine Entſchädigung durch Erlaß direkter zu bieten, ein Weg, den er natürlich 
nur in Preußen gehen konnte. An den Landtag des Winters 1880/81 kam 
eine entſprechende Vorlage. Zunächſt ſollten die vier unterſten Stufen 
der Klaſſenſteuer aufgehoben werden. Weiter dachte man den Verwaltungs— 
verbänden die Hälfte der Grund- und Gebäudeſteuer zu überweiſen, be— 
ſonders zur Erleichterung der Schullaſten. Minderung der Steuerzuſchläge 
in den Gemeinden war das Ziel. Die Vorlage hat im Abgeordnetenhauſe 
durch einen Antrag des Abgeordneten Richter eine erhebliche Veränderung 
erfahren; drei Monate der Klaſſenſteuer und der fünf unterſten Stufen der 
klaſſifizierten Einkommenſteuer ſollten nicht mehr zur Hebung gelangen. 
Bismarck iſt auch in dieſer Form für den Erlaß eingetreten, hat ihn im 
Herrenhauſe in ſcharfen Auseinanderſetzungen mit dem ehemaligen Kollegen 
Camphauſen verteidigt und durchgeſetzt. 

Aus Einnahmen vom Tabak und von Getränken ſollte der Erſatz fließen, 
den das Reich den Einzelſtaaten für ſolche Erleichterungen zu leiſten hatte. 
Am J. Februar 1881 bekannte ſich Bismarck abermals zum Tabakmono— 
pol: „Der Tabak muß mehr bluten“. Er wies darauf hin, daß in Frank— 
reich die Getränke 450 Millionen jährlich einbrächten und der Tabak eben: 
ſoviel. 

Im Februar 1886 brachte er den Entwurf eines Branntweinmonopols 
in den Reichstag. Er machte Mitteilungen über die Zunahme der Trinker. 
Er ſetzte einleuchtend auseinander, welch ungeheuerer Gewinn beim Ver— 
ſchenken des Branntweins erzielt werde. Er berührte die Abhängigkeit der 
Abgeordneten von den Schankwirten: „Sobald die Regierung beim Brannt- 
wein Vorſchläge macht, iſt er der Branntwein des armen Mannes, an den 
man nicht rühren darf, tabu; dann iſt der Schankwirt ein ſehr einflußreicher 
Mann in der Welt. Ich glaube, daß kaum eine Kategorie in der wählen— 
den Bevölkerung einem Abgeordneten, der wiedergewählt werden will, ſo 
gefährlich werden kann wie der Schankwirt. Gefährlich iſt es deshalb, den 
Schankwirt zu reizen“; aber „Deutſchland kann weder im Intereſſe der 
Schankwirte noch durch die Schankwirte regiert werden“, Worte, die, 
unter Ausdehnung auf die Tabakbetriebe, heute noch mahnend wiederholt 
werden dürfen. 
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Das Tabakmonopol iſt in der zur Beratung der Vorlage eingeſetzten 
Kommiſſion im Mai 1882 mit 21 gegen 3 Stimmen abgelehnt worden; ſelbſt 
der preußiſche Volkswirtſchaftsrat hat dagegen Stellung genommen. Richter 
triumphierte: „An dieſem Monopol muß ſich der Wille des Reichskanzlers 
brechen“. Das Branntweinmonopol traf das gleiche Los. Der Kanzler 
durfte im März 1886 vor dem verſammelten Reichstag wohl klagen: „Der 
erſte Miniſter des Königs von Preußen ſteht feit 16 Jahren bettelnd vor der 
Tür und wird mit Steinen und mit höhniſchen Phraſen abgewieſen“. Man 
werfe ihm vor, daß er den König von Preußen nach Canoſſa führe: „Ein 
demütigenderes Canoſſa als das, dem ich hier an dieſer Stelle ſchon in der 
Steuerfrage im Reichstage ausgeſetzt bin, gibt es für meinen Herrn, den 
König von Preußen, nicht“. Erſt der nach der Septennatsauflöſung gewählte 
Reichstag iſt dem Kanzler entgegengekommen; er hat neben anderen Zöllen 
und Steuern eine anſehnliche Verbrauchsabgabe auf Branntwein bewilligt. 
Für das Etatsjahr 1887/88 ergab ſich im Reiche ein Überſchuß von 
50 Millionen. Man konnte an die Alters- und Invaliditätsverſorgung 
herangehen; mit der Entlaſtung der Kommunalverbände hatte ſchon früher, 
beſonders in Folge der Getreidezoͤlle, begonnen werden können. 


Die Angriffe der Gegner richteten ſich mit beſonderer Schärfe gegen 
Bismarcks Vertretung der Landwirtſchaft. Bismarck hat ſich immer wieder 
bemüht nachzuweiſen, daß ſie nicht produzieren könne zu dem Preiſe, den 
der deutſche Markt ohne Schutz gegen das Ausland bot, daß ihr Beſtehen 
aber eine Lebensfrage für unſer Volk ſei: „Wir haben kein Recht, die Korn⸗ 
erzeugung im Inlande zurückgehen zu laſſen; wir würden dabei mit großen 
Gefahren für die Zukunft ſpielen, wenn wir die Grundbeſitzer, die Land— 
gemeinden nötigen, immer mehr von ihren geringeren Bodenklaſſen dem 
Waldbau oder der Vernachläſſigung zu übergeben und den Kornbau einzu⸗ 
ſchränken. Es iſt eine Pflicht gegen unſere Nachkommen, daß wir den in— 
ländiſchen Getreidebau nicht in Verfall geraten laſſen, und die Äußerung, 
die der Herr Abgeordnete Richter nicht müde wird, immer zu wiederholen, 
„die Laſten des inländiſchen Getreidebaus womöglich zu erhöhen und die 
des ausländiſchen bei uns zu vermindern“, kann ich nicht für patriotiſch 
halten“. Im Gegenſatz zu ſeinem Nachfolger fand er es „nicht ſo ganz 
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unvernünftig, wenn in Preußen niemand Miniſterpräſident werden dürfe, 
der nicht Landwirt ſei“. Er wollte nicht wie Bamberger den Landwirt achſel—⸗ 
zuckend mit einem „das kann man nicht ändern“ abſpeiſen; nach ſeiner 
Überzeugung „ging mit dem Landwirt auch das Land zugrunde“. Wenn 
man den Brotzoll als „Blutzoll“ bezeichnete, fo empfand er das als em⸗ 
pörenden Frevel. Seine genaue Kenntnis des Landlebens bis ins kleinſte 
und nach allen Seiten hin machte ihn in dieſem Kampfe ſachlich den Gegnern 
weit überlegen. Wie recht er gehabt hat, unſere Landwirtſchaft lebensfähig 
zu erhalten, erweiſt wiederum die Gegenwart. 

Es lag ſo nahe, den Reichskanzler gerade in dieſem Zuſammenhange 
perſönlich anzugreifen; war er doch der Beſitzer von Varzin, Friedrichsruh 
und, ſeit 1885, auch von ganz Schönhauſen, und wollte er doch vor allem 
Landwirt fein. Er hat wiederholt Einſpruch erheben müſſen gegen die Ver— 
dächtigung, daß er perſönliche Intereſſen vertrete. Die Mehrheit enthielt 
ſich kleinlichſter Gehäſſigkeiten nicht. Im Dezember 1884 verſagte ſie ihm 
20 000 Mark für einen zweiten Direktor im Auswärtigen Amt; für eine 
Gehaltserhöhung von Unterbeamten in der Reichskanzlei im Betrage von 
2700 Mark mußte Bismarck perſönlich eintreten. Der zweite Direktor 
ward zweimal abgelehnt, obgleich der Reichskanzler auseinandergeſetzt hatte, 
wie die Direktoren ſich nacheinander krank oder zu Tode gearbeitet hätten. 
Erſt in dritter Leſung ward die Stelle bewilligt, nachdem heftige Entrüſtung 
im Reiche ſich kundgegeben hatte und zahlreiche Anerbietungen erfolgt waren, 
den Betrag aufzubringen. Die Freiſinnigen Löwe und Hänel beſtritten die 
Notwendigkeit der Stelle, und der ſüddeutſche Sozialiſt von Vollmar äußerte 
ſogar, Bismarck habe geſagt, er nehme fie gewiſſermaßen auf feinen Dienſt— 
eid; mit dem habe man aber in Deutſchland viele unangenehme Erfahrungen 
gemacht; er könne das ganze Budget auf ſeinen Dienſteid nehmen. 

Es war einer von den zahlreichen Fällen der „Abweichung von den Ver— 
kehrsformen Gebildeter, welche in den parlamentariſchen Verhandlungen 
den Miniſtern gegenüber vorkommen“. Bismarck iſt immer bemüht ge— 
weſen, ſich „innerhalb der Grenzen ſeiner Erziehung und ſeiner Gewohn— 
heit zu halten“; aber er fand es doch ſchwer, „auf Vorwürfe und Argu— 
mente gewiſſer Art anders als in dem gleichen Tone zu antworten“. In 
dieſem Falle hielt er es für angezeigt, zu ſagen, daß man ihn für unwürdig 
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oder unwiſſend und urteilslos halte, daß man ihm „das Leben ſauer machen 
wolle“. „Das ſteht Ihnen vollſtändig frei. Ich ſtehe und fechte hier im 
Namen des Königs als Soldat und deutſcher Untertan meines angeſtammten 
Herrn, und ob ich dabei zu Schaden komme oder ungeſund werde, das 
iſt mir ſo gleichgültig wie Ihnen“. Vollmar aber mußte hören: „Wenn 
ich meinerſeits nicht mit ſtärkeren Schimpfworten und gleichen Vorwürfen 
des Eidbruchs antworte, ſo ſchreiben Sie das meiner Erziehung zu; ſie 
ſchweben mir auf der Zunge, aber ich unterdrücke ſie. Wenn Sie in der 
Politik eine Geltung überhaupt haben wollen, ſo lernen Sie die Formen 
der anſtändigen Geſellſchaft reſpektieren und ſich danach richten, und inſul⸗ 
tieren Sie nicht Ehrenmaͤnner auf eine ehrloſe Weiſe“. Im Mai 1886 
wies er beleidigende Inſinuationen Richters mit der Aufforderung zurück, 
aus der Abgeordnetenimmunität herauszutreten. Die „niederträchtigen und 
infamen Angriffe in der Preſſe“, bei denen ihm „mitunter die Galle über⸗ 
laufe“, veranlaßten ihn am 12. Februar 1885 zu der Erklärung: „Wenn 
ich in Zukunft noch einmal hier im Reichstag von Lügen ſprechen ſollte, ſo 
meine ich in Bezug auf Miniſter und Abgeordnete immer nur Irrtümer“. 
In ähnlichem Zuſammenhange hat Bismarck am 24. Januar 1882 in einer 
Reichstagsrede das Wort „politiſche Brunnenvergiftung“ geprägt. 

Bismarck hat es oft ſchmerzlich empfunden, daß „Regierung und Reichs⸗ 
tag ſich wie zwei Parteien in einem Prozeß gegenüberſtehen“, hat darüber gez 
legentlich auch bittere Worte geſprochen, vereinzelt vielleicht zu bittere. Das 
„Vorurteil, daß der Gegenſatz zur Regierung die Grundlage parlamen— 
tariſcher Politik ſein müſſe“, iſt ihm doch nur als „eine Kinderkrankheit“ 
erſchienen. Er glaubte vertrauen zu ſollen auf „die Kraft der den vertretenen 
Gedanken innewohnenden Wahrheit“. 
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5 eine eigentümliche Stellung geriet im Verfolg dieſer Kämpfe der „Zen— 
D trumsturm‘‘, wie Bismarck im Mai 1880 den eiſernen Beſtand der 
Oppoſition getauft hatte. Die Partei vertrat überwiegend ländliche Wähler, 
auch ſonſt mehr gewerbliche als Handelsintereſſen. So konnte ſie ſich der 
neuen Wirtſchaftspolitik nicht feindlich entgegenſtellen. Mit Unterſtützung 
des Zentrums iſt ſie zur Geltung gebracht worden; ihre erſten Erfolge wären 
ohne dieſe Hilfe unmöglich geweſen, und auch ſpäter, über Bismarcks Zeit 
hinaus, hat ſie hier ihre Hauptſtütze gefunden, auch für die anſchließende 
Sozialgeſetzgebung. Das konnte auf die Beziehungen nicht nur zur Partei, 
ſondern auch zur katholiſchen Kirche nicht ohne Einfluß bleiben. Den 
Übergang des Pontifikats von Pius IX. auf Leo XIII., der ſeine Wahl am 
Tage, an dem ſie erfolgt war (20. Februar 1878), dem Deutſchen Kaiſer 
anzeigte, gab Bismarck wieder die Möglichkeit, von Macht zu Macht zu 
verhandeln. 

Schon im Sommer des Jahres konnte damit in Kiſſingen begonnen 
werden. Am Weihnachtsabend ſchrieb dann der Papſt an den von der Re— 
gierung abgeſetzten Erzbiſchof Melchers von Köln, er wende ſich an die 
deutſchen Biſchöfe, damit ſie ſich bemühen, die Gläubigen den Lehren der 
Kirche immer zugänglicher zu machen; dann würden die Gläubigen dank ihrer 
Haltung und dank ihrer vollen Unterwerfung unter die Geſetze, welche nicht 
im Widerſpruche mit dem Glauben und den Pflichten gegen die katholiſche 
Kirche ſtehen, die Wohltaten des Friedens wieder erlangen und lange ge— 
nießen. Es waren Worte, die zu nichts verpflichteten, die aber doch ein— 
gegeben waren von einer gewiſſen Geneigtheit zu einem Ausgleich. 

Bismarck hat den ſich zeigenden Weg um ſo williger betreten, als er 
für ſeine Politik des Zentrums bedurfte und hoffen konnte, daß Beſſerung 
der Beziehungen zu Rom, wenn auch nicht direkt auf die Haltung des 
Zentrums, fo doch auf die Stimmung der katholiſchen Bevölkerung wirken 
werde. Er hatte nie den Kampf um des Kampfes, um der „Kultur“ willen 
geführt und konnte geltend machen, daß ſein Ziel ſtets nur ein für den 
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Staat erträglicher Friede geweſen ſei; man habe „im Kampfe Gebiet 
okkupiert, von dem man einſehe, daß man es nicht notwendig brauche“. 
Nachgiebigkeit in dieſen Fragen war für ihn „keine Ehrenſache“. 

Bismarck hat anfangs geglaubt, Zug und Zug mit Zugeſtändniſſen der 
Kurie die Kampfgeſetzgebung abbauen zu können. Er hat aber bald die Erfah⸗ 
rung machen müffen, daß es ſchwer iſt, bindende Zuſagen von Rom zu erlangen. 
Aus einer Mitteilung des Papſtes an Erzbiſchof Melchers im Februar 1880 
glaubte man ſchließen zu dürfen, daß Rom zur Anerkennung der Anzeigepflicht 
bei Anſtellung der Geiſtlichen bereit fei, mußte ſich aber ſchon im folgenden 
Monat durch den Nuntius in Wien belehren laſſen, daß mit dieſer Anzeige— 
pflicht nur eine Anfrage gemeint ſei, ob Bedenken gegen den Anzuſtellenden 
beſtänden. Man verlangte, daß Preußen zuſichere, ſeine Geſetzgebung mit 
der Geſetzgebung der katholiſchen Kirche in Einklang zu bringen. So blieb 
nichts anderes übrig, als daß der Staat voranging. Es wurde geantwortet, 
daß man ſchon alle geſetzlich zuläſſigen Erleichterungen gewährt habe, gleich⸗ 
wohl aber bereit ſei, ſich weitere Befugniſſe durch eine Vorlage beim Land— 
tage zu holen. 


Kultusminiſter Falk hatte ſchon im Juli 1878 die erbetene Entlaſſung 
erhalten; er ſah ſich nicht als die geeignete Perſönlichkeit an, den Frieden 
herbeizuführen, erlitt auch Kränkungen bei Hofe. Puttkamer trat an ſeine 
Stelle. Bismarck hat ſtets den Standpunkt vertreten, daß er perſönlich 
für die Einzelheiten der Geſetzgebung nicht verantwortlich ſei, ſie nicht habe 
überblicken und verfolgen können. Er ließ ſich zunächſt im Juli 1880 vom 
Landtag die Ermächtigung geben, die Beſtimmungen der Maigeſetze nach 
miniſteriellem Gutdünken auszuüben. So ſank bis zum Januar des nächſten 
Jahres die Zahl der verwaiſten Pfarreien von 1103 mit 2085 000 Seelen 
auf 150 mit 170 000 Eingepfarrten herab. 

Im April 1882 iſt wieder ein preußiſcher Geſandter bei der Kurie ber 
glaubigt worden, der feingebildete Lübecker Kuno von Schlözer. Die Zeit 
war vorüber, wo ein „Vertreter des Reiches der Möglichkeit ausgeſetzt war, 
in ſeiner amtlichen Eigenſchaft in Rom von amtlicher Stelle her eine 
Sprache zu hören, die das Deutſche Reich amtlich nicht entgegenzunehmen 
vermag“. Ein Geſetz vom 31. Mai 1882 hat der Regierung neue Voll⸗ 
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machten gegeben, und ihm ſind dann bis zum Februar 1887 noch drei 
weitere Vorlagen gefolgt und Geſetz geworden. Nach einander wurde die 
Anzeigepflicht auf die feſt beamteten Stellen beſchränkt; die wiſſenſchaft— 
liche Staatsprüfung wurde beſeitigt, Gymnaſial- und Univerſitätskonvikte 
wieder zugelaſſen, der Gerichtshof für ſtaatliche Angelegenheiten aufgehoben. 
Es war natürlich, daß er mit dieſen Maßnahmen auf den nachdrücklichen 
Widerſtand aller derer ſtieß, die in einem Kulturkampf zu ſtehen glaubten. 
Er hat ſeine Entwürfe gegen Männer wie Gneiſt und Beſeler verteidigen 
müſſen. Er beſtritt, daß er Grundſätze preisgebe oder aus Not handele. 
Er lehnte es ab, ſich auf irgend einen Parteiſtandpunkt zu ſtellen; er frage 
ſich nur: „Was iſt dem Vaterlande nützlich?“ Er wolle von Regierungs— 
wegen tun, was er könne, „die religiöſen Bedürfniſſe des katholiſchen 
Volkes zu befriedigen“. Es focht ihn auch nicht an, wenn ihm die Über— 
legenheit der kurialen Diplomatie vorgerückt wurde. Er zitierte Goethes 
Taſſo: „Denn welcher Kluge fänd' im Vatikan nicht ſeinen Meiſter?“ 
Er erklärte: „Mein Ziel iſt gar nicht, mit dem Vatikan an Klugheit oder 
Schlauheit zu wetteifern; mein Ziel iſt nur, auf einem Gebiete einen 
Meiſter nicht zu finden, auf dem der Fürſorge für das Wohl meines eigenen 
Vaterlandes. Es handelt ſich nur darum, ob es uns gelingen wird, das 
Gefühl, daß wir alle Deutſche und Landsleute ſind, höher und ſtärker in 
uns lebendig zu machen als das Gefühl, daß wir verſchiedenen Kon— 
feſſionen angehören“. 

Der eingeſchlagene Weg des rein ſtaatlichen Vorgehens wäre nicht gang⸗ 
bar geweſen, wenn nicht auch von päpſtlicher Seite ein gewiſſes Entgegen— 
kommen Platz gegriffen hätte. Bismarck hatte nicht unrecht, wenn er „zwar 
nicht dem Papſttum, wohl aber dem Papſt Vertrauen ſchenkte“. Schon 
1881 hat Leo XIII. zur Wiederbeſetzung der Biſchofsſtühle von Paderborn, 
Osnabrück, Trier und Fulda die Hand geboten. Er hat 1885 Melchers 
von ſeinem Amte entbunden und im folgenden Jahre Ledochowskis Ver— 
zicht gebilligt; in Köln iſt dann der dem Staate genehme Ermeländer 
Biſchof Krementz, in Poſen der Deutſche Dinder gefolgt. Im April 
1880 hat der Papſt die Anzeige für die gegenwärtig vakanten Pfarreien 
geſtattet, ehe noch die betreffende Vorlage Geſetz geworden war. Es iſt 
Bismarck in Rom angerechnet worden, daß er 1855 im Karolinenſtreit den 
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Papſt als Schiedsrichter zwiſchen Deutſchland und Spanien angerufen 
hatte; am letzten Tage des Jahres hat ihm Leo XIII. den Chriſtusorden 
verliehen. 


Die veränderte Haltung der Regierung konnte das Zentrum erfreuen, 
ſoweit es nicht von grundſätzlicher Feind ſchaft gegen Preußen und das 
Reich, wie es beſtand, erfüllt war. Der Welfe Windthorſt hat in all dieſen 
Jahren ſeinen Widerſtand unentwegt fortgeſetzt und die von ihm geleitete 
Partei zum Anſchluß an jede Oppoſition geführt, die ſich erhob, ſofern es 
ſich nicht um Dinge handelte, in denen die Wünſche der katholiſchen Be 
völkerung entſchieden einig gingen mit denen der Regierung. So iſt es 
auch in dieſer Zeit zu ſchärfſten Zuſammenſtößen zwiſchen den beiden 
Männern gekommen, in denen Bismarck ſeine Perſönlichkeit und ſeine 
Überzeugungen noch entſchiedener und mächtiger einſetzte als gegen Richter 
und Lasker, Bamberger, Hänel und Virchow. Er hat es meiſterhaft ver— 
ſtanden, die aalglatte Art des Widerſachers zu kennzeichnen, iſt aber, wie 
die Dinge lagen, nicht immer ſiegreich geblieben, insbeſondere nicht im 
Septennatsſtreit. Seine Beziehungen zur Kurie haben es ermöglicht, 
Leo XIII. nach der Reichstagsauflöſung durch den Nuntius in München zu 
beſtimmen, daß er den Wunſch kundgab, das Zentrum möge für die 
Regierungsvorlage ſtimmen. Der Parteivorſtand hat aber unter Windt⸗ 
horſts Einfluß dieſe Außerung nicht weitergegeben; nur 7 Angehörige des 
Zentrums ſtimmten für das Geſetz, 82 enthielten ſich der Abſtimmung. 
Der Papſt hat das Verhalten der Partei gemißbilligt, auf das Anerbieten, 
ſie aufzulöſen, doch geantwortet, daß er ihr Fortbeſtehen wünſche. 
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7 
ber ihren Geiſt und ihre Ziele gibt die Thronrede vom 21. März 1871 


kurz und bündig Aufſchluß: „Es beſteht keine Verſuchung zum Miß— 
brauch der gewonnenen Kraft; das Reich wird ein zuverläſſiger Bürge des 
europäiſchen Friedens fein; die Ordnung feiner inneren Angelegenheiten aber 
betrachtet es als ſein ausſchließliches, doch auch ausreichendes und zufrieden— 
ſtellendes Erbteil“. 

An dieſen Grundſätzen hat Bismarcks Reichsleitung unentwegt feſtge— 
halten. Er hat die gewonnene Kraft pflichtmäßig gebraucht, wie es das 
Wohl des deutſchen Volkes verlangte, in keinem Augenblick gemißbraucht. 
Das wunderbare Feingefühl des Mannes für das, was in den Beziehungen 
zum Auslande notwendig, wünſchenswert und zugleich möglich war, hat 
ihn ſicher geleitet. 

Das neue Reich war für die europäiſche Welt eine unbekannte Größe. 
Drei raſch aufeinanderfolgende ſiegreiche Kriege hatten es begründet. 
Würde es weiter ſolche Erfolge ſuchen? Die Befürchtung war weit ver— 
breitet in den zahlreichen kleinen Staaten, die Deutſchland im Norden, 
Weſten und Südweſten nahe liegen und zum Teil Stücke ſeines mittel— 
alterlichen Beſtandes find. Auch in Oſterreich fehlte ſie trotz der Mäßigung 
des Jahres 1860 nicht ganz. Langſam, aber ſicher hat die Korrektheit der 
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deutſchen Politik ſolchen Sorgen ein Ende gemacht; als Bismarck aus 
dem Amte ſchied, konnte nur noch Bosheit ihm derartige Abſichten zuſchreiben. 

Schwieriger war es, die Beziehungen zu den Großmächten befriedigend 
zu regeln. Deutſchland war an die Stelle Preußens getreten. Damit war 
die Lage Europas, der Welt verſchoben. Was dem neuen Machthaber an 
Einfluß zuwuchs, mußte irgendwo entbehrt werden. Zunächſt natürlich in 
Frankreich, aber unvermeidlich auch an anderen Stellen, an denen man 
gewohnt war, den eigenen Willen wenig gehemmt zu ſehen. Ein Zuſammen⸗ 
ſchluß gegen den unbequemen Neuling konnte leicht allen, denen er unbequem 
war, als angezeigt erſcheinen. Im Juni 1882 hat Bismarck im Reichstag 
die Außerung getan: „Wenn ich mir in der auswärtigen Politik 
irgend ein Verdienſt beilegen kann, ſo iſt es die Verhinderung 
einer übermächtigen Koalition gegen Deutſchland“. Er hat damit 
das vornehmſte Ziel ſeiner weiteren Politik deutlich bezeichnet. 

Er hat ihm zugeſtrebt auf einem Wege, den früheſte politiſche Eindrücke 
ihm vertraut gemacht hatten: Zuſammenſtehen der Oſtmächte, Dreikaiſer⸗ 
bindnis. Gegenüber Frankreich war England kein ſicherer Genoſſe. Das 
Verhältnis zu Frankreich war und blieb aber der dunkle Punkt in der 
politiſchen Lage, beſonders in den erſten Jahren nach dem Kriege. Die 
Schwierigkeiten mit der katholiſchen Kirche haben die Gefahr geſteigert. 
In Frankreich iſt nach der Niederlage von 1870 noch einmal eine kirchliche 
Strömung ſtark geworden; weite Kreiſe verlangten Rückkehr zum Glauben 
als einzige Rettung aus dem Unglück. Unter Mac Mahons Präſidentſchaft 
ward an eine monarchiſche Reſtauration gedacht. In der überwiegend 
katholiſchen Bevölkerung des Reichslandes ward die Unzufriedenheit einer 
ſeits durch die Zentrumspartei, anderſeits durch Hirtenbriefe franzöſiſcher 
Biſchöfe geſchürt. Im Januar 1874 hat Bismarck es für angezeigt ge⸗ 
halten, die Vertreter des Reiches an den großen Höfen dahin zu verſtändigen, 
daß „die Trennung der franzöſiſchen Regierung von der Sache der Ultra— 
montanen die ſicherſte Bürgſchaft für die Ruhe Europas“ ſei. Der Erlaß 
enthält die Wendung, daß Deutſchland, „falls ein Zuſammenſtoß unver: 
meidlich ſei, den Zeitpunkt nicht abwarten könne, der für Frankreich der 
paſſendſte ſei“. Von ernſtlicher Erwägung eines Angriffskrieges gegen 
Frankreich kann aber nicht die Rede ſein, und die Behauptung hetzeriſcher 
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Deutſchenfeinde, Fürſt Gortſchakow habe 1875 durch ſeinen Einſpruch 
Frankreich davor geſchützt, von Bismarck überfallen zu werden, muß als 
völlig unbegründet zurückgewieſen werden. Bismarck hat es vor dem Reichs— 
tage als Verleumdung erklärt, daß er den Krieg gewollt habe. 


Von Rußland her ergaben ſich aber bald ernſte Schwierigkeiten. 

Schon 1872 ſind die beiden Kaiſer von Oſterreich und Rußland vom 
5.1. September in Berlin geweſen; im folgenden Jahre war Bismarck 
mit Kaiſer Wilhelm im April in Petersburg, im Oktober in Wien. Das 
gute Verhältnis iſt aber getrübt worden, als ſich Serben und Bulgaren 
nach einander auf Rußlands Anſtiften gegen die Pforte erhoben und dann 
der Friede von San Stefano (3. März 1878) den größten Teil der Euro⸗ 
päiſchen Türkei dem Zaren, der ſeinen unterliegenden Schützlingen bei— 
geſprungen war, zu Füßen legte. 

England und Oſterreich ſind Rußland in den Weg getreten. Als Richter 
im Dezember 1876 mit der Abſicht, den Reichskanzler in Verlegenheit zu ſetzen, 
ihn wegen der in Rußland geforderten Zahlung der Eingangszölle in Gold 
interpellierte, hat Bismarck die oft wiederholte Außerung von den „geſunden 
Knochen eines einzigen pommerſchen Musketiers“ getan. Sie ſollte jeden 
Verdacht beſeitigen, daß ſich Deutſchland in die Balkanhändel einmiſchen 
werde. Bismarck hat aber klar genug erkennen laſſen, daß er es nicht als 
ganz unbeteiligt anſehe. „Inſofern ſind wir allerdings der Mindeſtbetei— 
ligte .. .. Ein Stückchen Wahrheit und a biſſerle Falſchheit iſt allweil 
dabei“. Doch konnte er mit gutem Gewiſſen der gewünſchte Vermittler ſein, 
„der ehrliche Makler, der das Geſchäft wirklich zuſtande bringen will“. 
Gegenüber dem Verlangen angeſehener deutſcher Preßorgane, die eine Ein⸗ 
miſchung zugunſten Oſterreichs und Englands verlangten, beharrte er dar— 
auf, „niemandem Deutſchlands Willen aufzudrängen “z er wollte nicht „den 
napoleoniſchen Weg gehen, nicht der Schiedsrichter, nicht einmal der Schul⸗ 
meiſter in Europa ſein“. Er wollte im Dreikaiſerbündnis „keine Majorität 
von zwei zu eins bilden, nicht aus Gefälligkeit die eigenen unbeſtreitbaren 
ſtaatlichen und nationalen Intereſſen bintanftellen. Das iſt ein Opfer, was 
keine Großmacht pour les beaux yeux der anderen bringt“. In dieſem 
Sinne hat Bismarck die Verhandlungen des Berliner Kongreſſes im Juni 
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und Juli 1878 — er begann zwei Wochen nach Nobilings Attentat — ge- 
leitet. 

Die Leiter der ruſſiſchen Politik hat dieſe Haltung nicht befriedigt. Sie 
hatten mehr erwartet, wähnten das neue Deutſchland zu mehr verpflichtet. 
So ſah ſich Bismarck doch gezwungen, zwiſchen den Freunden zu wählen. 
Am 7. Oktober 1879 iſt das Bündnis mit Oſterreich geſchloſſen worden, 
das beide Staaten gegen einen ruſſiſchen (nicht gegen irgend einen anderen) 
Angriff decken ſollte. Ernſte Bedenken Kaiſer Wilhelms haben überwunden 
werden müſſen. Die Beſitzergreifung Tuneſiens durch Frankreich führte 
zum Anſchluß Italiens. Seit Anfang 1883 gab es einen mitteleuropäiſchen 
Dreibund. 

Bismarck hat gleichwohl den Faden fortzuſpinnen vermocht, der nach Ruß⸗ 
land hinüber führte. Mit Alexander III. hat er 1884 den Rückverſicherungsver⸗ 
trag geſchloſſen, nach welchem Deutſchland in den nächſten drei Jahren nicht 
zur Hilfe verpflichtet ſein wollte, wenn Oſterreich Rußland, Rußland nicht, 
wenn Frankreich Deutſchland angreife. Das Abkommen iſt 1887 auf weitere 
drei Jahre verlängert worden, obgleich die Beziehungen zu Rußland inzwiſchen 
einer ſtarken Belaſtungsprobe ausgeſetzt geweſen waren. Fürſt Alexander von 
Bulgarien war im Auguſt 1886 aus ſeiner eigenen Hauptſtadt gewaltſam nach 
Rußland entführt und dort zur Abdankung bewogen worden, weil er eigen? 
mächtig von Oſtrumelien Beſitz ergriffen hatte. Eine ſtarke Volksſtrömung 
erwärmte ſich für den Battenberger, der auch am preußiſchen Hofe einfluß— 
reiche Fürſprecher fand. Die Hinneigung des Zentrums zu Oſterreich, die 
Gegnerſchaft der Radikalen und Linksliberalen gegen Rußland konnten ſich 
den allgemeinen Unwillen über das geſchehene Unrecht zu nutze machen. 
Bismarck hat auch dieſem Drängen gegenüber ſtandgehalten, jede Schärfe 
gegen Rußland vermieden. 

Die Lage iſt ihm aber Anlaß geworden zu der Septennatsvorlage, die 
das Maß der bisherigen Wehrvorlagen erheblich überſchritt. 


Gleichzeitig mit den Balkanwirren ward Frankreich unter Führung 
ſeines Kriegsminiſters Boulanger von einer Flutwelle der Revanchebewe⸗ 
gung heimgeſucht. In der Vertretung ſeiner Vorlage hat Fürſt Bismarck 
mit außerordentlichem Geſchick dieſe Schwierigkeiten zu benutzen verſtanden, 
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um zu verdecken, daß doch auch Vorſicht nach Oſten im Spiele war. Er 
hatte ſchon im November zuvor betont, daß zwar gute Beziehungen zur 
franzöſiſchen Regierung beſtänden, die Stimmung des franzöſiſchen Volkes 
aber Beſorgnis erregen könne: „Bei den Parteien dort ſind die Feindſchaft 
gegen Deutſchland und die Möglichkeit der Rache und der Wille dazu die 
beſten Grundlagen für die Bewerbung um die öffentliche Gunſt bei den 
Wahlen“. Jetzt erklärte er: „Wenn Frankreich uns nicht angreift, iſt der 
Friede für immer geſichert“. Er wies auf die verſchiedene Art eines ſieg— 
reichen Frankreichs und eines ſiegreichen Deutſchlands hin, auf den Unter: 
fchied der Zeit von 18071813 und der von 1870: „Wir würden dieſelben 
Franzoſen uns gegenüberfinden, unter deren Herrſchaft wir 1807—13 ge⸗ 
litten haben und die uns ausgepreßt haben bis aufs Blut, — wie die 
Franzoſen ſagen: Saigner à blanc“. 

Sorgfältig vermied er es, auf die Stimmung der Reichstagsmehrheit 
gegen Rußland einzugehen. Er lehnte es ab, über Politik in der Kommiſſion 
irgend etwas zu ſagen, was nicht auch öffentlich geſagt werden könne; das 
könne den Frieden gefährden. Er verhöhnte das Berliner Tageblatt und 
die Germania, die ihn angegriffen hatten, weil er nicht gegen Rußland vor- 
gehen wollte: „Ich habe dieſe ganze Preßhetzerei lächerlich gefunden, die 
Zumutung, daß wir nach Bulgarien laufen ſollten, um hinten weit in der 
Türkei die Händel zu ſuchen, die wir hier nicht finden können. Ich hätte 
geradezu verdient, wegen Landesverrat vor Gericht geſtellt zu werden, wenn 
ich auch nur einen Augenblick auf den Gedanken hätte kommen können, 
mich auf dieſe Dummheit einzulaſſen“. Gegen Windthorft, der behauptete, 
daß die Intereſſen Oſterreichs und Deutſchlands die gleichen feien, ſetzte er 
in klaſſiſcher Überlegenheit auseinander, daß beide Mächte ein gemeinſames 
Intereſſe hätten, was immer Leitſtern unſerer öſterreichiſchen Politik wird 
bleiben müſſen, nämlich, beide Großmächte zu bleiben, ſonſt jede ihr beſon⸗ 
deres: „Glauben Sie doch nicht, daß, wenn man ſolche Politik“ (für Oſter⸗ 
reich am Bosporus) „inſtradiert, man auf jeder Station umkehren kann. 
Die politiſchen Wege ſind nicht ſo, wie wenn man ſich auf freiem Felde zu 
Fuß begegnet“. Worte der Weisheit, die von den ſpäteren Leitern unſerer 
auswärtigen Politik leider nur zu oft unbeachtet gelaſſen worden ſind. 
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Die Oppoſttion ſpitzte die Frage wieder grundſätzlich zu. Richter verlangte 
Einführung der zweijährigen Dienſtzeit; Windthorſt wollte „jeden Mann, 
jeden Groſchen“ bewilligen auf ein Jahr. Niemals hätte Kaiſer Wilhelm, 
hätte Bismarck den Beſtand des Heeres „abhängig gemacht von der jedes⸗ 
maligen Stimmung im Reichstag!“ So wiederholte ſich eine der Verhand⸗ 
lungen um Deutſchlands Wehrkraft, die „jedesmal die Grundlagen unſeres 
deutſchen Verfaſſungslebens bis ins Unterſte erſchüttern “. Die Vorlage wurde 
am 14. Januar 1887 mit 186 gegen 154 Stimmen abgelehnt. Erſt im neuen 
Reichstag wurde ſie Geſetz. Seine Kartellmehrheit hat auch ſonſt dem Reichs⸗ 
kanzler die drei letzten Jahre ſeiner Amtsführung erleichtert. Bismarck hat noch 
parlamentariſche Glanztage erlebt, die ſich denen vom Juli 1870 zur Seite 
ſtellten. 


Noch im Dezember des Jahres, in dem die Septennatsvorlage Geſetz 
geworden war, ſah er ſich veranlaßt, einen Geſetzentwurf betreffend Anderung 
der Wehrpflicht einzubringen. Die Landwehr zweiten Aufgebots, durch die 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes beſeitigt, ſollte wieder hergeſtellt, die 
Landſturmpflicht bis zum 45. Lebensjahr ausgedehnt, eine Erſatzreſerve gebildet 
und eingeübt werden. Bismarck hat die Vorlage am 6. Februar 1888 erör⸗ 
tert, „mit Widerſtreben“, da „in dieſer Sache ein Wort, welches unge⸗ 
ſchickt geſprochen wird, viel verderben kann“, aber es werde erwartet; er 
fürchtete, daß Schweigen „die Beunruhigung der öffentlichen Meinung eher 
fteigern als mildern würde“. Er wollte auch nicht „die Vorlage empfehlen“, 
da er über deren Annahme „nicht in Sorge ſei“. Er erklärte, daß die 
Rüſtung nicht im Zuſammenhange ſtehe mit der europäiſchen Lage; ſeine 
Darlegungen ließen allerdings über das Gegenteil nicht in Zweifel. 

Er ging wieder aus von der franzöſiſchen Gefahr, doch aber bald hinüber 
zu Rußland. Er hatte am letzten 18. November, als Alexander III. in Berlin 
war, um eine Audienz gebeten und hatte den Kaiſer aufklären können über 
orleaniſtiſche Fälſchungen, die feine Politik in der Frage des Battenbergers 
verdächtigten; am 31. Dezember hat der Reichsanzeiger ſie veröffentlicht. Er 
erinnerte daran, wie er ſtets ruſſiſche Politik getrieben, zum Berliner Kongreß 
ſich ungern, von Rußland gebeten, habe beſtimmen laſſen. Vor drei Tagen, 
am 3. Februar, hatte er den Tert des deutſch⸗oͤſterreichiſchen Vertrages von 
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1879 zugleich in Berlin, Wien und Peſt bekannt geben laſſen; er betonte, 
daß dieſe Veröffentlichung keine Drohung ſei und bewies des längeren die 
Nützlichkeit des Vertrages. Er hob hervor, daß der Berliner Kongreß zweifellos 
Rußland einen Anſpruch auf Einfluß in Bulgarien gegeben habe, erklärte ſich 
auch bereit, Rußland auf Wunſch diplomatiſch zu unterſtützen. Auf Ruß⸗ 
lands Abſichten ſchließe man aus der Preſſe und den Truppenverſchiebungen; 
aber die Preſſe wiege federleicht gegenüber dem Zaren: „Die ruſſiſche Preſſe, 
die ruſſiſche öffentliche Meinung hat einem alten mächtigen und zuverläſſigen 
Freunde, der wir waren, die Tür gewieſen; aber wir drängen uns nicht auf, 
wir laufen niemand nach“. Durch die Truppenverſchiebungen wolle Ruß— 
land in der Lage ſein, ſein politiſches Gewicht geltend machen zu können. 
Deutſchland ſei gefährdet durch ſeine Lage; aber es ſei ſtark in ſich. „Die 
Gerechtigkeit der Sache wird immer auf deutſcher Seite bleiben nach der 
Sorge der Regierung. Gott hat uns in eine Situation geſetzt, in welcher 
wir durch unſere Nachbarn daran verhindert werden, irgendwie in Träg— 
heit oder Verſumpfung zu geraten. Wir bekommen gewiſſermaßen von bei⸗ 
den Seiten die Sporen und werden zu einer Anſtrengung gezwungen, die 
wir vielleicht ſonſt nicht machen würden. Die Hechte im europäifchen Karp⸗ 
fenteich hindern uns, Karpfen zu werden. Die franzöſiſch⸗ruſſiſche Preſſe, 
zwiſchen die wir genommen werden, zwingt uns zum Zuſammenhalten und 
wird unſere Kohäſionsfähigkeit auch durch Zuſammendrücken erheblich ſtei— 
gern, fo daß wir in dieſelbe Lage der Unzerreiß barkeit kommen, die faſt allen 
anderen Nationen eigentümlich iſt. Wir müſſen dieſer Beſtimmung aber 
auch entſprechen, indem wir uns ſo ſtark machen, daß die Hechte uns nicht 
mehr tun als uns ermuntern“. 

Begeiſternde und doch fo ſchlichte Worte fand der leidenſchaftliche Sol— 
datenfreund für die Tüchtigkeit des Heeres: „Wir haben das Material an 
Offizieren und Unteroffizieren, um dieſe ungeheure Armee zu kommandieren. 
Das iſt, was man nicht nachmachen kann. Dazu gehört das ganz 
eigentümliche Maß der Verbreitung der Volksbildung in Deutſchland, wie 
es in keinem andern Lande wieder vorkommt“. Er pries in wärmſten Worz 
ten das Verhältnis zwiſchen Offizieren und Mannſchaften: „Kein deutſcher 
Offizier läßt ſeinen Soldaten im Feuer im Stich; er holt ihn mit eigener 
Lebensgefahr heraus und umgekehrt: Kein deutſcher Soldat läßt ſeinen 
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Offizier im Stich; das haben wir erfahren“. Er fand für die neuen Laſten 
die rechte Begründung: „Wir bilden eine Armee von Triariern, von dem 
beſten Menſchenmaterial, das wir überhaupt in unſerm Volke haben, von 
den Familienvätern über 30 Jahre. Der feſte Mann, der Familienvater, 
dieſe Hünengeſtalten, deren wir uns noch erinnern können aus der Zeit, wo 
ſie die Brücke von Verſailles beſetzt hatten“ (die Garde⸗Landwehr war dort 
verwandt), „müſſen auch das beſte Gewehr an der Schulter haben, die 
vollſte Bewaffnung und die ausgiebigſte Kleidung zum Schutz gegen Wit⸗ 
terung und alle äußeren Vorkommniſſe“. Er betonte Deutſchlands Fried⸗ 
fertigkeit: „Mit der gewaltigen Maſchine, zu der wir das deutſche Heer⸗ 
weſen ausbilden, unternimmt man keinen Angriff. Werden wir ange— 
griffen, dann wird das ganze Deutſchland von der Memel bis zum Boden⸗ 
ſee wie eine Pulvermine aufbrennen und von Gewehren ſtarren“. Worte, 
die wahr geworden ſind! — Er wollte das Geſetz betrachtet wiſſen „lediglich 
als eine volle Herſtellung der Verwendbarkeit der Kraft, die Gott in die 
deutſche Nation gelegt hat für den Fall, daß wir ſie brauchen“. Er verbat 
ſich die Drohungen der fremden Preſſe: „Es iſt eigentlich eine unglaubliche 
Dummheit, wenn man eine große und ſtolze Macht wie das Deutſche Reich 
durch eine gewiſſe drohende Geſtaltung der Druckerſchwärze, durch Zuſam⸗ 
menſtellung von Worten glaubt einſchüchtern zu können. Man ſollte das 
unterlaſſen; dann würde man es uns leichter machen, unſeren beiden Nach⸗ 
barn auch gefälliger entgegenzukommen. Jedes Land iſt auf die Dauer 
doch für die Fenſter, die ſeine Preſſe einſchlägt, irgend einmal verantwortlich; 
die Rechnung wird an irgend einem Tage präſentiert in der Verſtimmung 
des anderen Landes. Wir können durch Liebe und Wohlwollen leicht be 
ſtochen werden, vielleicht zu leicht, aber durch Drohungen ganz gewiß nicht. 
Wir Deutſche fürchten Gott, aber ſonſt nichts in der Welt, und 
die Gottesfurcht iſt es ſchon, die uns den Frieden lieben und 
pflegen läßt. Wer ihn aber trotzdem bricht, der wird ſich über— 
zeugen, daß die kampfesfreudige Vaterlandsliebe, welche 1813 
die geſamte Bevölkerung des damals ſchwachen, kleinen und 
ausgeſogenen Preußens unter die Fahnen rief, heutzutage ein 
Gemeingut der ganzen deutſchen Nation iſt, und daß derjenige, 
welcher die deutſche Nation irgendwie angreift, ſie einheitlich 
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gewaffnet finden wird und jeden Wehrmann mit dem feſten 
Glauben im Herzen: Gott wird mit uns ſein!“ 

Es war die letzte große Rede, die Bismarck gehalten hat, und von allen 
die eindrucksvollſte und wirkſamſte. Er hatte ſich einmal ſetzen müſſen: 
„Ich bitte um Entſchuldigung, wenn ich mich einen Augenblick ſetze; ich 
kann fo lange nicht ſtehen“. 

Die Vorlage wurde in erſter und zweiter und zwei Tage ſpäter auch in 
dritter Leſung debattelos und einſtimmig angenommen. Als Bismarck das 
Haus verließ, empfing ihn der Jubel einer nach Tauſenden zählenden Volks—⸗ 
menge, die den zu Fuß Heimgehenden bis zu ſeinem Palais geleitete. 


II. Deutfchland im Beſitz von Kolonien. 


Winne iſt dem Fürſten Bismarck in neuerer Zeit der Vorwurf ge⸗ 
macht worden, er habe ſich nicht früh und nicht nachdrücklich genug 
für den Erwerb von Kolonien eingeſetzt, wir wären weiter auf dieſem Wege, 
wenn er es getan. Es iſt nicht oft ein weniger berechtigter Tadel aus⸗ 
geſprochen worden. Bismarck hat die neue Bahn betreten, ſobald ſie zu 
Erfolgen führen konnte, und hat erreicht, was die Lage zu erreichen ge— 
ſtattete. 

Er hat auch dieſe Frage unter dem Geſichtspunkt der großen Politik ge⸗ 
ſehen und wahrlich mit Recht; denn nur ſo konnte und durfte, darf ſie noch 
heute allein von einem weitſchauenden Staatsmann geſehen werden. In 
ſchweren Kriegen war dem neuen ſtaatlichen Gebilde Daſeinsrecht erſtritten 
worden; wenn Bismarck „eine übermächtige Koalition gegen Deutſchland 
verhindern“ wollte, mußte er vor allem Sorge tragen, England nicht unter 
die Gegner geraten zu laſſen. Daß England zu deutſcher Kolonialerwerbung 
ſcheel ſehen werde, war klar und hat die Folgezeit unwiderleglich erwieſen. 
Wenn Bismarck dem Abgeordneten Bamberger, der als Gegner von 
Kolonien im Juni 1884 „Naſenſtüber“ von England beſorgte, wider— 
ſprach, ſo geſchah das nur, weil der entſcheidende Beſchluß ſchon gefaßt 
und die erſten Schritte getan waren, nicht, weil er die Sorge für unbe⸗ 
gründet hielt. Als Leiter der deutſchen Politik durfte er ihre Berechtigung 
nicht zugeſtehen; er fand, daß Bambergers Rede „ſich im Munde eines 


Deutſchland im Beſitz von Kolonien. 197 


fremden Staatsmannes gut ausgenommen haben würde, im Munde eines 
Vertreters der deutſchen Nation überraſchend ſei“. 

In eine Bahn, auf der ſchwere Gefahren begegnen konnten, durfte ein 
ſeiner Verantwortung bewußter Staatsmann nur einlenken, wenn er des 
Volkes hinter ſich in vollem Umfange ſicher war. Wohl waren die Wünſche 
nach Kolonialbeſitz feit langem in deutſchen Herzen lebendig, nach der Ber 
gründung des Reiches ſtärker und ſtärker laut geworden; aber ſie hatten 
ſelbſt in durchaus vaterländifch geſinnten Kreiſen keineswegs eine ſichere 
Mehrheit hinter ſich. Allzuſehr ſtanden die Geiſter noch im Banne der 
engliſchen Freihandelsvorſtellungen. Man verkehre doch überall in der 
Welt, im weſentlichen ungeſtört; der Deutſche könne auch in fremden 
Kolonien Geld erwerben, werde geſchützt; wozu ſolle das Mutterland Opfer 
bringen, ſich Verwicklungen ausſetzen? 

In den beiden Nordſee-Emporien, die zunächſt berufen ſchienen, neue 
Wege zu weiſen, war man mißtrauiſch gegen ſtaatliche Einmiſchung; man 
hatte ſich aus eigener Kraft achtbar heraufgearbeitet. Man ſtand auch 
der neuen Handels- und Zollpolitik ſchroff gegenüber. Als es ſich im 
April 1880 darum handelte, für die Südſee§⸗Plantagengeſellſchaft, die auf 
den Samoainſeln arbeitete, eine Reichsunterſtützung zu erlangen, ſtimmten 
Hamburg und Bremen im Bundesrat gegen die Vorlage; im Reichstag 
fiel fie mit 128 gegen 112 Stimmen. Bereitwilligkeit der Regierung zu 
Subventionen für Errichtung regelmäßiger Dampferverbindungen fand 
keine Gegenliebe. 

Die Samoaſache hat Bismarck mit dem bitteren Wort vestigia terrent 
verabſchiedet. Wenige Jahre ſpäter hat er doch die neue Bahn betreten. 

In Frankreich iſt die dritte Republik mit bewundernswerter Energie 
in fie eingelenkt, kräftiger, nachhaltiger, erfolgreicher als irgend eine frühere 
Regierung. Wie ihr Vorgehen in Tunis Italien an Deutſchlands Seite 
geführt hatte, ſo weckten ihre Beſtrebungen in Weſtafrika und Hinterindien 
die alte koloniale Eiferſucht Englands. Die engliſche Beſetzung Agyptens 
(1882) verſchärfte die Spannung. Die Weltlage war da, die einen Ver— 
ſuch geſtattete. Ende 1883 ward Lüderitzland deutſch; weitere Beſitzergrei⸗ 
fungen ſind gefolgt. Das Kolonialreich, was wir heute unſer eigen nennen, 
verdanken wir bis auf einen geringen Zuwachs dem erſten Reichskanzler. 
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Englands Einſpruch iſt nicht ausgeblieben, als „die Landratte von Vetter 
auch zur See fahren wollte“; das Mutterland konnte an der Erregung des 
Kaplandes und der auſtraliſchen Tochterſtaaten nicht teilnahmlos vorüber⸗ 
gehen. Bismarcks diplomatiſches Geſchick fand eine neue Gelegenheit, ſich 
in glänzendſtem Lichte zu zeigen; er erfocht einen vollſtändigen Sieg über 
die Leiter der engliſchen Politik, die Liberalen Gladſtone und Granville. 
Mit überlegenem Humor beleuchtete er am 2. März 1885 das Verfahren 
der engliſchen Regierung. Er beſprach die Vorteile mündlichen Gedanken⸗ 
austauſches, doch werde von engliſcher Seite der ſchriftliche Verkehr vor— 
gezogen; er habe ſeit dem verfloſſenen Sommer von der engliſchen Regierung 
128 Noten bekommen, mehr als von allen anderen Regierungen in den 
23 Jahren ſeiner Geſchäftsführung; ſie laſſe Aktenſtücke drucken, die noch 
nicht an ihre Adreſſe gelangt ſeien, während ſchwebender Verhandlungen. 
Er beſtritt, ihr Ratſchläge über Agypten gegeben zu haben, wie das in 
engliſchen Aktenſtücken angedeutet ſei; die engliſche Regierung habe wohl 
oft erſucht um einen Wink, was in Agypten zu tun ſei und was in Deutſch⸗ 
land Billigung finde, habe aber ſtets ablehnenden Beſcheid erhalten. Er 
ſchloß ſeine Rede mit den mahnenden Worten: „Bei den fremden Nationen 
machen die Vorgänge in Deutſchland ja ſehr leicht den Eindruck, daß bei 
uns zwar unter Umſtänden, wie 1870, wie 1813, die geharniſchten Männer 
aus der Erde wachſen wie aus der Saat der Drachenzähne in der griechiſchen 
Mythe in Kolchis, aber daß ſich dann auch ſtets irgend ein Zauberſteinchen 
der Medea findet, welches man zwiſchen ſie werfen kann, worauf ſie über 
einander herfallen und ſich ſo raufen, daß der fremde Jaſon ganz ruhig 
dabeiſtehen kann und zuſehen, wie die deutſchen gewappneten Recken ſich 
unter einander bekämpfen. Es liegt eine eigentümliche prophetiſche Vor⸗ 
ausſicht in unſerem alten nationalen Mythus, daß ſich, ſo oft es den 
Deutſchen gut geht, wenn ein deutſcher Völkerfrühling wieder, wie der 
verſtorbene Kollege Völk ſich ausdrückte, anbricht, daß dann auch ſtets 
der Loki nicht fehlt, der ſeinen Hödur findet, einen blöden, dämlichen Menſchen, 
den er mit Geſchick veranlaßt, den deutſchen Völkerfrühling zu erſchlagen, 
reſpektive niederzuſtimmen“. 

Er hat das einen Monat ſpäter, als es ſich um eine für die Kolonial⸗ 
politik notwendige Dampferſubvention handelte, erläutert: „Es war nur 
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etwas, was — ich kann es nicht leugnen — mich in den letzten 20 Jahren 
ununterbrochen gequält und beunruhigt hat, dieſe Analogie unſerer deutſchen 
Geſchichte mit unferer deutſchen Götterſage. Ich habe unter dem Begriff 
„Völkerfrühling“ mehr verſtanden als die Kolonialpolitik; ich habe meine 
Auffaſſung — ich will nicht ſagen: ſo niedrig — aber ſo kurz in Zeit und 
Raum nicht gegriffen. Ich habe unter dem Frühling, der uns Deutſchen 
geblüht hat, die ganze Zeit verſtanden, in der ſich — ich kann wohl ſagen — 
Gottes Segen über Deutſchlands Politik ſeit 1866 ausgeſchüttet hat, eine 
Periode, die begann mit einem bedauerlichen Bruderkriege, der zur Löſung 
eines verſchürzten gordiſchen Knotens unabweislich und unentbehrlich war, 
der überſtanden wurde und zwar ohne Nachwehen, die man davon zu bes 
fürchten hatte. Die Begeiſterung für den nationalen Gedanken war im 
Süden wie im Norden ſo groß, daß die Überzeugung, daß dieſe — ich 
möchte ſagen — chirurgiſche Operation zur Heilung der alten deutſchen Erb⸗ 
krankheiten notwendig war, allgemein wurde. Sobald ſie ſich Bahn brach, 
war auch aller Groll vergeſſen, und wir konnten ſchon im Jahre 1870 uns 
überzeugen, daß das Gefühl der nationalen Einheit durch das Andenken 
dieſes Bruderkrieges nicht geſtört war, und daß wir alle als ein einig 
Volk von Brüdern“ den Angriffen des Auslandes entgegentreten konnten. 
Das ſchwebte mir als „Völkerfrühling“ vor. Daß wir darauf die alten 
deutſchen Grenzländer wiedergewannen, die nationale Einheit des Reiches 
begründeten, einen Deutſchen Reichstag um uns verſammelt ſahen, den 
Deutſchen Kaiſer wieder erſtehen ſahen, das alles ſchwebte mir als „Völker⸗ 
frühling! vor, nicht die heutige Kolonialpolitik, die bloß eine Epiſode bildet 
in dem Rückgange, den wir ſeitdem gemacht haben. Dieſer Völkerfrühling 
hielt nur wenig Jahre nach dem großen Siege vor. Ich weiß nicht, ob 
der Milliardenſegen ſchon erſtickend auf ihn gewirkt hat. Aber dann kam, 
was ich unter dem Begriff „Loki“ verſtand, der alte deutſche Erbfeind, der 
Parteihader, der in dynaſtiſchen und in konfeſſionellen, in Stammesver⸗ 
ſchiedenheiten und in den Fraktionskämpfen ſeine Nahrung findet; der über— 
trug ſich auf unſer öffentliches Leben, auf unſere Parlamente, und wir ſind 
angekommen in einem Zuftand unſeres öffentlichen Lebens, wo die Regie⸗ 
rungen zwar treu zuſammenhalten, im Deutſchen Reichstage aber der Hort 
der Einheit, den ich darin geſucht und erhofft hatte, nicht zu finden iſt, 
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ſondern der Parteigeiſt überwuchert uns; und der Parteigeiſt, wenn der 
mit ſeiner Lokiſtimme den Urwähler Hödur, der die Tragweite der Dinge 
nicht beurteilen kann, verleitet, daß er das eigene Vaterland erſchlage, der 
iſt es, den ich anklage vor Gott und der Geſchichte, wenn das ganze herr⸗ 
liche Werk unſerer Nation von 1866 und 1870 wieder in Verfall gerät 
und durch die Feder hier verdorben wird, nachdem es durch das Schwert 
geſchaffen wurde “. 

Der Reichstag, zu dem er ſo ſprach, war der wegen Verweigerung des 
Septennats aufgelöſte, der ungünſtigſte, den Bismarck erlebt hat. 


Wieder und wieder hat Bismarck die Überzeugung ausgeſprochen, daß 
die Kolonialbewegung getragen werden müſſe von nationaler Begeiſterung, 
die „ſolche Fragen nicht wie Additions- und Subtraktionsexempel be⸗ 
handle“. Einwände, die man heute nicht mehr verſteht, wurden ihm ent— 
gegengehalten. Richter erklärte Südweſtafrika für einen Haufen von 
Steinen, eine Sandbüchſe; ein Mann wie Virchow eignete ſich den Aus⸗ 
ſpruch an, daß Oſtafrika ungeſund ſei, wo es Wert habe, geſund nur, wo das 
nicht der Fall. Leichthin wurde über Landgebiete abgeurteilt, die an Umfang 
ein Mehrfaches des Deutſchen Reiches darſtellen. Um Hunderttauſende, 
ja um Zehntauſende wurde gefeilſcht, ihre Bewilligung zur Beratung in 
Kommiſſionen verwieſen. Als das im Januar 1885 mit einer Nachtrags— 
forderung von 180 000 Mark für einen Küſtendampfer und eine Dampf⸗ 
barkaſſe für den Gouverneur von Kamerun geſchah, weigerte ſich Bismarck, 
in der Kommiſſion zu erſcheinen: „Wir ſehen andere überall beim tätigen 
Handeln“ (in Kamerun, Samoa, Neuguinea); „währenddeſſen berufen 
wir Kommiſſionen und zitieren den Reichskanzler dorthin. Die Uhr der 
Welt geht vorwärts, und Sie ſitzen hier als Hofkriegsrat und ich als Feld⸗ 
marſchall Daun. Unterdeſſen werde ich geſchlagen, wenn ich mich dazu 
hergebe, Ihr Daun zu fein; das werde ich aber nicht“. 

Im Januar 1889 bemerkte er gegenüber ähnlicher Verzögerung gelegent⸗ 
lich des oſtafrikaniſchen Aufſtandes: „Zeit iſt nicht Geld, wie die Leute 
ſagen, ſondern Zeit iſt Blut“. Er hat ſtets betont, daß es ihm darauf an⸗ 
komme, deutſchem Unternehmungsgeiſt Deckung zu gewähren, dem Kauf⸗ 
mann ſchützend zu folgen, hat das den Hemmenden wie den Drängenden 
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entgegengehalten. Als Windthorſt in dieſer Reichstagsſitzung Mißtrauen 
äußerte gegen die Ausſagen von Hamburger Firmen, entgegnete ihm 
Bismarck: „Sind die Hamburger ſo einfältig, daß ſie nicht wiſſen, was 
ſie tun? Glauben wir, daß die Leute die deutſchen Intereſſen kaufmänniſch 
nicht verſtehen oder aus Egoismus falſch handeln? Ja, meine Herren, 
dann verzichten wir auf die Aktion, dann kriechen wir auf unſeren Thüringer 
Bergen zuſammen und ſehen das Meer mit dem Rücken an“. Treffend 
hat er Bambergers Geringſchätzung der Kolonien ebenfalls im Januar 1889 
mit der Bemerkung zurückgewieſen, daß die Engländer nicht um nichts den 
Deutſchen ihre Anſprüche beſtritten. 

Bei jeder Gelegenheit hat Bismarck darauf hingewieſen, daß Kolonial— 
politik nicht auf raſchen Erfolg rechnen könne: „Wer von einer Kolonie 
in drei Wochen oder drei Jahren ein glänzendes Reſultat erwartet, der 
mag Reden halten; aber er iſt kein Menſch von Urteil. Die Frage iſt 
die, ob wir in 10, in 20, in 30 Jahren nicht vielleicht bereuen würden, den 
Beſitztitel, der uns jetzt geboten wird, verſchmäht zu haben“. Gegenüber 
heutigen Tadlern ſei an die Worte in derſelben Rede vom 26. Januar 1889 
erinnert: „Ich muß daran denken, ob man mir nicht nach 20, nach 30 Jahren 
den Vorwurf machen wird, daß dieſer furchtſame Kanzler damals nicht 
die Courage gehabt hat, uns jenen Beſitz zu ſichern, der jetzt ein guter ge 
worden iſt“. Wenn dieſer Vorwurf jetzt doch erhoben wird, ſo trifft er 
wahrlich nicht den Begründer des Deutſchen Reiches, ſondern die hart— 
näckige Oppoſition, die ihm gerade in dieſer Frage auf Schritt und Tritt 
mit den kleinlichſten und kurzſichtigſten Einwänden entgegentrat. Das 
Zentrum hat ſeine völlig ablehnende Haltung allmählich aufgegeben, nach— 
dem der franzöſiſche Kardinal Lavigerie im Oktober 1888 auf dem Kölner 
Katholikentage die Bedeutung deutſcher kolonialer Mitarbeit für die Miſſion 
betont hatte. 

Die Erfolge, die Bismarck errang, haben in den 25 Jahren, die nach 
ſeiner Amtsführung verfloſſen ſind, nur in beſcheidenem Ausmaß gemehrt 
werden können. Er verdankt ſie ſeiner Meiſterſchaft in der großen Politik. 
Englands anfänglich ſyſtematiſchen Widerſtand hat er im Verein mit 
Frankreich überwunden. Er brachte es im November 1884 nach Berlin 
auf die Kongokonferenz, und die Beherrſcherin der Meere und des Welt 
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handels mußte ſich Beſtimmungen auferlegen laſſen, die andere Mächte in 
Mittelafrika gleichberechtigt neben fie ſtellten. Nachher hat Bismarck 
immer die Fiktion aufrecht erhalten, daß nur die kolonialen Behörden 
Schwierigkeiten machten, das amtliche England das nicht billige. „Ich 
betrachte England als den alten und traditionellen Bundesgenoſſen, mit 
dem wir keine ſtreitigen Intereſſen haben“, erklärte er am 26. Januar 1889. 
So entwaffnete er den Gegner, ſchob ihm die Schuld zu für Unfreundlich⸗ 
keiten; mit Deutſchland zu brechen, ſo lange es mit Frankreich in kolonialen 
Fragen einig ging, war doch kein leichter Entſchluß. Dem Nachfolger 
im Amte iſt das Gewebe dieſer Politik, wie auch jenes der ruſſiſchen, zu 
fein geweſen. 


Die Reichsfremden. 
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12. Die Reichsfremden. 


Wie Kriege von 1864 und 1870 haben Deutſchland zu den fremdſprachigen 
Bewohnern an ſeiner Oſtgrenze auch noch ſolche im äußerſten Norden 
und Südweſten gebracht. Bismarcks Politik gegenüber dieſen Reichsange⸗ 
hörigen iſt nicht maßgebend beſtimmt von dem Gedanken des Eindeutſchens. 
Dänen waren zum Reich gekommen, weil man den altüberlieferten Gebiets— 
beſtand der Herzogtümer aus Rückſicht auf deren Geſchichte ungern erheblich 
ſchmälern wollte. Napoleons Einmiſchung hat dem Prager Frieden den 
Artikel 5 eingefügt, der für Nordſchleswig eine Volksabſtimmung über die 
ſtaatliche Zugehörigkeit in Ausſicht nahm. Die mit Dänemark geführten 
Verhandlungen über die nähere Abgrenzung des Bezirks haben zu einem 
Ergebnis nicht geführt, weil die däniſche Regierung die nötigen Bürgſchaf— 
ten für die Erhaltung der in den abzutretenden Gebieten wohnenden deut— 
ſchen Bevölkerung nicht geben konnte. Die Annäherung an Oſterreich nach 
dem Berliner Kongreß hat am u. Januar 1879 das Zugeſtändnis dieſer 
Macht zur Auf hebung des Artikels 5 gezeitigt. 

Im Reichslande war es nicht allein der fremdſprachige Teil der Bevöl— 
kerung, der Schwierigkeiten bereitete. Bismarck hat die Erwerbung zunächſt 
als unentbehrliche Grenzſicherung, als „Glacis“, angeſtrebt; er hat aber 
auch gehofft, daß die Bewohnerſchaft ſich wieder zum Deutſchtum zurückfinden 
werde, wie alle Mitlebenden das gehofft haben, und wie es ja auch in ziem- 
lichem Umfange eingetreten iſt. Sein Verhalten in reichsländiſchen An— 
gelegenheiten iſt vom erſten Augenblicke an ununterbrochen geleitet worden 
von dieſem Gedanken. Er hat dazu geführt, Härten tunlichſt zu vermeiden, 
doch aber auf feſter Eingliederung in die Reichsordnung zu beſtehen. Schon 
zu Neujahr 1874 iſt die Reichsverfaſſung in Kraft getreten, mit dem Jahre 
1872 ſchon die deutſche Wehrpflicht. 

Die Folgezeit und insbeſondere die jüngſte Vergangenheit hat lebhaften 
Tadel laut werden laſſen über die Einrichtung eines Reichslandes. Sicher 
hätte Anſchluß an Preußen raſcher zum gewünſchten Ergebnis geführt; die 
Elſaß⸗Lothringer wären aus einem großen Staatsweſen in ein anderes über⸗ 
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gegangen, anſtatt in einer Abſonderung zu verkümmern, der ſie ſeit einem 
Jahrhundert völlig entwachſen waren, und in der fie in dieſer Form nie gelebt 
haben. Aber wer ſich in die Tage der Aufrichtung des Reiches zurückdenkt, 
wird zweifeln, ob der von allen deutſchen Staaten einheitlich errungene Sieg 
ſo ausſchließlich zur Vergrößerung Preußens hätte führen dürfen, ohne be⸗ 
denkliche Verſtimmungen zu erregen, wie ſie ja noch heute einer Neuordnung 
dieſer Verhältniſſe im Wege ſtehen. Auch hier hat Bismarck gehandelt 
unter den Geſichtspunkten der großen Politik, der Beziehungen zu den an— 
deren beteiligten Machtfaktoren. 


Ganz anders und ſehr viel gefährlicher für Preußens und Deutſchlands 
Beſtand lagen die Verhältniſſe im Oſten. In Schleswig-Holſtein und 
Elſaß⸗ Lothringen war ein Zehntel der Bevölkerung oder weniger fremder 
Nationalität, in Poſen mehr als die Hälfte, in Weſtpreußen rund ein 
Drittel; dazu war ſolche vertreten einerfeits in Oberſchleſien, andererſeits in 
Oſtpreußen. Und die Polen hatten keine Gelegenheit vorübergehen laſſen, 
zu bekennen, daß ſie ſich nicht als Preußen und Deutſche anſahen. Sie hatten 
1850 Proteſt erhoben gegen die preußiſche Verfaſſung, 1867 gegen die Ein⸗ 
beziehung in den Norddeutſchen Bund. Am 1. April 1871 ſtellte ihre Fraktion 
im Reichstag einen Antrag auf Nichtanſchluß der „polniſchen Landesteile“ 
an das Deutſche Reich. Trotz des faſt ſiebenhundertjährigen Zuſammenlebens 
mit den Deutſchen auf demſelben Boden im bunteſten Durcheinander war 
nach ihrer Auffaſſung in den „polniſchen Landesteilen“ nur der Pole ein „Ein⸗ 
geborener“. Ihre Anſprüche waren unvereinbar mit dem Beſtande des preußi— 
ſchen Staats, deren Durchführung gleichbedeutend mit ſeiner Vernichtung. 

Bismarck hat das klar und ſcharf erkannt vom erſten Beginn feiner poli⸗ 
tiſchen Tätigkeit an, und bewunderswert, vorbildlich, iſt die Kenntnis der 
tatſächlichen Verhältniſſe und ihrer geſchichtlichen Grundlagen, von der ſeine 
Außerungen immer und immer wieder Zeugnis ablegen. So konnte ihm 
nicht entgehen, daß die Tätigkeit der katholiſchen Abteilung im Kultus⸗ 
miniſterium im Oſten in bedrohlichſter Weiſe poloniſterend wirkte. Hier 
liegt der vornehmſte Grund ihrer Aufhebung und ein Hauptanlaß zur anti⸗ 
kirchlichen Geſetzgebung, wie Bismarck noch wieder in den Gedanken und 
Erinnerungen hervorhebt. 
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Die Gefahr wurde erheblich gemehrt durch die zunehmende Einwanderung 
von Zeitarbeitern aus Galizien und Ruſſiſch-Polen, die immer zahlreicher 
auf deutſchem Boden dauernde Wohnſitze gewannen. Schon im Februar 
1875 iſt im Staatsminiſterium über die Aufteilung von Domänen zur Ber 
gründung deutſcher bäuerlicher Stellen in den polniſchen Teilen von Poſen, 
Weſtpreußen und Schleſien beraten worden. Zehn Jahre ſpäter erfolgte 
zum erſten Male eine größere Ausweiſung ruſſiſcher und öſterreichiſcher Polen. 
Sie führte zu einer Interpellation im Reichstage, zu der ſich die geſamte 
Oppoſition vereinigte: Zentrum und Soziäaliſten, Fortſchritt und Sezeſſion, 
Polen, Elſäſſer, Dänen und Welfen. Das Zentrum hat ſich in den 
polniſchen wie in den reichsländiſchen Verhältniſſen zum vornehmſten 
Wortführer der Oppoſition gemacht. 

Bismarck antwortete am 1. Dezember 1885 mit einer kaiſerlichen Botſchaft, 
welche die Interpellation für einen Eingriff in die Rechte des Königs von 
Preußen erklärte; er verließ mit den Bundesratsmitgliedern den Saal, als 
eine Beſprechung der Interpellation zu beginnen ſchien. Es erfolgte noch in 
derſelben Sitzung die Beratung des Etats, beginnend mit Reichskanzler und 
Reichskanzlei; es war von Kürzung des Gehalts die Rede. Bismarck erklärte: 
„Wenn Sie einem Reichskanzler, der bei der Poloniſierung der Deutſchen 
in unſeren Grenzprovinzen nicht mithelfen will, das Gehalt verſagen wollen, 
dann, meine Herren, können wir — um mit einem gemeinen Berliner Aus— 
drucke zu ſprechen — die Reichsbude überhaupt zumachen“. 

Die Mehrheit des Reichstags hat gleichwohl am 16. Januar 1886 eine 
Erklärung angenommen, daß die Ausweiſungen nach Art und Umfang nicht 
gerechtfertigt ſeien, der Bundesrat aber abgelehnt, die Reſolution entgegen: 
zunehmen. 


Zwei Tage zuvor hatte die Thronrede zur Eröffnung des preußiſchen 
Landtags erklärt, daß „der Regierung die Pflicht aufliege, Maßregeln zu 
treffen, welche den Beſtand und die Entwickelung der deutſchen Bevölkerung 
in einigen öſtlichen Provinzen ficher zu ſtellen geeignet ſeien “. Am 28. Januar 
ſetzte Bismarck im Landtage auseinander, daß das Jahr 1815 dem preußiſchen 
Staate eine Grenze gegeben habe, hinter die er unter keinen Umſtänden 
zurückgehen könne. Er erinnerte an Grolmans Wort von 1832, daß jeder 
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Gedanke einer Trennung der 1815 erworbenen Länder vom preußiſchen 
Staate als wahrer Hochverrat angeſehen werden müſſe. Er geißelte die 
deutſche Ausländerei, die „eigentümliche Befähigung des Deutſchen, aus 
der eigenen Haut nicht nur heraus, ſondern in die eines Ausländers hin⸗ 
einzufahren“. Er erinnerte an die Polenſchwärmerei, an die Dichtungen 
zu ihrer, zu Napoleons Verherrlichung, „der die Deutſchen recht gründ⸗ 
lich gehauen hatte, wofür ſie ihm eine Dankbarkeit bewieſen, die ich durch 
kein zoologifches Beiwort charakteriſieren mag“. Er wies darauf hin, 
daß „die polniſchen Herren nicht ſchüchtern geweſen feien in der Ausbeu⸗ 
tung“ der deutſchen und preußiſchen Geſetze, ſie aber nicht anerkannten: 
„Sie erkennen ihre Zugehörigkeit zu Preußen nur auf Kündigung, und 
zwar auf 24 ſtündige Kündigung, an. Wenn ſie heute Gelegenheit hätten, 
gegen uns vorzugehen, und ſtark genug wären, ſo würden ſie nicht ein⸗ 
mal mit 24 ſtündiger Kündigung, ſondern ohne Kündigung losſchlagen“. 
Als dieſe Außerung „große Unruhe“ bei den Polen erregte, fügte er hin— 
zu: „Ja, meine Herren, iſt einer von Ihnen, der ſein Ehrenwort darauf 
geben kann, daß das nicht wahr iſt, daß alle die Herren zuhauſe bleiben 
werden, wenn die Gelegenheit ſich bietet, mit ihren Banderien auszurücken? 
Dann will ich meine Behauptung zurücknehmen; aber das Ehrenwort ver; 
lange ich. Und daß Sie mir einreden wollen, das wäre ein Irrtum, meine 
Herren, ſo dumm ſind wir wirklich nicht, ich wenigſtens nicht“. Windt⸗ 
horſt bezeichnete er am folgenden Tage als „gepanzert durch das dreifache 
Erz des Welfen, des Führers im Kulturkampf und ſeiner fortſchrittlichen 
Sympathien“. 

Am 9. Februar 1886 wurde der Entwurf des Anſiedlungsgeſetzes betr. 
die „Beförderung deutſcher Anſiedlungen in den Provinzen Weſtpreußen 
und Poſen“ eingebracht und wurde im April nach Zuſtimmung beider 
Häuſer Geſetz. Im Herrenhauſe betonte Bismarck gegenüber Herrn von 
Koscielski abermals, daß es ſich darum handle, die Deutſchen vor Polo: 
niſierung zu bewahren, nicht, die Polen auszurotten. 

Es war der Beginn einer Politik, von deren erfolgreicher Durchführung 
mehr als von der Behandlung irgend einer anderen inneren Frage Wohl⸗ 
fahrt hund Beſtand Preußens und Deutſchlands abhängen, weil keine in 
ſo enger Beziehung zur internationalen Lage ſteht; der vom Begründer des 
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Reiches vorgezeichnete Weg kann nicht ohne ſchwere Gefährdung ſeines 
Werkes verlaſſen werden. 


Alle dieſe Jahre hindurch hat ſich an Bismarcks äußerer Lebensführung 
wenig geändert. Er mied, ſoweit die Geſchäfte das erlaubten, die Reichs 
hauptſtadt, mit der Zeit Friedrichsruh bevorzugend vor Varzin. Dort er 
friſchten ihn Wald und Feld; den land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieben 
der beiden Beſitzungen wandte er die regſte Aufmerkſamkeit zu. Seine Ger 
ſundheit blieb ſtets eine ſchwankende; ſie war zu abhängig von den Aufgaben, 
die er zu löſen unternahm, oder die er ſich ſtellte. In ſeinem Verhalten 
Rückſicht auf den Körper zu nehmen, hat er erſt einigermaßen gelernt, als 
Dr. Schwenninger in den achtziger Jahren ſein ärztlicher Berater wurde. 
Auch ſchwere Krankheitsanfälle haben ihn aber nicht bewegen können, ſeine 
Kräfte zu ſchonen; er hat ſie rückſichtslos eingeſetzt bis auf den letzten Reſt. 
Bitter hat er es empfunden, wenn die Reichstagsoppoſition wenig Rückſicht 
nahm auf den Zuſtand der Überarbeitung, in dem er ſich faſt unausgeſetzt 
befand. Er hat im Februar 1878 gebeten, die „kleinen, perſönlichen Häke⸗ 
leien doch ruhen zu laſſen, bis ich wieder geſund bin“. Man hatte ihm 
Vertretung in der Gegenzeichnung verſagt. Er erklärte: „Ich habe manchen 
Tag 40 bis 50 Bogenſeiten ſelbſt zu redigieren gehabt, dictando und, 
wenn ich ſchreiben konnte, ſelbſt ſchreibend. Ich habe mit einem einzigen 
Beamten, meinem Sohne, bis zu ſieben- und achthundert Chiffern in einem 
Tage löſen oder chiffrieren müſſen; wer weiß, was das für eine Arbeit 
iſt, der wird wiſſen, daß ich nicht unbeſchäftigt, ſondern im Gegenteil 
ſehr beſchäftigt war“. Gegen die Hinweiſe, daß ihn ſeine ſchwache 
Geſundheit an der Erfüllung ſeiner Pflichten hindere, und die daran 
geknüpften Rücktrittswünſche hat er ſich ſcharf gewehrt: „Ich kann 
das nicht leugnen; es iſt mir nur überraſchend, daß jemand, der nachdenkt, 
mir meine Krankheit zum Vorwurf macht. Ich habe ſie mir ehrlich 
verdient im Dienſte des Landes und des Königs und ſie gewonnen durch 
Überanſtrengung meiner Kräfte in dieſem Dienſt. Ich möchte doch dafür 
dasſelbe Benefizium in Anſpruch nehmen wie ein Soldat, der verwundet 
und invalid iſt, und dem man den geforderten Abſchied verweigert, und der 
aus Gründen, die man achten ſollte, in ſeiner Stellung bleibt. Ich verbleibe 
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auf Wunſch Sr. Majeftät des Kaiſers und Königs; ſonſt wüßte ich nicht, 
was mich hielte und veranlaßte, für die Herren die Unannehmlichkeiten 
unſerer gegenfeitigen Beziehungen zu verlängern “. 

Es iſt dem Reichslenker in dieſen Jahren doch auch zum Bewußtſein 
gebracht worden, daß die „Häkeleien“ im Reichstag nicht die Stimmung 
des deutſchen Volkes gegen ihn widerſpiegelten. Seit dem ſiegreichen Aus— 
gange des deutſch⸗franzöſiſchen Krieges find ihm Beweiſe der Dankbarkeit in 
erdrückender Fülle dargebracht worden. Da war kaum eine größere Stadt, die 
ihn nicht zum Ehrenbürger ernannt hätte; es hat kaum eine Form der Huldi— 
gung gegeben, die ihm nicht gewidmet worden wäre. Seitdem er ſo nachdrück⸗ 
lich für das Gedeihen der Landwirtſchaft eintrat, ließen ihn deren Kreiſe auch 
nicht im Zweifel über ihre Zuſtimmung. Überwältigend kam die Hochſchätzung 
zum Ausdruck gelegentlich des 70. Geburtstags. Unzählige kleinere und 
größere Spenden waren zu einer Summe von 2 379 143 Mark 94 Pfennig 
angewachſen, von denen 1150 000 Mark verwandt worden find, das zweite 
Schönhauſer Gut wieder anzukaufen. Der Beſitz der Väter wurde Big: 
marck an dem Tage zurückgegeben. Den Reſt des Geldes hat der Fürſt 
durch Stiftung vom 21. Mai 1885 zu Unterſtützungen für Kandidaten des 
höheren Lehramts vor beſoldeter Anſtellung und zu Beihilfen an Witwen 
von Lehrern des höheren Lehrfachs beſtimmt, ein untrügliches Zeugnis für 
die vor allem doch durch die Erfahrungen der Jugend begründete Geſinnung, 
die ihn gegen dieſen Stand beſeelte. 

Unentwegt iſt der Fürſt im Beſitz des königlichen Vertrauens geblieben. 
Mit Beweiſen der Huld feines Herrn in Form äußerer Ehrungen und Aus: 
zeichnungen iſt er überſchüttet worden. Der Kaiſer nahm aber auch innerlich 
Anteil an allem, was ſeinen treuen Diener anging, an jeder perſönlichen Feier. 
Zum 70. Geburtstag ſchrieb er ihm: „Es ziert die Nation in der Gegen— 
wart, und es ſtärkt die Hoffnung auf ihre Zukunft, wenn ſie Erkenntnis für 
das Wahre und Große zeigt, und wenn ſie ihre hochverdienten Männer feiert 
und ehrt“. Vorübergehende Erregungen des Monarchen haben den Kanzler 
innerlich nicht mehr berührt. Er hat ſich darüber in den Gedanken und Er⸗ 
innerungen ausgeſprochen: „Ein Herrſcher, der mir in dem Maße Vertrauen 
und Wohlwollen ſchenkte wie Wilhelm J., hatte in ſeinen Unregelmäßigkeiten 
für mich die Natur einer vis major, gegen die zu reagieren mir nicht gegeben 
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war, etwa wie das Wetter oder die See, wie ein Naturereignis, auf das 
ich mich einrichten müſſe; wenn mir das nicht gelang, ſo hatte ich eben meine 
Aufgabe nicht richtig angegriffen. Dieſer mein Eindruck beruhte nicht auf 
meiner generellen Auffaſſung der Stellung eines Königs von Gottes Gnaden 
zu ſeinem Diener, ſondern auf meiner perſönlichen Liebe zu Kaiſer Wilhelm J. 
Ihm gegenüber lag mir perſönliche Empfindlichkeit ſehr fern; er konnte mich 
ziemlich ungerecht behandeln, ohne in mir Gefühle der Entrüſtung hervor⸗ 
zurufen. Das Gefühl, beleidigt zu ſein, werde ich ihm gegenüber ebenſo 
wenig gehabt haben wie im elterlichen Hauſe. Es hinderte das nicht, daß 
mich ſachliche, politiſche Intereſſen, für die ich bei dem Herrn entweder kein 
Verſtändnis oder eine vorgefaßte Meinung vorfand, die von Ihrer Majeſtät 
oder von konfeſſionellen oder freimaureriſchen Hofintriganten ausging, in 
der Stimmung einer durch ununterbrochenen Kampf erzeugten Nervoſität 
zu einem paſſiven Widerſtande gegen ihn geführt haben, den ich heut in 
ruhiger Stimmung mißbillige und bereue, wie man analoge Empfindungen 
nach dem Tode eines Vaters hat in Erinnerung an Momente des Diſſenſes“. 


Am 9. März, wenige Wochen nach Bismarcks großem Erfolge im Reichs⸗ 
tage, iſt Kaifer Wilhelm J. aus dem Leben geſchieden. Er ging hinüber, 
„geſtärkt und erfreut durch den Beweis der Einheit der geſamten deutſchen 
Nation.“ So konnte der Kanzler dem Reichstage berichten, als er mittags 
den Tod des geliebten Herrn anzeigte. Noch am Nachmittage zuvor hatte 
er ihn ſprechen können. Der Kaiſer hatte der Erwartung Ausdruck gegeben, 
daß er auch ſeinen Nachfolgern zur Seite ſtehen werde, und die Erklärung, 
daß er ihnen mit dem gleichen Eifer zu dienen bereit ſei wie ihm ſelber, mit 
einem „etwas fühlbaren Druck der Hand“ erwidert. 


Während der kurzen Regierungszeit Kaiſer Friedrichs galt in weiten Krei⸗ 
ſen des deutſchen Volkes, insbeſondere in denen, die Bismarcks Leitung ab⸗ 
lehnend gegenüberſtanden, des Kanzlers Stellung für erſchüttert. Er hat es 
ſich in den „Gedanken und Erinnerungen“ angelegen ſein laſſen, feine Bezie⸗ 
hungen zu dem unglücklichen Herrſcher und deſſen Charakter in helles Licht 
zu rücken und ſicherlich mit gutem Grunde die Unrichtigkeit der weitverbrei— 
teten Auffaſſung betont. Die Schwierigkeit, die ſich in den erſten Wochen 


1 14 


210 Reichskanzler. 


durch die geplante und beſonders von der Kaiſerin Friedrich gewünſchte 
Verlobung der Prinzeſſin Viktoria mit dem 1886 entthronten Bulgaren⸗ 
fürſten Alexander erhob, iſt dank der Nachgiebigkeit beider kaiſerlichen 
Eltern vafch überwunden worden. Aus Rückſicht auf die Beziehungen zu 
Rußland hat Bismarck ſein Verbleiben im Amt vom Aufgeben des Planes 
abhängig gemacht. 

Schon am 15. Juni 1888 hat der Tod dem ſchweren Leiden Kaiſer Fried— 
richs III. ein Ende gemacht. Im Alter von 29 Jahren folgte ihm Wil⸗ 
helm II. In der Beurteilung des neuen Herrſchers iſt oft die Jugend be 
tont worden. Er hat die Regierung doch in reiferem Alter angetreten als 
der Große Kurfürſt, Friedrich Wilhelm J. und Friedrich der Große, die drei 
Herrſcher, denen Preußen am meiſten verdankt. 

Doch lag etwas Richtiges in der Hervorhebung dieſes Umſtandes. Es 
erhoben ſich bald Schwierigkeiten zwiſchen dem neuen Herrn und dem alten 
Diener, die weſentlich dieſer Quelle entſprangen. 

Die weitverbreitete Meinung, daß der Wechſel der Regierung die Stel⸗ 
lung des Kanzlers ſichere, hat ſich bald als irrig erwieſen. Es hat zwar nicht 
an Äußerungen der Huld gefehlt; in der zweiten Hälfte des Jahres 1888 hat 
der Kaiſer noch zweimal in Friedrichsruh übernachtet. Aber der Tatendrang 
des Monarchen fühlte ſich bald beengt durch die Überzeugungen des im 
Staatsdienſt ergrauten Ratgebers. Kaiſer Wilhelm II. wollte nicht dar⸗ 
auf verzichten, die eigene Perſönlichkeit zur vollen Geltung zu bringen. 
Da aber zeigte ſich bald, daß es keinen anderen Weg gab als die Ent⸗ 
fernung des Mannes, der ſich ſo unvergleichliche Verdienſte um das Haus 
der Hohenzollern, um Preußen, um Deutſchland erworben hatte. Die Tä⸗ 
tigkeit des größten deutſchen Staatsmannes endete mit einem Konflikt von 
erſchütternder Tragik. 

Es iſt unmöglich, heute ſchon die Fäden zu erkennen, die ſich zum unlös—⸗ 
baren Knoten ſchürzten. Als Bismarck am u. Oktober 1889 gelegentlich des 
Gegenbeſuchs Kaiſer Alexanders III. in Berlin die nachgeſuchte Audienz 
gewährt wurde, iſt es ihm leicht geworden, die gegen ihn ausgeſtreuten Ver⸗ 
dächtigungen und des Zaren Befürchtungen über Deutſchlands Politik 
durch ſeine Erklärungen zu zerſtreuen; aber er hatte aus dem Munde des 
fremden Kaiſers Zweifel hören müſſen, ob er noch lange Reichskanzler fein 
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werde. Daß er ſich an höchſter Stelle nicht mehr der alten Geltung erfreute, 
war beſonders feinen Gegnern nicht unbekannt, blieb ihm ſelbſt auch nicht 
verborgen. Er hat ſich nicht lange danach ſchon mit der Nachfolgerfrage 
beſchäftigt. 

Eben die Beziehungen zu Rußland, befonders die Geſtaltung des perſön— 
lichen Verkehrs der beiden Herrſcher, haben zunächſt Anlaß zu tiefer grei— 
fenden Meinungsverſchiedenheiten gegeben. Die Frage der Erneuerung des 
Sozialiſtengeſetzes, das mit dem 30. September 1890 ablief, führte zu wei— 
teren Differenzen. Der Kaiſer glaubte „mit der Sozialdemokratie allein 
fertig zu werden“, keiner Ausnahmegeſetze zu bedürfen. Bismarck konnte die 
Erlaſſe vom 4. Februar 1890, in denen eine Arbeiterſchutzgeſetzgebung auf 
Grund internationaler Verſtändigung in Ausſicht genommen wurde, nicht 
billigen; er war von der Ungangbarkeit dieſes Weges überzeugt. Sie ſind 
ohne ſeine Gegenzeichnung veröffentlicht worden. 

Es konnte dem Fürſten nicht entgehen, daß Ratgeber an höchſter Stelle 
Einfluß übten, zu Maßregeln drängten, für welche er die Verantwortung 
nicht übernehmen konnte. Er brachte die Kabinettsorder von 1852 in Er⸗ 
innerung, nach welcher den Fachminiſtern in wichtigen Angelegenheiten Vor⸗ 
trag beim Könige ohne Verſtändigung mit dem Miniſterpräſidenten nicht 
geſtattet fein follte, ſtieß aber auf Widerſtand. Anderſeits ſtellte der Kaiſer 
den Kanzler zur Rede, als dieſer am 12. Närz Windthorſt auf deſſen 
Anſuchen empfangen hatte; er beanſpruchte, über Beſprechungen mit Par⸗ 
teiführern vorher unterrichtet zu werden. Eine Unterredung zwiſchen Herrn 
und Diener im Reichskanzlerpalais am 15. März endete mit der Aufforde⸗ 
rung an den Kanzler, im Schloß Vort rag zu halten über ſeine Entlaſſung. 

Als Bismarck dem nicht nachkam, erſchien am Vormittag des 17. der 
Chef des Militärkabinetts, General von Hahnke, gegen Abend der des Zi— 
vilkabinetts, Herr von Lucanus, im Reichskanzlerpalais, beide mit dem 
Befehl Sr. Majeftät, das Entlaſſungsgeſuch noch an demſelben Tage 
einzureichen. Vergebens hat der Fürſt eingewandt, daß die Ausarbeitung 
eines ſolchen Geſuches Zeit erfordere, da es eingehend begründet werden 
müſſe, auch erklärt, daß er bereit ſei, ſeine ſchlichte Verabſchiedung ſogleich 
zu unterzeichnen. Er ſah ſich genötigt, in der Nacht vom 17. zum 18. das 
Geſuch auszuarbeiten; am 20. wurde es genehmigt, der Fürſt gleichzeitig 
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zum Herzog von Lauenburg und zum Generaloberſten der Kavallerie mit 
dem Range eines Generalfeldmarſchalls ernannt. Wenn es in der Her⸗ 
zogsurkunde heißt: „Die von Ihnen für Ihren Entſchluß angeführten 
Gründe überzeugen Mich, daß weitere Verſuche, Sie zur Zurücknahme 
Ihres Antrages zu beſtimmen, keine Ausſicht auf Erfolg haben“, ſo ſteht 
dem Bismarcks beſtimmte Erklärung gegenüber, daß ſolche Verſuche über⸗ 


haupt niemals gemacht worden ſeien. Sein Sohn Herbert, Mitglied des 
Staatsminiſteriums, wurde am 20. „einſtweilen“ mit der Leitung des 
Auswärtigen Amts betraut, reichte aber ſchon am folgenden Tage ſeine 
Entlaſſung ein. Am 29. fuhren Fürſt und Fürſtin nach Friedrichsruh. 
Bismarck hat ſich noch in den „Gedanken und Erinnerungen“ beklagt, zu 
völlig überhaſteter Räumung des Reichskanzlerpalais gezwungen worden 
zu ſein. Genau 42 Jahre nach dem folgenſchweren 18. März 1843 hat die 
Krone den Diener verloren, der weitaus am meiſten getan hatte, das Unheil, 
das aus dem damals gefaßten Entſchluß hervorzugehen drohte, abzuwenden. 
Das Schiff Deutſchland hatte „den Lotſen abgeſetzt“, wie die Zeichnung 
des Punch es faßte. 


Im Sachſenwalde. 


E gibt noch heute Millionen, die dieſe Hergänge in vollem Bewußtſein 
miterlebten. Es möchten nicht allzuviel politiſch Denkende unter ihnen 
ſein, die nicht ergriffen worden wären von der Empfindung, daß ſich mehr als 
ein perſönliches, daß ſich ein weltgeſchichtliches Ereignis unter ihren Augen 
vollzog. Die zahlreichen inner- und außerdeutſchen Gegner und Feinde des 
gewaltigen Mannes atmeten erleichtert auf; auf die Freunde und Verehrer 
legte ſich banger Druck. Der Träger der Krone zerfallen mit ihrem ein— 
ſichtigſten und treueſten Diener! Hunderttauſende fühlten ſich innerlich zer⸗ 
riſſen. Würde der Bau ſich halten auch ohne die Obhut ſeines Meiſters? 
An Stürmen, inneren und äußeren, würde es ja auch weiterhin nicht fehlen. 

Bismarck ſelbſt hat den Wechſel ſchmerzlichſt empfunden. Er war zu 
ſehr mit ſeinem Werke verwachſen, als daß er ſich ruhigen Herzens ſo von 
ihm hätte trennen können: „Die Entlaſſung iſt mein Todesurteil; die Trom— 
pete iſt durchſchoſſen; fie gibt keinen Ton mehr.“ Er hatte dem Kaiſer vor 
geſchlagen, ihn aus Geſundheitsrückſichten auf ein halbes Jahr zu beur— 
lauben; er wünſchte zur Hand zu ſein, wenn Schwierigkeiten ſich einſtellten. 
Im Anſchreiben vom 20. März war die Entlaſſung erteilt worden „in der 
Zuverſicht, daß Ihr Rat und Ihre Tatkraft, Ihre Treue und Hingebung 
auch in Zukunft Mir und dem Vaterlande nicht fehlen werden“. Bis an 
ſein Lebensende ſind Bismarck politiſche Fragen vom Herrſcher nicht mehr 
geſtellt worden. Ein ſchier unerfchöpflicher Schatz von Staats weisheit blieb 
für Deutſchlands und Preußens Leitung ein totes Kapital. 
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Bismarck hat ſo oft und ſo warm in ſeinem Leben von ſeiner Liebe zum 
Lande und zur Landwirtſchaft geſprochen und gewiß nie anders als autrich— 
tig. Die ausgedehnte Herrſchaft Friedrichsruh und der herrliche Sachſen— 
wald boten ausgiebigſte Gelegenheit, ſich während des Reſtes ſeiner Tage 
nach dieſer Richtung hin voll auszuleben. Aber ſelbſt das hohe Greiſen— 
alter konnte durch dieſen Weſenszug und dieſe Neigungen nicht ausgefüllt 
werden. Die Seele des Mannes hing an ſeinem Staate und an ſeinem 
Volke, denen ſie dienſtbar geweſen war, ſeitdem ſie ſich zu männlicher Selb— 
ſtändigkeit entfaltet hatte. Er konnte ihrer weiteren Entwicklung nicht teil- 
nahmlos zuſehen. Schon feine bisherige Stellung geſtattete das nicht, 
ſollte das Vaterland nicht Schaden leiden. Er durfte dem Geſchehenen 
keine Deutung geben laſſen, die ein falſches Licht auf die Abſichten der 
Reichsleitung hätte werfen können. 


Der entlaſſene Kanzler kann nicht nachdrücklich genug in Schutz 
genommen werden gegen den Vorwurf, in feinem Verhalten beſtimmt wor: 
den zu ſein durch das Verlangen, Vergeltung zu üben für das, was ihm 
geſchehen war. Bismarck hat auch in dieſen letzten Jahren ſeines Lebens 
ausſchließlich und allein politiſch gedacht, und in der Politik verſchwand 
ihm alles Perſönliche hinter der Sache. Der „alte Kurs“ blieb in Wirk— 
lichkeit nicht der alte. Alle die gegneriſchen Parteien, gegen deren erbitterten 
Widerſtand er das Reich hatte aufrichten müſſen in der Form, in der es 
beſtand, in einer Form, die ihnen nicht zuſagte, empfanden ſeine Entlaſſung 
wie eine Erlöſung, und die neue Regierung hat den Beifall, der ihr von 
dieſer Seite geſpendet wurde, nicht verſchmäht. Als Windthorſt im März 1891 
ſtarb, wurde er amtlich und nichtamtlich als einer der Begründer des Rei— 
ches gefeiert. Caprivi ſuchte und fand Stützen, nach ſeines Vorgängers 
Überzeugung nicht zum Vorteil des Reiches, wo dieſer ſie nie hätte haben 
mögen. Bismarck fühlte ſein Werk gefährdet. 

Weit tiefer griff die Bedeutung, die der Kanzlerwechſel naturgemäß für 
die Beurteilung der deutſchen Politik im Auslande haben mußte. Auf dieſe 
Seite der Entwicklung war Bismarcks Blick von jeher zunächſt eingeſtellt. 
So hat er in Unterredungen, die ausländiſche Berichterſtatter nachſuchten, 
bald nach der Entlaſſung zu beruhigen geſucht über die Politik der deutſchen 
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Regierung; fie werde friedlich bleiben, wie fie feit der Reichsgründung ger 
weſen ſei. Zur Abwehr wurde er geradezu herausgefordert, als gegneriſche 
Organe, darunter auch ſolche, die der Regierung nicht fern ſtanden, ihn ver— 
antwortlich zu machen ſuchten für Schwierigkeiten, die ſich in den aus⸗ 
wärtigen Beziehungen als Folge ſeiner Entlaſſung bald hier, bald dort er⸗ 
gaben, weil nach deren eigenem Geſtändnis „das mit Furcht gemiſchte Pre⸗ 
ſtige, deſſen die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten durch den Fürſten 
Bismarck ſich zu erfreuen gehabt habe, nicht als Erbe auf den Nachfolger 
hätte übergehen können“. Bismarck beſtritt, freiwillig gegangen zu fein, und 
wollte wiſſen, „welches denn die Gründe ſeien, warum ſeine Entlaſſung 
habe erfolgen müſſen, wenn ſie das Intereſſe des Landes geſchädigt habe“. 
Der „in Ungnade Gefallene“ war zunächſt außer Fühlung mit der Preſſe. 
Im April haben ihm die „Hamburger Nachrichten“ ihr geſamtes „weißes 
Papier“ zur Verfügung geſtellt. Wir ſind jetzt in der Lage, alles was in 
dieſem Blatte vom Reichskanzler herrührt, genau überſehen zu können, und 
da muß das Urteil, wie überall bei Bismarckſchen Auslaſſungen, lauten, 
daß ſeine Artikel ſtets ſachlich, wohl durch den Gegenſtand, nie aber perz 
ſönlich ſcharf find. Ein Reichstagsmandat, das ihm der Wahlkreis Neu— 
haus⸗Geeſtemünde bei einer Nachwahl übertrug, hat er nicht ausgeübt. 
„Wenn ich nach Berlin käme und im Reichstage den Mund auftäte, müßte 
ich der herrſchenden Politik ſchärfer entgegentreten, als ich es bisher meiner 
Stellung und meiner Vergangenheit angemeſſen finde. Ich müßte entweder 
ſchweigen oder ſo reden, wie ich denke.“ 

Gerade Überlegenheit in der Sache pflegt aber Gegner, deren vornehmſte 
Triebfeder der Ehrgeiz iſt, zu reizen. So ſtand es mit Caprivi. Bismarck 
hat ihn ſelbſt als möglichen Nachfolger genannt, ſchon Monate vor dem 
Bruch. Er hat ſich getäuſcht ſowohl über den Charakter wie über die polis 
tiſchen Fähigkeiten des Mannes. Das kann heute nicht mehr bezweifelt wer⸗ 
den. Ein Reichskanzler, der es als eine Empfehlung für feine Stellung an- 
ſehen konnte, weder „Ar noch Halm“ zu beſitzen, der erklaͤren konnte: „Je 
weniger Afrika, deſto beſſer“, der es als feine Aufgabe anſah, „die Nation 
in ein Alltagsdaſein zurückzuführen“, der die ruſſiſch⸗franzöſiſche Verbrüde⸗ 
rung in Kronſtadt im Juli 189 als eine „Wiederherſtellung des europäiſchen 
Gleichgewichts / begrüßte, der die Erneuerung des fo wertvollen deutſch-ruſſi— 
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ſchen Rückverſicherungsvertrages alsbald nach feinem Amtsantritt ablehnte 
und ſo den mit Rußland verbindenden Faden durchſchnitt, der die Handels⸗ 
verträge von 1892 durchpeitſchte mit der Begründung, es ſei nötig, „die Bun 
desgenoſſen zu ſtärken“, ſpann an Bismarcks feinem Gewebe nicht fort, ſon⸗ 
dern zerſtörte es mit ungeſchickter Hand. Mit der Skrupelloſigkeit, die aus Ei⸗ 
telkeit und Unfähigkeit entſpringt, verwandte er eine vom Fürſten zu einem 
Aktenſtück gemachte Randbemerkung: „England iſt uns wichtiger als Sanſi⸗ 
bar und ganz Oſtafrika“, um im Reichstage feine Afrikapolitik zu verteidigen. 
Das Gefühl der Schwäche und Unſicherheit, das aus eben dieſer Quelle 
entſprang, war es, was die Regierung ſchon am 23. Mai 1890 zu einem 
Rundſchreiben an die Vertreter des Reiches und Preußens im Auslande 
führte, in dem darauf hingewieſen wurde, daß „Fürſt Bismarck der aktuellen 
Reichspolitik vollſtändig entrückt ſei, und daß daher feine Äußerungen ledig: 
lich als die eines Privatmannes zu betrachten wären“. Dem Gegenſatz 
wurde zwecklos eine Schärfe gegeben, die ſeine Natur nicht erforderte. Die 
Hamburger Nachrichten konnten am 1. Juni die Richtigkeit der Nach⸗ 
richt, die der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ entſtammte, anzweifeln, da 
„die maßgebenden Kreiſe zu ſehr beſchäftigt / feien, um fo „Allbekanntes 
und Selbſtverſtändliches kundzugeben“, und konnten darauf hinweiſen, daß 
der „Kurs“ ja „der alte“ fei, Bismarck aber ſicher deſſen beſter Kenner und 
anerkannt der erfahrenſte der lebenden Staatsmänner. Das Rundſchreiben 
hatte dem Fürſten „zweifellos abſichtliche Entſtellungen“ vorgeworfen. 


Seinen Höhepunkt erreichte der Streit im Sommer 1892. Herbert Bis⸗ 
marck hatte ſich am 4. Mai des Jahres mit der Gräfin Hoyos verlobt; die 
Hochzeit ſollte in Wien gefeiert werden. Der Fürſt hatte Einwände geltend 
gemacht gegen den Helgoland-Afrika-Vertrag vom Juni 1890; es war 
dabei eingefloſſen, daß man in Berlin „keine Fähigkeit des Wartens“ 
habe. Er hatte im nächſten Jahre die geplante neue Landgemeindeordnung 
und die Handelsverträge mit Oſterreich und Italien bekämpft; jene lief auf 
dem Gebiet der inneren, dieſe auf dem der äußeren Politik dem alten Kurs 
ſtrikt entgegen. Der Unmut der Regierenden hatte in der Kölniſchen Zeitung 
Ausdruck gefunden, die vom Altreichskanzler ſprach, der „nörgelnd und pol— 
ternd hinter dem Reichswagen herlaufe“. Als Bismarck am 18. Juni 1892 
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in Wien eintraf, an der Vermählung des Sohnes teilzunehmen, und durch 
Vermittlung der Fürſtin Reuß, der Gemahlin des Botſchafters, einer 
Tochter des Großherzogs von Weimar, eine Audienz bei Franz Joſeph nach—⸗ 
geſucht und bewilligt erhalten hatte, ſtieß er auf den „Uriasbrief“. Der 
Reichskanzler hatte am 9. Juni den Fürſten Reuß angewieſen, ſich bei einer 
„Annäherung Bismarcks und feiner Familie auf die Erwiderung der kon— 
ventionellen Formen zu beſchränken, einer etwaigen Einladung zur Hochzeit 
aber auszuweichen“. Die Audienz beim Kaiſer wurde hintertrieben. 

Der Altreichskanzler hat dieſes Vorgehen „eine enorme Dummheit“ ge 
nannt, und es hat in der Tat bei allen vaterländiſch Geſinnten dem Anz 
ſehen des Capriviſchen Regiments den Todesſtoß gegeben. In Millionen 
Herzen loderte der Zorn auf. Daß der „Reichsanzeiger“ am 7. Juli beide 
Erlaſſe, den vom 23. Mai 1890 und den vom 9. Juni 1892, veröffentlichte, 
goß nur Ol ins Feuer. Noch vor feiner Abreiſe von Wien hatte Bismarck ſich 
gegen einen Vertreter der Neuen Freien Preſſe rückhaltlos über die Reichs 
regierung ausgeſprochen, und als die Norddeutſche Allgemeine Zeitung 
dann in einer Antwort den früheren Leiter der deutſchen Politik von oben 
herab behandelte, als ſie erklaͤrte, „daß ſeine Erinnerungen bereits anfingen, 
ſich zu verwirren“, daß die Regierung ſich vor die „peinliche Wahl“ geſtellt 
ſehe, entweder den Zug über die Hinderniſſe brauſen zu laſſen, die von dem 
früheren Führer auf die Schienen geworfen würden, um damit den Zug 
dem Zerſchellen auszuſetzen, oder die Hinderniſſe fortzuſchleudern und 
damit den Mann zu treffen, der die lenkbare Kraft erſt geſchaffen“, da 
mußten ihre Inſpiratoren bald erkennen, daß ſie ihren Meiſter gefunden 
hatten. Der überlegene Kämpfer offenbarte ſich noch einmal in Wort und 
Schrift in ſeiner ganzen zermalmenden Gewalt; die Drohungen, die man 
gewagt hatte, zerſtoben in nichts. 

Fürſt Bismarck hatte ſich von Wien über München und Augsburg nach 
Kiſſingen begeben. Er war ſchon auf der Hinreiſe überall, wo er nur ev 
reichbar war, mit ſtürmiſchen Huldigungen begrüßt worden. Jetzt wollten 
die Ovationen kein Ende nehmen. Jeder Deutſchgeſinnte empfand es als 
eine Pflicht, dem Gründer des Reiches zu bezeugen, wie tief er im Herzen 
ſeines Volkes verankert war. Die obere Saline in Kiſſingen und auf der 
Rückreiſe der Markt von Jena haben damals Szenen geſehen, die allen 
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Teilnehmern unvergeßlich bleiben werden, und die einzig daſtehen in der 
deutſchen Geſchichte. Das Gefühl unauslöſchlicher Dankbarkeit kam mit 
wahrhaft elementarer Gewalt zum Ausdruck, und Zehntauſende deutſcher 
Männer und Frauen überzeugten ſich, daß dieſer Greis noch unter ihnen 
weile in ſeltener Friſche des Körpers und des Geiſtes, immer noch der 
ſicherſte Wegweiſer in allem, was Reich und Volk frommen konnte. Das 
Gekläff der offiziellen Meute verſtummte vor dem Aufſchrei des deutſchen 
Rechtsgefühls, des deutſchen Gewiſſens. In jenen Wochen iſt Bismarcks 
Perſönlichkeit Gemeingut unſeres Volkes geworden; es drängte ſich herbei, 
wer nur immer konnte, ihn zu ſehen, ihn zu ehren. 


Von den Zwiſtigkeiten, die ſo für jedermanns Blick offengelegt wurden, 
konnte das Verhältnis des Altreichskanzlers zum Kaiſer nicht unberührt 
bleiben. Es wäre wunderbar, wenn einen Hergang, wie den der Iden des 
Märzes 1890, nicht alsbald die Sage umrankt hätte. Was iſt nicht alles 
erzählt worden über Auftritte zwiſchen den beiden Männern! Bismarck hat 
nie zugeſtanden, irgend etwas getan zu haben, was die Ehrerbietung gegen 
den Kaiſer hätte verletzen können, und niemand hat ein Recht, feine Aus⸗ 
ſagen zu bezweifeln. Insbeſondere hat er ſtets nachdrücklich beſtritten, die 
Außerung: Le roi me reverra, die bald nach der Entlaſſung gefallen fein ſoll, 
je getan zu haben. Er war, wie er ſelbſt bekennt, „Royaliſt bis auf die Kno⸗ 
chen“, der Kaiſer „ſein Kaiſer und Herr“. Er wollte daher auch nicht von 
„Verſöhnung“ reden hören; die völlig verſchiedene Stellung mache „Ver— 
ſöhnung“ unmöglich. Es war für ihn allein Sache des Monarchen, ſeine 
Gunſt zu ſchenken oder zu verſagen. Das lebensgroße Bild des Monarchen, 
das die Entlaſſung und die Ernennungen begleitet hatte, hat im Speiſeſaal 
des Friedrichsruher Hauſes alsbald den Ehrenplatz erhalten. 

Das alles konnte aber nichts an der Tatſache ändern, daß die Trennung 
durch tiefgehende politiſche Meinungsverſchiedenheiten hervorgerufen war. 
Mochte der Fürſt Angriffe auf den Kaiſer vermeiden, ſie den „Hamburger 
Nachrichten“ unterſagen, ſo wollte und konnte er ſich doch das Recht der 
Kritik an den verantwortlichen Miniſtern nicht nehmen laſſen. „Gerade 
Patriotismus gebietet mir, unter Umſtänden im Intereſſe der Monarchie 
und der Dynaſtie auf die Fehler meiner Nachfolger aufmerkſam zu machen“. 
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Er fühlte es als die „Pflicht eines treuen Dieners, ſeinen Herrn zu warnen, 
wenn er ihn auf einem Wege ſieht, der in einen Sumpf führt“. Er konnte 
nicht ſchweigen; es war ihm, „als ob jemand mit der Piſtole auf ſein Ge⸗ 
wiſſen zielte“. Die Nation erwartete das auch von ihm; fie beanſpruchte es 
als ihr Recht, ſeine Pflicht. Sie wollte, ſie konnte ſeine Meinung nicht 
miſſen, hat ſie hochgehalten, als er längſt dahin war, wird ſie immer hoch⸗ 
halten und hochhalten müſſen. Ein Ausländer hat für die Lage das richtige 
Wort gefunden: „Die Autorität des Fürſten Bismarck beruht 
nicht darauf, ob er noch Kanzler iſt oder nicht; ſie iſt das hiſto⸗ 
riſche Ergebnis eines Menſchenalters voll von Ruhm, Erfolgen 
und Verdienſt. Sie hängt am Manne, nicht am Amt.“ 

Es konnte aber gar nicht anders ſein, als daß der Kaiſer ſich getroffen 
fühlte, wenn ſeine Ratgeber belehrt wurden. Die Warnungen des „getreuen 
Eckart / waren ja auch eingeſtandenermaßen an ihn gerichtet. Das Gegebene 
in dieſer Lage wäre geweſen, die Löſung im Gedankenaustauſch zu ſuchen. 
Dieſen Weg hat der Herrſcher nicht betreten. Er hat nach der Entlaſſung 
Geſpräche politiſchen Inhalts mit Bismarck nicht mehr geführt, Bismarck 
ſolche nicht geſucht, ſie nicht ſuchen können. So ward die Entwickelung der 
Beziehungen ein Spiegelbild der Stimmung des Monarchen Der Neujahrs⸗ 
wunſch zu 1890 enthielt noch die Bitte zu Gott, daß er den: Kaiſer „in 
ſeinem ſchweren und verantwortungsvollen Herrſcherberufe den treuen und 
erprobten Rat des Fürften noch viele Jahre erhalten möge“; zu den nächſten 
drei Jahresanfängen ſind Glückwünſche nach Friedrichsruh nicht ergangen, 
Im Februar 1892 glaubte der Kaiſer die Nörgler, Mäkler und Hetzer auf— 
fordern zu ſollen, den deutſchen Staub von ihren Pantoffeln zu ſchütteln. 


Es waren Aufwallungen des Augenblicks. Es iſt nicht des Kaiſers Art, 
nachzutragen. Als der Fürſt im Herbſt des nächſten Jahres in Kiſſingen 
nicht unbedenklich erkrankt war, ſprach ihm der Kaiſer aus Güns in Ungarn, 
wo er verſpätet von der Krankheit unterrichtet worden war, am 19. September 
ſeine Teilnahme aus und bot ihm für den Winter den Aufenthalt in einem 
feiner mitteldeutſchen Schlöſſer an, die klimatiſch günſtiger gelegen ſeien 
als Varzin und Friedrichsruh. Bismarck hat das in „ehrfurchtsvoller 
Dankbarkeit / abgelehnt, da er feine „Herſtellung, wenn fie ihm nach Gottes 
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Willen überhaupt in Ausſicht ſtehe, am wahrſcheinlichſten in der altge— 
wohnten Häuslichkeit und deren Zubehör an Einrichtung und Umgebung 
zu finden glaube“. 

Am nächſten Ordens- und Krönungsfeſte nahm zum erſten Male wieder 
Herbert Bismarck teil, und einige Tage danach, am 22. Januar 1894, 
erſchien des Kaiſers Flügeladſutant Graf Moltke in Friedrichsruh, mit „einer 
Flaſche alten Rheinweins“ eine Einladung zur Feier des Faiferlichen Geburts⸗ 
tags zu überbringen. Als Bismarck bat, vor oder nach dem Tage danken 
zu dürfen, beſtimmte der Kaiſer ſofort den 26. Januar. Der Fürſt ward 
vom Prinzen Heinrich, dem Generaloberſten von Pape und dem Stadt— 
kommandanten von Berlin am Lehrter Bahnhof empfangen, unter unge— 
heurem Jubel der Bevölkerung von einer Schwadron Gardeküraſſiere ins 
Schloß geleitet und dort vom Kaiſer, der Kaiſerin und den Prinzen freund— 
lichſt begrüßt. Er ward zum Chef des Magdeburgiſchen Küraſſierregiments 
von Seydlitz ernannt, dem er ſchon à la suite angehört hatte. Abends be— 
gleitete ihn der Kaiſer ſelbſt auf den Bahnhof zurück. In einem Erlaß vom 
31. Januar ſprach er „innige Befriedigung“ darüber aus, daß die bei ſeinem 
Geburtstage „entgegengebrachte freudige Teilnahme durch den Beſuch des um 
Kaiſer und Reich fo hochverdienten Staatsmannes noch eine beſondere Stei⸗ 
gerung erfahren habe“. Er machte am 19. Februar dem Fürſten einen dreiſtün⸗ 
digen Gegenbeſuch in Friedrichsruh, zu dem er einen Grenadier des Alexander— 
Regiments in der neuen Uniform mit Klappe ſtatt Stehkragen und mit er— 
leichtertem Gepäck mitbrachte, ihn dem „Generaloberſten“ vorzuftellen. 

Am 26. Oktober 1894 hat Caprivi ſeine Entlaſſung nehmen müſſen; 
der Nachfolger, Fürſt Hohenlohe, machte alsbald in Friedrichsruh einen 
Beſuch. Eine erfreuliche Kundgebung des Kaiſers erfolgte zu Bismarcks 
80. Geburtstag. 

Das Unerhörte hat ſich gelegentlich dieſer Feier ereignet. Der Reichstag 
hat am 23. März mit 163 gegen 146 Stimmen die beantragte Beglück— 
wünſchung abgelehnt. Die alten Oppoſitionsparteien waren in der Mehr⸗ 
heit. Sie befleckten die deutſche Geſchichte mit einem unauslöſchlichen Denk— 
zeichen blindeſter, verbiſſenſter Parteileidenſchaft. Sie machten geltend, daß 
man dem Reichskanzler nicht huldigen könne, ohne politiſche Anſchauungen 
zu ſtärken, die ſie nicht vertreten wollten. Das einfache Verdienſt der Reichs— 
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gründung galt ihnen dem gegenüber nichts. Man kann ſich nicht wundern, 
daß das Ausland nicht hat lernen wollen, an Deutſchlands feſte Einheit 
zu glauben, daß ſie ihm erſt unter ungeheueren Opfern mit den Waffen 
zum Bewußtſein gebracht werden muß. 

Das geſunde Gefühl des Kaiſers bäumte ſich auf gegen dieſe Außerung 
politiſchen Haſſes. Er ließ noch an demſelben Tage nach Friedrichsruh 
melden: „Euer Durchlaucht ſpreche ich den Ausdruck tiefſter Entrüſtung 
über den eben gefaßten Beſchluß des Reichstags aus. Derſelbe ſteht in 
vollſtem Gegenſatz zu den Gefühlen aller deutſchen Fürſten und Völker.“ 

Doch hat die geneigte Stimmung nicht gedauert. Als in den Tagen vom 
11, bis 13. Juni 1895 der Nordoſtſeekanal mit einer glänzenden Feier eröffnet 
wurde, ward Bismarck, der ſeit mehr als 30 Jahren um dieſes nationale 
Werk bemüht geweſen war, es ſchon in der Konfliktszeit vertreten hatte, nicht 
geladen. Sein Name ward nicht genannt; dagegen ward der Miniſter von 
Bötticher durch kaiſerliches Handſchreiben wegen feiner Verdienſte um den 
Kanal ausgezeichnet, eben der Mann, der allgemein und mit gutem Grunde 
als weſentlich mitſchuldig am Sturze Bismarcks angeſehen wurde. Der 
Altreichskanzler hatte am 9. Juni bei einer Begrüßung durch den neube— 
gründeten Bund der Landwirte aus ſeinem abfälligen Urteil über die neue 
Wirtſchaftspolitik kein Hehl gemacht. 

Indes beſuchte der Kaiſer den Fürſten wieder am 16. Dezember auf der 
Rückreiſe von der Vereidigung der Rekruten in Kiel; auch der 25. Er— 
innerungstag des Friedens mit Frankreich ward 1896 Anlaß zu einem huld⸗ 
vollen Telegramm. Als aber im Oktober dieſes Jahres nach den franzöſiſch— 
ruſſiſchen Verbrüderungsfeſten in Cherbourg, Paris und Chalons die „Ham— 
burger Nachrichten“ Aufklärungen über die früheren deutſch-ruſſiſchen Ber 
ziehungen und über die Nichtverlängerung des Nückverficherungsvertrages 
im Jahre 1890 brachten, ſchlug die Stimmung abermals um. Bei der 
hundertjährigen Gedächtnisfeier für Kaiſer Wilhelm I. am 22. März 1897 
ward ſein getreuer Diener völlig übergangen. Dasſelbe Jahr hat doch noch 
Beweiſe kaiſerlicher Huld gebracht, am 16. Dezember wieder einen Beſuch 
auf der Rückreiſe von Kiel. Es war das letztemal, daß der Kaiſer den 
Mann, gegen den er das Gefühl dankbarer Verpflichtung doch nie aus dem 
Herzen verlor, am Leben ſah. 
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Der „Alte im Sachſenwalde“ hat noch länger als acht Jahre den Zeit⸗ 
ereigniſſen folgen können. Sein Leben ſpielte ſich ab in der gewohnten 
Weiſe, wie er es auf dem Lande zu führen pflegte. Bis in ſeine letzten Tage 
liebte er den Aufenthalt und vor allem die Bewegung im Freien. Einen 
Regenſchirm aufzuſpannen, Überſchuhe anzuziehen, anders als im offenen 
Wagen zu fahren, blieb ihm ungewohnt. Des Reitens wurde aber weniger; 
das Jagen hörte auf; doch ſah man in Wald und Feld täglich die hohe Geſtalt 
mit dem kräftigen Krückſtock, der wohl durch beide Arme quer über den 
Rücken gelegt wurde, begleitet von den beiden mächtigen Doggen. Das Aus⸗ 
ſehen blieb bis in die letzten Tage friſch und geſund; den Wangen iſt das 
durchſchimmernde Rot nie entſchwunden; die großen Augen leuchteten ſo 
blau wie nur je in den beſten Jahren. Die alten Krankheitsanfälle ſind 
doch auch jetzt nicht ausgeblieben, beſonders das ſchmerzhafte Geſichtsreißen, 
das nicht ſelten in der Nacht ſich einſtellte. Ende Auguſt 1893 erkrankte der 
Fürſt noch einmal ſchwer an Lungenentzündung und Gürtelroſe, ſo daß das 
Schlimmſte befürchtet und der Kiſſinger Aufenthalt bis in den Oktober 
ausgedehnt werden mußte. Das Reiten hat er ſeitdem aufgeben müſſen. 
Allſommerlich hat ihm ſonſt das Bad willkommene Erfriſchung gebracht; 
die königliche Saline öffnete ſich ihm und den Seinen als behagliches 
Heim. Prinzregent Luitpold hat das Erdenkliche getan, ihm den Aufenthalt 
angenehm zu machen. 

Friedrichsruh und Kiffingen find in dieſen Jahren das Ziel zahlloſer Pilger⸗ 
fahrten einzelner und ganzer Geſellſchaften und Vereine geworden. Man wollte 
den Alten hören und ſehen, manchmal, um die Neugier zu befriedigen, unend⸗ 
lich viel häufiger und zahlreicher aber, ihm zu huldigen und zu danken, ſich 
zu feſtigen in vaterländiſcher Geſinnung, an ſeinen Worten ſich aufzurichten, 
von ſeinem Rat, ſeiner Mahnung ſich führen zu laſſen. Auch auf den 
Reiſen von und nach Kiſſingen — andere hat er außer der Wiener und 
Berliner 1892 und 1894 nicht mehr gemacht — wurde die Gelegenheit be 
nutzt, ihn an Bahnhöfen zu begrüßen und ſeinen Worten zu lauſchen. Mehr 
als eine Begrüßungsfahrt hat ſich zu einem Akte von weitreichender politiſcher 
Wirkung geſtaltet, fo die des 1894 begründeten Bundes der Landwirte und 
des in demſelben Jahre ins Leben getretenen Oſtmarkenvereins. Handelte es 
ſich doch bei beiden um Fragen, an denen Bismarcks Herz hing, und in denen 
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er ſich von jungen Jahren an Kenntniſſe und Erfahrungen geſammelt hatte 
weit über das Maß aller bei Mitlebenden vorhandenen hinaus. Wenige 
ſind von Friedrichsruh oder von Kiſſingen hinweggegangen, ohne geſtärkt 
und erbaut zu ſein an dem Eindruck der noch im höchſten Greiſenalter fo 
machtvollen, ſo überwältigenden Perſönlichkeit. 

Daß der Inhalt ſeines Lebens blieb, der er von jeher geweſen war, 
verſteht ſich von ſelbſt. Die Politik, die vaterländiſche Politik, füllte ihm 
Sinn und Gedanken. Abgeſehen von den zahlreichen und meiſtens nicht 
kurz gefaßten Anſprachen bezeugen es der Mit- und Nachwelt die in Fried⸗ 
richsruh diktierten „Gedanken und Erinnerungen“ und die zahlreichen 
Auslaſſungen in den „Hamburger Nachrichten“ und gelegentlich auch in an⸗ 
deren Zeitungen. In den „Gedanken und Erinnerungen“ hat er ſeinem 
Volke ein Buch geſchenkt, das noch in Jahrhunderten kein gebildeter Deut⸗ 
ſcher ungeleſen laſſen wird. Es zählt nach Form und Inhalt zu den wert 
vollſten Schätzen unſerer Literatur; daß geſchichtliche Kritik dieſes oder jenes 
im Buche ablehnt, ändert nichts an ſeinem Geſamtwert. Nur ſchamloſe 
Vermeſſenheit kann verſuchen, es mit einer abfälligen Bemerkung bei Seite 
zu ſchieben. Es braucht kaum geſagt zu werden, daß Bismarck auch in 
nichtamtlicher Stellung fortgeſetzt auf dem laufenden blieb. Ihm floſſen 
Nachrichten von allen Seiten zu, und Friedrichsruh ſah nicht nur Patrioten, 
ſondern auch Politiker und Staatsmänner aus allen Ländern und bis zum 
ruſſiſchen Botſchafter hinauf als Gäſte. Völlig falſch haben aber Gegner 
aus dieſer fortgeſetzten tätigen Anteilnahme an der Politik auf ein Zurück⸗ 
ſtreben in die frühere Stellung geſchloſſen. Der Fürſt ſah viel zu klar, als 
daß er jemals einen ſolchen Gedanken gefaßt hätte. Er beſchränkte ſich 
darauf, „das Stück, das auf dem Welttheater geſpielt wurde, als unbe— 
teiligter, wenn auch kritiſcher Zuſchauer von der Loge aus zu verfolgen“. 

Ein ſchwerer Schlag traf den Fürſten, als ihm am 27. November 1894 
die Lebensgefährtin entriffen wurde. Er hat auch im hohen Alter Trennung 
von der Gattin immer nur ſchwer ertragen, wie ihm denn in ſeinem ganzen 
Leben die Familie der ſichere Zufluchtsort, ihr Glück ſein Daſeinsanker ge⸗ 
weſen war. Vom Ende des Jahres 1897 an nötigte ihn ein Beinleiden, 
einen Rollſtuhl zu benutzen. In trüben Stunden ſprach er über das Heran— 
nahen des Endes. Doch blieb ihm die geiſtige Friſche bis zum letzten 


U 15 


226 Im Sachſenwalde. 


Lebenstage bewahrt, und er konnte den gewohnten Intereſſen nachgehen. 
Nachdem die Arzte des alten Lungenleidens wegen einige Zeit um ihn be⸗ 
ſorgt und bemüht geweſen waren, glaubte Dr. Schweninger ihn am 29. Juli 
dem Hilfsarzt Dr. Chryſander überlaſſen zu können. An der Abendtafel 
dieſes Tages nahm der Fürſt noch teil, unterhielt ſich lebhaft, trank Cham⸗ 
pagner und rauchte ſeine Pfeife. Auch am nächſten Vormittag las er noch 
und ſprach über Politik. Nachmittags aber wurde er wiederholt bewußtlos. 
Dicht vor 11 Uhr abends am 30. Juli 1898 iſt er ruhig und ſchmerzlos 
entſchlafen. 

Der Kaiſer war auf der Nordlandsreiſe, als der Tod eintrat. Benach—⸗ 
richtigt, iſt er ſofort zurückgekehrt. Kaiſer und Kaiferin ſtanden am 2. Auguſt 
in Friedrichsruh an der Bahre, als die Leiche eingeſegnet wurde. In einem 
Erlaß an den Reichskanzler von dieſem Tage hat der Monarch „vor der 
Welt der einmütigen Trauer und der dankbaren Bewunderung Ausdruck 
gegeben, von welcher die ganze Nation erfüllt iſt “. Das Mauſoleum zu 
Friedrichsruh bewahrt die vergänglichen Reſte des Mannes, deſſen Name 
mit der Geſchichte des deutſchen Volkes enger verknüpft iſt und ſein wird 
als der irgend eines anderen Sterblichen. 
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Tismarcks Name ift mit der Geſchichte des deutſchen Volkes enger ver— 
13 knüpft als der irgend eines anderen Sterblichen.“ Ein Wort genügt, 
dies Urteil zu begründen: Er gab uns das Reich! 

Auch unſere Vorfahren einigte ein Staatsweſen, zeitweiſe — wenn auch 
nur kurz — in Glanz und Herrlichkeit. Nie aber waren Deutſche in ſo um— 
faſſender Zahl und fo feſt zu einem Ganzen verbunden wie ſeit 1871 im neuen 
Deutſchen Reich. Was ihm im letzten Jahrhundert voraufging, konnte 
bange Zweifel erwecken, ob uns ein Staat beſchieden ſein werde, ob wir 
uns nicht würden begnügen müſſen, Menſchen zu ſein. Wir ſchwebten in 
Gefahr, heimatlos zu werden auf Gottes Erde. Denn heimatlos iſt jedes 
Volk, dem ſtaatlicher Zuſammenſchluß verſagt iſt, das nur unter fremdem 
Dache wohnen darf. Wenn wir uns retten konnten aus dieſer Gefahr, 
ſo verdanken wir das Bismarcks Führung. 

Aber es iſt das nicht alles, was uns an den Mann kettet. Jedes Volk, 
das zu ſtärkerem Selbſtbewußtſein erwacht iſt, trägt ſein Ideal in ſich. Es 
wird, es iſt, was es ſein will. In ſeinen Großen, die ſein Wollen und 
Können darſtellen, ſieht es ſich verkörpert; ſie werden ihm Muſter und Vor— 
bilder von unerſchöpflicher Zeugungskraft. Solange noch Leben in ihm 
iſt, ſtrebt es ihnen nach. So iſt uns Bismarck als deutſcher Mann ein 
Führer geworden, Wegweiſer und Richtſchnur deutſchen Denkens und 
Handelns. 

Er war das als Staatsmann. Unendlich oft hat er als ſolcher ſeinem 
deutſchen Bewußtſein Ausdruck gegeben. Es in einer Form zu tun, die 
fremder Volksart zu nahe trat oder gar ſie geringſchätzig behandelte, hat er 
ſelten, und dann nur aus guten politiſchen Gründen, Anlaß genommen; 
aber es klingt durch alles hindurch, was er über Beziehungen zum Ausland 
äußert, daß für ihn als Staatsmann nur Deutſch maßgebend war, wie er 
es einmal ſchroff in die Worte gekleidet hat: „Was die Fremden als richtig 
erklären, das iſt ſicher dem Deutſchen ſchädlich.“ 

Er war aber deutſch nicht nur durch ſeine unübertroffene vaterländiſche 
Geſinnung, ſondern auch durch die beſondere Färbung, die ſeine Vater— 
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landsliebe trug. Unſere Geſchichte hat es mit ſich gebracht, daß jedem 
rechten Deutſchen noch ein landſchaftlicher, ſtammesmäßiger Sonderſtempel 
aufgedrückt iſt. Er iſt gleichſam der Erdgeruch, den wir nicht miſſen möchten. 
In Bismarck war preußiſcher Stolz eher lebendig als deutſcher. Wohl 
hatte er recht, wenn er nahe den Siebzigern betonte, daß ihm von jeher 
die deutſche Einheit als Ziel vorgeſchwebt habe; aber die Mitlebenden 
konnten in ihm zunächſt nur den Preußen ſehen. Zahlreichen Gegnern ift 
er Zeit ſeines Lebens nie etwas anderes geweſen, auch nicht, als das 
Preußentum in ihm längſt im Deutſchtum aufgegangen war. Sein Preu⸗ 
ßentum aber war auch wieder landſchaftlich beſtimmt, und er machte das 
mit Bewußtſein geltend. Kurz vor ſeinem Eintritt in den Vereinigten 
Landtag ſchreibt er einmal: „Ich bin ein Altmärker, der Gründe wiſſen 
will, ſeit meinem zweiten bis zum ſiebenten Jahre in Pommern erzogen; 
darum verſtehe ich mitunter keinen Spaß“. Er fühlte die klare, feſte, 
ftreitbare Art feiner beſonderen Landsleute in ſich lebendig. Aus ſolchem 
Gefühl ziehen die beſten Deutſchen gern einen guten Teil ihrer Kraft. 
Deutſche Art iſt aber auch außerhalb des Staatlichen in ſeltener Rein⸗ 
heit und Friſche in dieſem Sohne der norddeutſchen Ebene verkörpert. Das 
Mannhafte in ihm, der unerſchrockene, trotzige Mut ergreifen jeden. Das 
Wort: „Wir Deutſche fürchten Gott und ſonſt nichts in der Welt“ war 
im Munde dieſes Mannes lauterſte Weſenskündung. Er durfte ſagen, daß 
„der Appell an die Furcht in deutſchen Herzen niemals ein Echo findet“, 
und jeder Deutſche iſt ihm Dank ſchuldig dafür, daß er, was ihn beſeelte, 
ſich nur als Gemeingut ſeines Volkes denken wollte. Dem heldenhaften 
Sinn entſprach das heldenhafte Können. Gott hat uns in dieſem Manne 
einen Recken von übergewaltiger Kraft in jeder Beziehung geſchenkt. Les 
derers Hamburger Standbild wird ihm nur gerecht; es verkörpert den Ein⸗ 
druck, den er auf die Mitlebenden machte, der bei den Nachfahren fortwirkt. 
Niemand hat ihm gegenübertreten können, ohne von der Perf önlichkeit er⸗ 
griffen zu ſein, beſonders nicht in den ſpäteren Lebensjahren, wo auch in der 
äußeren Erſcheinung des Mannes ſichtbar ausgeſtaltet war, was in ihm 
lebte. Den Reichtum ſeines Geiſtes belegen die Bände ſeiner Reden und 
Schriften. Die Fülle des Wiſſens, die Klarheit der Gedanken, die Sicher⸗ 
heit des Urteils, die Formvollendung im Ausdruck, der Reichtum an Bil— 
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dern, an treffenden, ſtets eigenartigen Vergleichen find geradezu beiſpiellos 
inmitten der Fülle von Geiſtesäußerungen, die man als Maßſtab heran— 
ziehen konnte. Man erkennt an jedem Zuge, daß dieſer Mann nur er ſelber 
iſt, niemandem vergleichbar, niemandem nachgebildet, eine Schöpfung der 
Natur, die ſich in einem Meiſterwerke gefiel. 

Könnte man ſo von einſamer Größe reden, ſo iſt wiederum das Be— 
wundernswerte, daß ſie nicht abſtieß, ſondern anzog. Bismarck war Zeit 
feines Lebens von einem ſtarken Geſelligkeitstrieb beſeelt; Verkehr mit Men⸗ 
fchen war ihm Bedürfnis; er hat ihn ſtets geſucht. Er iſt in ſolchem Ders 
kehr, wie es bei ſeiner öffentlichen Stellung und Tätigkeit nicht anders ſein 
konnte, auf manche, auch auf unverſöhnliche Gegnerſchaften geſtoßen. Selten 
haben ſie dazu geführt, daß die Beziehungen ganz abgebrochen wurden. Er 
konnte Haß erwidern; man hat ihn einen ſtarken Haſſer genannt. In per⸗ 
ſönlicher Begegnung blieb er doch immer in den Schranken zuläſſiger Aus— 
drucksweiſe, ſtets Meiſter ſeiner Haltung, trotz draſtiſcher Redewendungen 
Muſter urbanen Benehmens. So konnten die „parlamentariſchen Abende“ 
den Reiz gewinnen und bewahren, dem ſich keiner ihrer Teilnehmer hat 
entziehen können. Der Wirt verſtand es, alle zu hören, mit allen zu 
reden. Er war ein Meiſter im Plaudern, ein überaus gewandter Cau— 
ſeur, auch mit Damen. Sein Sinn für Humor und feine echt nieder— 
deutſche Ausſtattung mit dieſer Gabe gaben dem Verkehr mit ihm einen 
beſonderen Reiz. 


Daß ihm in ſolchem geſuchten und doch immer natürlich ungezwungenen 
Verkehr eine ſeltene Menſchenkenntnis zuwuchs, kann nicht Wunder nehmen. 
Bismarck beſaß in ganz ungewöhnlichem Grade die Begabung, mit allen 
Ständen und Berufen, mit jeder Menſchenklaſſe, jeder landſchaftlichen und 
Stammesart Anſichten und Wünſche auszutauſchen, ihre Auffaſſungen und 
Empfindungen zu verſtehen. Die unendliche Vielſeitigkeit menſchlichen 
Lebens iſt kaum je einem Manne ſtärker zum Bewußtſein gekommen als unſe— 
rem erſten Reichskanzler. Wer mit ihm in perſönliche Berührung trat, konnte 
kaum anders als mit der Empfindung von ihm ſcheiden, daß Fäden her— 
über, hinüber führten. Zwei Berufe ſind es doch geweſen, für die ſein Herz 
beſonders ſchlug, der des Landmanns und der des Soldaten. Hier trat die 
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Familien, die Heimatsüberlieferung voll in Kraft. Seine Vorliebe für den 
Soldaten bricht immer wieder durch. Es iſt ihm der Stand, in dem der 
Mann ſich ganz ausgeſtalten kann. Keiner hat ſtolzer ſein können auf 
das vaterländiſche Heer, keiner ſchmerzlicher das Blut bedauern können, 
das vergoſſen werden mußte, des Vaterlandes Einheit zu erringen. „So 
gutes Blut wie das unſerer Soldaten iſt ſelten in der Welt“, ſchreibt er 
nach der Erſtürmung der Spicherer Höhen. Er freut ſich herzinniglich über 
die aufrichtig freundliche Geſinnung, die in Baden zwei Jahre nach der 
Niederwerfung des Aufſtandes ſich für das preußiſche Militär kundgibt. 
Landmannsleben hat er vom Kindes- bis zum Greiſenalter als höchſte 
Daſeinsfreude geſchätzt. Der 72jährige ſchreibt einem rheiniſchen Obſt— 
züchter: „Es war das Ideal meiner jungen Jahre, mich als Greis im 
Garten mit dem Okuliermeſſer ſorgenfrei vorzuſtellen. Die Pflanzenwelt 
iſt für die ihr gewidmete Pflege empfänglicher und dankbarer als die Politik“. 
Einen ſtarken Wahrheitskern enthält, was die Gräfin einmal zu Lothar 
Bucher äußerte: „Glauben Sie mir, eine Wruke intereſſiert ihn viel mehr 
als Ihre ganze Politik“. Sein Herz hing am Landleben, ſeinen Freuden, 
ſeinen Mühen und Pflichten. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Landmannsart auch in der Geſtaltung 
ſeines Haushalts den beſtimmenden Einſchlag bildete. „Es ſchien, als ſei 
man in einem großen Landhauſe verſammelt“, ſagt Keudell von Bismarcks 
„eigentümlich anmutendem“ Salon. Der Fürſt war und blieb „der vor— 
nehme Landedelmann im beſten Sinne“. Die Ungezwungenheit, mit der er 
ſich ſelbſt gab, verbreitete ſich auf ſeine Umgebung. Was zugegen war, 
ſchien familienartig zuſammen zu gehören, wie ja das Landleben mit ſeinem 
längeren und näheren Zuſammenſein unter einem Dach vertrauter ver— 
einigt als die naturgemäß flüchtigeren, mehr der Form unterliegenden Der 
rührungen im ſtädtiſchen Daſein. Weitherzige Gaſtfreiheit, wie rechtes 
Landleben ſie auch mit ſich bringt, hat den Reiz noch erhöht. 

Ganz befonders haben das Bismarcks Mitarbeiter empfunden. Was 
früher zur Geſandtſchaft und Botſchaft, ſpäter zur Miniſter- und Kanzler 
ſtellung gehörte, hat ſich als Glied des Bismarckſchen Familienkreiſes ge— 
fühlt. Bismarck hat als Staatsleiter erleſene Kräfte um ſich vereinigt: 
v. Keudell, Bucher, Abeken, v. Thile, v. Tiedemann, auch ſchon früher 
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mehr als einen tüchtigen Mann. Es wurde viel von ihnen verlangt, und 
es war nicht leicht, den Heiſchenden zu befriedigen; er maß nach ſich. Es iſt 
das als Laſt empfunden worden, gelegentlich auch verbunden mit dem Gefühl, 
drohenden Fehlgriffen des Selbſtherrlichen vergeblich entgegen zu arbeiten; 
an der Empfindung, zu Unrecht verletzt zu ſein, hat es nicht gefehlt, anderer— 
ſeits aber auch nicht an Anerkennung. So haben ſich die Mitarbeitenden 
immer wieder gebeugt, nicht nur vor der Überlegenheit des Mannes, die ihnen 
ungezwungen und ungeſucht ſtets wieder zum Bewußtſein gebracht wurde, 
und vor der „feſten Zügelfauſt“, ſondern auch vor dem beſtrickenden Zauber 
der inneren Beziehungen, dem kein edel Denkender dieſem Manne gegenüber 
widerſtehen konnte. Dem haben verärgerte Stimmungen, Ausbrüche der 
Gereiztheit, denen Bismarck ja nicht fo ſelten unterlag, höchſtens vorüber— 
gehend Eintrag tun können. Man erkannte doch immer wieder den unver— 
gleichlichen Meiſter, der ſeine rieſenhafte Arbeitskraft in raſtloſer Anſtrengung 
bis zur äußerſten Erſchöpfung einſetzte, den man nicht verlaſſen durfte, dem 
man nacharbeiten mußte, erkannte den mitfühlenden Führer, der die Werk— 
genoſſen nicht bloß ausnutzte, ſondern den Wert ihrer Mitarbeit in der 
Schätzung ihrer Perſönlichkeit würdigte. So haben ſie ſich ihm ſelbſtlos 
hingegeben, dem Mann, „den Gott ſich ſo recht zum Werkzeug gebildet“. 
Es iſt wie das Verhältnis der altgermanifchen Gefolgsleute zum Herrn. 
Es fehlt nicht an Gegenſätzen; aber es lebt in ihnen ein Geiſt, und ein 
Wille einigt ſie. Abekens Aufzeichnungen laſſen das Verhältnis beſonders 
klar erkennen. 


Es iſt deutſche Art, die Dinge nicht allein mit dem Verſtande, ſondern 
auch mit dem Gemüt zu erfaſſen. Man darf ſagen, daß die Tätigkeit des 
Staatsmannes nicht gerade geeignet iſt, ſie zu beſonderer Geltung zu bringen. 
In Bismarck iſt ſie gleichwohl kraftvoll geblieben. Mußte ſie in ſeinen 
dienſtlichen und politiſchen Beziehungen nicht ſo ſelten zurücktreten, ſo 
durchdringt ſie ſein Familienleben um ſo wärmer und inniger. Sein Heim 
iſt das Muſter eines deutſchen Hauſes, durchleuchtet von warmer und reiner 
Liebe. Die Seinigen bilden die Grundlage ſeines Glückes; ſie ſind es, 
die ihn an dieſe Welt ketten; in ihrem Kreiſe ſucht und findet er Ruhe von 
den Stürmen, die ihn draußen umbrauſen. Und das Bedürfnis, hier 
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Glück und Frieden um ſich zu wiſſen, erſtreckt ſich über den Kreis der uns 
mittelbaren Angehörigen hinaus auf alle, die dem Haushalt angefi chloſſen ſind. 
Was in ſeinem Dienſt und Brot ſteht, iſt auch ſeinem Herzen nahe. Das 
in unſerer Zeit ſo oft gering eingeſchätzte, nicht ſelten gefliſſentlich herab⸗ 
geſetzte patriarchaliſche Verhältnis zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
war ihm überliefert und iſt von ihm treu gepflegt worden. Bitter unrecht tut 
dem Begründer des Deutſchen Reiches, wer die ſo oft ausgeſprochene Be⸗ 
ſchuldigung wiederholt, daß er kein Herz gehabt habe für den kleinen Mann. 
Seine Stellung iſt nicht nur gekennzeichnet durch die Kaiſerliche Botſchaft 
und was ſich daran knüpft, ſondern auch durch fein perſönlichſtes Verhalten. 
Es haben ſich würdige Notleidende nicht leicht vergeblich an ihn gewandt; 
er hat geholfen, nicht etwa aus ſtaatlichem Dispoſitionsfonds, ſondern aus 
feinen Privatmitteln: „Wer ſich in Not bittend an mich wendet, dem helfe 
ich, ſoweit ich es mit meinen geringen Mitteln vermag“. Es entſprach das 
ſeinem lebendigen, tatbereiten Mitgefühl mit dem Geſchick anderer. Als 
Bundestagsgeſandter iſt er in Frankfurt einmal drei Treppen in die 
Wohnung eines jungen Mannes hinaufgeſtiegen, der wegen politiſcher Um⸗ 
triebe verhaftet werden ſollte, hat ihn gewarnt und ihm einige Goldſtücke 
gegeben, damit er ins Ausland entkommen konnte. 

Die Mittel, die ihn befähigten, ſo zu handeln, ſind ihm, bis in die 
Kanzlerzeit hinein, nicht reichlich gefloſſen. Wie berührt, hat er das väter⸗ 
liche Erbe nicht in glänzendem Stande übernommen. Er kam vorwärts, 
doch nach Maßgabe der Zeitverhältniſſe nur langſam; nicht ſo ſelten haben 
ihm die Zinstermine Sorge gemacht. Er hat gelegentlich Geld ausgegeben, 
was hätte geſpart werden können; von verſchwenderiſcher Lebensweiſe kann 
aber in keinem Zeitabſchnitt ſeines Daſeins, wenn man etwa von Aachen 
abſieht und ihm Studentenſchulden nicht anrechnet, die Rede ſein, anderer— 
ſeits aber auch nicht von ängſtlicher Zurückhaltung in Geldſachen. Die Ein⸗ 
nahmen mehrten ſich, als er Geſandter war, aber zugleich der unvermeid⸗ 
liche Aufwand; beſonders Petersburg hat Geld gekoſtet: „3000 Taler 
geben fie für den Umzug, und 13 000 koſtet er.“ Die Repräſentations⸗ 
pflichten, die ihm ſeine Stellung auferlegte, hat Bismarck ſtets reſtlos erfüllt; 
das war ihm ein Teil der Staatsmannskunſt, die er zu üben hatte und 
in der er lebte, ein unumgänglicher, nie allerdings der weſentlichſte, ger 
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ſchweige denn alles. Zu Wohlſtand gelangte er erſt durch die Dotationen, 
wenn auch nicht unmittelbar; fie erforderten zunächſt erhebliche Aufwendun— 
gen. Das Geburtstagsgeſchenk des deutſchen Volkes in Geſtalt des zweiten 
Schönhauſer Familienguts hat ihn dann auch unter den Standesgenoſſen 
zum beſitzenden Manne gemacht. 

Bismarck hat gelegentlich geklagt über Mangel an Zeit, ſich feinen Privat 
angelegenheiten zu widmen. Er hat ihre Leitung doch immer in feſter und 
ficherer Hand gehalten, auch in dieſer Beziehung Landedelmann beſten 
Stiles. Mit den ländlichen Betrieben jeder Art hat er dauernd Fühlung ber 
halten, Fortſchritten und Neuerungen zu folgen verſtanden, auf dieſe Weiſe 
ſeine großen Beſitzungen mit der Zeit weſentlich gehoben. Seine Gegner 
haben nicht verfehlt, hier den hauptſächlichſten, ja den alleinigen Antrieb 
zu ſuchen für ſein kräftiges Eintreten für die deutſche Landwirtſchaft, wahr— 
lich eine Verunglimpfung gröblichſter Art. Ihn zu verdächtigen, als nutze 
er fein Wiſſen von ſtaatlichen Dingen zur Mehrung feines Vermögens aus, 
hat man doch kaum je ernſtlich gewagt. Dazu ſtand der Mann ſittlich zu 
hoch, als daß er ſo hätte erreicht werden können. Er hat der in ſeiner 
Stellung ſo naheliegenden Verſuchung Widerſtand nicht zu leiſten brauchen; 
ſie iſt innerlich nicht an ihn herangetreten. 


Einen Führer unſeres Volkes denken wir uns nicht gern ohne Bezie— 
hungen zu deutſcher Bildung. Bismarck und Goethe werden heute gelegent— 
lich in Gegenſatz geſtellt, als hätten wir Deutſche gleichſam zu wählen 
zwiſchen beiden, hätten dem einen oder dem andern zu folgen, Menſch oder 
Staats bürger zu ſein. Es iſt eine ſeltſame Verwirrung der Begriffe, die ſich 
allein aus der Zeit erklärt, in der wir ſtaatenlos dahinlebten. Als wenn jemand 
ein Menſch ſein könnte, ohne einem Volkstum anzugehören, und ein Volk 
eine menſchenwürdige Geſittung zu erringen und zu behaupten vermöchte, ohne 
zu ftaatlicher Geſtaltung vorgeſchritten zu fein! Bismarck iſt kein Gegenſatz 
zu Goethe, ſondern ein rechter, echter Menſch in Goethes Sinne. Dazu ger 
hört nicht Aufgehen in ſchöngeiſtigem Leben und Streben, ſondern Entfaltung 
des Eigenen, was in des Menſchen Bruſt ſchlummert. Dieſe Bedingung 
aber hat Bismarck erfüllt wie nur wenige, die unter den Sternen wan— 
delten. 
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Wenn man ſo urteilt, ſo braucht nicht das Hauptgewicht darauf gelegt 
zu werden, daß Staatsmannſchaft auch eine Kunſt iſt, eine wahre, echte 
und eine ſchwere Kunſt, die im großen, im weltgeſchichtlichen Stil zu üben 
nur vereinzelte Sterbliche vermochten. Bismarck kann ſich auch in außer— 
ſtaatlichem Geiſtesleben den Beſten an die Seite ſtellen. Was er zur Deutz 
ſchen Literatur beiſteuerte, bleibt ihr ein unvergänglicher Schatz. Es gibt 
nicht allzuviel, was feinen Urheber fo in klarſtem Abbild widerſpiegelt. 
Reden und Schriften belegen den ſtaunenswerten Umfang der Kenntniffe, 
die ſo manchen in Verwunderung verſetzt haben, der ſich mit ihm unterhalten 
durfte. Und es handelte ſich dabei nicht um Vielwiſſerei, ſondern um Ver— 
arbeitetes, zu eigen Gewordenes. Das war insbeſondere auch mit den 
Werken der Klaſſiker, nicht nur der deutſchen, ſondern auch fremder, der 
Fall. Ihre Gedanken ſtanden ihm zur Verfügung; ihre Worte bewahrte er 
im Gedächtnis. Er ſagt ſelbſt, daß er „viel und mit Nutzen geleſen“ habe, 
und man kann hinzufügen: Mit Urteil. Daß er ſich klar war über den unlös— 
lichen Zuſammenhang zwiſchen Gedankeninhalt und Mutterſprache, beweiſt 
die Tatſache, daß er ſogleich nach feinem Amtsantritt als Miniſterpräſident im 
Dienſt des Auswärtigen die deutſche Sprache an die Stelle der franzöſiſchen 
ſetzte; mangelnde Kenntnis ſpielte da nicht mit. Er lernte und gebrauchte 
fremde Sprachen mit Leichtigkeit; er konnte mit vollem Recht ſpotten über 
„Diplomaten, die keinen andern Befähigungsnachweis haben als Sprach— 
kenntniſſe, wie Oberkellner ſie beſitzen“. 

Die Bildung, die ihm ſo eigen wurde, war nicht von der im damaligen 
wie im jetzigen großſtädtiſchen Leben verbreiteten Art, die ſich dürftig vor— 
kommt, wenn ſie nicht über alles zu reden weiß. In Bismarck lebte die 
Vorausſetzung aller wahren Bildung, Klarheit über die Grenzen des eigenen 
Wiſſens und Könnens. Man hat Mangel an Kunſtſinn an ihm gefunden. 
Er ſoll gefagt haben, daß er Apoll nicht leiden könne, weil er aus Ein— 
bildung und Neid den flötenſpielenden Marſyas geſchunden und aus ähn— 
lichen Gründen die Kinder der Niobe totgeſchoſſen habe; ſein Mann ſei der ehr⸗ 
liche Vulkan und noch beſſer Neptun. Für die Einſchätzung von Bildung 
war ihm das Sittliche maßgebend, nicht das Künſtleriſche, der Inhalt, nicht die 
Form. Das iſt deutſch, echt deutſch, unſere Stärke. Man kann ablehnen, 
feine Bildung eine äſthetiſche zu nennen. Aber ift das, was die Gegen— 
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wart darunter zu verſtehen pflegt, nicht eher eine Verirrung als eine Ver— 
tiefung geiſtigen Lebens? Es gilt, zunächſt das Edle, das Wahrhaftige im 
Menſchen zu entwickeln; das Schöne kann weder allein noch entſcheidend 
Ziel des Strebens ſein. Beides einander gleichzuſetzen, iſt ein mehr als 
bedenkliches Fehlgreifen. Neigung und Fähigkeit, alles anzuempfinden, beſaß 
Bismarck nicht, hat fie auch nicht erſtrebt; fie kann aber auch nicht Kenn— 
zeichen wahrer Geiſteskultur fein. Bismarck hat, was in ihm lag, zu glän- 
zender Entfaltung gebracht und ſich damit einen Platz geſichert unter den 
geiſtigen Führern unſeres Volkes, auch in Goethes Sinne: „Höchſtes 
Glück der Erdenkinder iſt doch die Perſönlichkeit.“ Bismarck hat nie auch 
nur einen Verſuch gemacht, in irgend einer Richtung ſelbſt Kunſt zu üben. 
Daß er aber z. B. guter Muſik mit warmer Empfindung folgte, dafür haben 
wir zahlreiche und unwiderlegliche Zeugniſſe. 

Und noch eins: Grundlage ſeiner Geiſtesbildung war dem beginnenden 
Dreißiger der Chriſtenglaube geworden und iſt es bis zum Lebensende un— 
erſchüttert geblieben; er hat es oft bekannt, werktätiges, dem Leben zuge— 
wandtes Chriſtentum. Hier fand er Stecken und Stab zur Stütze auf 
langer, mühereicher, gefahrvoller Wanderung. Hier liegen die Wurzeln ſeines 
Pflichtbewußtſeins: „Für einen Menſchen, der nicht an Pflichten glaubt, die 
ihm im Wege göttlicher Offenbarung auferlegt ſind, ſehe ich nichts in der Welt, 
was ihn abhalten ſollte, nach feiner Phantaſie das Leben zu genießen“. — 
„Wir ſind nicht auf dieſer Welt, glücklich zu ſein und zu genießen, ſondern 
um unſere Schuldigkeit zu tun“. Daß in einem Manne von ſo überreichem 
Gedankenleben die verſchiedenartigſten Regungen ſich kreuzten, kann nicht 
überraſchen: „Fauſt klagt über die zwei Seelen in feiner Bruſt; ich beher— 
berge aber eine ganze Menge, die ſich zanken. Es geht da zu wie in einer 
Republik“. 

Bismarcks Größe liegt in ſeinen ſtaatlichen Leiſtungen; aber weit darüber 
hinaus hat er durch ſeine Perſönlichkeit und ſeine ganze Lebensführung 
unſerem Volke dauernde Werte geſchaffen. 


Der Begründer des Reiches hat es für möglich erklärt, daß die Vor— 
ſehung es nützlich finde, die deutſche Nationalkraft „noch einem Feuer euro⸗ 
päiſcher Koalitionen größerer benachbarter Nationen, noch einem härten—⸗ 
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den und läuternden Feuer auszuſetzen“. Seitdem das Reich begründet 
war, blieb es unentwegt Kern ſeines Denkens und Handelns, ſein Werk 
vor ſolcher Gefahr zu bewahren, zu bewahren zugleich durch innere Feſti⸗ 
gung und durch weiſe Leitung der Beziehungen zu den auswärtigen Mächten. 
Die Gefahr hat in der Folgezeit nicht beſchworen werden können; wenn wir 
ihr heute begegnen feſten Mutes und in ſicherer Zuverſicht auf Beſtehen, ſo 
verdanken wir das vor allem anderen der weitſchauenden Umſicht und Be— 
ſonnenheit, mit welcher der Begründer des Reiches deſſen Fundamente legte, 
den Bau aufführte, ſein Inneres ausſtattete. Es iſt dahin gekommen, daß 
kein Deutſcher das Haus mehr miſſen mag, in dem ſo mancher Landsmann 
einſt wider ſeinen Willen Wohnung nehmen mußte; das Dach, das vor 
den Wettern draußen ſchützt, iſt jedem zum koſtbaren Eigen geworden. 

Unendlich oft iſt die Wendung vom Küraſſierſtiefel wiederholt worden. 
Sie droht zum Emblem Bismarckſcher Handhabung der Politik zu werden. 
Und doch könnte kaum eine falſchere Vorſtellung Platz greifen. Bismarck 
hat drei Kriege führen müſſen, das gegebene Ziel zu erreichen. Was un: 
umgänglich in den Verhältniſſen lag, kann man nicht verwenden, um Nei— 
gung zu gewaltſamem Durchgreifen zu belegen. Das ſollte man dem Aus⸗ 
lande überlaſſen, das fortgeſetzt mit dieſer Entſtellung krebſen geht. Wie 
in den Auseinanderſetzungen mit den inneren Gegnern, ſo hat der Begründer 
unſeres Reiches auch in allen auswärtigen Fragen ſich ausnahmslos einer 
ruhigen, ſachlichen Behandlung befleißigt. Er iſt in keiner Weiſe eine 
napoleoniſche Natur. „Küraſſierſtiefel“ und „kalter Waſſerſtrahl“ ſind 
ſelten und nur dann in Erſcheinung getreten, wenn ſie als angezeigte Mittel 
der Diplomatie am Platze waren. Ohne Not hat Bismarck niemanden 
brüskiert; die ſtarke Fauſt iſt nicht das Kennzeichen ſeiner Politik. 

In feinen Äußerungen fließt ein ſchier unerſchöpflicher Born ſtaats— 
männiſcher Weisheit, gleichmäßig für Regierende wie für Regierte; die 
Gegenwart hat Anlaß, deſſen zu gedenken. Er lehrt in den „Gedanken und 
Erinnerungen“: „Irrtümer in der Kabinettspolitik der großen Mächte ſtrafen 
ſich nicht ſofort; aber unſchädlich ſind ſie nie. Die geſchichtliche Logik iſt 
noch genauer in ihren Reviſionen als die Oberrechnungskammer“. Als 
Miniſterpräſident mahnte er den Landtag: „In der auswärtigen Politik 
gibt es Momente, die nicht wiederkommen“. Er wußte, worauf es ankam: 
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„Das Vorüberrauſchen der Gottheit vernehmen und einen Zipfel ihres 
Gewandes erfaſſen, das iſt alles.“ Er hat andererſeits ſein Volk wieder 
und wieder ermahnt, in allen Fragen der inneren Ordnung ſich ftets bewußt 
zu bleiben der unentbehrlichen Vorausſetzungen für den äußeren Beſtand. 
Inmitten Europas kann der Deutſche nur Deutſcher bleiben in einem 
mächtigen, auf eigener Kraft ſicher ruhenden Staatsweſen. Keine Kultur— 
leiſtung, welcher Art auch immer, kann unſerem Volke den Mangel eines 
ſtarken, die Entſcheidung ſeiner Geſchicke in eigener Hand haltenden Reiches 
erſetzen. Aus dieſem Grundgedanken Bismarckſcher Politik ergibt ſich klar 
und deutlich die Haltung, die er in unſerer gegenwärtigen Lage annehmen 
würde. Wie 1864, wie 1866, wie 1870 würde er die Gegenwart ordnen 
mit dem Blick auf die Zukunft und zwar die ferne Zukunft, wie ſie ſich 
geſchichtlicher Einſicht darſtellt, Mäßigung üben, wo fie zur Dauer führt, 
aber auch entſchloſſen zugreifen, wo nur die ſtarke Hand die Nachkommen 
davor ſichern kann, die Erfahrungen wiederholen zu müſſen, die uns nicht 
erſpart geblieben ſind. 

Vor allem aber würde es ihm am entſchloſſenſten Siegeswillen nicht 
fehlen: „Wenn auf irgend einem Gebiet, ſo iſt es auf dem der Politik, 
daß der Glaube handgreiflich Berge verſetzt, daß Mut und Sieg nicht im 
Kauſalzuſammenhang, ſondern identiſch ſind, wenigſtens für einen König 
von Preußen“, ſchreibt ſchon der Frankfurter Bundestagsgeſandte. Er 
würde ſich ſein Volk in gleicher Entſchloſſenheit und in gleichem, ſtarkem 
Wollen wünſchen: „Würde die Nation bei uns ſo ſtark von preußiſchem 
Ehrgeiz erfaßt, daß die Regierung ſich nicht mehr belebend, ſondern mäßigend 
dazu zu ſtellen hätte, ſo würde ich dieſen Zuſtand durchaus nicht beklagen“, 
betont er während der Londoner Konferenzen von 1864. 


Horſt Kohl hat dem zweiten Band feiner Bismarck-Regeſten als Motto 
die Verſe aus Goethes Epilog zu Schillers Glocke vorgeſetzt: 
So feiert ihn! Denn was dem Mann das Leben 
Nur halb erteilt, ſoll ganz die Nachwelt geben. 
Daß der Gedanke, den die Mahnung ausſpricht, in deutſchen Herzen 
lebendig iſt, offenbaren die Bismarckſäulen, die von unſeren Höhen winken, 
hat die Jahrhundertfeier bewieſen. Aber Feiern und Nachfolgen ver— 
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halten ſich zu einander wie Denken und Handeln. Die Gegenwar 
lehrt leider nur zu deutlich, daß die Grundwahrheiten aus Bismarcks 
Leben unſerem Volke noch nicht in Fleiſch und Blut übergegangen ſind, 
weder den Regierenden noch den Regierten. Man freut ſich der Frucht ſeiner 
Arbeit, hat auch gelernt, ihren Wert zu erkennen, vergißt aber, daß ſein Werk 
allein erhalten werden kann durch die Mittel, deren Anwendung es ſchuf. 
Nur wenn jetzt alles Streben ſich richtet auf das eine Ziel, das Reich in 
voller, jedem anderen Reiche ebenbürtiger Macht zu erhalten, nur wenn in 
Zeiten der Bedrängnis, wie wir ſie jetzt durchleben, alle anderen Wünſche 
und Begehren verblaffen und dahinſchwinden vor dieſem einen Gedanken, 
nur dann kann man ſagen, daß Bismarck unſerem Volke zu eigen geworden 
iſt. Allein darin kann es ſein Heil ſuchen, ſoweit menſchliches Wollen 
in Frage kommt. Tut es das nicht, ſo hat Bismarck umſonſt gelebt, ſo iſt 
er umſonſt, um mit Abeken zu reden, „das Werkzeug in Gottes Hand ge— 
weſen“, das „auserſehen“ war, uns zu einigen. Die Begründung unſeres 
Reiches wäre ein Satyrſpiel der Weltgeſchichte. Das kann Gott nicht 
wollen. Sein Wille kann aber in den Menſchen nur mächtig bleiben, wenn 
fie ſich nicht ſelbſt aufgeben. Nichts kann dem deutſchen Manne in gleicher 
Weiſe die unentbehrliche innere Stärke ſichern, als immer tiefer einzudrin— 
gen in das Verſtändnis für Bismarcks gewaltiges Wollen und Können, 
immer feſter zu wurzeln in ſeinen Überzeugungen von dem, was uns not iſt. 
Nie hat ein Lebender größeres Recht gehabt, von ſich zu ſagen: „Für mich 
hat immer nur ein einziger Kompaß, ein einziger Polarſtern, nach dem ich 
ſteuere, beſtanden: Salus publica“, und nie haben ſolcher Geſinnung größere 
Kraft und beſſeres Verſtändnis gedient. Was ſie erreichten, kann uns nur 
erhalten bleiben, wenn wir uns in feinem Sinne dafür einſetzen. 
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